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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 
Vor si tz end e: Präsident Dr. Fischer, 

Zweiter Präsident Dr. Lichal, Dritte Präsidentin 
Dr. Heide Schmidt. 

***** 
Präsident: Ich e r ö f f n e die 48. Sitzung des 

Nationalrates. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten Fritz 
Verzetnitsch, Kerschbaum, Matthias Achs, Mag. 
Brigitte Ederer, Ludmilla Parfuß, Steinbauer, 
Dkfm. Dr. Fritz König, lng. Karl Dittrich und 
Dipl.-Ing. Riegler. 

Mandatsverzicht 

Präsident: Von der Hauptwahlbehörde ist die 
Mitteilung eingelangt, daß der Abgeordnete Dr. 
Josef Taus sein Mandat zurückgelegt hat. Die An
gelobung eines Nachfolgers wird erfolgen, sobald 
der Wahlschein in der Kanzlei des Präsidenten 
einlangt. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 1 Minute - mit 
dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur I. An
frag~.: Frau Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable 
(FPO) an den Herrn Bundesminister für Inneres 
Dr. Franz Löschnak. 

Ich bitte die Frau Abgeordnete, ihre Anfrage 
zu formulieren. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable: Sehr ge
ehrter Herr Minister! Meine Frage lautet: 

138/M 

Wie viele Personen. gegen die ein Aufenthaltsver
hot erlassen wurde. sind im laufenden Jahr tatsäch
lich abgeschoben worden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Wir haben eine tele
fonische Rundfrage in den Sicherheitsdirektionen 
durchgeführt und daraus das Ergebnis erhalten -
ich bitte das als "Zirka"-Ergebnis zur Kenntnis zu 
nehmen -, daß im laufenden Jahr etwa 
6 500 Personen abgeschoben wurden. 

Präsident: Zusatzfrage. bitte. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable: Herr 
Minister! Ich habe von der Gendarmerie Burgen-

land erfahren, daß Personen, gegen die ein Auf
enthaltsverbot verhängt worden ist und die sich in 
Schubhaft befinden, in folgender Weise behan
delt werden: Sie werden in Autobusse verfrachtet, 
bekommen 300 Schilling in die Hand gedrückt, 
werden zu irgendeinem Bahnhof in Wien ge
bracht - meistens zum Südbahnhof oder zum 
Ostbahnhof -, und es wird ihnen dann gesagt: 
So, jetzt steigt aus und schaut. daß ihr außer Lan
des kommt! 

Was sagen Sie, Herr Bundesminister, zu dieser 
Praxis? Glauben Sie. daß das wirkungsvoll ist und 
daß die Leute tatsächlich ausreisen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Frau Abgeord
nete! Bei einem solchem Einzelfall, den Sie zur 
Kenntnis erhalten haben, brauche ich Ihren In
formanten, damit ich das mit ihm besprechen 
kann. Normalerweise werden die Abschübe so 
vorgenommen, daß die Abzuschiebenden in ei
nen Zug oder in einen Autobus verfrachtet wer
den, zur Grenze gebracht werden und dann von 
dem jeweiligen Land, an deren Grenze die Über
nahme erfolgt, übernommen werden. Das ist der 
Normalvorgang. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-PabIi~: Der 
Herr Minister wollte mir, glaube ich, noch etwas 
sagen. 

Präsident: Herr Bundesminister! Wollen Sie 
noch eine Ergänzung machen? - Bitte. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Ich wollte, sehr 
geehrte Frau Abgeordnete, nur dazusagen: Bei ei
nem solchen Einzelfall genügt es nicht, mir zu 
sagen, Sie hätten davon gehört. Um das überprü
fen zu können, brauche ich entweder denjenigen, 
der das behauptet, oder konkrete Daten darüber, 
wann und wo so etwas stattgefunden haben soll. 
Die von Ihnen geschilderte Vorgangsweise ent
spricht nicht den Anordnungen für Abschübe. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable: Eigent
lich handelt es sich dabei nicht um Einzelfälle. Es 
sind dabei auch Autobusse im Spiel. Das wollte 
ich nur ergänzen. 

Aber, Herr Minister, ich habe noch eine Frage. 
Warum werden so viele Aufenthaltsverbote, die ja 
aus berechtigten Gründen verhängt worden sind, 
aufgeschoben? Warum wird der Vollzug nicht so
fort durchgeführt? 
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Präsident 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Sehr geehrte 
Frau Abgeordenete! Vor der Vollstreckung des 
Aufenthaltverbotes sind bestimmte Kriterien zu 
prüfen. Es ist zu prüfen, ob erstens Gründe für 
die Annahme bestehen, daß der Fremde - sein 
Leben oder seine Freiheit - in dem Staat, in den 
er gebracht werden soll, aus Gründen seiner Ras
se, seiner Religion, seiner Nationalität, also aB 
den Gründen, die die Genfer Konvention auf
zählt, durch die Abschiebung bedroht wäre, oder 
ob er zweitens Gefahr liefe, in dem Land, in das 
er abgeschoben wird, gefoltert oder einer un
menschlichen Behandlung oder sogar der Todes
strafe unterworfen zu werden. All das sind Grün
de, die vor der Vollstreckung des Aufenthaltsver
botes zu ergründen und abzuklären sind, und 
wenn die Annahme besteht, daß das eintreten 
könnte, wird das Aufenthaltsverbot nicht voll
streckt. 

Präsident: Nächste Zusatzfrage stellt die Frau 
Abgeordnete Dr. Petrovic. Bitte sehr. 

Abgeordnete Or. Madeleine Petrovic (Grüne): 
Herr Bundesminister! Die unabhängigen Verwal
tungssenate haben in etlichen Fällen im nachhin
ein erkannt, daß eine durchgeführte Abschiebung 
nach österreichischem Recht und auch nach in
ternationalen Grundsätzen rechtswidrig war. Wie 
viele Fälle waren das, und hat eine einzige dieser 
Personen Schadenersatz bekommen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Frau Abgeord
nete! Ich habe von einigen Ausnahmefällen ge
hört, wo diese Spruchpraxis der unabhängigen 
Verwaltungssenate, die es ja erst seit dem heuri
gen Jahr gibt und bei denen sich noch keine ein
heitliche Entscheidungspraxis entwickelt hat, üb
lich ist. Über Schadenersatzforderungen ist mir 
mit Ausnahme eines Falles oder zweier Fälle 
nichts darüber Hinausgehendes bekannt, über 
den Ausgang überhaupt nichts. 

Präsident: Danke. 

Zusatzfrage: Herr Abgeordneter Strobl. Bitte. 

Abgeordneter Strohl (SPÖ): Herr Bundesmini
ster! Es soll Personen geben, gegen die zwar ein 
Aufenthaltsverbot erlassen wurde, die jedoch 
nicht abgeschoben wurden. Was sind die Gründe 
für diese Handlung? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Herr Abgeord
neter Strobl! Ich habe schon darauf verwiesen, 
daß für die Vollstreckung des Aufenthaltsverbo
tes bestimmte Kriterien erfüllt werden müssen. 
Bevor eine solche Vollstreckung erfolgen kann, 

wird unter anderem geprüft, ob Verfolgungsgrün
de vorliegen. Es wird im Sinne der Genfer Kon
vention oder wenn die berechtigte Annahme be
steht, daß derjenige, der abgeschoben werden soll, 
Gefahr liefe, gefoltert oder einer unmenschlichen 
Behandlung oder sogar der Todesstrafe unterwor
fen zu werden, das Aufenthaltsverbot nicht voll
streckt. Das sind die Gründe, die gegen die Voll
streckung des Aufenthaltsverbotes sprechen. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Kollege Rieder hat das Wort. 

Abgeordneter Rieder (ÖVP): Herr Bundesmi
nister! Wenn Personen abgeschoben werden sol
len, so ist das ja auch entsprechend zu organisie
ren und vorzubereiten. Nun geschieht das in der 
Regel dezentral. Ich könnte mir jedoch vorstellen, 
daß bei einer zentralen Serviceorganisation vom 
Bundesministerium her diese Dinge besser koor
diniert werden könnten, kostengünstiger wären 
und man mehr Übersicht hätte und das vor allem 
professioneller geschehen könnte, wie etwa die 
Flugscheinbesorgung und all die Dinge, die mit 
Abschüben zusammenhängen, die in fernere Län
der gehen. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Herr Abgeord
neter! Es freut mich, einmal zu hören, daß zentral 
etwas besser funktionieren könnte als dezentral. 
Normalerweise kommt gerade von Ihrer Seite im
mer wieder der Hinweis, daß dezentral die Dinge 
viel besser funktionieren. Ich nehme aber diesen 
Ball gerne auf, Herr Abgeordneter. 

Ich weise nur darauf hin, daß wir mit der Un
terbringung von Schubhäftlingen große Schwie
rigkeiten haben aufgrund der Entwicklung in den 
letzten beiden Jahren und der Tatsache, daß doch 
ein Teil der Bezirksverwaltungsbehörden, die ja 
hiefür primär zuständig wären, ihre Arrestlokale 
geschlossen haben beziehungsweise diese nicht in 
einem Zustand sind, der den internationalen Ge
pflogenheiten und Standards entspricht. Außer
dem haben wir jetzt sehr viel Bewegung im Be
reich der Exekutive, und es ist nicht immer leicht, 
mit Schubhäftlingen, den notwendigen Verneh
mungen, den notwendigen Beweisführungen zu 
Rande zu kommen. Aber Ihr Gedanke ist überle
genswert, ich werde ihn aufgreifen. 

Präsident: Damit haben wir die Anfrage 138/M 
erledigt. 

Wir kommen zur Anfrage 133/M. und Herr 
Abgeordneter Gratzer (FPO) wird sie formulie
ren. - Bitte sehr. 

Abgeordneter Gratzer: Herr Bundesminister! 
Meine Frage lautet: 
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Gratzer 

133/M 
Wie beurteilen Sie die Notwendigkeit der Schaf

fung eines eigenen Gehaltsschemas für die Sicher
heitsexekutive, welches den spezifischen Anforde
rungen dieses Berufsstandes auch wirklich gerecht 
wird? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich habe mich auch öffent
lich mehrmals dazu bekannt. Ich stehe einem ei
genen Gehaltsschema für die Exekutive durchaus 
positiv gegenüber, weil die spezifische Aufgaben
steIlung einerseits eine spezifische Vor- und Aus
bildung andererseits bedingt, was ein solch eige
nes Gehaltsschema durchaus gerechtfertigt er
scheinen läßt. Wieweit man das allerdings im 
Rahmen des gesamten öffentlichen Dienstes se
hen beziehungsweise beurteilen muß, ist nicht 
meine Aufgabe. Das ist im besonderen die Aufga
be des Herrn Staatssekretärs im Bundeskanzler
amt Kostelka, aber auch des Herrn Finanzmini
sters. Sie wissen ja, es ist wahrscheinlich mit ei
nem eigenen Gehaltsschema alleine nicht getan, 
sondern man wird ja auch bestimmte Erwartun
gen daran knüpfen. Ob aber diese Erwartungen 
im Hinblick auf die allgemeine budgetäre Lage 
und im Hinblick auf die besondere Lage des öf
fentlichen Dienstes auch erfüllbar sind, entzieht 
sich meiner Beurteilung beziehungsweise ist es 
nicht meine Aufgabe, dies zu beurteilen. 

Präsident: Danke. Erste Zusatzfrage, bitte. 

Abgeordneter Gratzer: Herr Bundesminister! 
Das Parlament hat mit dem Budget 1991 zusätzli
che Planstellen für Ihr Ressort beschlossen. Dem 
Vernehmen nach leidet aber die Exekutive nach 
wie vor unter Personalmangel und auch unter 
Nachwuchsmangel. 

Ich frage Sie daher: Was werden Sie unterneh
men, um den Nachwuchs für die Exekutive si
cherzustellen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister 01'. Löschnak: Herr Abgeord
neter! Der Personalmangel besteht nicht nur dem 
Vernehmen nach, sondern den kann man, wenn 
man Dienststellen besucht, vor Ort durchaus fest
stellen, und einige Ihrer Fraktionskolleginnen 
und -kollegen haben das ja in den letzten Wochen 
sehr, sehr intensiv getan. Sie brauchen sich nur 
deren Erfahrungsschatz aneignen. 

Aber mein Teil dazu: Erstens einmal ist ja der 
Personalmangel mit der Genehmigung von zu
sätzlichen Planstetlen noch nicht bewältigt, weil 
wir - wie Sie ja wissen - eine 24 Monate dau
ernde Grundausbildung haben. Und daher kann 
jede Planstelle, die das Parlament bewilligt und 
für die ich dankbar bin, tatsächlich frühestens in 

24 Monaten mit einem Mitarbeiter besetzt wer
den. Also frühestens nach 24 Monaten kann man 
ihn in das ganze Geschehen integrieren. 

Darüber hinaus ist der Nachholbedarf so um
fänglich, daß man diesen Bedarf nur schrittweise 
auffüllen kann. Dort, wo wir zuwenig Leute für 
freie Planstellen in den letzten Monaten anwer
ben konnten, haben wir sehr intensive Werbe
kampagnen durch die entsprechenden Behörden 
- bis hin zu den Landesgendarmeriekommanden 
- durchgeführt. Wir hoffen, den kleinen Rest an 
freien Planstellen, den wir noch haben, in Kürze 
auffüllen zu können. 

Präsident: Danke. Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Abgeordneter Gratzer: Ich hoffe das mit Ih
nen! 

Eines der großen Probleme der Exekutive ist ja 
die Überstundensituation, die hohe Besteuerung 
der angeordneten Überstunden. Bekanntlich ma
chen ja viele Beamte bis zu 100 Überstunden und 
noch mehr im Monat. 

Welche Möglichkeit sehen Sie, Herr Bundesmi
nister, um diese ungerechte und leistungsfeindli
che Abgeltung von angeordneten Überstunden zu 
verändern? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Was die Anord
nung der Überstunden für diesen Teil der Exeku
tive, der dem Bundesministerium für Inneres und 
seinen nachgeordneten Dienststellen zuzuordnen 
ist, anlangt, bin ich zuständig. Sehr geehrter Herr 
~bgeordneter! Aber was die Besteuerung dieser 
Uberstunden anlangt - bei aller Wertschätzung 
und bei aller Freude, Verantwortung zu überneh
men und zu tragen -, bin ich wirklich nicht zu
ständig. Also der zweite Teil der Frage wäre wohl 
an den Kollegen Finanzminister Lacina zu rich
ten, um zu erfahren, wie er die Dinge sieht. 

Was die Anordnung anlangt, um zum ersten 
Teil zu kommen: Ja, ich habe auch keine Freude, 
daß wir in bestimmten Bereichen eine so große 
Zahl von Überstunden anordnen müssen. Nur, 
vor die Alternative gestellt, Aufgaben nicht mehr 
wahrnehmen zu können und dadurch das Sicher
heitsbedürfnis der österreichischen Bevölkerung 
einzuschränken, oder Überstunden auch im ho
hen Ausmaß anzuordnen, entscheide ich mich lie
ber für das zweite, wohl wissend, daß das ein Teil 
der Kollegen nicht mehr goutiert. Aber das ist 
halt eine Eigenart des öffentlichen Dienstes, daß 
man im öffentlichen Interesse die Eigeninteressen 
oftmals zurückstellen muß. 

Präsident: Danke. 
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Präsident 

Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abgeordne
te Stoisits. - Bitte sehr. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoi~.its (Grüne): 
Herr Bundesminister! Bezüglich Uberstunden: 
Ich meine, es hat ja nicht nur damit zu tun, wel
che fiskalischen Möglichkeiten Sie haben, es hat 
sehr wohl auch damit etwas zu tun, wie ein Mini
ster Personalpolitik in seinem Ressort macht. 
Und mich verwundert es schon - ich habe das im 
Zuge des Studiums des diesjährigen Budgets wie
der feststellen können -, daß die Mehrleistungs
vergütungen im Innenressort vom Aufwand her 
eine 15prozentige Steigerung erfahren haben, die 
Personalausgaben aber nur rund 4,8 Prozent. Sie 
argumentieren ... 

Präsident: Ich bitte um die Frage. Frau Abge
ordnete. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (fortset
zend): Sie argumentieren - aus Ihrer Sicht ja 
richtig - mit dem Sichgerheitsbedürfnis der Be
völkerung. Aber trotzdem ist es so, daß sich ja ... 

Präsident: Ich bitte um die Frage - im Sinne 
der Geschäftsordnung. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (fortset
zend): ... daß dieses Mißverhältnis zwischen 
Steigerung bei den Mehrleistungsvergütungen 
und bei den Personalausgaben doch nicht ganz 
stimmt. 

Was planen Sie jetzt für die Zukunft. da sich ja 
das Sicherheitsbedürfnis wohl kaum ändern wird? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. (Ruf bei 
der ÖVP: Planungsminister.' - Heiterkeit.) 

Bundesminister Dr. Löschnak: Frau Abgeord
nete! Wenn Sie eine Disparität zwischen der Stei
gerungsrate bei den Personalausgaben im allge
meinen und den Mehrleistungsvergütungen im 
besonderen feststellen, dann hat das mehrere gute 
Gründe. 

Erstens: Selbst wenn wir einen Teil der Mehr
leistungen durch zusätzliche Mitarbeiter abfan
gen könnten. können wir das, wie ich schon aus
geführt habe, frühestens 24 Monate nach Gewäh
rung zusätzlicher Planstellen. Da rede ich jetzt 
gar nicht von jenen Zeiträumen, die wir auch be
nötigen, um die Leute anzuwerben und einzustel
len. Sie wissen ja, wir haben da einen relativ lan
gen Vorlauf aufgrund der Bestrebungen, die Ein
stellung im öffentlichen Dienst auch zu objekti
vieren. - Also kann man frühestens 24 Monate 
später zusätzliche Mitarbeiter einsetzen. was zu 
einem Abflachen der Mehrdienstleistungen füh
ren könnte. Das ist aber nur eine Möglichkeit. 

Sie wissen. daß es im heurigen Jahr eine Viel
zahl von zusätzlichen Anlässen gegeben hat, wo 

die Exekutive zum Teil tagelang überraschend 
eingesetzt werden mußte. Und immer dann, wenn 
wir die Exekutive an einem Brennpunkt sozusa
gen in größerem Ausmaß brauchen, müssen wir 
Bedienstete aus allen Dienststellen Österreichs 
zusammenziehen, müssen wir sie herbeiholen. 
Und das passiert meistens in der dienstfreien Zeit, 
und daher auf Überstundenbasis. 

Und ich möchte hier nicht verschweigen: Es 
muß jedem klar sein, daß wir für jede Demonstra
tion - und deren gibt es in zunehmendem Maße 
immer mehr -, die nicht untersagt wird (Rufe: 
Grüne.' Grüne.'), aber selbst für solche, die unter
sagt werden, zusächliche Exekutivleute brauchen, 
die wir dann entweder zur ordnungsgemäßen Ab
führung der Demonstration oder zu deren Auflö
sung, weil sie gesetzlich nicht zulässig ist, einset
zen müssen. Und daher muß eine bestimmte Vor
sorge am Mehrleistungssektor getätigt werden, 
solange wir nicht tatsächlich aus den heuer geneh
migten Planstellen zusätzlich Mitarbeiter einstel
len können. 

Präsident: Danke. Herr Bundesminister. 

Kollege Wolfmayr, bitte. 

Abgeordneter Wolfmayr (SPÖ): Herr Bundes
minister, ist es vorstellbar, bei den Umstellungen 
auf ein neues Besoldungssystem zugleich auch 
Änderungen in der Richtung vorzusehen, daß die 
Durchlässigkeit zwischen den verschiedenen Ver
wendungsgruppen erhöht wird, das heißt die 
Überstellung in andere Verwendungsgruppen 
W 1 beziehungsweise in analog neue Verwen
dungsgruppen, durch interne Ausbildungsgänge 
zu ermöglichen? 

Präsident: Ich bitte um Beantwortung der Fra
ge. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Herr Abgeord
neter! Ich habe in Beantwortung einer der Vor
fragen darauf hingewiesen, daß ich mich sehr für 
ein eigenes Gehaltsschema für die Exekutive ein
setze. Ich meine allerdings. daß ein solches Ge
haltsschema unter anderem nur dann sinnvoll ist. 
wenn eine Durchlässigkeit für den einzelnen Mit
arbeiter, und zwar in weitaus größerem Ausmaß. 
als das bisher der Fall ist. gegeben ist. 

Ich habe in diesem Zusammenhang das Schema 
der Post- und Telegraphenbediensteten im Auge: 
Es ist dort mit der viel beweglicheren und größe
ren Durchlässigkeit einiges gelungen; ähnliches 
sollte man auch für das Gehaltsschema bei der 
Exekutive in Aussicht nehmen. 

Ich habe, wie gesagt, den hiefür zuständigen 
Staatssekretär Kostelka auf diesen Umstand hin
gewiesen, und ich hoffe, daß man dann, wenn die 
Verhandlungen in dieser Richtung mit der Ge
werkschaft beziehungsweise mit den Personalver-
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Bundesminister Dr. Löschnak 

tretungen aufgenommen werden, auf diesen Um
stand im besonderen Rücksicht nimmt. - Ihre 
Frage ist also mit einem Ja zu beantworten. 

Präsident: Nächste Zusatzfrage: Kollege Mühl
bachler. Bitte sehr. 

Abgeordneter Dkfm. Mag. Mühlbachler 
(ÖVP): Herr Bundesminister! Es steht außer 
Streit, daß die Sicherheitsexekutive besonderen 
Umständen ausgesetzt ist, und es steht weiters au
ßer Streit, daß diese besonderen Leistungen und 
Umstände auch finanziell abgegolten werden 
müssen. - Nunmehr ist es aber so, daß es im 
Sicherheitsbereich mehr als sechs verschiedene 
Zulagen - zum normalen Grundgehalt - gibt. 

Sehen Sie, Herr Bundesminister, da eine Mög
lichkeit in Richtung Verwaltungsvereinfachung 
- auch in Richtung Vereinfachung der Abrech
nung -, und zwar im Sinne einer Kostentranspa
renz? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Wenn Sie mir 
gestatten, Herr Abgeordneter, als langjährig in 
diesem Bereich gewirkt Habender, eine fast per
sönliche Anmerkung zu machen. . . ( Prä s i -
d e fl t: Als noch Wirkender.') Herr Präsident, im 
Bereich öffentlicher Dienst nur mehr teilweise 
wirkend, aber im gesamten Bereich langjährig ge
wirkt Habender. So wollte ich das verstanden wis
sen. Das ist nicht mit Rücktrittsgedanken zu ver
binden, Herr Präsident; die habe ich noch nicht. 
(Abg. Dr. 0 f ne r - in Richtung Bundesminister 
Dr. Löschnak -: Recht hat er, aber schön gesagt 
hat er es nicht! - Heiterkeit. - Prä s i den t: Da
rum habe ich ja auch auf Präzision beharrt!) 

Herr Abgeordneter! Im öffentlichen Dienst 
sind - wenn man das durch Jahrzehnte beobach
tet oder mitgestaltet, wie Sie wollen, oder beides 
- Wellen festzustellen. Eine Welle war: Wir ver
einheitlichen alles, alles kommt in den Gehaltsan
satz. - In Ordnung, verständlich. Kaum ist das 
aber geschehen, beginnt die Gegenbewegung, 
nämlich: Wo ist die Abgeltung für spezifische Ge
fahren, Erschwernisse und sonstige Dinge, die wir 
in diesem und jenem Bereich einbringen? - Das 
ist bei der Exekutive so, das ist bei den Lehrern 
so, das ist in anderen Bereichen so. Daher: Kaum 
gibt es mehr Transparenz, ist die Gegenbewegung 
schon da, alte Zustände, alte Vorteile - alles be
gründet, ich bewerte da nichts mehr - wieder 
herbeizuführen. 

Wenn man ein neues Exekutivschema erarbei
tet, so sollte man, meine ich, zusammenführen, 
ob man tatsächlich alle Nebengebühren unter
bringt. Wahrscheinlich wird das nicht gehen, aber 
jene, die sich wie ein roter Faden durhziehen, 

sollte man auch im Gehaltsansatz mit berücksich
tigen. 

Man muß sich nur im klaren darüber sein, daß 
dann, wenn sie im Gehaltsansatz sind, sich nach 
den Eigenheiten des öffentlichen Dienstes ein 13. 
und 14. Bezug daraus ableitet, und auch hinsicht
lich der Pensionsanrechenbarkeit werden sich 
Folgen ergeben. Das muß man auch im Auge be
halten, insbesondere dann, wenn man gleichzeitig 
davon spricht, daß die beiden Pensionssysteme -
nämlich jenes nach der Allgemeinen Sozialversi
cherung und jenes im öffentlich rechtlichen Sek
tor - harmonisert werden sollen. 

Präsident: Danke. 

Wir kommen nunmehr zur Anfrage 125/M. 
Fragesteller ist Herr Abgeordneter Dr. Pirker 
(ÖVP).Bitte sehr. 

Abgeordneter Dr. Pirker: Herr Bundesmini
ster! Meine Frage lautet: 

125/1\1 
Wie werden Sie das Konzept einer geordneten 

Ausländerpolitik in die Praxis umsetzen'? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Die Beantwortung dieser 
Frage würde einen großen Zeitaufwand erfor
dern, um diese wirklich umfassend zu beantwor
ten, aber ich werde versuchen, das auf den Punkt 
zu bringen. Ich wiederhole, was ich schon mehr
mals öffentlich sagte: Zur Steuerung der Proble
me im Fremden- und damit im Ausländerbereich 
kann es ja nicht mit einer Maßnahme allein getan 
sein, sondern es bedarf eines Bündels von Maß
nahmen, um einen halbwegs geordneten Zugang 
und Abgang in das Gebiet unserer Republik zu 
gewährleisten. 

Das beginnt damit, daß wir natürlich unsere 
Staatsgrenze entsprechend abzusichern haben, 
und zwar sowohl an den Grenzübergangsstellen 
als auch an der "grünen" Grenze. Das geht aber 
bei uns nicht immer lückenlos, es sei denn, man 
ist der Meinung, jene automatischen Barrieren, 
die auf der anderen Seite einmal bestanden ha
ben, bei uns einzurichten. Und ich gehe davon 
aus, daß das niemand in unserem Land haben will 
- ich schon gar nicht. Und so ist eine lückenlose 
Grenzkontrolle gar nicht möglich, ohne daß man 
einige zigtausend zusätzliche Mitarbeiter zur Ver
fügung hat. Man kann das also nur stichproben
weise machen, sowohl an der "grünen" Grenze 
als auch an den Grenzübergangsstellen. - Das ist 
das eine. 

Das zweite ist, daß man versucht, das mit einer 
bestimmten Visapolitik zu steuern. - Und das 
geschieht. 
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Bundesminister Dr. Löschnak 

Das dritte ist, daß wir über bilaterale bis hin zu 
multilateralen Abkommen versuchen, mit Nach
barn und darüber hinaus Regelungsmechanismen 
zu finden. 

Letztendlich - das ist ja hier und heute Gegen
stand auch eines Tagesordnungspunktes - versu
chen wir, mit einem Bogen vom Bundesbetreu
ungsgesetz über das Asylgesetz bis hin zu dem 
noch notwendigen Niederlassungsgesetz jene ge
setzlichen Handhaben zu schaffen, um einen ge
ordneten Zu- und Abgang in das Gebiet der Re
publik Österreich zu gewährleisten. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. -
Zusatzfrage? 

Abgeordneter Dr. Pirker: Herr Bundesmini
ster, Sie haben einen ganz wesentlichen Bereich 
angesprochen, nämlich das Asylgesetz und den 
Vollzug dieses Asylgesetzes, worüber wir heute 
hier im Hause noch beraten und diskutieren wer
den. 

In diesem Zusammenhang: Es wird ja davon 
abhängen, wie gut dieses Gesetz auch in die Reali
tät umgesetzt wird. Sie haben in Ihren Vorschlä
gen immer wieder von Asylämtern und Außen
stellen, von einem "Bundesasylamt" gesprochen. 

Meine Frage: Wie soll dieses "Bundesasylamt" , 
und wie sollen diese Außenstellen organisiert 
sein? Woher wollen Sie die angesprochenen qua
lifizierten Beamten hiefür bekommen? Wie sol
len diese geschult und ausgebildet werden? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Herr Abgeord
neter~ Derzeit werden ja die Asylansuchen in er
ster Instanz von den Sicherheitsdirektionen erle
digt. Das hat dazu geführt, daß in erster Instanz 
fast alle Asylansuchen negativ entschieden wur
den. 

Das war mit ein Grund - ich betone das jetzt 
schon, fast in Vorwegnahme dessen, was man 
zum Asylgesetz dann auszuführen haben wird -, 
zu einer besseren und geordneteren Regelung im 
Asylbereich zu kommen. Warum faktisch immer 
nur die zweite Instanz inhaltlich entscheiden soll
te, ist ja nicht einzusehen. 

Aber um das zu gewährleisten, insbesondere 
auch um die ungleiche Verteilung beim Andrang 
der Asylwerber auszugleichen, war die Idee - das 
ist ja nichts Neues, was Europa betrifft, sondern 
das ist nur neu, was Österreich betrifft. in ande
ren Ländern ist das gang und gäbe, wie zum Bei
spiel in der Bundesrepublik Deutschland, aber 
auch in der Schweiz -, gab es also die Idee, ein 
Asylamt zu schaffen und das mit Außenstellen zu 
versehen, und zwar mit Außenstellen, die genau 
dort errichtet werden, wo dies unmittelbar not-

wendig sein wird. Diesbezüglich gibt es jetzt 
schon einige Brennpunkte, wo diese zu errichten 
wären. 

Diese Organisation qualitativ ausfüllen zu kön
nen und wo entsprechend gut ausgebildete, vor 
allem auch immer laufend informierte Mitarbei
ter eingesetzt werden sollen, ist der zweite Teil 
dieser Angelegenheit. Es wird schwierig genug 
sein, diese Mitarbeiter zu finden und sie insbeson
dere bei dieser Tätigkeit zu "halten", denn, Herr 
Abgeordneter, Sie wissen doch, daß gerade die 
Mitarbeiter im Asylbereich sehr. sehr oft auch 
persönlichen Anfeindungen ausgesetzt sind -
ganz abgesehen vom großen Arbeitsanfall, der 
dort herrscht. Es macht daher Mühe, Mitarbeiter 
für diesen Bereich zu gewinnen. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. Zwei
te Zusatzfrage? - Bitte. 

Abgeordneter Dr. Pirker: Herr Bundesmini
ster! Meine zweite Zusatzfrage betrifft eine Fest
stellung in Ihrem unlängst vorgestellten Nieder
lassungs-Gesetzentwurf. Dort wird differenziert 
in Flüchtlinge und in solche Menschen, die sich 
auf Dauer oder auf kürzere Zeit befristet in 
Österreich niederlassen wollen. 

Was ich nicht vorgefunden habe bezüglich de
rer. die sich befristet oder auf Dauer niederlassen 
wollen, ist eine Differenzierung in Gastarbeiter 
beziehungsweise in Saisonarbeiter. 

Herr Bundesminister! Können Sie sich in der 
Folge eine Differenzierung - bei befristeten 
Aufenthalten - in Gastarbeiter mit einer Aufent
haltsgenehmigung von etwa einem Jahr Dauer 
und ständiger Verlängerungsmöglichkeit und ei
ner solchen von Saisonarbeitern zur Abdeckung 
des Spitzenbedarfes vorstellen? 

Präsident: Bitte sehr, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Herr Abgeord
neter, vorstellen kann man sich alles, wenn man 
ein bißchen Phantasie hat. Die Frage ist nur, ob 
das, was man sich vorstellt, auch sinnvoll ist. Dar
auf möchte ich eingehen. 

Erstens: Vorstellen kann ich mir das, aber: Ist 
es sinnvoll? - Das ist von vielen Prämissen ab
hängig - nicht zuletzt auch von der jeweiligen 
Situation auf dem Arbeitsmarkt. Das ist ein Be
reich, den ich nicht zu beurteilen habe, sondern 
das ist primär eine Frage, die der Sozialminister 
zu beurteilen hat. (Abg. lng. Re ich hol d: Sie 
sind ja für überhaupt nichts zuständig.') Sie waren 
am Anfang nicht da, daher haben Sie nicht ge
hört, über welche Zuständigkeiten ich gesprochen 
habe, Herr Abgeordneter, sonst könnten Sie die
sen Zwischenruf nicht machen. 
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Bundesminister Dr. Löschnak 

Ich bin immer für eine klare Auf teilung der 
Dinge, aber ich weiß schon: Es gibt viele, die alles 
wissen und alles können. - Zu jenen zähle ich 
mich aber nicht. Ich habe allerdings solche in der 
Realität noch nicht getroffen; das sind meistens 
lediglich Worte, die da gesagt werden. (Beifall bei 
der SPÖ. - Abg. Hai ger m 0 s e r: Darum fragt 
Sie der Pirker!) 

Herr Abgeordneter! Mein Ministerium ist ins
besondere zuständig bezüglich Aufenthaltsrecht. 
Man kann sehr wohl zwischen einem dauernden 
und einem befristeten Aufenthalt unterscheiden, 
und wir werden das auch in Zukunft tun. Wie das 
dann im Zusammenwirken mit dem Sozialmini
ster sein wird, das werden die weiteren Beratun
gen ergeben. Dieser war ja bisher schon grund
sätzlich in das eingebunden, aber über weitere 
Details werden wir noch Gespräche zu führen ha
ben. 

Präsident: Danke. 

Zusatzfrage: Frau Abgeordnete Dr. Partik-Pa
ble. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable (FPÖ): 
Herr Minister, Sie haben eine Reihe von gesetzli
chen Maßnahmen erwähnt, mit der Sie die Aus
länderproblematik in den Griff bekommen bezie
hungsweise eine geordnete Ausländerpolitik in 
die Praxis umsetzen wollen. 

Ich möchte Sie fragen: Was haben Sie vor? -
Es gibt in Wien 100 000 illegale Ausländer, in 
ganz Österreich nimmt man an zusätzlich noch 
ungefähr 50 000 oder 70 000. Was haben Sie vor, 
mit diesen Menschen zu tun? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Frau Abgeord
nete! Erst einmaL was Ihre Zahlan anbelangt. 
(Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa bl e: Diese Zah
len sind von Bürgermeister Zilk.' Er hat das für 
Wien festgestellt.') Auch wenn das der Herr Bür
germeister festgestellt hat, wird es wohl gestattet 
sein, diese Zahl auf jenes Maß zu reduzieren, wie 
ich es für richtig empfinde. (Abg. Dr. Helene 
Par l i k - Pa bl e: Zaltlen sind /lichts Gefühlsmä
ßiges.') 

Die Schätzungen meiner Mitarbeiter nehme ich 
als Grundlage hiefür, um das einzuschätzen. Es 
gibt zwischen 70 000 bis 80 000 Ausländer, die 
sich illegal in Österreich aufhalten. Das sind die 
Zahlen, die uns seit einigen Monaten - daher gilt 
das auch für dieses Jahr - immer wieder gemel
det werden. Wenn man von dieser Zahl ausgeht, 
dann ist das insgesamt ein Zustand, zu dem ich 
mich nicht bekenne, denn man kann hier nur auf
hältig sein, wenn man dazu entsprechend berech
tigt ist. Wenn es Aufgriffe gibt - und diese gibt 
es laufend -, dann werden Personen, die sich zu 

Unrecht hier aufhalten, fremdenpolizeilich be
handelt, und das werden wir fortsetzen. (Abg. Dr. 
Helene Par t i k - Pa b l e: Sie haben kein Kon
zept!! 

Präsident: Nächste Zusatzfrage: Frau Abgeord
nete Stoisits. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 
Herr Bundesminister! Der Herr Abgeordnete Pir
ker hat seine Frage nach der "geordneten Auslän
derpolitik" gerichtet. Ich würde Sie gerne fragen: 
Gehört nach Ihrem Selbstverständnis zur "geord
neten Ausländerpolitik" und zu jenen Maßnah
men, die Sie setzen, auch der Assistenzeinsatz des 
Bundesheeres an der burgenländisch-ungarischen 
Grenze und an der slowenischen Grenze, vor al
lem auch der Einsatz der Gendarmerie zur Gren
ze zwischen Kärnten und Slowenien? Ist das in 
Ihrem Selbstverständnis von einer "geordneten 
Ausländerpolitik" - nach der Diktion des Kolle
gen Pirker - enthalten? 

Präsident: Bitte sehr, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Frau Abgeord
nete! Ich habe das Attribut "geordnet" des Herrn 
Abgeordneten Pirker so verstanden, daß ein 
rechtmäßiger Zustand hinsichtlich des Zuganges 
und des Abganges von Menschen in das Staatsge
biet unserer Republik gegeben sein muß. Zu die
sem rechtmäßigen Zugang und Abgang bekenne 
ich mich, habe ich mich immer bekannt, und ich 
habe auch kein Hehl daraus gemacht, daß ich als 
einen Punkt des Bündels an Maßnahmen auch die 
Grenzsicherung, die zwar nur stichprobenweise 
stattfinden kann, die aber stattfindet, unter Assi
stenzleistung des Bundesheeres ansehe. 

Frau Abgeordnete, ich muß Ihnen hier noch 
folgendes sagen: Als ich das erste Mal - wenige 
Tage nach den ersten Einsätzen des österreichi
schen Bundesheeres an der ungarischen Grenze 
im Burgenland - dort vor Ort war und mit sehr 
vielen Menschen aus dem Burgenland gesprochen 
habe, habe ich schon den Eindruck gewonnen -
daran hat sich bisher nichts geändert -, daß die 
l!,nmittelbar in den G!:enzgebieten lebenden 
Osterreicherinnen und Osterreicher sehr, sehr 
froh darüber waren, daß durch die Assistenzlei
stung des österreichischen Bundesheeres wieder 
ein den Gesetzen entsprechender Zustand herge
stellt wurde. 

Also nochmals: Ich bekenne mich dazu. (Zwi
schenruf bei den Grünen.) 

Präsident: Danke. 

Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abgeordne
ter Robert Elmecker. Bitte sehr. 

Abgeordneter Elmecker (SPÖ): Herr Bundes
minister~ Gerade im Zusammenhang mit dem zu-
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Elmecker 

letzt diskutierten Problem stellt sich auch die Fra
ge des immer größer werdenden Schlepperunwe
sens. 

Herr Bundesminister! Welche konkreten 
Maßnahmen können diesbezüglich noch verstärkt 
gesetzt werden? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Herr Abgeord
neter! Das Schlepperwesen bereitet in vielen Be
reichen zusätzliche Schwierigkeiten. Es ist das -
das möchte ich einleitend feststellen - der inhu
manste Teil dieser ganzen Wanderungsbewegung, 
und dieser inhumanste Teil nimmt immer größe
re Ausmaße an. Das muß man in aller Deutlich
keit sagen. 

Das ist aber nicht nur ein Problem, das wir in 
Österreich haben, sondern das haben fast alle zu
mindest west- und nordeuropäischen Staaten. 
Dieses Thema ist mehrmals Gegenstand interna
tionaler Beratungen gewesen, zuletzt jener in 
Berlin. In Berlin wurden ganz konkrete Maßnah
men ins Auge gefaßt, um da eine Eingrenzung 
vornehmen zu können, also von abgestimmten 
Verfahren der einzelnen Staaten bis hin zu akkor
dierten Kontrollen und Schwerpunktaktionen, bis 
zu eigens dafür ausgebildeten Mitarbeitern in den 
einzelnen Ländern. 

Es wird derzeit auf Expertenebene versucht. 
das auf die operative Ebene umzusetzen. Wie Sie 
wissen, ist Österreich mit der Federführung die
ser Maßnahmen betraut worden, was auch ein Be
weis dafür ist, daß die Wanderungsbewegung -
zumindest aus der Sicht vieler europäischer Staa
ten - in Österreich doch bisher in geeigneter 
Weise bewältigt werden konnte. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Zur Anfrag~ 126/M gelangt Herr Abgeordneter 
Burgstaller (OV?) zu Wort. - Bitte sehr. 

Abgeordneter Burgstaller: Herr Bundesmini
ster! Meine Frage: 

126/M 
Was sind die Schwerpunkte des von Ihnen ange

kündigten Sicherheitskonzeptes 2000? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Dieses Konzept 2000 setzt 
zum einen eine entsprechende Dotierung auf dem 
Personalsektor und zum anderen eine entspre
chende Dotierung des Sachaufwands voraus, um 
auch in technischer Hinsicht einiges nachholen zu 
können, einiges verbessern zu können. Aber es 
hat - und das ist der Kern Ihrer Frage - auch 
den Aspekt, innerhalb der Exekutive Strukturen 
zu ändern. Und bei der Änderung dieser Struktu-

ren wird man davon auszugehen haben, daß das 
Bedrohungsbild, das zum Beispiel noch vor drei 
Jahren die westeuropäischen Staaten beherrscht 
und zu Maßnahmen veranlaßt hat, ein anderes 
geworden ist, und daß daher auch aus diesem 
Blickwinkel die Strukturen zu ändern sein wer
den. Wir werden daher sowohl im Bereich der 
Polizei, der Bundespolizeidirektionen, als auch 
im Bereich der Gendarmerie, der Landesgendar
meriekommanden, Strukturänderungen vorneh
men, und zwar genereller Natur. indem wir 
Schwerpunktbildungen zum Beispiel bei der Gen
darmerie, bei den Bezirksgendarmeriekomman
den vornehmen werden - da ist das Konzept voll 
im Anlaufen - bis hin zu Einzelstrukturmaßnah
men, und zwar auf einzelne Dienststellen sowohl 
bei der Gendarmerie als auch bei der Polizei be
schränkt. 

Und das Ganze - und das scheint mir der drit
te wesentliche Punkt in diesem Zusammenhang 
zu sein - erfordert eine entsprechende EDV-un
terstützte Vorgangsweise, nämlich EDV-unter
stützt in den Bereichen, wo die Exekutive in den 
letzten Jahren sehr. sehr intensiv für Verwal
tungsaufgaben herangezogen wurde, wo sie frei
gespielt werden muß. Ich erhoffe mir gerade aus 
diesem Teil, der allerdings einen aufwendigen 
Vorlauf haben muß von der Planung her, wenn 
Sie bedenken, daß 31 000 Mitarbeiter mitspielen 
sollen und müssen und mehr als 1 500 Dienststel
len damit befaßt sein werden, daß eine Erleichte
rung im Ausmaß von etwa 10 bis 15 Prozent 
stattfinden wird können. 

Präsident: Danke. 

Erste Zusatzfrage: Kollege Burgstaller, bitte. 

Abgeordneter Burgstaller: Herr Bundesmini
ster! Das Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung 
nicht nur in Österreich, sondern in ganz Europa 
ist stetig im Steigen. Die Sensibilität in bezug auf 
die verschiedenen Bedrohungsbilder nimmt in 
der Bevölkerung ständig zu. Das bedeutet große 
Herausforderungen: auf der einen Seite eine 
strukturelle Neuorientierung der Sicherheitsorga
ne und auf der anderen Seite aber auch eine ent
sprechende Motivation der Sicherheitsorgane. 

Ihnen sind also unmittelbar etwa 30 000 oder 
31 000 Sicherheitsorgane unterstellt, und die Mo
tivation der Sicherheitsorgane, der Gendarmerie 
und Polizei, läßt ständig nach. Das bedeutet auf 
der einen Seite die Frage der Bezahlung, die heu
te schon zur Debatte stand, und auf der anderen 
Seite aber auch die Frage der Unterbringung in 
den verschiedenen Wachzimmern und derglei
chen. Bei der Gehaltssituation, Herr Innenmini
ster, erklären Sie uns, daß eigentlich das Finanz
ministerium und der betreffende Staatssekretär 
zuständig sind. Auf der Bautenseite erklären Sie, 
daß der Bautenminister zuständig ist. 
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Burgstaller 

Wie werden Sie, Herr Innenminister, im Rah
men der Verwirklichung des Sicherheitskonzepts 
Ihre Mannschaft auf der Basis der Gehaltssitua
tion und der Unterbringungsmöglichkeiten moti
vieren? 

Präsident: Herr Bundesminister. bitte. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Na ja, Herr Ab
geordneter, indem ich den Versuch unternehme. 
und zwar laufend, die Mitarbeiter davon zu infor
mieren, was ich in jenen Bereichen mache, wo ich 
nicht die Verantwortung trage und daher auch 
nicht entscheiden kann: Nach dieser oder jener 
Priorität wird gebaut oder ausgestattet oder ver
bessert und und und. Ich kann immer nur sozusa
gen den Koffer in die Hand nehmen, zu dem je
weiligen Kollegen pilgern und darauf aufmerk
sam machen, was alles verändert gehörte. Und das 
tue ich laufend. Das tue ich innerhalb der Bun
desregierung, das tue ich aber auch in Einzelge
sprächen mit dem jeweiligen Kollegen. Und es ist 
uns da ja auch einiges gelungen. Es ist nicht so, 
daß in den zwei oder zweieinhalb Jahren nichts 
gelungen ist. Ich werde dankenswerterweise von 
dem einen oder anderen Mitglied des Hohen 
Hauses unterstützt. Nicht zuletzt Sie sind ja auch 
jemand, der da immer wieder die Fahne in die 
Hand nimmt. (Abg. Hai ger mo s e r: Stimmt 
das. Pauli?) Also das machen wir. (Abg. Dr. 
o f n e r: Nach der Frage habe ich geglaubt. er ist 
von der Opposition.') Ja, Herr Abgeordneter Of
ner, so kann man sich täuschen in der Zuord
nung. (Heiterkeit.) 

Herr Abgeordneter Burgstaller! So wie Sie hier 
versuchen, die Zuständigen zu bewegen, mache 
ich das auch, und da ist nochmals einiges gelun
gen, wobei es insbesondere in den Städten einen 
Nachholbedarf gibt. Das ist gar keine Frage. Die 
Gendarmerie ist da ein bißchen besser dran, aber 
die Polizei ist schlechter dran. Wir brauchten ei
gentlich jedes Jahr zusätzlich wahrscheinlich eini
ge Hunderte Millionen Schilling, um in den näch
sten drei, vier Jahren zügiger voranzukommen. 
als dies in den letzten Jahren geschehen ist. 

Präsident: Danke. - Zweite Zusatzfrage, bitte. 

Abgeordneter Burgstaller: Herr Bundesmini
ster! Es ist keine Frage, daß ein zusätzlicher 
Geldbedarf im Bereich des Innenressorts notwen
dig ist auch in den nächsten Jahren, obwohl zwei
fellos auch der Hinweis richtig ist, daß in den letz
ten Jahren, gemessen an den anderen Ressortbud
gets, eigentlich eine ordentliche Bedeckung vor
genommen wurde. Unzweifelhaft gehört aber für 
mich zu ein.em Funktionieren der Sicherheitsor
gane, um dem Bedürfnis der Bevölkerung nach 
mehr Sicherheit gerecht werden zu können, daß 
auch über die Kompetenzen geredet wird. Und es 
ist für mich einfach undenkbar, daß Sie als Ar
beitgeber von 31 000 Sicherheitsorganen die 

Kompetenz im Baubereich und in der Gehaltsfin
dung nicht haben. Können Sie sich vorstellen, 
Herr Bundesminister, daß wir ein Bundesministe
riengesetz dahin gehend ändern, daß Sie auch die 
Kompetenz für diese Bereiche bekommen? (Bra
voruf und Beifall des Abg. Hof man n.) 

Präsident: Es hat der Herr Bundesminister vor
hin schon gesagt, daß er sich alles vorstellen kann. 
- Bitte. (Heiterkeit. - Abg. Hai ger m 0 s e r: 
Das ist aber eine gefährliche Drohung.') 

Bundesminister Dr. Löschnak: Herr Abgeord
neter! Der Herr Präsident hat wie immer (Zwi
schenruf bei der Ö V P) in seiner Art, schnell zu 
denken, das schon vorweggenommen. (Heiterkeit) 
Natürlich kann man sich das vorstellen. Die Frage 
ist auch hier angebracht und gestattet, ob es ent
sprechend sinnvoll ist. Ich glaube, daß es wahr
scheinlich sinnvoll wäre. einen Teil zu überneh
men, aber es wäre nicht sinnvoll, einen Neubau 
eines Bezirkspolizeikommissariats selbst zu füh
ren. (Z~j/ischenrllf.) Dann würden Sie wieder zu
sätzlich Leute brauchen, die diesen Neubau be
aufsichtigen, die Planung mitgestalten. Das 
möchte ich gar nicht haben. (Abg. 
Bur g SI a LL e r: Zuständigkeit, daß Sie für eine 
ordemliche Umerbringung Ihrer Leute sorgen und 
für eine ordentliche Gehaltsfindung!) - Abg. 
Par n i gon i: Wie beim Bundesheer.') 

Herr Abgeordneter! Ich kann ja nichts dafür, 
daß es ein Bundesministerium für wirtschaftliche 
Angelegenheiten gibt mit nachgeordneten Dienst
stellen, den Baudirektionen, und daß diese Direk
tionen eben für die Umgestaltung und Neugestal
tung von Gebäuden im Bundesbereich zuständig 
sind. Das ist der jetzige Zustand. 

Ich trete dafür ein, den jetzigen Zustand zu än
dern, allerdings bin ich für eine eingeschränkte 
Änderung, indem man uns nur dort Zuständig
keiten gibt, wo es sozusagen um Kleinigkeiten 
geht, nicht um Neubauten und nicht um vollstän
dige Sanierungen, um das Gegenteil ebenfalls auf
zuzeigen. 

Auf die Besoldungsfrage habe ich zuerstschon 
verwiesen. Man muß den gesamten öffentlichen 
Dienst im Auge haben. Man kann nicht nur eine 
Gruppe herausgreifen, sondern es gibt Gesamtzu
sammenhänge, und ich bekenne mich auch zu 
diesen Gesamtzusammenhängen. (Abg. Dr. 
o f ne r: Er ist doch von der Opposition!) 

Präsident: Zusatzfrage: Frau Dr. Partik-Pable, 
bitte. 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable (FPÖ): 
Sehr geehrter Herr Minister! Ich finde es ja sehr 
lobenswert, daß Sie sich angesichts der hohen 
Kriminalität vorgenommen haben, Schwerpunkte 
zu setzen. aber wie sieht das in der Praxis aus? 
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Dr. Helene Partik-Pable 

Wie Sie schon gesagt haben, ist es auch eine Frage 
der Dienstposten. Derzeit ist die Personalsitua
tion so, daß nicht einmal Fußstreifen durchge
führt werden können. 

Haben Sie schon Verhandlungen mit dem Fi
nanzminister angestellt, um die angespannte Per
sonalsituation etwas zu entspannen, was Sie auch 
für die Durchführung Ihres Programms 2000 
brauchen? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Frau Abgeord
nete! Ich muß vorweg einmal eine Feststellung 
machen. Sie haben damit begonnen, daß das lo
benswert sei, haben es aber gleich wieder einge
schränkt. Vielleicht könnten Sie wirklich einmal 
uneingeschränkt ein Lob zollen. Ich warte schon 
lange auf ein uneingeschränktes Lob von Ihrer 
Seite. (Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b I e: Ich 
habe wenig Grund dazu! Sie müssen mir einen 
Grund geben! - Abg. V 0 g gen hub er: Das 
glaube ich, daß Sie von dieser Seite auf Lob I,var
ten!) Nein, von der Frau Abgeordneten Partik
Pable! (Abg. V 0 g gen hub e r: Genau von die
ser Seite haben Sie es auch verdient, Herr Minister.' 
Uneingeschränktes Lob der FPÖ verdient . ... ') -
Herr Abgeordneter Voggenhuber! Ich habe die 
Tatsache, daß die Frau Abgeordnete das Lob 
schon eingeschränkt hat, in diesem Zusammen
hang nur aufgenommen. Sie brauchen mir nichts 
zu unterstellen. Das ist gar nicht angebracht. 
(Z wischeflrtlf des Abg. Par n i gon i.) 

Ich komme zur Frage. Frau Abgeordnete! Daß 
Sie keine Fußstreifen sehen, verwundert mich. 
Ich bitte Sie, sich einmal in die Innenstadt zu be
geben, und Sie werden Fußstreifen sehen. Daß 
das in meinen Augen nicht ausreichend ist, liegt 
auf der Hand. Ich bemühe mich bei jedem Stel
lenplan, zusätzliche Planstellen zu bekommen. 

Dazu muß ich eine Feststellung machen: Es 
sind im Budget 1991 1 175 zusätzliche Dienstpo
sten vorgesehen worden. Das ist eine hohe Zahl, 
das ist ein ordentlicher Zuwachs. Wir haben uns 
bemüht, für das Budget 1992 ebenfalls Zuwächse 
zu bekommen. Sie sind kleiner ausgefallen, ich 
bedaure das. Ich hoffe, wenn wir im Laufe des 
Jahres 1992 weiter über das Konzept 2000 infor
mieren und dann Schwerpunkte setzen, daß wir 
dann nochmals Gelegenheit haben, über zusätzli
ches Personal zu reden und es auch bekommen. 

Präsident: Von den Grünen steht Frau Abg. 
Heindl auf der Liste, aber dort steht jemand ande
rer. Bitte, Frau Abgeordnete Stoisits. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 
Stoisits mein Name. 

Herr Bundesminister! Sie haben bei der vorhe
rigen Fragebeantwortung gesagt, das Unwürdig-

ste an der Problematik der Inländer mit den Aus
ländern - es ist ja keine Ausländerproblematik; 
es haben ja nicht die Ausländer die Probleme, 
sondern in erster Linie die Inländer mit den Aus
ländern seien die Schlepper und das 
Schlepperunwesen. Jetzt hat uns aber zum Bei
spiel das Evangelische Pfarramt von Schwechat 
berichtet, daß sie große Bedenken haben, diese 
40 Tamilen, die jetzt in Schwechat sind, zu unter
stützen, weil sie von allen Seiten als Schlepper 
denunziert werden. 

Was gedenken Sie - um es als Frage zu formu
lieren -, zu unternehmen, damit wir im Detail 
Aufklärung darüber bekommen, wie viele dieser 
so unwürdigen Vorgangsweisen der Schlepper 
jetzt tatsächlich vor sich gehen, welche Quoten es 
gibt, wie viele gefaßt werden, verurteilt werden 
oder in Ihrem Bereich noch sicherheitsbehördlich 
belangt werden, und wie viele Ausländerinnen 
und Ausländer aber im Vergleich dazu abgescho
ben werden? - Wir haben bisher keine Antwort 
auf diese Frage bekommen. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Es hat mir auch 
niemand die Frage gestellt, wie viele Schlepper 
festgestellt wurden. (Abg. Mag. Terezija S t 0 i -
s i t s - auf Abg. Madeleine Petrovic zeigend - : 
Sie hat Sie gefragt.' - Abg. Dr. Madeleine Pe
t r 0 v i c: Schriftlich.') 

Ich habe heute hier die Frage erhalten, wie vie
le Abschiebungen vorgenommen wurden. Diese 
Frage konnte ich beantworten. Was das 
Schlepperunwesen anlangt, so lassen Sie mich 
dazu nochmals feststellen, Frau Abgeordnete: Ich 
sehe die Inhumanität bezogen auf die Menschen, 
die hier geschleppt werden. Denn da geht es um 
Menschen, denen das gesamte Gut, ihre gesamte 
Habe abgenommen wird, die dann zum Teil über 
Tausende Kilometer transportiert werden - im 
wahrsten Sinne des Wortes -, dann an die Gren
ze gestellt werden, wo ihnen gezeigt wird, wo es 
langgeht, und dann ihrem Schicksal überlassen 
werden. Darin sehe ich die Inhumanität der Vor
gangsweise. 

Wir müssen uns bemühen, jenen, die daraus 
Profit ziehen und die das gewerbsmäßig, zum ei
genen Gewinn machen, das Handwerk zu legen 
- das ist selbstverständlich - trotz allen Schwie
rigkeiten, die es gibt. Wir kommen nämlich im
mer nur dann wirklich auf die Hintermänner und 
auf die ganze Organisation, wenn wir monatelang 
einer solchen Organisation sozusagen "hint nach" 
sind. Im Einzelfall ist das eben nicht möglich. Sol
che Aufgriffe erfolgen laufend. 

Was die von Ihnen angesprochenen Tamilen in 
Schwechat anlangt: Ich habe mich informieren 
lassen. Ich möchte dazu in aller Deutlichkeit sa-
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Bundesminister Dr. Löschnak 

gen: Da kommen 40 Tamilen aus einem anderen 
Land und mit einer anderen Destination als Wien. 
Wien sollte nur Durchgangsdestination sein, um 
das einmal klarzustellen. - Wenn Sie von den 
Grünen eine andere Information haben, dann 
müssen Sie mir das sagen. 

Wien sollte nur Durchgangsdestination sein. 
Und kaum sind sie gelandet, werden für alle 40 
hier Asylanträge gestellt. Das läßt natürlich schon 
den Rückschluß zu, daß etwas geplant wurde, was 
schon lange vor der Ankunft in Wien ins Auge 
gefaßt worden war. (Abg. V 0 g gen hub e r: Sie 
haben recht! Es wurde etwas geplant! Es 'Yvurde 
nämlich eine Flucht nach der Genfer Konvention 
geplafll.' Nicht anderes SchreckLiches wurde ge
pLant.' - Abg. Dr. Madeleine Pet r 0 v i c: Genau 
das sieht das neue Geselz vor!) 

Herr Präsident! Ich möchte noch auf diese Fra
ge eingehen, weil mir das wirklich aufklärungs
würdig zu sein scheint. Wenn jemand aus einem 
anderen Land kommt, per Flugzeug in ein ande
res Land einreisen will und Wien als Zwischensta
tion nimmt - dieses andere Land. in das der 
Mensch gehen will, ist ein Land, das die Genfer 
Konvention anerkannt hat und nach der Genfer 
Konvention handelt -, dann nennen Sie mir ei
nen Grund, warum wir in der Zwischenstation sa
gen sollten, daß sie bei uns aussteigen sollten. 
Denn wenn wir das bei den 40 Leuten machten, 
meine sehr geehrten Damen und Herren des Ho
hen Hauses, dann muß auch auf der Hand liegen, 
daß morgen 200 Leute hierhier kommen würden, 
nächste Woche 500 und im nächsten Monat viel
leicht schon 2 000. (Abg. V 0 g gen hub e r: 
Richtig.') 

Ich frage Sie, ob man dann noch immer so 
leichtfertig sagen könnte. daß sie hereinkommen 
sollten und wir dann schon für sie sorgen würden. 
Ich glaube das nicht. Daher muß man vorsorglich 
und rechtzeitig die entsprechenden Schritte set
zen. So schaut es aus. (Zwischenruf der Abg. Mag. 
Terezija S t 0 i si t s.) 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Wir können 
doch nicht den Eindruck erwecken, als könnten 
wir alle wirtschaftlichen und sozialen Probleme 
der Me!:lschen der ehemaligen Ostblockstaaten 
hier in Osterreich lösen. Das kann doch niemand 
glauben - auch Sie nicht! (Beifall bei der SPÖ. -
Abg. Mag. Terezija S t 0 i si l s: Aber Tamilen 
kOI1Z1nefl nicht aus dem OstbLock! - Abg. 
V 0 g ge f1 hub e r: Das sind Flüchtlinge nach der 
Genfer Korzvcl1tion.') 

Präsident: Zu diesem Fragenkomplex ist noch 
eine Zusatzfrage anhängig, zu der sich Abgeord
neter Wallner gemeldet hat. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Abgeordneter Wallner (SPÖ): Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Ich mächte die Diskussion 
wieder auf eine weniger emotionale Ebene füh
ren. 

Ich möchte Sie fragen, ob in Ihrem Ressort die 
Absicht besteht, im Rahmen des Konzeptes 
Sicherheit 2000 Exekutivbeamte nur mehr für 
Aufgaben im Rahmen der Sicherheitsverwaltung 
einzusetzen, das heißt, diese von artfremden Tä
tigkeiten weiter zu entlasten. 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Dr. Löschnak: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Wir haben seit mehr als zwei 
Jahren versucht, die Exekutive von sogenannten 
artfremden Tätigkeiten zu entlasten. Das ist in je
nen Bereichen, in denen wir das verfügen kön
nen. weitgehend geschehen. Ich denke etwa an 
Werttransporte, an Sondertransporte oder auch 
an Begleitungen der Kunsttransporte. Dort, wo 
wir das verfügen können, kann ich mit Ja antwor
ten. 

Darüber hinaus haben wir zum Beispiel unsere 
Mittätigkeit im Rahmen des ruhenden Verkehrs 
eingeschränkt, zum Teil gänzlich zurückgenom
men. 

Dort, wo die Landesgesetzgebung eine Mitbe
fassung der Exekutive vorsieht. liegt es am Lan
desgesetzgeber , uns hier entsprechend zu entla
sten. Da gibt es einen vom Verfassungsdienst des 
Bundeskanzleramtes ausgearbeiteten Katalog, 
welche Landesgesetze das jeweils sind. Wir haben 
die Länder aufgefordert, hier rasch Schritte zu 
setzen. Das geht nach meiner Einschätzung und 
nach meiner Beurteilung viel zu langsam, da 
könnte noch etliches geschehen, sodaß dann ins
gesamt mit der von mir hier heute schon ange
sprochenen Entlastung durch strukturelle Berei
nigungen. insbesondere durch den Einsatz von 
EDV oder EDV -unterstützter Automation, insge
samt doch eine beachtliche Entlastung zustande 
kommen wird - hoffentlich bald. was den Län
derbereich anlangt. 

Präsident: Ich danke, Herr Bundesminister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abgelau
fen. Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfrage
beantwortungen 1643/AB bis 1664/AB eingelangt 
sind. 

Weiters wurde eine Berichtigung zur An
frage 1972/J verteilt. 
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Präsident 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Die Abgeordneten Edith Haller und 
Genossen haben das Verlangen gestellt, die in der 
heutigen Sitzung eingebrachte schriftliche Anfra
ge 20811J an die Frau Bundesminister für Um
welt, Jugend und Familie betreffend die Situation 
der österreichischen Familien dringlich zu behan
deln. 

Da dieses Verlangen darauf gerichtet ist, die 
dringliche Behandlung noch vor Eingang in die 
Tagesordnung durchzuführen, wird von den Be
stimmungen im § 93 Abs. 4 GOG Gebrauch ge
macht, die Anfrage an den Schluß der Sitzung, 
aber nicht über 16 Uhr hinaus, zu verlegen. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Oie in der letzten Sitzung einge
brachten Anträge weise ich zu wie folgt: 

dem Verfassungsausschuß: 

Antrag 252/A der Abgeordneten Voggenhuber 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die XVIII. Gesetzgebungsperiode des Natio
nalrates vorzeitig beendet wird; 

dem Justizausschuß: 

Antrag 253/A der Abgeordneten Or. Graff und 
Genossen betreffend ein Bundesverfassungsge
setz, mit dem das Verbotsgesetz geändert wird. 

Antrag 2611 A der Abgeordneten Or. Graff, Or. 
Elisabeth Hlavac und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem die Rechtsanwaltsord
nung geändert wird; 

dem Finanzausschuß: 

Antrag 254/A der Abgeordneten Or. Nowotny. 
Okfm. Or. Stummvoll und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Scheidemünzen
gesetz geändert wird, 

Antrag 255/A der Abgeordneten Dr. Nowotny, 
Okfm. Or. Stummvoll und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Glücksspielgesetz 
geändert wird, 

Antrag 256/A der Abgeordneten Dr. Nowotny, 
Okfm. Or. Stummvoll und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz über die Ausgliederung von 
bauspargeschäftlichen Teilbetrieben, die Aufhe
bung des Bundesgesetzes, mit dem die öffentlich
rechtliche Bankanstalt "Girozentrale der österrei
chischen Sparkassen" aufgelöst und im Zusam
menhang damit stehende Bestimmungen getrof
fen werden und die Abänderung des Gesetzes 
über die Beaufsichtigung der privaten Versiche
rungsunternehmen und der Bausparkassen, 

Antrag 257/A der Abgeordneten Dr. Nowotny, 
Dkfm. Dr. Stummvoll und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Kreditwesengesetz 
geändert wird, 

Antrag 258/A der Abgeordneten Oipl.-Ing. Kai
ser, Wolf und Genossen betreffend ein Bundesge
setz, mit dem das Ausgleichsabgabegesetz geän
dert wird, 

Antrag 259/A der Abgeordneten Or. Nowotny, 
Okfm. Or. Stummvoll und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Pensionskassenge
setz und Abschnitt XII des Bundesgesetzes BGBI. 
Nr. 28111990 geändert werden sowie 

Antrag 260/A der Abgeordneten Wolf, Okfm. 
Or. Stummvoll und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz über 
den Wirtschaftskörper "Österreichische Bundes
forste" geändert wird. 

Ferner sind folgende Regierungsvorlagen ein
gelangt: 

Bundesgesetz über die Errichtung des Kran
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds (325 der 
Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Krankenanstalten
gesetz geändert wird (326 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem die finanzielle Beteili
gung der Träger der sozialen Krankenversiche
rung am Krankenanstalten-Zusammenarbeits
fonds geregelt wird (332 der Beilagen). 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt be
kanntgegebenen Regierungsvorlagen weise ich 
folgenden Ausschüssen zu: 

dem Justizausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Arbeits- und Sozial
gerichtsgesetz geändert wird (290 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Gerichtsgebühren
gesetz geändert wird (298 der Beilagen); 

dem Verfassungsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Dienst
rechtsgesetz und das Gehaltsgesetz geändert wer
den (293 der Beilagen). 

Die Regierungsvorlage betreffend eine 

Vereinbarung gemäß Artikel 15a Bundes-Ver
fassungsgesetz über die Krankenanstaltenfinan
zierung (327 der Beilagen) wird 

dem Gesundheitsausschuß 

zugewiesen. 
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Präsident 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es liegt der Vorschlag vor, in der 
heutigen Sitzung die Debatte über die Punkte 3 
und 4 der Tagesordnung zusammenzufassen. -
Ein Einwand wird nicht erhoben, daher werden 
wir so vorgehen. 

1. Punkt: Bericht des Ausschusses für innere An
gelegenheiten über die Regierungsvorlage (270 
der Beilagen): Bundesgesetz über die Gewäh
rung von Asyl (Asylgesetz 1991) (328 der Beila
gen) 

Präsident: Damit können wir in die Tagesord
nung eingehen und gelangen zum 1. Punkt: Asyl
gesetz 1991. 

Herr Abgeordneter Parnigoni ist der Berichter
statter und wird die Debatte eröffnen. - Bitte, 
Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Parnigoni: Hohes Haus! Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die gegen
ständliche Regierungsvorlage trägt dem Umstand 
Rechnung, daß die politische Entwicklung in Mit
tel- und Osteuropa in Vrbindung mit einer ver
stärkten Süd-Ost-Wanderung in Osterreich eben
so wie in anderen europäischen Staaten zu einem 
sprunghaften Ansteigen unbegründeter Asylansu
chen geführt hat. Das derzeit vorhandene gesetz
liche Instrumentarium reicht jedoch nicht aus, 
um dieser Folge der neuen geopolitischen Situa
tion Österreichs gerecht zu werden. Es ist viel
mehr eine umfassende Regelung des Einwande
rungs- und Flüchtlingswesens notwendig. 

Als Teil einer Gesamtlösung des Einwande
rungs- und Flüchtlingswesens soll daher ein um
fassendes Bundesgesetz über die Asylgewährung 
und Aufenthaltsberechtigung von Flüchtlingen 
geschaffen werden. 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten hat 
die gegenständliche Regierungsvorlage am 
14. November 1991 in Verhandlung genommen 
und einen Unterausschuß eingesetzt. Dieser Un
terausschuß beschäftigte sich in zwei Arbeitssit
zungen mit der gegenständlichen Materie. 

Am 2. Dezember hat der Obmann des U nter
ausschusses, der Abgeordnete Elmecker, im Voll
ausschuß darüber berichtet. 

Ich darf noch eine Druckfehlerberichtigung an
bringen: Erstens: In den zu § 9 des Ausschußbe
richtes (328 der Beilagen) beigegebenen Erläu
ternden Bemerkungen müßte es statt 
"Aufenthaltsverbot" richtigerweise "Aufenthalts
recht" heißen. 

Zweitens muß ich noch festhalten, daß die der 
Regierungsvorlage 2 70 der Beilagen beigegebene 
Anlage zum Bundesgesetz über die Gewährung 

von Asyl, auf die im § 7 Abs. 4 dieses Gesetzent
wurfes verwiesen wird, dem Ausschußbericht 
(328 der Beilagen) versehentlich nicht beige
druckt worden ist und daher diesem anzuschlie
ßen wäre. 

Meine Damen und Herren! Als Ergebnis seiner 
Beratung stellt daher der Ausschuß den An
t rag: Der Nationalrat wolle dem Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorliegen, 
Herr Präsident, bitte ich Sie, die Debatte fortzu
setzen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat
ter für seine Ausführungen und seine Anträge. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei
nem durchgeführt. 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Bevor ich der ersten gemeldeten 
Rednerin das Wort erteile. gebe ich bekannt, daß 
mir ein Antrag der Abgeordneten Dr. Fuhrmann, 
Dr. Neisser und Dr. Gugerbauer vorliegt, die Re
dezeit eines jeden zu Wort gemeldeten Abgeord
neten für diese Debatte auf 15 Minuten zu be
schränken. 

Ich lasse über diesen Antrag der Abgeordneten 
Dr. Fuhrmann, Dr. Neisser sogleich abstimmen 
und bitte jene Damen und Herren, die mit diesem 
Antrag einverstanden sind, um ein diesbezügli
ches Zeichen. - Das ist mit Mehrheit so be
schlossen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß nach den 
Bestimmungen der Geschäftsordnung dennoch 
der erste Redner jeder Fraktion 20 Minuten re
den kann. (Die Abgeordneten \'on den Grünen po
stieren auf ihren Plätzen gelbumrandete Transpa
rente urtEer anderen mit Bildern prominemer Asy
tamen. dammer des ehemaligen Bundeskanzlers 
Dr. Bruno Kreisky.) 

Ich u n t erb re c h e die Sitzung auf eine Mi
nute und bitte die Herren Klubobmänner, zu mir 
zu kommen. 

(Die Sitzung wird um 10 Uhr 10 Minuten u n -
[e rb r 0 ehe n und um 10 Uhr 12 Minuten 
wie der auf gen 0 m 111 e n.) 

Präsident: Als erste gelangt Frau Abgeordnete 
Petrovic zu Wort. Redezeit: 20 Minuten. 

/lJ.!}, 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini
ster! Hohes Haus! Wir alle haben in den letzten 
Tagen Lind Wochen gerade zu diesem Asylgesetz 
sehr viel Post, sehr viele Zuschriften erhalten, 
und der Tenor dieser Briefe von humanitären und 
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Dr. Madeleine Petrovic 

karitativen Einrichtungen war ein dringender Ap
pell an dieses Haus, in den Angelegenheiten, die 
Menschen betreffen, die vor dem Nichts stehen, 
so zu entscheiden, als würde es uns selbst betref
fen oder einen unserer nächsten Angehörigen. Ich 
glaube, so vorzugehen wäre sehr wichtig für die
ses Haus, nämlich daß wir in Fragen beispielswei
se des Behindertenwesens so entscheiden, als wä
ren wir selbst behindert oder jemand aus unserer 
Familie, daß wir in Fragen der Obdachlosigkeit 
und des Wohnrechts so entscheiden, als hätten 
wir selbst oder unsere Familie keine Wohnung, 
und daß wir in der Frage des Asylrechts so ent
scheiden, als müßten wir unsere Heimat verlas
sen. 

Viele berühmte Österreicherinnen und Öster
reicher haben vor etwa fünf Jahrzehnten dieses 
Land verlassen müssen, und Gott sei Dank ist es 
ihnen gelungen. rechtzeitig, bevor sie verfolgt 
wurden, dieses Land zu verlassen, und sie haben 
Aufnahme gefunden. Ich bin überzeugt, hätte es 
damals in den Ländern, die Aufnahme gewährt 
haben, solche Gesetze gegeben, wäre es nicht al
len von ihnen gelungen, auch nur ihr Leben zu 
retten. 

Herr Bundesminister! Nicht nur, daß Sie aber 
diese humanitären Überlegungen mißachtet ha
ben, nicht nur, daß Sie die Appelle der Kirchen, 
der sozialen Gruppierungen, der Flüchtlingsbe
treuer mißachtet haben, Sie haben auch das inter
nationale Recht nicht beachtet, und nur dazu 
möchte ich im folgenden Stellung. nehmen. Für 
die humanitäre Seite mögen diese Osterreicherin
nen und Österreicher, die die Humanität in frü
heren Tagen erlebt haben, ein Zeugnis ablegen. 

Herr Bundesminister! Sie haben rechtlich nicht 
korrekt gehandelt. Sie haben Stellen, die dringend 
ersucht haben, angehört zu werden, die ein Mit
spracherecht eingefordert haben, und die Zustän
cligkeiten nach internationalen Konventionen und 
nach diesem Bundesgesetz haben, einfach ausge
schlossen, wie zum Beispiel das UNO-Flücht
lingshoch~ommissariat. Es ist ein schlechtes Zei
chen für Osterreich, das sich immer mehr um in
ternationale Anerkennung bemüht, wenn wir ge
rade in dieser Materie, die ihrer Natur nach eine 
internationale ist, die zuständigen internationalen 
Gremien vor den Kopf stoßen und die Tür zu
schlagen. 

Ich habe mich in dieser Angelegenheit auch an 
den Herrn Bundeskanzler gewandt. Er hat mir 
geschrieben, es hätte ausführliche Gespräche mit 
dem Vertreter des Flüchtlingshochkommissaria
tes in Österreich gegeben, und diese Gespräche 
hätten zur Formulierung des endgültigen Geset
zestextes geführt. Diese Darstellungsform, die 
auch Sie in ähnlicher Weise im Ausschuß vertre
ten haben, ist unrichtig. Ich habe mich noch ein
mal vergewissert, das UNHCR, der Vertreter der 

Vereinten Nationen, wurde zu dieser Regierungs
vorlage nicht angehört. 

Herr Bundesminister! Das ist nicht nur ein sehr 
bedenklicher, ein, wie ich meine, dramatischer 
Bruch mit internationalen Usancen und mit der 
internationalen Rechtsordnung, sondern das hat 
auch dazu geführt, daß im Ausschuß ein Bild der 
Flüchtlinge gezeichnet wurde, das nicht der Rea
lität entspricht. 

Herr Bundesminister! Sie wissen selbst, daß da
von gesprochen wurde, man müsse die Fristen 
von 14 Tagen auf eine Woche verkürzen, eine 
Woche müsse zum Stellen von Anträgen genü
gen. Kaum eine innerstaatliche Frist ist so kurz, 
kaum eine Frist für rechtskundige Menschen ist 
so kurz, aber man hat diese Frist damit begründet 
- das hat man im Ausschuß ganz offen ausge
sprochen -, die Leute könnten sonst eine Woche 
in Österreich Urlaub machen, bevor sie sich ent
schließen, den Asylantrag zu stellen. 

Hinsichtlich des Einwandes, daß mittellose 
Flüchtlinge nur schwer zum Bundesasylamt nach 
Wien kommen können, denn sie müssen dort 
hin - nicht ihr Antrag, die Menschen müssen 
dort hin -, wurde gemeint, sie könnten ja mit der 
Eisenbahn schwarzfahren. Wenn Sie in völker
rechtswidriger Weise die Frist nach § 9 Absatz 2 
zum Verlassen des Bundesgebietes von 14 Tagen 
auf "unverzüglich" verkürzt haben - das ist der 
Antrag der Sozialdemokraten -, dann ist das 
nicht nur rechtswidrig, sondern das unterstellt 
auch - und dieser Gedanke ist ja sehr klar im 
Ausschuß zum Ausdruck gekommen -, wer mit
tellos ist, wer nichts hat, keine Sachen, die er noch 
ordnen müßte, braucht auch keine Frist, um weg
zugehen. 

Herr Bundesminister! Diese drastische Ver
schärfung, die noch im Ausschuß vorgenommen 
wurde, einer ohnehin schon österreichweit kriti
sierten Regierungsvorlage, wird nicht der Sicher
heit dieses Landes dienen, und daß sie der Huma
nität nicht dient, ist ohnehin offenkundig. 

Herr Bundesminister! Diese Regierungsvorlage 
ist von dem Gedanken geprägt, möglichst viele 
Gelegenheiten zu schaffen, um das Verfahren zu 
beenden, das Asyl abzuerkennen, die Bewegungs
freiheit von Asylwerbern einzuschränken, die 
Möglichkeiten für die Inhaftierung von flüchtlin
gen rechtlich zu untermauern, das Ermittlungs
verfahren drastisch zu verkürzen und damit ins
gesamt einen unzureichenden Rechtssschutz her
beizuführen. 

Herr Bundesminister! Dieser Rechtsschutz ge
währleistet nicht mehr, daß politisch verfolgte 
Personen tatsächlich die Chance auf ein gerech
tes, auf ein rasches, aber auch umfassendes Ver
fahren haben. 
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Zum einen gibt es jetzt das Schnellverfahren. 
Das Schnellverfahren bezieht sich auf Menschen, 
die aus einem sogenannten sicheren Land kom
men, was im Gesetz aber nicht eindeutig definiert 
wird. Internationaler Standard ist - wenn schon 
eine derartige Bestimmung aufgenommen wird, 
die an sich nicht der Genfer Konvention ent
spricht -, zumindest zu definieren, was ein siche
res Land ist. Sie haben es im Ausschuß ausdrück
lich abgelehnt, eine Bestimmung etwa nach deut
schem Vorbild zu treffen. daß nur ein mindestens 
dreimonatiger Aufenthalt die Vermutung nahe
legt, daß Sicherheit erreicht war. Nichts derglei
chen mehr in Österreich. 

Oder: Für Menschen, die keine Dokumente ha
ben, gilt prima facie, daß sie unbegründet Asyl 
beantragen. Sie haben keine Möglichkeit, im In
land ein Rechtsmittel zu ergreifen. Sie haben eine 
theoretische Möglichkeit, das nicht aufschiebende 
Rechtsmittel der Vorstellung vom Ausland aus 
einzubringen, nur, Herr Bundesminister, Sie wis
sen das. das war schon bisher der Fall: Diese Ver
fahren, die rechtlich keine sind, die unrecht sind, 
müssen im Nichts enden. weil schon die Bestim
mungen über die Zustellung ins Leere gehen. 
Diese Menschen, die Sie über die Grenze zurück
schieben, hinausexpedieren, haben keinen Wohn
sitz, sie sind obdachlos, und man kann ihnen, 
selbst wenn ihnen die Berufungsinstanz recht ge
ben würde, nicht mehr recht geben. Diese Be
scheide gehen ins Leere. 

Herr Bundesminister! Sie haben aber darüber 
hinaus auch im ordentlichen Verfahren, auch im 
Berufungsverfahren, keine Gewähr dafür ge
schaffen, daß dieses Verfahren im Inland mit vol
len Rechtsschutzgarantien abgewickelt werden 
kann. Herr Bundesminister! Alle, auch die Men
schenrechtsorganisationen, die karitativen Ein
richtungen, waren der Meinung, hätten es unter
stützt, ein rasches, ein zügiges, aber ein korrektes 
Verfahren zu ermöglichen. - Im Entwurf aber 
findet sich kein rechtsstaatliches Verfahren! 

Sie haben ausdrücklich verwiesen auf Bestim
mungen des AVG. die keine unbedingte aufschie
bende Wirkung im Berufungsverfahren vorsehen, 
und Sie haben ferner im Zusammenhang mit der 
Pflicht zum unverzüglichen Verlassen des Bun
desgebietes verwiesen auf § 8 Abs. 3, nach dem 
ein Verlust der vorläufigen Aufenthaltsberechti
gung durch bloßen Zeitablauf eintritt. Das heißt, 
Menschen müssen weg, obwohl ihr Verfahren of
fen ist und obwohl sie nicht einmal zu den offen
sichtlich unbegründeten Flüchtlingen im Sinne 
des Entwurfes gehören. - Herr Bundesminister! 
Das ist ein Gesetz, das internationales Recht ein
deutig bricht! 

Herr Bundesminister! Im Lichte der Ereignisse. 
die sich auch dieser Tage abspielen, glaube ich, 

muß einem um den Ruf Österreichs als ein kor
rektes Asylland angst und bang werden. 

Herr Bundesminister! Dieser Tage wird es ein 
Erkenntnis der Höchstgerichte geben - die Bun
desbehörden haben dagegen nicht einmal mehr 
Einwendungen erhoben -, das festlegt, daß 
Schwarzarbeitgeber, die bestraft werden, 
Schwarzarbeitgeber, die Ausländer rechtswidri
gerweise beschäftigen, die ihnen jeden arbeits
und sozialrechtlichen Schutz nehmen, Anspruch 
auf eine Entscheidung, die Tribunalqualität hat, 
also auf eine Entscheidung eines Gerichtes, haben 
werden. 

Herr Bundesminister! Über die finanziellen 
Ansprüche der Republik, über Strafen gegen 
Schwarzarbeitgeber soll ein Tribunal entscheiden, 
während über das Schicksal von Menschen, über 
Menschenleben eine rein verwaltungsbehördliche 
Entscheidung getroffen werden soll? - Herr 
Bundesminister, das ist Unrecht. (Beifall bei den 
Grünen.) 

Herr Bundesminister! Sie machen ja gar kein 
Hehl mehr daraus, daß Sie nicht mehr bereit sind, 
die internationale Rechtsordnung zu beachten. 
Sie haben vorhin gesprochen von diesen 34 Tami
len. darunter Frauen und Kinder, darunter Perso
nen, die offensichtlich Merkmale von Folter auf
weisen, die Schußverletzungen haben und die, so
weit mir bekannt ist, auch gesagt haben. daß sie 
verfolgt sind und hier Asyl beantragen wollen. 
Herr Bundesminister! Wie kommen Sie dazu. zu 
erklären, daß das nicht möglich sei? Wo gibt es in 
der Genfer Konvention auch nur irgendeinen 
Passus, der, selbst wenn es so wäre, daß sie weiter
reisen wollen, daran den Ausschluß von einem 
Verfahren knüpft? - Herr Bundesminister, das 
werden Sie erklären müssen. 

Ein Mensch, der flieht, hat nach der Genfer 
Konvention das Recht. dort, wo er Asyl beantragt, 
auch ein korrektes rechtsstaatliches Verfahren zu 
erhalten. Es geht nicht an, daß Sie sogar vor dem 
versammelten Hohen Haus erklären, daß Sie 
nicht mehr willens sind, die Bestimmungen der 
Genfer Konvention einzuhalten! Herr Bundesmi
nister! Sie bringen damit Österreich in Verruf, 
und das ist nicht zu dulden. 

Es geht aber noch weiter. Wir haben zu diesem 
Gesetz warnende Stimmen, negative Bemerkun
gen des Justizministeriums, des Frauenministeri
ums, des Rechtsanwaltskammertages, des Rech
nungshofes, des Verfassungsdienstes und vieler 
anderer Einrichtungen, denen es nicht primär um 
die humanitäre Frage gegangen ist. sondern um 
die Rechtsstaatlichkeit, erhalten. Auch diesen 
Einwendungen ist nur zum geringsten Teil Rech
nung getragen worden. 
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Herr Bundesminister! Sie selbst haben im Aus
schuß die Stellungnahme des Bundesministeri
ums für auswärtige Angelegenheiten verteilen las
sen, die ich dem Hohen Hause nicht vorenthalten 
möchte. 

Das Bundesministerium für auswärtige Angele
genheiten kommt in seiner Stellungnahme vom 
2. Dezember 1991 zu dem Schluß, daß es bei die
ser Rechtslage, bei diesem Entwurf, nicht ausge
schlossen wäre, daß einem Flüchtling im Sinne 
der Genfer Konvention, der auch von den öster
reichischen Behörden als solcher angesehen wird, 
in Österreich kein Asyl gewährt oder ihm dieses 
aberkannt wird. Diese Situation - so das Außen
amt - sei völkerrechtlich nicht unproblematisch. 

Weiters - wieder Stellungnahme des Außen
amtes -: Wird einem Konventionsflüchtling ge
mäß den Bestimmungen des Entwurfes kein Asyl 
in Österreich gewährt oder ihm dieses aberkannt, 
so ist fraglich, wie er die ihm kraft Völkerrechts 
zustehenden Rechte mangels Asyls, das heißt 
mangels eines Aufenthaltsrechtes in Österreich, 
ausüben kann. Durch die Einschränkung des 
Asylrechtes für Flüchtlinge befindet sich der Ent
wurf zweifelsohne in einem Spannungsverhältnis 
zu den Bestimmungen der Genfer Konvention. -
Das Außenamt sieht das Spannungsverhältnis, 
Sie, Herr Bundesminister, setzen sich auch dar
über hinweg. 

Das Außenamt nimmt ferner Stellung zu drei 
Konklusionen, drei Beschlußfassungen des 
UNHCR-Exekutivkomitees: Diese Beschlußfas
sungen - und auch das betont das Außenministe
rium - sind völkerrechtlich zwar Empfehlungen, 
doch komme ihnen - wörtliches Zitat Außenamt 
- besondere Bedeutung nicht zuletzt dadurch zu, 
daß sie ausschließlich im Konsensweg zustande
kommen können. 

Österreich hat diesen Konsens mitgetragen, das 
Innenministerium war dabei. Und heute, Herr 
Bundesminister, distanzieren Sie sich davon mit 
diesem Entwurf. 

Weiters sagt das Außenamt: "Es ist davon aus
zugehen, daß eine bewußte Mißachtung der von 
Österreich mitbeschlossenen Konklusionen des 
Exekutivkomitees Zweifel an der Vertrauenswür
digkeit Österreichs herbeirufen würden." -
Zweifel an der Vertrauenswürdigkeit Österreichs! 

Herr Bundesminister! Sie sind nicht berechtigt, 
den Ruf Österreichs derart in Mißkredit zu zie
hen! 

Und letztlich kommt das Außenamt zur 
Schlußfolgerung, daß unter Beachtung aller Um
stände nahegelegt wird, diesen Gesetzentwurf un
ter Beiziehung von Vertretern des Hochkommis
särs der Vereinten Nationen zu überarbeiten. 

Herr Bundesminister! Setzen Sie sich nicht 
über diese klaren Worte des Außenamtes hinweg! 
Und Sie, Abgeordnete der Österreichischen 
Volkspartei, schließen Sie sich den Ausführungen 
des Außenministeriums an, denn sie sind in der 
Sache richtig! Eine Mißachtung ~.äre eine nicht 
zu vernachlässigende Gefahr für Osterreich und 
auch eine Gefahr im Inneren. Denn, Herr Bun
desminister, was soll aus diesen Menschen wer
den, die Sie jetzt allesamt mittellos, ohne Hoff
nung und ohne Chanse in ein Land schieben -
nach Ungarn, in die CSFR -, das ärmer ist als 
Österreich? - Was soll aus ihnen werden? 

Herr Bundesminister! Diese Menschen haben 
nichts mehr zu verlieren. Ich appelliere daher an 
Sie: Ziehen Sie diesen Entwurf zurück! Es ist ein 
schlechtes, es ist ein unmenschliches, und es ist 
ein rechtswidriges Gesetz. 

Noch ein letztes Wort: Die Ereignisse der letz
ten Tage, diese unkoordinierten Ausschußdebat
ten, diese Leichtfertigkeit, mit der hier über jede 
Humanität hinweggegangen wurde - Asylrecht, 
Melderecht, viele andere Vorschriften en passant 
(der Prä s i den t gibt das Glockenzeichen); ich 
bin schon bei meinem Schlußwort, Herr Präsi
dent -, die lassen mich zweifeln, ob dieses Haus, 
ob diese Regierung für irgendwelche Geschöpfe 
in Not Herz oder auch Recht aufbringt. 

Ich sistiere daher nach einem Jahr bis auf wei
teres mein Ceterum censeo, und ich werde in die
ser Angelegenheit eine andere Initiative ergreifen, 
und Sie werden Gelegenheit haben, später darauf 
zu reagieren. - Danke. (Die Abgeordemen der 
grünen Fraktion spenden der Rednerin stehend 
langanhaltenden Beifall.) lI!.34 

Präsident: Als nächster gelangt Abgeordneter 
Elmecker zu Wort. Ich erteile ihm dieses. Die Re
dezeit wird mit 20 Minuten festgelegt. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Jli.34 

Abgeordneter Elmecker (SPÖ): Herr Präsi
dent! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich einleitend aus einer Re
solution, die der Oberösterreichische Landtag vor 
14 Tagen einstimmig - also mit den Stimmen al
ler im Landtag vertretenen Parteien - beschlos
sen hat, zitieren: 

"Das als Folge der aktuellen politischen Ent
wicklungen starke Ansteigen der Zahl von Asyl
werbern in Österreich (zwischen 1985 und 1990 
von 6 724 auf 22 789), die wirtschaftsbedingten 
Wanderungsbewegungen (Zunahme von auslän
dischen Arbeitnehmern 1991 gegenüber dem 
Vorjahr um 25 177 oder um 10.4 Prozent) und 
das vermehrte Auftreten illegaler Ausländerbe
schäftigung, erfordern eine grundlegende Neu
orientierung der Ausländerpolitik in Osterreich." 
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(Abg. Mag. Marijana G ra Il d i t s: Es geht um 
Asylanten.' - Abg. V 0 g ge fl hub e r: Wir reden 
nicht über Ausländer, sondern über Flüchtlinge.' 
Das ist ja unerhört!) 

Herr Kollege Voggenhuber! Ich habe 20 Mi
nuten Redezeit. Ich werde natürlich auch dazu 
Stellung beziehen. Ich zitiere hier den Oberöster
reichischen Landtag und setze fort: 

"Einerseits soll die durch die quantitative Ver
schärfung der Ausländerproblematik hervorgeru
fene Beunruhigung der Bevölkerung durch ent
schlossene Maßnahmen abgebaut werden, ande
rerseits müssen bessere Voraussetzungen für die 
Integration der Ausländer in Österreich geschaf
fen werden. 

Zusammenfassend sind dabei folgende Ziele 
und Grundsätze vorrangig zu beachten: 

Klare Regelungen und wirksame Kontrollen für 
die Zuwanderung von Ausländern nach den Ge
gebenheiten auf dem Arbeits- und Wohnungs
markt, wenn möglich im Rahmen einer gesamteu
ropäischen Politik. 

Wirksame Kontrolle und Bekämpfung der ille
galen Ausländerbeschäftigung. 

Sicherung des erreichten arbeitsrechtlichen 
und sozialen Standards für alle Arbeitnehmer. 

Verbesserung des Angebotes an Maßnahmen 
für die Integration der in Österreich lebenden 
Bürger anderer Länder - vor allem durch 
Sprachunterricht und Bildungsmaßnahmen. 

Maßnahmen gegen die Ausländerfeindlichkeit. 

Österreich muß Zufluchtstätte für nachweislich 
politisch Verfolgte nach der Genfer Flüchtlings
konvention bleiben." 

Meine Damen und Herren! Darum geht es! Ich 
habe schon erwähnt, daß es in den letzten Jahren 
in Österreich einen ständig steigenden Zustrom 
von Personen gab, die hier bei ihrer Ankunft be
haupten - und ich lege Wert auf das Wort "be
haupten" -, aus Gründen rassischer, politischer 
oder religiöser Verfolgung ihre Heimat verlassen 
zu haben und dorthin nicht mehr zurückkehren 
zu können. Ich habe vorhin die Steigerung der 
Zahl der Asylanträge von 6 724 auf derzeit 
22 789 genannt, und die Asylwerberzahlen des 
laufenden Jahres folgen diesem steigenden Trend. 

Während in der Vergangenheit, meine ge
schätzten Damen und Herren, eine nicht unbe
trächtliche Zahl der Asylwerber Flüchtlinge im 
Sinne der Genfer Konvention waren, ist deren 
Zahl nicht zuletzt im Hinblick auf die politische 
Veränderung in Ost- und Mitteleuropa im Jah
re 1990 zurückgegangen. 

Daher gibt es drei grundsätzliche Überlegun
gen, die der Herr Bundesminister auch schon vor
hin in der Fragestunde hier erwähnt hat: Entwe
der man läßt jeden herein und kontrolliert erst im 
Inland, ob er Aufenthaltsberechtigung hat und 
wie, oder man errichtet automatische Grenzsper
ren, die ja auch keiner will, oder - und das ist der 
Weg, zu dem wir uns bekennen - man überlegt 
ein Bündel von Maßnahmen, das schlußendlich 
auch legistisch festgelegt wird, wie wir das heute 
hier mit dem Asylgesetz machen wollen. 

Wir haben im Vorjahr in das Fremdenpolizei
gesetz auf Anregung von amnesty international 
- ich betone auch das hier - den § 13 a wörtlich 
in österreichisches Recht übernommen, wo es um 
die sogenannte Non-Refoulment-Bestimmung 
geht, das heißt, es wird keiner abgeschoben, der 
befürchten muß, daß er in jenem Land, in das er 
abgeschoben wird, verfolgt. eingesperrt oder ge
foltert würde. Diese Bestimmung aus der Genfer 
Konvention haben wir wortwörtlich ins Fremden
polizeigesetz übernommen. 

Wir haben im Juni dieses Jahres ein eigenes 
Bundesbetreuungsgesetz hier in Österreich ge
schaffen, es ist ein neues Niederlassungsgesetz in 
Begutachtung, das wir nächstes Jahr hier im Ho
hen Hause zu beraten haben werden, und wir 
werden auch Maßnahmen in bezug auf das Paß
und das Melderecht noch zu beschließen haben. 

Das ist also ein ganzes Paket, meine Damen 
und Herren, und man darf nicht nur von einer 
Maßnahme reden, sondern muß das Gesamtpaket 
diskutieren. 

Bevor ich nun auf die näheren Bestimmungen 
des heute zu beschließenden Asylgesetzes einge
he, möchte ich noch ein Thema kurz anreißen, 
das mir in diesem Zusammenhang auch sehr 
wichtig erscheint: Am 30. und 31. Oktober dieses 
Jahres fand in Berlin eine Konferenz statt, an der 
28 Länder Europas teilgenommen und sich mit 
dieser Problematik beschäftigt haben. Ich darf aus 
dem Schlußkommunique folgendes zitieren: 

"Unter Berücksichtigung der Verpflichtungen, 
die sich aus der Genfer Konvention vom 28. Juli 
1951 über den Flüchtlingsstatus und dem Proto
koll von New York vom 3l. Jänner 1967 ergeben, 
werden folgende Maßnahmen von allen 28 dort 
vertretenen Ländern beschlossen: 

Erstens: Bekämpfung der Schleuserkriminalität 
sowie Vorgehen gegen die unerlaubte Beschäfti
gung illegal eingereister Ausländer; 

zweitens: gründliche Kontrollen an Straßen
und Eisenbahngrenzübergängen und an den 
Flughäfen; 

drittens: Überwachung der Grenzen außerhalb 
der Grenzübergänge; 
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viertens: der sich aus dem völkerrechtlichen 
Grundsatz der guten Nachbarschaft ergebenden 
Verpflichtung nachkommen, Personen zurückzu
nehmen, die aus einem eigenen Staat illegal in 
einen anderen Staat eingereist sind und von die
sem so bald als möglich oder nach Maßgabe be
stehender Regierungsabkommen zurückgescho
ben werden; 

fünftens: dafür Sorge tragen, daß rücküber
nommene Personen unverzüglich und in jedem 
Fall in die Ausgangs- oder Heimatstaaten ver
bracht werden, soweit die Betroffenen keine Blei
be rechte besitzen." 

Das sind die wesentlichen Punkte dieses dort 
beschlossenen Schlußkommuniques von 
28 Staaten Europas. 

Bei diesen Maßnahmen geht es um jene Be
schlüsse, die Österreich zum Teil - zum Großteil 
möchte ich sagen - schon erfüllt hatte. Und die 
Bleiberechte. die hier zitiert worden sind, ist das, 
was wir heute hier im Asylgesetz festschreiben 
wollen. 

Erstens: Wir haben im Asylgesetz nun inhalt
lich den Asylbegriff definiert. Es werden der In
halt und der Umfang des Asylrechts klar um
schrieben und die Voraussetzungen festgelegt, 
unter denen einem Asylwerber der Aufenthalt in 
Österreich gestattet wird. 

Zweitens: Wir schaffen mit diesem Asylgesetz 
eine besondere Asylbehörde. Derzeit liegt ja das 
Asylverfahren in erster Instanz bei den Sicher
heitsdirektionen. Es ist immer wieder kritisiert 
worden, daß da sozusagen Polizeibeamte den 
Flüchtlingsstatus zu untersuchen hätten. Nun
mehr wird als erste Intanz ein eigenes Bundes
asylamt mit vorerst geplanten Außenstellen ein
gerichtet werden, und es sollen dort Fachleute 
eingesetzt werden, die sich nur mit dieser Proble
matik zu beschäftigen haben, und es sollen die 
Verfahren - das ist das, was wir alle miteinander 
wollen - beschleunigt und deren Qualität soll 
verbessert werden. 

Beim Bundesasylamt· und seinen Außenstellen 
wird jenes Personal zur Verfügung stehen, das 
über genaue Sachkenntnisse und die erforderli
chen Rechtskenntnisse verfügt. Gedacht ist an 
Referenten, die jeweils eine bestimmte Region be
treuen, die die politischen Verhältnisse in dieser 
Region kennen, allenfalls die notwendigen 
Sprachkenntnisse haben und zumindest bei den 
größeren Außenstellen dem rechtskundigen 
Dienst angehören. 

Drittens: Abweichend von der bisherigen 
Rechtslage enthält dieser Gesetzentwurf keine 
Zweiteilung des Asylverfahrens, und zwar in ein 
Zulassungsverfahren und ein Verfahren zur ma-

teriellen Prüfung des Asylantrages. Es wird jetzt 
gewährleistet, daß es keine Asylanträge gibt, die 
nicht angenommen werden. Vielmehr wird jeder 
Asylantrag einer individuellen inhaltlichen Prü
fung unterzogen, allerdings mit der Maßgabe, daß 
diese in gesetzlich festgelegten Fällen einge
schränkt werden kann. 

Grundsätzlich ist der formlos zu stellende Asyl
antrag im Bundesgebiet beim Bundesasylamt 
oder in einer Außenstelle einzubringen. Darüber 
hinaus besteht die Möglichkeit, Asylanträge aus 
dem Ausland im Wege der zuständigen österrei
chischen Berufsvertretungsbehörde zu stellen. 

Nach Einbringung des Asylantrags hat der zu
ständige Regionalreferent unverzüglich die Erst
vernehmung aufgrund der im Entwurf taxativ 
aufgezählten Kriterien durchzuführen. Ergibt 
sich im Zuge dieser Erstvernehmung, daß der ge
stellte Asylantrag offensichtlich begründet oder 
offensichtlich unbegründet ist, so ist darüber im 
abgekürzten Verfahren zu entscheiden. 

Im Abweisungsfall kommt dem dagegen erho
benen Rechtsmittel, der Vorstellung, keine auf
schiebende Wirkung zu. Der betreffende Fremde 
hat daher das Bundesgebiet unverzüglich zu ver
lassen. 

In dem Falle, daß er dieser Verpflichtung nicht 
nachkommt, tritt ein zweites Verfahren ein, und 
zwar nach dem Fremdenpolizeigesetz. Da ist 
dann die Möglichkeit des Rechtsweges bis zum 
Verwaltungsgerichtshof gegeben. Dabei möchte 
ich noch einmal ausdrücklich auf § 13 ades 
Fremdenpolizeigesetzes verweisen. 

Viertens: Der Entwurf sieht drei Arten von 
Aufenthaltsberechtigungen vor: Diese sind: 

1. die vorläufige Aufenthaltsberechtigung: 

2. die befristete Aufenthaltsberechtigung: 

3. die dauernde Aufenthaltsberechtigung. 

Voraussetzung für die Gewährung der vorläufi-
gen Aufenthaltsberechtigung ist neben der Stel
lung eines fristgerecht eingebrachten Asylantra
ges die rechtmäßige Einreise in das Bundesgebiet. 
Diese liegt dann vor, wenn der Asylwerber a) auf
grund des Paßgesetzes oder b) direkt aus einem 
Verfolgerstaat nach Artikel 31 der Genfer 
Flüchtlingskonvention oder c) aus einem Staat, 
für den das refoulement-Verbot gilt, nach Öster
reich eingereist ist. 

Zur vorläufigen Aufenthaltsbewilligung - da 
geht es vor allem um Gewalt -: Um den soge
nannten De-facto-Flüchtlingen Schutz zu gewäh
ren, sieht dieser Entwurf erstmalig die Möglich
keit der bescheidmäßigen Erteilung einer befri
steten Aufenthaltsberechtigung vor. Beispielswei-
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se kann diese einem Asylwerber, der rechtmäßig 
nach Österreich eingereist ist und dessen vorläufi
ge Aufenthaltsberechtigung aufgrund eines ab
weisenden Bescheides erloschen ist, dann gewährt 
werden, wenn ihm im Heimatstaat aufgrund einer 
Bürgerkriegssituation eine konkrete Gefahr dro
hen würde. Auch das ist in der Ausschußdiskus
sion sehr ausführlich erläutert worden. 

Fünftens: Das Recht zum dauernden Aufent
halt in Österreich ergibt sich aus dem Schutzum
fang der Asylgewährung und bedarf deshalb kei
ner ausdrücklichen Normierung. 

Gegenüber der bisherigen Rechtslage regelt das 
Gesetz außer der bereits aufgezeigten Möglich
keit des beschleunigten Verfahrens weitere Ver
fahrensfragen, wie etwa die Pflicht zur aktiven 
yerfahrensmitwirkung, die Geschäftsfähigkeit, 
Ubersetzungsfragen und andere in klarer Weise. 

Meine Damen und Herren! Wir schaffen mit 
diesem Gesetz die Bestellung von Flüchtlingsbe
ratern. In Berücksichtigung der schwierigen Si
tuation, in der sich Asylwerber befinden, sieht der 
Gesetzentwurf die Bestellung von Flüchtlingsbe
ratern vor. Das Aufgabengebiet der vornehmlich 
aus Rechtsanwälten bestehenden Flüchtlingsbera
ter konzentriert sich auf die Unterstützung der 
Asylwerber zur Setzung von Verfahrenshandlun
gen im Rahmen des Asylverfahrens. 

Sechstens: Wir schaffen in diesem Asylgesetz 
die Integrationshilfe. Durch die in deklarativer 
Weise umschriebenen Maßnahmen, wie Sprach
kurse, Kurse zur Aus- und Weiterbildung, Wei
tergabe von Informationen über den Wohnungs
markt, Leistungen des Fonds zur Integration von 
Flüchtlingen und anderem, trägt der Entwurf 
dem Gedanken Rechnung, daß jenem Flüchtling, 
dem Asyl gewährt worden ist, auch eine reelle 
<;:hance für eine umfassende Eingliederung in 
Osterreich zukommen soll. 

Siebtens - das möchte ich besonders unter
streichen -: Es wird der Hochkommissar der 
Vereinten Nationen für Flüchtlingsfragen in das 
Verfahren miteinbezogen. Im Gegensatz zur bis
herigen Rechtslage wird nunmehr detailliert gere
gelt, in welcher Form dem Vertreter des UNHCR 
in Österreich Rechte im Verfahren eingeräumt 
werden. Seine Möglichkeiten werden im Ver
gleich zum bisherigen Rechtszustand ausgeweitet. 

Achtens: Der Entwurf, die Regierungsvorlage, 
das heute zu beschließende Gesetz enthält erst
mals eine klare Verankerung des Erstasylland
prinzips, wonach ein Asylwerber sein Verfahren 
grundsätzlich in jenem Land haben soll, das ihm 
als erstes Schutz vor Verfolgung im Sinne der 
Genfer Flüchtlingskonvention gewährt. Weiters 
wird sichergestellt, daß in verschiedenen Asyllän-

dem keine parallelen Asylverfahren im Einzelfall 
durchgeführt werden. 

Soviel in kurzen Worten zum Inhalt des heute 
hier zu beschließenden Asylgesetzes. Nun noch 
ein paar Bemerkungen zu jenen Punkten, die in 
der öffentlichen Diskussion, im Vorfeld unserer 
Beratungen immer wieder angeführt wurden. 

Da geht es zum ersten um die sogenannten Un
dokumentierten, also um aufgegriffene Flüchtlin
ge, die über keinerlei Identitätspapiere verfügen. 
Und ich möchte in diesem Zusammenhang - ich 
habe die Diskussion schon erwähnt - doch sehr 
deutlich auf § 17 Abs. I verweisen, der lautet: "Ist 
der Asylantrag aufgrund des Ergebnisses der 
Erstvernehmung offensichtlich begründet oder 
offensichtlich unbegründet, so ist darüber ohne 
weiteres Ermittlungsverfahren zu entscheiden." 

Und wir haben, um hier alle Mißverständnisse 
auszuräumen, in unserem Ausschußbericht fest
geschrieben - ich darf hier zitieren -: "Hin
sichtlich der Regelungen des § 14 Abs. 1 Z. 1 und 
des § 17 Abs. 3 Z. 1 geht der Ausschuß davon 
aus, daß das Bundesasylamt die Identität eines 
Asylwerbers nicht nur anhand von Reisedoku
menten und sonstigen Urkunden, sondern auch 
aufgrund anderer Umstände, zum Beispiel der 
Muttersprache oder geographischer Kenntnisse 
des Asylwerbers sowie vertrauenswürdiger Zeu
gen, festzustellen haben wird. Insbesondere auch 
aus diesem Grund wird das Bundesasylamt zur 
Durchführung der Erstvernehmung besonders 
qualifizierte und über die Verhältnisse in den 
Herkunftländern der Asylwerber informierte Be
dienstete heranzuziehen haben. Darauf wird bei 
der inneren Organisation des Bundesasylamtes 
entsprechend Bedacht genommen werden müs
sen." 

Zusammenfassend möchte ich also festhalten, 
meine Damen und Herren, daß dieses Gesetz den 
zweiten Teil einer Gesamtreform darstellt, und 
man muß es - und ich wiederhole das hier -
sowohl mit dem Bundesbetreuungsgesetz als auch 
mit dem noch zu schaffenden Einwanderungsge
setz in Verbindung sehen. Und wir glauben und 
meinen, daß dieses Asylgesetz ein wichtiger 
Punkt in diesem Gesamtpaket ist, und wir werden 
daher diesem Asylgesetz unsere Zustimmung ge
ben. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der ÖVP.) 10.52 

Präsident: Der nächste Redner ist Herr Abge
ordneter Pilz. Er hat eine Redezeit von 20 Mi
nuten und erhält das Wort. - Bitte, ich korrigiere 
das. Das ist schon der zweite Redner der grünen 
Fraktion, daher beträgt die Redezeit 15 Minuten. 
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10.53 
Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Ich wollte 

mich schon für die 5 Minuten bedanken, aber bit
te. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
zitiere: "Ich verließ Deutschland am selben 
Abend. Währenddessen hatten die Banken bereits 
geschlossen, und ich konnte kein Geld mitneh
men. Ich hatte zu Hause gerade genug, um mir 
eine Fahrkarte nach Paris zu kaufen und kam 
praktisch ohne einen Pfennig am Gare du Nord 
an." 

Ich habe das Bild von Fritz Lang in dieses Ple
num mitgenommen, um Ihnen zu zeigen, wie es 
früher war, wer flüchten mußte und wer auf 
Menschlichkeit angewiesen war. Und die vielen 
anderen Bilder sollen Ihnen zumindest ein bisse I 
ein Gefühl dafür geben, wie früher Sozialdemo
kraten und Christen auf verfolgte Menschen und 
ihre Situation reagiert haben. 

Ich bin jetzt nach der Rede des Herrn Kollegen 
Elmecker etwas sprachlos. - Ein Runterbeten 
von Zahlenkolonnen, ein Durcheinanderbringen 
von Gastarbeitern, Asylwerbern, politischen 
Flüchtlingen, die oft um ihr Leben laufen und für 
die es lebensentscheidend sein kann, ob sie über 
die Grenzen eines mitteleuropäischen Landes 
kommen und es schaffen, in ein Asylverfahren 
hineinzukommen. Zahlenberichte aus Oberöster
reich, Arbeitsmarkt verwechselt mit Flüchtlings
frage - kreuz und quer durcheinander. 

Ich kann mir durchaus vorstellen: Wenn Fritz 
Lang heute in Österreich ankommen würde und 
den Kollegen Elmecker fragen würde: Herr Abge
ordneter Elmecker! Ich habe keine Dokumente 
mit. Ich kann mich nicht ausweisen, aber ich 
möchte in diesem Land bleiben, weil ich politisch 
verfolgt werde!, daß der Kollege Elmecker auf
steht und sagt: Selbstverständlich, Herr Lang! Ich 
kenne Ihr Werk, Sie sind ein bedeutender Künst
ler. Sie sind in Österreich willkommen! Ich bin 
mir sicher, daß Fritz Lang auch unter den Bedin
gungen des heute drohenden Asylgesetzes in die
sem Land Asyl bekommen würde. 

Aber es sind nicht die Fritz Langs, die in unser 
Land drängen. Es sind Kurden, es sind Iraner, es 
sind Schwarz-Afrikaner, es sind Tamilen, es sind 
Tausende Menschen, die einfach, um zu überle
ben, aus ihrer Heimat davonlaufen. Und da sind 
nicht die bedeutenden Filmregisseure und die 
großen Schauspieler darunter, sondern das sind 
Leute, die unter den allereinfachsten Bedingun
gen in ihrem Land leben und die einfach nur das 
wollen, was dort selbstverständliche Menschen
rechte sein sollten und in Österreich sind. 

Diesen Menschen wollen wir vom heutigen Tag 
an sagen: Nur unter gewissen Bedingungen! Prin-

zipiell trauen wir euch nicht über den Weg, aber 
wenn es euch gelingt, zu beweisen, daß ihr aus 
Motiven, die wir anerkennen, geflüchtet seid, 
dann können wir darüber reden, ob ihr ein 
Flüchtlingsverfahren bekommt. - Soweit ist es 
gekommen. 

Und ich frage Sie, Herr Kollege Elmecker, 
wirklich: Wie dick ist Ihre Haut? Wie dick ist Ihre 
Haut bereits als Abgeordneter, als Vorsitzender 
des Innenausschusses, als Parlamentarier dieses 
Hauses und als Sozialdemokrat, daß Sie sagen 
können, wir nehmen uns hier jetzt das selbstver
ständliche Recht heraus, zu selektionieren? Und 
Sie bilden - sagen Sie einmal ganz deutlich, was 
das bedeutet! - Beamte, die keine Ahnung von 
Tuten und Blasen in diesen Fragen haben, zwei 
Tage lang über die Länder dieser Welt aus. -
Zwei Tage stehen im Ausbildungsplan, zwei Tage, 
in denen sich diese Beamten nicht einmal die Na
men der meisten Länder dieser Welt merken kön
nen. Und dann sollen diese Beamten beurteilen, 
ob wer richtig oder falsch geflüchtet ist. So stellen 
Sie sich das vor, und so schaut es aus! 

Und deswegen ist das eine derartige Schande, 
daß wir hier über sowas überhaupt sprechen müs
sen, ist es eine derartige Schande, daß Sie sich für 
sowas überhaupt hergeben, ein derartiges Asylge
setz diesem Haus vorzulegen. 

Ich werde morgen dieses Haus verlassen. Es ist 
eine meiner letzten Reden in diesem Haus. Es ist 
die Rede, die mir persönlich am schwersten fällt. 
Ich habe ein derartiges Maß an persönlicher und 
politischer Unanständigkeit in diesem Haus noch 
nicht erlebt. 

Und ich habe viel mit der Madeleine Petrovic 
darüber gesprochen. (Abg. Wo l f: Du brauchst 
über die Anständigkeit reden. ausgerechnet du.') 
Und sie hat mir erzählt. wie sie gegen Windmüh
len im Ausschuß gekämpft hat, und wie sich die 
Kollegin Partik-Pable von der Freiheitlichen Par
tei Punkt für Punkt in diesem wieder betätigt hat 
und andere Kollegen dieses Hauses nichts Besse
res gewußt haben, als zu schauen: Wie können 
wir Partik-Pable noch überholen? Wie können 
wir die Daumenschrauben an den Flüchtlingen 
noch stärker anziehen? Wie können wir selbstver
ständliche und für die Wahrung von Menschen
rechten notwendige Fristen noch mehr verkür
zen? Wie werden wir die Asylanten noch schnel
ler los? Wie kriegen wir die Leute, die wir nicht 
brauchen und nicht wollen, noch geschwinder in 
Schub haft? Wer ist der bessere Ausländerfeind? 
Wer transportiert die Ausländer, das Menschen
material, das wir nicht haben wollen und auf das 
Sie alle pfeifen, schneller aus diesem Land ab? 

Das war der Wettlauf im Innenausschuß. Und 
es ist eine Schande für dieses Haus, daß es ein 
einziges Mitglied des Parlaments gegeben hat, un-
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sere Abgeordnete Madeleine Petrovic, die dage
gen protestiert hat, die als einzige ihre Stimme 
dagegen erhoben hat. Und Sie wissen doch, wie es 
draußen ausschaut. 

Denken Sie einmal darüber nach, meine Da
men und Herren von der Sozialdemokratischen 
Partei, was es bedeutet, wenn etwa ein sozialde
mokratischer Bürgermeister von Traiskirchen 
eine evangelische Pfarrerin wegen Schlepperei 
anzeigt, weil sie die Kirche für nichtdokumentier
te Flüchtlinge, wie das heute heißt, offenhäIt! 
Was es bedeutet, daß sich eine Pfarrerin, die die 
Kirche offenhält, möglicherweise vor Gericht ver
antworten muß, daß sich Leute heute überlegen 
müssen, wenn sie zu Asylwerbern, die noch nicht 
anerkannt sind, hingehen und sagen: Ich gebe dir 
folgenden guten Rat: Mach das so und so, und 
mach das nicht anders!, ob sie nicht wegen 
Schlepperei von Beamten des Innenministeriums 
angezeigt werden. Und einer jener, die eine Flut 
von Anzeigen auf Pfarrer, auf Seelsorger, auf So
zialarbeiter losgelassen haben, sitzt als Berater 
des Ministers heute wieder da. (Präsident Dr. 
Li c Iz a I iibeminunl den Vorsitz.) 

Überlegen Sie sich einmal, was das bedeutet, 
wie es wirklich konkret vor Ort heute ausschaut, 
wie es wirklich ausschaut für einen Menschen, der 
als Flüchtling nach Österreich kommt! Denken 
Sie doch einmal darüber nach, was es heißt, wenn 
14jährige in Österreich in Schubhaft sitzen. -
14jährige! 

Lesen Sie einmal nach, was die Genfer Konven
tion dazu sagt! Denken Sie einmal darüber nach, 
wie viele Ihrer Parteifreunde die scheußlichsten 
Zeiten dieses Jahrhunderts nicht überlebt hätten. 
wenn damals Asylgesetze auch. so geschrieben 
und exekutiert worden wären, wie das heute in 
einem der zehn reichsten Länder dieser Welt ge
schieht. 

Überlegen Sie sich das einmal! Und überlegen 
Sie einmal, warum wirklich alles, was es an 
menschlichen, sozialdemokratischen und christli
chen Grundsätzen gibt. heute an diesem Tag ein
fach so zur Disposition gestellt wird. 

Ich habe Partik-Pable gesagt - Sie sollten das 
ernst nehmen! -: Die Antwort auf den neuen 
Rechtsextremismus in Österreich kann nicht hei
ßen: Wir schauen, daß wir es noch besser machen 
als die, wir schauen, daß wir noch lauter "Auslän
der raus" schreien. 

Glauben Sie wirklich, daß Sie auf diese Weise 
sozialdemokratische Arbeiter von der Freiheitli
chen Partei zurückgewinnen werden? Hat Ihnen 
die bei den Wiener Landtagswahlen gemachte Er
fahrung nicht gezeigt, was passiert, wenn man 
selbst auch ausländerfeindliche Parolen von sich 
gibt? Es waren "nur" - unter Anführungszei-

ehen - Bezirksfunktionäre der Sozialdemokrati
schen Partei, es war noch nicht die Spitze in 
Wien. 

Haben Ihnen die Wahlergebnisse nicht gezeigt, 
was passiert? - Immer dann, wenn man nachgibt 
und sich ein bißchen ausländerfeindlich gibt, 
wenn man beginnt, zu Flüchtlingen "Asylanten" 
oder "Scheinasylanten" zu sagen, meinen die so
zialdemokratischen Arbeiter in Ottakring, in 
Simmering, in Favoriten: Jetzt ist uns die SPÖ 
ausländerfeindlich genug. Das soll an Schubhaft 
... (Abg. K 0 P pie r: Wie vieLe Arbeiter haben 
sozialdemokratisch gewählt? Eine Diskriminie
rlllzg der Arbeiter ist das, was Sie machen!) 

Das, was Sie den Arbeitern in diesem Land 
über Jahrzehnte angetan haben, und die Art und 
Weise, wie Sie Arbeiter mit ihren Sorgen und Nö
ten in diesem Land im Stich gelassen haben, sind 
die wahre Diskriminierung der Arbeiter! (Beifall 
bei den Grünen.) Auf diese Art und Weise haben 
Sie die Arbeiter, zumindest zum Teil. in die Arme 
der Freiheitlichen Partei getrieben. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Heute herzugehen und zu versuchen, "Auslän
der raus" und Schub haft zu popularisieren, und 
zu glauben, daß man damit Stimmen von der 
Freiheitlichen Partei zurückgewinnt, das halte ich 
nicht für gut. 

Die Arbeiter in den Wiener Arbeiterbezirken 
haben gesagt: Wir gehen nicht zum Schmiedl in 
Fragen Ausländerfeindlichkeit, wir gehen gleich 
zum Schmied. Und das ist immer noch Jörg Hai
der und nicht Franz Löschnak. obwohl nach die
sem Asylgesetz bereits erste Zweifel daran ange
bracht sein dürften. 

Dieses Asylgesetz, meine Damen und Herren 
- ich ersuche Sie, das ernst zu nehmen (Abg. 
K 0 pp l e r: Das ist eine bodenlose Gemeinheit.'), 
ist der erste große parlamentarische Kniefall vor 
dem Rechtsextremismus und vor dem Ausländer
haß in Österreich. (Abg. K 0 pp I e r: Das kann 
l11.an flicht auf der Arbeiterschaft sitzen lassen.' Bei 
uns sind 500 Asylanten!) Kümmern Sie sich doch 
wirklich einmal um Ihre Arbeiter! Kümmern Sie 
sich um den Schwarzarbeitsmarkt! Kümmern Sie 
sich darum, daß da wirklich einmal ordentliche 
Verhältnisse herrschen! (Abg. K 0 P P L er: Mehr 
als Sie.') Kümmern Sie sich darum! 

Aber Sie denken die ganze Zeit nur an Ihre 
Privilegien als Betriebsräte, als Postenschacherer 
und schauen dann, daß Sie mit Asylgesetzen wie 
diesem Jörg Haider das Wasser abgraben, und das 
wird danebengehen. (BeifaLL bei den Grünen.) 

Da sitzen grinsende und lachende Abgeordnete 
der Freiheitlichen Partei, die genau wissen: Nur 
ein einziger Sieger geht heute aus diesem Haus 
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heraus, wenn dieses Asylgesetz so beschlossen 
wird, und das ist die FPÖ. 

Und es wird drei Verlierer geben. (Beifall bei 
den Grünen.) Es wird drei Verlierer geben: die 
Sozialdemokratische Partei, die ÖVP und die J~rü
ne Fraktion. Drei Verlierer wird es geben! Uber 
80 Prozent der Abgeordneten dieses Hauses wer
den die politischen Verlierer dieses Asylgesetzes 
sein, und nur zehn Abgeordnete protestieren da
gegen, daß so einfach und so leicht eine politische 
Frage, die man auch anders lösen hätte können, 
zu einem politischen Gewinn und Durchmarsch 
der Freiheitlichen Partei umgemünzt wird. Das 
ist ja der Punkt, um den es geht. 

Sie wissen doch ganz genau, was passiert. Sie 
wissen ganz genau, daß Sie mit diesem Asylgesetz 
wieder 1, 2 Prozent in Richtung rechts verscho
ben haben. Und Sie wissen, daß Sie wieder Men
schen verloren haben. Es ist Ihnen Wurscht, weil 
Sie ratlos sind dem neuen Rechtsextremismus in 
Österreich gegenüber. Und es ist Ihnen Wurscht, 
weil Sie sich nicht einmal Gedanken darüber ma
chen, was auf dieser Welt passiert und warum wir 
dieses "Ausländerproblem" - unter Anführungs
zeichen - in diesem Land immer noch haben. 

Denken Sie überhaupt darüber nach, daß aus 
guten Gründen etwa 300 Millionen Menschen 
derzeit auf der Flucht aus ihrer Heimat sind, 
300 Millionen Menschen, die sich laut Studien 
des Worldwatch Institute von Washington auf 
den Weg aus ihrer Heimat gemacht haben? (Zwi
schenruf des Abg. Pro b s c.) Ich sage Ihnen eines, 
Herr Kollege: Selbstverständlich - das ist der 
einzige Punkt, wo wir zumindest scheinbar einer 
Meinung sind - werden wir die Pr9bleme dieser 
300 Millionen Menschen nicht in Osterreich lö
sen können. Aber so, wie es jetzt gemacht wird 
(Abg. Pro b s e: Das ist der Punke.') , daß wir zu
schauen und uns selbst daran beteiligen, daß die 
Lebensgrundlagen dieser Menschen in ihren Hei
matländern zunichte gemacht werden, daß sie 
flüchten müssen, kann es nicht sein. Es werden an 
den Grenzen Panzer postiert, und wenn die Leute 
vor Terrorregimes flüchten, dann sagen wir: 
Wenn ihr euch nicht ordentlich ausweisen könnt, 
dann schmeißen wir euch wieder hinaus. Das ist 
nicht die Lösung des Problems! 

Sie können Tausende Panzer an Österreichs 
Grenzen stellen. Die Menschen werden kommen, 
weil sie kommen müssen. Sie haben nur zwei 
Möglichkeiten: sie entweder menschenunwürdig 
zu behandeln und abzuschieben oder alles zu ver
suchen, daß sie eine Chance haben, zuallererst in 
ihrer Heimat, aber auch in Österreich, wenn sie 
nach Österreich kommen mußten. Das ist der 
Punkt, Herr Kollege. 

Ich möchte mit einem schließen. (Zwischenruf 
der Abg. Dr. Madeleine Pet r 0 vi c.) Ich möchte 

mit einem schließen: Ich arbeite seit Jahren eng 
mit meinen kurdischen Freunden zusammen und 
habe auch dieses Asylgesetz, diesen Entwurf eines 
Asylgesetzes mit meinen kurdischen Freunden 
sehr ausführlich diskutiert. 

Wissen Sie, was Sie heute beschließen wollen? 
- Sie wollen beschließen, daß ein Kurde, der auf 
der Flucht vor dem Regime Saddam Husseins ist, 
zur Polizeibehörde Saddam Husseins gehen und 
sagen muß: Sehr geehrter Herr Polizist des iraki
sehen Regimes! Ich hätte gerne einen Reisepaß, 
und ich hätte gerne ordentliche Dokumente, denn 
ich möchte gerne flüchten, und ich möchte nach 
Österreich flüchten. Dort will man einen Paß und 
ordentliche Urkunden von mir. - Das verlangen 
Sie von den Menschen! 

Das einzige, was passieren wird, ist, daß Flücht
linge sich sehr genau überlegen werden müssen, 
ob sie überhaupt noch Österreich als Land, das 
ihnen eine Chance gibt, auswählen sollen. 

Wir werden eines tun: Wir werden dieses Ge
setz heute wahrscheinlich nicht verhindern kön
nen. Sie sind nicht bereit, diese Regierungsvorla
ge zurückzuziehen. Wir werden es nicht verhin
dern können. Wir werden uns darauf beschrän
ken müssen, den Dutzenden von Tamilen, den 
Dutzenden und Hunderten Kurden und anderen 
Menschen, die nach Österreich kommen, von 
Schubhaft bedroht sind, so gut wie möglich per
sönlich zu helfen. Wir werden ab heute beginnen, 
uns um jeden einzelnen Fall persönlich zu küm
mern. Das ist wenig. Aber, Herr Innenminister, 
das garantiere ich Ihnen: Diesen persönlichen Wi
derstand werden wir Ihrem Versuch, es noch här
ter als Jörg Haider zu machen, entgegensetzen. 
Diese Garantie können Sie hier und heute mit
nehmen! (Beifall bei den Grünen.) 11.08 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet hat 
sich Herr Bundesminister Dr. Löschnak. Ich er
teile es ihm. 

11.08 

Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak: 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehr
ten Damen und Herren! Es entspricht einer par
lamentarischen Usance, die Hauptdebattenredner 
der Fraktionen ihre Meinung darlegen zu lassen, 
bevor sich der zuständige Ressortchef zu Wort 
meldet. Aber ich meine, daß Sie Verständnis ha
ben werden, daß ich angesichts der Fülle der Un
richtigkeiten und der Fülle der Unwahrheiten, die 
Herr Abgeordneter Pilz in besonderem Maße hier 
von sich gegeben hat, vorzeitig und in Abgehung 
dieser Usancen ganz kurz Stellung nehme. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
eben so, daß Sie, die Abgeordneten der Grünen, 
hier den Eindruck erwecken wollen, als ob dieses 
neue Asylgesetz tatsächlich zum Inhalt hätte, zu 
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verhindern, daß Flüchtlinge nach Österreich 
kommen. Das stimmt nicht. Das, was Sie behaup
ten, stimmt von der ersten bis zur letzten Silbe 
nicht! (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Dieses Asylgesetz hat nämlich die Intention ... 
(Abg. Dr. Made/eine Pet r 0 vi c - ein Schrift
stück in die Höhe haltend -: Außenministerium!) 
Zum Außenministerium. 

Hören Sie einmal zu! Wissen Sie, jetzt muß ich 
Ihnen einmal etwas sagen. (Abg. V 0 g gen h II -

b e r: Alle Experten sagen das! Es ~väre gescheit, 
Sie würden argumentieren.') 

Ich sage Ihnen jetzt einmal etwas: Sie nehmen 
immer für sich in Anspruch, alles zu wissen, alles 
zu können. Sie waren nicht eine Minute im Un
terausschuß. Sie waren nicht einmal eine Minute 
drinnen. Woher wollen Sie eigentlich wissen. was 
dort geredet wurde? Ich war die ganze Zeit anwe
send und habe den Beratungen beigewohnt und 
meine Meinung eingebracht. Sie waren gar nicht 
dabei. IAbg. V 0 g gen hub e r: Ich bin nicht der 
zuständige Abgeordnete!) Aber Sie zitieren dann 
immer und geben Rechtsbelehrungen ab. 

Ich werde Ihnen einmal etwas sagen: Offenbar 
haben Sie sich dieses Gesetz bis heute nicht wirk
lich vom Grunde angesehen und nicht die Ten
denz erkannt. Dieses Gesetz geht nämlich genau 
in die Richtung, das herbeizuführen, was notwen
dig ist, nämlich jenen Menschen. die aus begrün
deter Furcht ihre Heimat verlassen müssen und 
bei uns Asyl suchen, so wie bisher, so wie in den 
vergangenen Jahren und Jahrzehnten, in Öster
reich Schutz zu bieten, Asyl zu gewähren. Das ist 
das eine. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ. - Abg. 
V 0 g gen hub e r: Das ist nicht ~vahr.') 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Das zweite 
ist - Sie werden zur Kenntnis nehmen müssen, 
daß das viele Leute hier so wollen und daß sie 
kein Verständnis für eine andere Vorgangsweise 
hätten -: Es scheint zwar aus der Sicht des ein
zelnen das Verlassen seiner Heimat aus wirt
schaftlichen und sozialen Gründen, was immer 
hier angeführt wird, verständlich, aber wir kön
nen doch nicht sozusagen das Tor aufmachen und 
jedem. der daheim nicht zufrieden ist, nicht zu
frieden sein kann, sagen: Kommen Sie herein, wir 
werden dann schon irgendwie schauen, wie wir 
zurechtkommen. Das wäre das Inhumanste. und 
einen solchen Weg können Sie mit mir nicht ge
hen. Das sage ich Ihnen. Herr Abgeordneter, das 
ist mit ein Grund für dieses Asylgesetz. (Beifall 
bei SPÖ, ÖVP und FPÖ. - Abg. V 0 g gen h u -
be r: Das ist Menschenverachtllng.') Jetzt zu den 
Unwahrheiten. (Abg. V 0 g ge 11 hub e r: Sie arm
seliger Zyniker.' Schreibtischtäter.') Ja, ich wei ß 
schon. I Weitere heftige Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Lichal (das Glockenzeichen ge
bend): Meine Damen und Herren! Am Wort ist 
jetzt der Herr Bundesminister. Bitte lassen Sie ihn 
sprechen. 

Bundesminister Dr. Löschnak (fortsetzend): 
Herr Abgeordneter! Ich mag vielleicht ein 
Schreibtischtäter sein. Aber Sie, Herr Abgeordne
ter, schwirren in intellektuellen Höhen, die in 
Wirklichkeit 99 von 100 nicht nachvollziehen 
können. Sie sind ganz fern der Realität, das muß 
Ihnen auch einmal gesagt werden. (Beifall bei 
SPÖ. ÖVP und FPÖ.) 

Jetzt zu den von Ihnen verbreiteten Unwahr
heiten, um Ihnen das einmal deutlich zu sagen. Es 
ist halt nicht so, wie Sie es darstellen, daß bei 
jemandem, der nach Österreich kommt und ein 
Asylansuchen stellt, ohne daß sein Einzelfall an
gesehen und seine eigenen Angaben geprüft wer
den, eine Entscheidung gefällt wird. Es ist nicht 
so. 

Ich habe das während der Ausschußberatungen 
gesagt: Wir gehen nicht nach einer Liste vor, ein 
sicheres Land, ein unsicheres Land. Das ist wie 
für viele andere Länder in Europa auch ein Indiz, 
aber nicht der maßgebende Umstand, sondern es 
wird der Einzelfall hergenommen, es werden die 
Angaben des Asylwerbers zum Gegenstand ge
macht, und es wird geprüft, ob jemand offensicht
lich unbegründet einen Asylantrag stellt. Genauso 
- das verschweigen Sie aber immer - steht in 
dem Gesetz auch drinnen, daß offensichtlich be
gründete Asylanträge ebenfalls in diesem Man
datsverfahren erledigt werden können. weil wir 
ganz einfach meinen, daß die Raschheit des Ver
fahrens etwas Wesentliches ist. 

Herr Abgeordneter! Wir sind doch nicht allein 
auf dieser Erde. Sie brauchen sich nur in Europa 
umzusehen und zu schauen, wie die anderen Län
der mit diesem Problem fertigwerden, welche Lö
sungsvorschläge sie haben. Dann werden Sie mir 
recht geben müssen, daß die Raschheit des Ver
fahrens ein ganz, ganz entscheidendes Moment 
ist, um jene Menschen, die ... (Abg. V 0 g gen
h II b e r: Nach rechtsstaatlichen Prinzipien mit ei
ner Berufung mit aufschiebender Wirkung.' Das ist 
in ganz Europa selbstverständlich.' Die UNO be
stätigt es Ihnen!) Auf die komme ich schon noch, 
Herr Abgeordneter! Sie müssen warten, Sie dür
fen nicht so ungeduldig sein, ein bißchen Geduld 
gehört halt dazu. Es ist auch ein Bestandteil der 
Demokratie, daß man jemandem zuhört. Ich habe 
Ihnen im Ausschuß auch zugehört. (Abg. Dr. Ma
de/eine Pet r 0 vi c: Er war nicht da.') Im Innen
ausschuß waren Sie doch. Waren Sie nicht im In
nenausschuß? Sie waren nicht im Unterausschuß. 
Sie haben an den Detailberatungen nicht teilge
nommen. Im Innenausschuß haben Sie sich dann 
einmal zu Wort gemeldet. Mir ist ohnehin klar, 
warum, aber lassen wir das. 
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Herr Abgeordneter! Sie müssen ein bißehen 
zuhören. Ich wollte Ihnen noch sagen, daß das in 
jedem Einzelfall geprüft wird, so wie es die Kon
vention auch vorschreibt. (Abg. V 0 g gen h u -
be r: Das ist nicht wahrn Sie behaupten immer, es 
sei nicht wahr, aber es ist halt so, Sie brauchen 
nur das Gesetz zu lesen. (Abg. Dr. Made/eine Pe -
t r 0 vi c: Wo wird der Bescheid zugestellt.) 

Was jetzt die Rechtmäßigkeit und die Konven
tionsgemäßheit anlangt: Dem Vorwurf, den Sie 
erheben, daß das Außenamt, das Völkerrechtsbü
ro am Freitag dazu eine Stellungnahme abgege
ben hat - am Montag war der Innenausschuß -, 
ist entgegenzuhalten, Herr Abgeordneter. meine 
Damen und Herren von der grünen Fraktion, daß 
bei den ganzen Beratungen, und zwar während 
der Begutachtung, bei den Gesprächen, die es vor 
Erstellung der Regierungsvorlage gegeben hat, 
bei den Gesprächen im Unterausschuß natürlich 
das Bundesministerium für auswärtige Angele
genheiten mit jeweils einem, manchmal auch 
mehreren Vertretern dabei war. Zuletzt hat dann 
das Völkerrechtsbüro hier eine Meinungsäuße
rung abgegeben, die in einem Punkt durch die 
Regierungsvorlage beziehungsweise durch die 
Vorlage im Ausschuß überholt ist und in anderen 
Punkten nicht zutrifft. Wenn Sie wollen, gehe ich 
Punkt für Punkt darauf ein, denn das. was Sie 
immer als konventionswidrig anführen, das wis
sen Sie genau, sind Empfehlungen, die nicht ver
bindlich sind und die - das müssen Sie dem Pu
blikum auch sagen - in Wirklichkeit von Monat 
zu Monat geändert werden, den jeweiligen Situa
tionen angepaßt werden. Aber Sie gehen hier her
aus und tun so, als wäre das festgeschriebenes 
Recht. Wenn man sich daran nicht hält, dann be
geht man Ihrer Ansicht nach einen entsprechen
den Konventionsbruch, was schlicht und einfach 
nicht zutrifft. 

Letzte Bemerkung, weil Sie meinten. das sei 
eine leichtfertige Vorgangsweise, die hier an den 
Tag gelegt wurde. Parlamentarisch ist das gesche
hen, was vorgeschlagen wurde: Einsetzung eines 
Unterausschusses, intensive Beratungen im U n
terausschuß. Wenn Sie mit Ihrer Ansicht da nicht 
durchkommen und das Nichtdurchkommen mit 
Leichtfertigkeit gleichsetzen, ist das Ihre Sache. 
Es stimmt nur nicht, was den Verlauf der Bera
tungen betrifft. Das werden Sie zur Kenntnis neh
men müssen, Herr Abgeordneter! (Beifall bei 
SPÖ, ÖVP und FPÖ.) 

Die letzte Feststellung zu den Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Pilz. Sie sind herausge
kommen und haben gesagt, der Löschnak sei auf 
dem Weg zum Haider (Abg. Ans c hob e r: Er 
ist schon don'), es werde nur nichts bringen, weil 
man gleich zum Schmied geht und nicht zum 
Schmied!. 

Wenn Sie allfällige Auseinandersetzungen mit 
dem Bundesparteiobmann der FPÖ haben, rate 
ich Ihnen, tragen Sie diese mit ihm aus. Benützen 
Sie nicht mich dazu, ich bin nicht Ihr Vermittler. 
Ich lege nur für mich Wert darauf, daß Sie keine 
Vergleiche ziehen. Ich vergleiche Sie auch mit 
niemandem. Mich brauchen Sie daher auch nicht 
zu vergleichen. (Abg. V 0 g gen hub e r: Sie ha
ben keine Differenzen?) 

Was Ihre Feststellung anlangt - das ist so be
zeichnend für Sie -, daß wir dann die Konse
quenzen im Wahlverhalten unserer Wähler
schichten haben werden, muß ich sagen: Ich wür
de Ihnen empfehlen, kümmern Sie sich um Ihre 
Wählerschichten. wir werden uns um unsere 
kümmern. Sie haben genug Arbeit, wir haben 
auch Arbeit. Das möchte ich gar nicht verhehlen. 

Nur machen wir dieses Asylgesetz - das ist Ihr 
grundsätzlicher gedanklicher Fehler -, wir schla
gen dieses Asylgesetz nicht vor, um einen halben 
Prozentpunkt von dieser oder jener Seite zu be
kommen oder zurückzubekommen, sondern wir 
schlagen dieses Asylgesetz vor, weil wir meinen, 
daß dieses Problem mit einem Bündel von Maß
nahmen geregelt werden muß - und dieses Asyl
gesetz ist ein Teil dieses Bündels -, und aus kei
ner anderen Überlegung. Das sollten Sie sich ein
mal ins Stammbuch schreiben! (Beifall bei der 
SPÖ. - Abg. Dr. MadeLeine Pet r 0 v i c: Es gibt 
kein Verfahren.' - Weitere Z~vischenrufe bei den 
Grünen.) 11.20 

Präsident Dr. Lichal: Meine Damen und Her
ren! Wenn auch die Diskussion sehr engagiert ge
führt wird, so darf ich doch bitten, von der Ver
wendung von Ausdrücken wie "Schreibtischtäter" 
et cetera Abstand zu nehmen. weil falsche 
Schlußfolgerungen gezogen werden könnten. Ich 
bitte, auch bei vollem Engagement doch die 
Wortwahl zu bedenken. Wir müssen auch an die 
Öffentlichkeit denken. Ich möchte jetzt Abstand 
nehmen von der Erteilung von Ordnungsrufen. 
aber ich bitte wirklich. bei der Diskussion auf die
se Dinge zu achten. 

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich 
Herr Abgeordneter Dr. Fuhrmann gemeldet. Ich 
erteile ihm das Wort und mache ihn auf die zeitli
che Beschränkung von drei Minuten aufmerk
sam. 

/1.2/ 
Abgeordneter Dr. Fuhrmann (SPÖ): Herr Prä

sident! Herr Bundesminister! Meine sehr geehr
ten Damen und Herren! Herr Abgeordneter Pilz 
hat in seinem Debattenbeitrag die Behauptung 
aufgestellt, der sozialdemokratische Bürgermei
ster von Traiskirchen Knotzer habe die evangeli
sche Pfarrerin von Traiskirchen Christine Hubka 
wegen Schlepperunwesens angezeigt, nur weil sie 
humanitäre Hilfe für Asylwerber geleistet habe. 
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(Zwischenruf bei den Grünen.) Diese Behauptung 
ist unwahr. Ich habe, nachdem ich diesen Debat
tenbeitrag gehört habe, sofort rückgefragt und 
berichtige hiermit: Weder Bürgermeister Knotzer 
noch sonst irgendein Mitglied der Gemeindever
waltung von· Traiskirchen hat Frau Christine 
Hubka wegen irgendeines Tatbestandes ange
zeigt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
hier die glatte Unwahrheit behauptet worden. 
(Abg. Dr. K hol zu den Grünen: Sie lügen.' Es 
~vird gelogen.' - Ruf bei der ÖVP in RichTUng der 
Grünen: Unter dem Schutz der Irrununität.' - Wei
tere Zwischenrufe.) Es ist die glatte Unwahrheit 
behauptet worden! Es ist - um die tatsächliche 
Berichtigung noch zur Gänze auszuführen - vor 
Monaten. im Sommer, in einer Zeitung eine dies
bezügliche Behauptung gestanden. (Ruf bei der 
ÖVP zu den Grünen: Entschuldigen Sie sich.') 
Bürgermeister Knotzer hat dieser Zeitung in ei
nem Leserbrief geschrieben, daß dies nicht richtig 
ist. Dieser Leserbrief ist von dieser Zeitung nicht 
gebracht worden. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ich glaube, wenn ein Abgeordneter im Status der 
Immunität in diesem Hohen Haus eine solche Be
hauptung unrecherchiert aufstellt, dann ist das 
eine Vorgangsweise (Ruf bei der ÖVP: Ein Miß
brauch.'), die sehr wohl geeignet ist, wieder einmal 
die Ehre und das Ansehen des Parlaments und 
der Parlamentarier auf das höchste zu gefährden. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP. - Ruf bei der ÖVP: 
Eine Gemeinheit.') 11.23 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge
meldet ist Herr Abgeordneter Dr. Pirker. Ich er
teile es ihm. (Rufe und Gegenrufe bei SPÖ, ÖVP 
llnd den Grünen. - Abg. Dr. Made/eine Petrovic 
spriche mit Abg. Dr. Fuhrmann.) 

Am Wort ist Herr Abgeordneter Dr. Pirker. -
Bitte schön, beginnen Sie mit Ihren Ausführun
gen. 

11.24 
Abgeordneter Dr. Pirker (ÖVP): Herr Präsi

dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Es ist 
schlimm, wenn man als Basis einer Diskussion 
Unwahrheiten verwendet (Abg. MOllika Lall g-
1 h aLe r: Es gibt eine Anzeige.'), wie wir soeben 
gehört haben, und es ist auch schlimm, wenn 
man, wie Kollege Pilz, hier Zahlen als Basis 
nimmt, die nicht stimmen. 

Ausgangspunkt seines Debattenbeitrages war 
die Annahme, daß alle, die nach Österreich kom
men und behaupten. Flüchtlinge zu sein, auch 
tatsächlich Flüchtlinge nach der Genfer Konven
tion wären. Dem ist aber - das weiß Herr Pilz 
genauso wie alle anderen hier im Raume - nicht 
so. Faktum ist, wenn wir die Statistiken anschau-

en, daß nur etwa 15 Prozent derer, die in jüngster 
Zeit zu uns kommen und um Asyl ansuchen, tat
sächlich Konventionsflüchtlinge sind und daß 
85 Prozent - das ist der weitaus überwiegende 
Teil derer, die nach Österreich kommen - aus 
anderen Gründen, in der Regel aus wirtschaftli
chen, nach Österreich kommen. (Zwischenruf bei 
der ÖVP.) 

Dieses Asylgesetz ist eine Reaktion genau auf 
dieses sprunghafte Ansteigen von unbegründeten 
Asylansuchen. Waren es 1983 erst 50 Prozent, so 
sind es jetzt bereits 85 Prozent der Asylansuchen, 
die unbegründet sind. 

Dieses Asylgesetz, geschätzte Kolleginnen und 
Kollegen, ist aber auch ein ganz entscheidender 
Schritt in Richtung einer geordneten und huma
nen Ausländerpolitik (Ruf bei den Grünen: Das 
.rerden .. vir noch sehen.'), weil in einem qualitativ 
verbesserten und raschen Verfahren festgestellt 
wird, wer tatsächlich Flüchtling ist und wer aus 
anderen Gründen, nämlich aus wirtschaftlichen, 
nach Österreich kommen will. Österreich bleibt 
damit ein klassisches Asylland, wird aber sehr 
wohl klare Regulative formulieren, was mit jenen 
zu geschehen hat. die nur aus wirtschaftlichen 
Gründen nach Österreich kommen und sich hier 
niederlassen wollen. (Beifall bei der ÖVP und bei 
Abgeordneten der SPÖ.) 

Mit diesem Gesetz setzt die Koalition ganz kon
krete Maßnahmen zur Bewältigung des Migra
tionsproblems. das wir selbstverständlich nicht al
leine, sondern nur in Kooperation mit anderen 
Staaten Europas und der Erde lösen werden kön
nen. Ich freue mich, daß auch die FPÖ diesem 
Gesetz ihre Zustimmung, wie sie es angekündigt 
hat. geben wird. (Abg. V 0 g gen h II be r: Sie ist 
ja der Betreiber des Gesetzes.') 

Ausländerangst und Auländerfeindlichkeit 
das erachte ich als enorm wichtig - werden da
mit, mit diesem Gesetz, den Oppositionspoliti
kern nicht mehr als Manipulationsinstrument die
nen können, weil wir sehr klare Regulative, und 
zwar ein ganzes Paket von Maßnahmen, setzen 
werden, die diese Ausländerpolitik in eine klare 
Richtung steuern werden. 

Der Gesetzentwurf, der vorgelegt worden ist, 
hat viel Lob geerntet - das muß man auch hier 
einmal sagen -, und zwar auch viel Lob (Ruf bei 
den Grünen: Von ]örg Haider.') von seiten von 
Amnesty International. Und ich möchte hier die 
Punkte herausgreifen (Zwischenrufe bei den Grü
nen), die ganz gezielt positiv erwähnt worden 
sind; auch von Dr. Aigner. (Abg. Mag. Marijana 
G ra nd i t s: Das ist eine Verhöhnung dieser Men
schell.') Er hat gemeint, positiv sei, daß es selbst
verständlich den Schutz der Flüchtlinge gibt, und 
zwar den Schutz der Flüchtlinge vor einer Zu
rückschiebung, wenn die Situation im Heimat-
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land sie nicht zuläßt oder wenn sie aus wichtigen 
Gründen nicht zugemutet werden kann. Auf die
se Non-refoulement-Bestimmung ist schon mehr
mals hingewiesen worden. Wie Dr. Aigner an
merkt, ist auch positiv die Ausdehnung des Asyls 
auf minderjährige Kinder und auf Ehegatten oder 
Ehegattinnen. Positiv ist, daß qualifizierte Beam
te in Hinkunft das Asylverfahren abwickeln wer
den. Postitiv erwähnt wurde, daß ein formloser 
Asylantrag eingebracht werden kann. Positiv ist, 
daß es Merkblätter gibt. daß das Verfahren in der 
Muttersprache abgewickelt wird. Positiv ist auch, 
daß es selbstverständlich keine Kosten verursacht. 
Und positiv wurde auch erwähnt. daß es ein ra
sches Verfahren gibt, wonach jemand, der Flücht
ling ist, sehr rasch in den Genuß aller Rechte 
kommen wird. (Ruf bei den Grünen: Das ist die 
Unwahrheit.') 

Natürlich hat es auch Kritik gegeben, und es 
hat auch Fehlinformationen gegeben. Ich muß 
Ihnen allerdings hier sagen,daß wir diese Kritik, 
die gekommen ist, sehr wohl sehr ernstgenom
men und ausgiebig, sowohl im Unterausschuß als 
auch im Innenausschuß, diskutiert haben. Wir ha
ben auch Korrekturen vorgenommen, etwa dort, 
wo es um die Aberkennung des Asylrechts gegan
gen ist, und die Gesetzesvorlage dahin gehend ge
ändert, daß eine Aberkennung erst dann erfolgt, 
wenn in einem anderen Staat ein Asylrecht bereits 
gegeben worden ist, und nicht etwa bereits auf
grund eines Antrages. 

Es hat auch Kritik gegeben, wonach eine Vor
stellung keine aufschiebende Wirkung besitzt. 
Hier sind wir nicht von dem Vorschlag abgegan
gen, und das aus gutem Grund. Eine Änderung 
haben wir nicht vorgenommen, weil ein negativer 
Bescheid ohnehin nur dann und nach reiflichster 
Prüfung ausgestellt wird, wenn der Asylantrag of
fenkundig unbegründet ist. Wir haben deshalb 
keine Änderung vorgenommen, weil ein weiteres 
Ermittlungsverfahren ohnehin mit größter Wahr
scheinlichkeit zu einer negativen Entscheidung 
führen würde und weil damit klare Fälle länger 
dauern würden in der kompletten Asylabwick
lung als unklare Fälle. 

Wir haben diesen Punkt auch deshalb nicht ge
ändert, weil eine Abschiebung dann nicht erfolgt, 
wenn sie gemäß § 8 aufgrund der Situation im 
Heimatland, wie ich es vorhin schon erwähnt 
habe, "aus wichtigen Gründen nicht zugemutet 
werden kann". 

Das Gesetz regelt mit dieser Non-refoulement
Bestimmung erstmals auch die Situation der De
facto-Flüchtlinge. Aus all diesen genannten 
Gründen haben wir uns im Unterausschuß und 
im Innenausschuß nicht veranlaßt gesehen, die
sen § 17 abzuändern. 

Warum bewerten wir dieses Gesetz positiv? Ich 
möchte versuchen, das hier ganz klar aufzulisten. 

Erstens erhält selbstverständlich jeder, der den 
Wunsch äußert, ein Asylverfahren. Es wird nie
mand von einem Asylverfahren ausgeschlossen. 
Jeder kann einen formlosen und in seiner Mutter
sprache verfaßten Antrag stellen. Die Verneh
mung erfolgt unverzüglich im Bundesasylamt 
oder in einer Außenstelle von geschulten Fach
leuten. Ich habe vorhin bereits auf die qualitative 
Verbesserung des Abwicklungsverfahrens hinge
wiesen. Es wird Flüchtlingsberater geben, die die 
Flüchtlinge unterstützen, und es wird auch in 
schriftlicher Form Zusatzinformationen für die 
Betroffenen geben. 

Wesentlich ist, daß es nach einer qualitativ ver
besserten Abwicklung eine rasche Erstverneh
mung und dann eine rasche Entscheidung geben 
wird. Diese Entscheidung wird dann positiv sein, 
wenn jemand aus einem Staat kommt, in dem 
nach der Genfer Konvention die begründete Ge
fahr vor einer Verfolgung besteht. Wenn jemand 
sichtbare Merkmale von Foltern oder von sonsti
gen unmenschlichen Behandlungen aufweist, 
oder wenn er in dem Verfahren durch Urkunden 
eine Verfolgung glaubhaft machen kann, dann 
wird die Entscheidung auch auf kurzem Weg po
sitiv sein. Derjenige. der sich als Flüchtling fühlt 
und als solcher anerkannt wird, wird selbstver
ständlich eine Aufenthaltsberechtigung und den 
Schutz und weitere Ermittlungen erfahren kön
nen. 

Wir bewerten das Gesetz auch positiv, weil of
fensichtlich unbegründete Asylansuchen rasch er
ledigt werden und damit all den anderen die Hilfe 
zuteil werden kann, die sonst jenen gewährt wer
den müßte - zumindest vorübergehend -, die 
nur behaupten, Flüchtlinge zu sein, es aber tat
sächlich gar nicht sind. Es wird für diese einen 
raschen negativen Bescheid geben, und diejeni
gen. die eben keine Flüchtlinge sind, werden als 
Konsequenz Österreich unverzüglich zu verlassen 
haben, und das auch bei einer Vorstellung. 

Ich habe vorhin versucht. zu begründen, war
um das so gut ist. Wie gut das Gesetz aber dann 
tatsächlich sein wird - ich bin davon überzeugt, 
daß es ein gutes Gesetz ist -, wird davon abhän
gen, wie sinnvoll es in der Folge administriert 
wird, vor allem im Zusammenhzang mit den si
cheren Ländern und im Zusammenhang mit der 
Non-refoulement-Bestimmung. Ich glaube. wir 
werden ein humanes Gesetz beschließen. 

Notwendig wird aber auch sein, daß wir über 
das Gesetz hinaus auch Rahmenbedingungen ver
ändern. In dem Zusammenhang wird es ein Bun
desasylamt und Außenstellen geben. Ich sehe in 
diesen AußensteIlen eine große Chance, daß das 
Verfahren noch einmal qualitativ verbessert wird, 
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weil ich mir ohne weiteres vorstellen kann, daß es 
in diesen Außenstellen zu einer Spezialisierung 
auf ganz bestimmte Staaten und dadurch zu einer 
besseren, einer optimierten Abwickl ung kommen 
kann. Es wird als Rahmenbedingung auch Ver
handlungen mit anderen europäischen Staaten 
geben müssen, sodaß eine Kooperation im Zu
sammenhang mit den Migrationsproblemen er
folgt, daß etwa jedes Land, jeder Staat Europas als 
Erstkontaktland auch tatsächlich die Konsequen
zen zieht und die Asylverfahren abwickelt und 
durchführt, sodaß kein Asyl-Tourismus entstehen 
kann. Es wird eine konkrete Integrationshilfe für 
die anerkannten Flüchtlinge geben müssen. Im 
Gesetz sind ganz konkrete Maßnahmen wie 
Sprachkurse, Aus- und Weiterbildungsveranstal
tungen, Auseinandersetzungen mit der österrei
chischen Kultur, Hilfestellungen bei der Woh
nungssuche und andere Maßnahmen vorgesehen. 

Es wird - das erachte ich als ganz besonders 
wichtig - Maßnahmen zur Bekämpfung des 
Schlepper-Unwesens geben müssen. Auch hier 
wird es internationale Kooperation geben müs
sen. Ich bin davon überzeugt. daß mit diesem 
Asylgesetz, das wir heute beschließen werden, ein 
ganz entscheidender Beitrag für eine geordnete 
und humane Ausländerpolitik geleistet wird. 
wenn - das sage ich auch dazu - in Ergänzung 
ein Niederlassungsgesetz sehr klare Regulative 
für die Menschen liefert, die ausschließlich aus 
wirtschaftlichen Gründen nach Österreich kom
men wollen. 

Die Österreich ische Volkspartei wird diesem 
Gesetz ihre Zustimmung geben. - Danke. (Bei
fall bei der Ö VP.) 11.36 

Präsident Dr. Lichal: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich Herr Abgeordneter Dr. Pilz 
gemeldet. Ich mache ihn auf die Redezeitbe
schränkung von drei Minuten aufmerksam und 
erteile ihm das Wort. 

11.36 
Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Da meiner 

Kollegin Madeleine Petrovic verweigert worden 
ist, zu den Äußerungen von Klubobmann Fuhr
mann in bezug auf Tralskirchen Stellung zu neh
men, beschränke ich mich - es geht leider nicht 
anders - auf eine tatsächliche Berichtigung zu 
den Ausführungen des Herrn Kollegen Pirker. 

Herr Kollege Pirker hat erklärt. daß Amnesty 
International eine positive Stellungnahme zum 
vorliegenden Asylgesetz abgegeben habe. Das ist 
unrichtig, unwahr und eine grobe Verfälschung 
und ein Mißbrauch von Amnesty International zu 
einem politischen Zweck. (Beifall bei den Grü
nen. ) 

Ich zitiere den Schlüsselsatz aus der Stellung
nahme von Amnesty International: Der Entwurf 

des Asylgesetzes 1991 verletzt in wesentlichen Be
standteilen die völkerrechtlichen Verpflichtungen 
Österreichs, gefährdet aber zumindest den völ
kerrechtlich gebotenen Rechtsschutz für Flücht
linge. 

Herr Kollege Pirker! Sie haben zwei Möglich
keiten: entweder sich bei Amnesty International 
für diesen Mißbrauch der wichtigsten Menschen
rechtsorganisation für parteipolitische Zwecke zu 
entschuldigen oder einen Lesekurs in einer öster
reichischen Volksschule zu belegen. (Beifall bei 
den Grünen. - Dipl.-Ing. F li c k er: Kehren Sie 
vor der eigenen Tür.' Sie haben heute hier gelo
gen./) 11.37 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits. Ich er
teile es ihr. 

11.37 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dobar 
dan! Auf meinem Platz steht heute ein Bild von 
Bruno Kreisky. Bruno Kreisky ist am 29. Juli 
1990 in Wien gestorben. fAbg. Ne tl wir t h: Das 
ist eine Heuchelei! Das ist ein Mißbrauch!) Er 
wurde am 22. Jänner 1911 in Wien geboren. Daß 
Bruno Kreisky in Wien sterben konnte, wäre in 
der uns jetzt erwartenden Situation vielleicht 
nicht mehr ganz so sicher gewesen. Vor allem 
wäre nicht mehr so sicher. ob Bruno Kreisky 80 
Jahre alt hätte werden können. hätte er sich heut
zutage in einer ähnlichen Situation befunden wie 
damals, 1938. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
nicht parteipolitischer Mißbrauch, wenn heute 
ein Bild von Bruno Kreisky auf dem Platz einer 
grünen Abgeordneten steht. meine Damen und 
Herren! (Abg. Neu wir l h: Da wird er sich 
schön bedanken.') Herr Neuwirth! Hören Sie ein
mal, was Bruno Kreisky gesagt hat: 

Wer nahezu fünf Jahre lang den bitteren Be
cher der politischen Drangsalienmg bis zur Neige 
geleert hat, ist überwältigt. wenn er endlich den 
Boden eines freien Landes betritt. das ihm die 
Menschenwürde zurückgibt. Hat man das einmal 
erlebt, so wird man das Gefühl für die Freiheit 
sein Leben lang nicht mehr verlieren. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Bruno Kreisky hat dieses Gefühl für Freiheit 
sein Leben lang tatsächlich nicht mehr verloren. 
In der Zeit, in der Bruno Kreisky Bundeskanzler 
war, ist Österreich auch noch ein anerkanntes 
Land gewesen. was Menschenrechte und Asyl in 
diesem Land betrifft. Bruno Kreisky hat. als er 
nicht mehr Bundeskanzler dieser Republik war, 
sondern bereits Pensionist. Österreich als Asyl
land folgendermaßen charakterisiert: 
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Fast 2 Millionen Menschen sind über Öster
reich in die freie Welt gelangt. Und so haben wir 
unter den kenntnisreichen Menschen in der Welt 
als ein Land mit offenen Grenzen eine Geltung 
erlangt. Es ist so, daß nämlich, wie die Schweiz 
durch die Identifizierung mit dem Roten Kreuz 
Weltgeltung erlangt hat. wir durch unsere Flücht
lingspolitik heute eine besondere Position einneh
men. 

Leider ist Bruno Kreisky tot. Aber auch der 
Status unseres Landes, so wie er ihn beschrieben 
hat, ist seit letztem Montag. respektive heute, wo 
Sie alle aufstehen und diesem Gesetz zustimmen 
werden, auch gestorben. Und das bedauere ich. 
(Beifall bei den Grünen. - Abg. Dr. No wo t n y: 
Das ist einfach nicht richtig.') 

Lieber Herr Abgeordneter Nowotnyl Von Ih
nen als Bildungsvorsitzendem der Sozialdemo
kratischen Partei Österreichs würde ich erwarten, 
daß Sie sich mit Bruno Kreiskys Schicksal besser 
auskennen, als ich es tue. (Abg. Dr. No 1-1/0 t n y: 
Das können Sie auch annehrnen.') Ja, da nehme ich 
auch an! Und ich würde erwarten, daß Sie sich 
auch mit dem, was heute hier zur Diskussion 
steht, beschäftigen. Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Würde Bruno Kreisky dieses Schick
sal heute widerfahren, das ihm damals widerfah
ren ist, dann wäre er mit größter Wahrscheinlich
keit einer dieser Fälle, die heute in Österreich 
kein Asyl bekämen. Denn Bruno Kreisky ist nach 
Schweden geflüchtet, und er hatte keinen Reise
paß, in dem stand, daß er nach Schweden gehen 
könnte, der keine Gültigkeit für Schweden hatte, 
wie er in seinen Memoiren selbst schreibt. Bruno 
Kreisky wäre unter Umständen einer dieser Fälle 
gewesen, die heute unter den § 17 des neuen 
Asylgesetzes fallen, und unter Umständen würde 
ihm dieses Recht verwehrt werden. 

Die Kritik an diesem Asylgesetz hat sich nicht 
die grüne Fraktion ausgedacht, sondern es gibt 
zahlreiche Institutionen, die das bemängeln, zum 
Beispiel von Ihnen so geschätzte Institutionen wie 
der Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes, 
die Rechtsanwaltskammer, das Bundesministeri
um für Arbeit und Soziales, das Bundesministeri
um für Justiz und das Bundesministerium für 
Frauenangelegenheiten, die das im Begutach
tungsverfahren für dieses Gesetz ausgeführt ha
ben. Wir sind heute also in allerbester Gesell
schaft mit dieser Kritik, und darüber freue ich 
mich. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Un
sere Hauptkritik richtet sich gegen das Mandats
verfahren, § 17 ff. dieses Asylgesetzes. Nach die
ser Bestimmung ist ein Asylantrag ohne weiteres 
Ermittlungsverfahren unter bestimmten Bedin
gungen als "offensichtlich unbegründet" anzuse
hen und damit abzuweisen. Die Gründe sind dort 

angeführt. (Abg. M a r i z z i: Was haben die Grü
nen über Bruno Kreisky gesagt?) 

Wir befinden uns mit unserer Kritik auch in 
bester Gesellschaft der wirklich weltweit größten 
Menschenrechtsorganisation, nämlich Amnesty 
International. Erst vor einigen Tagen ist der Ge
neralsekretär von Amnesty International, Dr. 
Wolfgang Aigner, beim Präsidenten des National
rates .gewesen und hat ihm 2~. 000 Unterschriften 
von Osterreicherinnen und OSterreichern über
geben, die ihre Sorge über das, was heute hier 
beschlossen werden wird, zum Ausdruck gebracht 
haben. Wir fühlen uns mit diesen Menschen. die 
Sorge haben ob des neuen Status dieses Landes, 
daß er nicht mehr so umschrieben werden wird 
können, wie ihn Bruno Kreisky 1985 umschrie
ben hat, verbunden. (Beifall bei den Grünen.) 

Das, was wir heute betreiben, hat nichts mit 
billigem Aktionismus zu tun, sondern es ist der 
Versuch, Ihnen auch bildlich auszudrücken, was 
meiner Kollegin Madeleine Petrovic im Ausschuß 
durch Worte. durch Argumente und auch durch 
schriftliches Vorbringen nicht gelungen ist. 

Herr Bundesminister! Kollege Voggenhuber ist 
nicht im Unterausschuß für das Asylgesetz drin
nengesessen, aber ich, obwohl ich zwar nicht Aus
schußmitglied bin und nicht nominiert gewesen 
bin von der grünen Fraktion habe teilgenommen, 
um einfach meiner Kollegin Petrovic "beizuste
hen". die dort in einer - man kann es sogar op
tisch so darstellen - eingekesselten Situation mit 
ihren Argumenten war. (Ruf bei der SPÖ: Mir 
kommen die Tränen.') Als dieses Asylgesetz Para
g.raph für Paragraph abgestimmt wurde, war die 
OVP zum Teil gar nicht anwesend. Nach meinem 
Dafürhalten war es ein Pakt von FPÖ und SPÖ, 
bei dem die eine Fraktion die andere angetrieben 
hat in der Ausgrenzung und in der Verschärfung 
einiger Passagen. Ich kann mir also sehr wohl ein 
Bild machen über die parlamentarischen Usancen 
in bezug auf dieses Gesetz, um das es heute geht, 
mit dem einzelne Menschen vollkommen ihrer 
Rechte beraubt werden könnten, laut dem politi
sche Flüchtlinge unter Umständen, wie Sie sie 
hier beschreiben und die einer so heftigen Kritik 
ausgesetzt waren, keinerlei Chance haben, in die
sem Lande Zuflucht zu finden. Diese abweisen
den Bescheide haben nämlich auch einen Zusatz, 
in dem steht, daß nach Zustellung des Bescheides 
das Bundesland unverzüglich zu verlassen ist. 
U n ver z ü gl ich! Jedes Rechtsmittel, das man 
einem politischen Flüchtling zugesteht, ist, wenn 
man gleichzeitig sagt, er habe das Land unverzüg
lich zu verlassen, kein Rechtmittel für einen poli
tischen Flüchtling, das ist für ihn praktisch nicht 
durchführbar. Selbst dann, wenn einer der 
Flüchtlinge im Nachbarland, wohin er abgescho
ben wird oder wohin er sich "unverzüglich" zu 
begeben hat, eine theoretische Rechtsmittelent-
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scheidung abwarten würde, könnte dieser Antrag 
auf Asyl noch mit der Begründung abgelehnt 
werden, daß er sich ja bereits in einem anderen 
Staat befindet, in dem er vor Verfolgung sicher 
sei. 

Es haben so viele - auch in diesem Ausschuß, 
Herr Bundesminister, der Vertreter des Bundes
kanzleramtes mehrmals, ich habe es selbst gehört 
- ihre Bedenken zum § 17 erläutert und eindeu
tig zum Ausdruck gebracht, daß diese Bestim
mung im Widerspruch zu den rechtsstaat lichen 
Grundprinzipien steht. All diese Kritik und all 
diese Versuche, hier Einfluß zu nehmen, sind 
aber auf taube Ohren gestoßen. 

Aber nicht nur die Vertreter des Verfassungs
dienstes, sondern auch der Verfassungsgerichts
hof hat in mehreren Erkenntnissen bereits festge
stellt, daß es dem Aspekt des rechtsstaatlichen 
Prinzips widerspreche, daß man einen Rechts
schutzsuchenden - das sind Asylwerber in die
sem Moment - generell einseitig mit allen Fol
gen einer potentiell rechtswidrigen behördlichen 
Erscheinung so lange belastet, bis seine Angele
genheit endgültig erledigt ist. Der Verfassungsge
richtshof hat diese Entscheidung - die kennen 
alle Beamten, die kennen Sie, alle haben sich da
mit auseinandergesetzt -, dieses Erkenntnis erst 
im Jahre 1986 gefällt. Das ist keine längst über
holte Judikatur, mit der wir uns heute nicht aus
einandersetzen müßten. 

Auch wenn diese Entscheidung damals - zuge
geben - in einem abgabenrechtlichen Verfahren 
getroffen worden ist, so müssen diese Grundsätze 
in einem Verfahren, wo es um höchstpersönliche 
Rechte von Betroffenen geht - das ist in einem 
Asylverfahren ja wie in keinem zweiten der Fall 
-, erst recht Geltung haben. 

Es gibt für mich und für die vorhin Zitierten 
ganz einfach keinen sachlichen Grund, der eine 
derartige Regelung rechtfertigen würde, denn ei
nes ist auch klar: Die Raschheit eines Verfahrens 
kann und darf nicht auf Kosten der Qualität ge
hen und schon gar nicht auf Kosten der Rechts
schutzsuchenden. Es ist jedes Argument bezüg
lich der Raschheit des Asylverfahrens in dem Mo
ment nichtig und sinnwidrig, wenn es darum geht. 
daß Menschen in ihrer Würde, in ihrem Rechts
schutzbedürfnis, in ihrem Schutzbedürfnis, in ih
rem Bedürfnis nach Schutz vor politischer Ver
folgung in ihren Ländern in irgendeiner Form 
eingeschränkt werden. (Beifall bei den Grünen.) 
Dafür kann es, dafür darf es keine Argumente 
geben, denn es geht in diesem Fall, wie ich gesagt 
habe, nicht nur um diese einzelnen Asylwerber, es 
geht nicht nur um jedes einzelne Schicksal, son
dern es geht vor allem um den Ruf Österreichs, 
den sich Österreich über die letzten Jahrzehnte 
erworben hat und den wir jetzt aufrechtzuerhal
ten haben. 

Mit dieser Kritik befinden wir uns auch in be
ster internationaler Gesellschaft, denn diese völ
kerrechtlichen Mindeststandards, die es bei der 
Ausweisung von Menschen aus einem Land gibt, 
sind auch in anderen Verfahren und Erkenntnis
sen ganz deutlich umschrieben worden. In einem 
an Jahren jungen, neuen Erkenntnis, in dem es 
um einen amerikanischen Staatsbürger ging, der 
durch die Revolution im Iran Schaden erlitten 
hat, wurde in Den Haag eindeutig festgestellt -
und das möchte ich wortwörtlich zitieren -: " ... 
that astate m ust give the foreigner to be ... " 

Präsident Dr. Lichal: Frau Abgeordnete! Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (fortset
zend): " ... sufficient time to wind up his affairs." 
Österreich tut dies ganz sicher nicht! (Beifall bei 
den Grünen.) 1l.53 

Ankündigung eines Antrages auf Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses 

Präsident Dr. Lichal: Die Abgeordneten Ute 
Apfelbeck und Genossen haben gemäß § 33 
Abs. 1 der Geschäftsordnung beantragt, einen 
Untersuchungsausschuß zur Untersuchung der 
im Zusammenhang mit dem Wahrnehmungsbe
richt des Rechnungshofes betreffend AST AG er
hobenen Vorwürfe einzusetzen. 

Die Antragsteller haben die Durchführung ei
ner Debatte nicht verlangt. Gemäß § 33 Abs. 2 
der Geschäftsordnung findet die Abstimmung 
nach Erledigung der heutigen Tagesordnung 
statt. 

Zu einer Erwiderung auf die von Herrn Abge
ordneten Dr. Pilz abgegebene tatsächliche Be
richtigung hat sich Herr Abgeordneter Dr. Pirker 
zu Wort gemeldet. Auch hier gilt die Redezeitbe
schränkung von 3 Minuten. Herr Abgeordneter! 
Ich erteile Ihnen das Wort. 

1 J 51 
Abgeordneter Dr. Pirker (ÖVP): Herr Präsi

dent! Herr Bundesminister! Ich habe mich des
halb zur Erwiderung gemeldet, weil Herr Pilz of
fensichtlich zu wenig Zeit hat, sich dieser Sache 
anzunehmen. Ob er die ersten beiden Seiten der 
Stellungnahme von Amnesty International nicht 
gelesen oder sie bewußt übersehen hat, mag da
hingestellt sein. 

Auf diesen ersten beiden Seiten geht es um die 
positiven Punkte, die Amnesty International zu 
diesem Gesetz anmerkt, und zwar - ich zitiere 

Schließlich werden Bestimmungen des Ent

wurfs zum Asylgesetz ausdrücklich begrüßt, den 
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Schutz des Flüchtlings vor Zurückschiebung und 
das Recht des Flüchtlings auf ein faires Asylver

fahren deutlich von jeder Form . .. - Erster 

Punkt. 

In der Folge dann wird ausdrücklich auf die 
Verbesserungen in diesem Asylgesetz hingewie
sen, wo es - da sind alle Punkte genannt, die ich 
auch schon erwähnt habe - um die Ausdehnung 
der Gewährung von Asyl auf minderjährige Kin
der, auf Ehegatten und auf Ehegattinnen geht, wo 
es auch darum geht, das Prinzip der De-facto
Flüchtlinge zu berücksichtigen und qualifizierte 
und informierte Bedienstete bei der Vollziehung 
einzusetzen - das ist zitiert -, oder wo positiv 
angemerkt wird, daß der Asylantrag formlos ein
gebracht werden kann. Ebenso positiv angemerkt 
ist das Merkblatt und die Abwicklung in der Mut
tersprache des Asylwerbers, und ebenfalls positiv 
ist ... (Abg. Dr. Madeleine Pe l r 0 vi c: Das ist 
keine Erwiderung.') 

Präsident Dr. Lichal: Herr Abgeordneterl Das 
ist schon ein Debattenbeitrag. Ich bitte Sie, sich 
auf die Erwiderung zu beschränken. 

Abgeordneter Dr. Pirker (fortsetzend): ... die 
Befreiung des Asylwerbers von Stempelgebühren 
hier formuliert. 

Das sind genau jene Punkte, die ich auch vor
hin als positiv in diesem Bericht dargestellt habe. 
- Danke. (Beifall bei der ÖVP. - Abg. Dr. 
Pi l z: Sie sind ein Lügner.') 11.56 

Präsident Dr. Lichal: Als nächste zu Wort ge
meldet: Frau Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pa
ble. Frau Abgeordnete, Sie haben das Wort. 

1 I .56 
Abgeordnete Dr. Helene Partik·Pable (FPÖ): 

Sehr geehrte Damen und Herren! Hohes Haus! 
Einige Worte zu Herrn Pilz, weil er mich ange
sprochen hat; als "Kollegen" möchte ich ihn nicht 
bezeichnen. 

Das eine steht fest: Wenn Herr Pilz nicht mehr 
in diesem Parlament anwesend sein wird - das 
wird ab morgen sein -, wird es weniger Unwahr
heit und weniger Verunglimpfungen geben. (Bei
fall bei der FPÖ.) 

Ich kenne wirklich niemanden, der derartig 
skrupellos Unwahrheiten verbreitet wie Herr 
Pilz, der mich verleumdet, und ich sage mit Ab
sicht" verleumdet". 

Herr Pilz hat mir vorgeworfen, ich hätte im 
Ausschuß eine strafbare Handlung begangen. Er 
hat gesagt, ich hätte mich" wiederbetätigt" . Damit 
zeigt Herr Pilz, daß ihm jedes Mittel recht ist, um 
jemand anderen politisch zu diffamieren. Ich 

fürchte mich vor Menschen wie Herrn Pilz. (Bei-
fall bei der FPÖ.) . 

Ihr Engagement für Toleranz, für Menschen
rechte, für den Rechtsstaat, für Fairneß kann ich 
Ihnen nicht mehr abnehmen, Herr Pilz. Das ist 
sicher alles nur vorgetäuscht, damit Sie Ihre Show 
abziehen können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
komme zum Asylgesetz. Das Dilemma, in dem 
wir uns befinden, zeigt schon der erste Satz der 
Regierungsvorlage. Dieser lautet: Die "politische 
Entwicklung in Mittel- und Oste uropa" hat "zu 
einem sprunghaften Ansteigen unbegründeter 
Asylansuchen" geführt. Das zeigt nämlich, daß 
ein autoritäres Regime im Osten nach dem ande
ren gefallen ist, eine Demokratie nach der ande
ren eingerichtet wurde, bei uns sind die Asylansu
chen gestiegen. Das Hauptkontingent an Flücht
lingen sind jene Menschen, die aus den ehemali
gen Ostblockstaaten kommen. 

Mit Stichtag gestern waren es 25 000 Men
schen, die seit Jänner dieses Jahres in Österreich 
um politisches Asyl angesucht haben. 60 Prozent 
der Flüchtlinge kommen aus Osteuropa, also aus 
Ländern, in denen in den letzten beiden Jahren 
demokratische Regierungen eingerichtet worden 
sind. Wir befassen uns daher mit gutem Recht mit 
der Frage, sind alle Menschen, die in Österreich 
einen Asylantrag stellen, tatsächlich auch poli
tisch Verfolgte nach der Genfer Konvention, oder 
versuchen nicht doch viele Menschen, das Asyl
verfahren dazu zu benützen, um in Österreich 
Aufenthalt zu bekommen und hier ihr Leben neu 
einzurichten, aus welchem Grund auch immer. 

Angesichts der weltweiten Wanderbewegung -
nach Schätzungen des Flüchtlingshochkommis
särs sind es ungefähr 40 bis 60 Millionen Men
schen, die sich auf der Suche nach neuem Lebens
raum befinden - muß man zwischen Flüchtlin
gen nach der Genfer Konvention, also wirklich 
Verfolgten, und zwischen Einwanderern unter
scheiden. 

Das ist in Österreich lange Zeit unterblieben. 
Ich glaube, zum Schaden der echten Flüchtlinge 
ist es unterblieben, eine solche Diskussion abzu
führen. Es liegt uns bis jetzt noch kein Einwande
rungsgesetz vor. das wir aber schon lange ge
braucht hätten. 

Selbst der Flüchtlingshochkommissär warnt 
vor dem Mißbrauch des Asylrechtes. Er meint, 
daß a11 jene, die das Asylrecht unbegründet und 
mißbräuchlich in Anspruch nehmen, denjenigen 
schaden. die wirklich verfolgt sind, denen aus po
litischen, aus rassischen Verfolgungsgründen oder 
aus sozialen Gründen dringend Asyl gewährt wer
den muß. 
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Ich selbst und meine Partei haben immer den 
Grundsatz vertreten, daß allen Menschen, die un
ter die Genfer Konvention fallen, alle Grenzen 
offenstehen müssen, daß wir ihnen bei der Auf
nahme, bei der Eingliederung, bei der Woh
nungssuche, bei der Arbeitsplatzsuche mehr als 
bisher zur Seite stehen müssen. Österreich - ich 
möchte das an dieser Stelle erwähnen -, Öster
reich hat in den letzten Jahrzehnten wirklich vor
bildlich gezeigt, daß es diesen humanitären 
Dienst immer ernstgenommen hat. Denken Sie 
nur an die Ungarnkrise, die Tschechen-, die Po
lenkrise. Immer wieder hat Österreich den Ver
folgten Hilfe geleistet. Auch jetzt wieder: 
10 000 Kroaten aus den Kriegsgebieten sind 
formlos in Österreich aufgenommen worden. Sie 
befinden sich in Betreuung bei Familien oder Or
ganisationen und werden aus Bundesmitteln un
terstützt. Das muß man auch einmal sagen. Ich 
möchte gar nicht reden von den vielen Hilfen. die 
Österreich leistet durch Organisationen, durch 
private Personen, um die Not zu lindern. 

Nicht zuletzt deshalb. weil so viel getan wird, 
weil Österreich seine Rolle als Flüchtlingsaufnah
meland immer in vorbildlicher Weise erfüllt hat, 
sind wir es den Österreichern schuldig, einen Un
terschied zu machen zwischen Asylanten, also 
echt politisch Verfolgten, und jenen Personen, die 
in Wirklichkeit nur eine Eintrittsberechtigung 
nach Österreich haben wollen, um hier Aufent
halt nehmen zu können, und dazu das Asylver
fahren benützen. 

Im Interesse dieser Menschen, die nicht wirk
lich verfolgt sind, muß es ja auch liegen, ein ra
sches Verfahren zu bekommen, damit über ihren 
Antrag unverzüglich entschieden wird und sie 
ihre Dispositionen treffen können, damit nicht 
falsche Hoffnungen geweckt werden. Deshalb 
wurde das Mandatsverfahren eingeführt. Das 
Mandatsverfahren widerspricht auch nicht der 
Genfer Konvention. Das ist falsch, was hier be
hauptet wird. Die Genfer Konvention schreibt 
nämlich überhaupt kein Verfahren vor, sondern 
sie überläßt es den Mitgliedstaaten beziehungs
weise den Unterzeichnerstaaten, das Verfahren 
frei auszuwählen. Es wird nicht in innerstaatliche 
Verfügungen eingegriffen. 

Außerdem ist es fälschlich als Mandatsverfah
ren bezeichnet worden. Ein Mandatsverfahren ist 
ein Verfahren, in dem nur ein schriftliches Ver
fahren abgeführt wird, der Antrag angeschaut 
und darüber entschieden wird. Das ist aber hier 
nicht der Fall. Es findet eine Vernehmung des 
Asylwerbers statt. Und erst nach dieser Verneh
mung wird über den Antrag entschieden. 

Es ist schon gesagt worden, wenn das Asylansu
chen als unbegründet abgewiesen wird, wird der 
Asylwerber nicht sofort abgeschoben, sondern 
dann treten die Bestimmungen des § 13a Frem-

denpolizeigesetz in Kraft. Das heißt, es wird dann 
noch einmal überlegt, ob er in dem Land, in das 
er zurückgeschoben wird, nicht unmenschlich 
oder in erniedrigender Weise behandelt wird. -
Das muß man doch auch einmal zur Sprache 
bringen. 

Auch die Aberkennung der aufschiebenden 
Wirkung eines Rechtsmittels ist etwas, was es im 
innerstaatlichen Recht laufend gibt. Im A VG gibt 
es das und in der Bundesabgabenordnung. Wenn 
Sie zum Beispiel ein Stundungsansuchen stellen, 
weil sie Ihre Steuern nicht bezahlen können und 
der Exekutor schon im Anrollen ist, dann gibt es 
keine aufschiebende Wirkung einer Berufung, 
sondern der Bescheid wird sofort vollzogen. 

Eine Frage ist mir wirklich außerordentlich 
wichtig: die Frage der Verfassungswidrigkeit der 
Menschenrechtskonventionskonformität. Ich 
möchte wirklich nicht an einem Gesetz mitwir
ken, das nicht den internationalen Normen ent
spricht, das nicht den internationalen Abkommen 
entspricht, die Österreich abgeschlossen hat, oder 
an einem Gesetz, das nicht menschenrechtskon
form ist. Wir haben im Ausschuß diese Frage 
überprüfen lassen, ich habe auch privat noch eini
ge Rechtsgutachten eingeholt. Der Verfassungs
dienst, das Völkerrechtsbüro haben die Men
schenrechtskonformität überprüft. Es wurde ge
gen keinen Grundsatz internationaler Abkom
men verstoßen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
finde, es ist wirklich bedauerlich, wenn Organisa
tionen oder Personen ihren Namen, ihre Bedeu
tung hier in die Waagschale werfen und wider 
besseres Wissen behaupten. daß das österreichi
sche Parlament ein Gesetz beschließen würde, das 
nicht der Menschenrechtskonvention entspricht. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte ein paar Worte zum Mandatsver
fahren sagen, und zwar im Zusammenhang mit 
Personen, die keine Papiere haben. Ich habe mit 
jemandem gesprochen, der tagtäglich mit den 
Asylanten, die nach Österreich kommen, zu tun 
hat. auch mit solchen, die keine Papiere haben. 
Mir ist gesagt worden, wenn den Leuten mitge
teilt wird, daß sie aus der Bundesbetreuung ent
lassen werden, so kommen 75 Prozent dieser 
Leute innerhalb einer Woche wieder und bringen 
ihre Papiere. Das sind Erfahrungen, die nicht ich 
gemacht habe, sondern Leute, die mit den Flücht
lingen zu tun haben. Ich weiß nicht, warum wir 
nicht klar sehen sollten, es gibt genügend Men
schen, die ihre Papiere wegwerfen, um eben in 
Österreich sagen zu können: Ich habe keine Pa
piere, ich komme aus einem Staat. in dem ich 
verfolgt bin. Ich weiß nicht, warum Sie von der 
grünen Fraktion das nicht wahrhaben wollen. Ich 
finde, wenn ich eine gesetzliche Lösung treffe, 
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dann muß ich doch auch der Wahrheit ins Ge
sicht schauen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Diese Tatsache muß auch dem Flüchtlings
hochkommissär und seinem Büro bekannt sein. 
Es ist nämlich noch nicht erwähnt worden, daß 
jeder Akt, jedes Asylansuchen, das gestellt wird 
und über das entschieden wird, mit dem Flücht
lingshochkommissär oder seinen fünf Juristen be
sprochen wird, und zwar im Innenministerium. 
25 000 Asylakte gibt es derzeit, und alle 25 000 
werden mit dem Flüchtlingshochkommissär be
ziehungsweise mit seinen fünf Juristen bespro
chen. In 99 Prozent der Fälle gibt es Konsensent
scheidungen. Der Herr Minister hat das noch 
nicht gesagt. Ich weiß nicht, warum nicht, Herr 
Minister. Ich habe vor einigen Tagen mit einem 
Beamten Ihres Ministeriums gesprochen, und der 
hat mir das gesagt. Ich meine, das zeigt doch, wie 
ernst Österreich all die Asylansuchen nimmt, 
wenn ein Vertreter des Flüchtlingshochkommis
särs bei der Entscheidung mitwirkt. 

Das ist einmalig in ganz Europa. Das macht 
sonst kein Staat. In keinem Staat hat ein Jurist des 
Flüchtlingshochkommissärs oder der Flüchtlings
hochkommissär selbst die Möglichkeit, bei der 
Entscheidung mitzuwirken, den Akt anzuschauen 
und zu sagen: Ja oder nein. In keinem Land gibt 
es dann eine Entscheidung, die zu 99 Prozent auf 
Konsens lautet. 

Ich möchte noch etwas sagen, um zu dokumen
tieren, daß Österreich in dem gesamten Asylver
verfahren in der Anerkennung immer großzügig 
war. In Österreich beträgt die Anerkennungsquo
te 10 Prozent. Das ist extrem hoch. Die Schweiz 
hat eine Anerkennungsquote von 2 Prozent. Die 
Bundesrepublik hat eine Anerkennungsquote von 
5 Prozent. Österreich hat die zweithöchste Asyl
werberquote pro Kopf. Nur die Schweiz liegt 
noch vor Österreich. An dritter Stelle liegt dann 
die Bundesrepublik Deutschland. 

Warum sage ich das? - Nicht. um dem Herrn 
Minister zu helfen, nicht, um die sozialistische 
Koalitionsregierung zu unterstützen, sondern, 
weil mir wirklich daran liegt, daß einmal die 
Wahrheit gesagt wird (Beifall bei der FPÖ). und 
weil ich möchte, daß jenen Leuten, die ununter
brochen Kritik an der österreichischen Asylpoli
tik üben, endlich einmal klar wird, was Österreich 
wirklich leistet, was die Österreicher selbst an 
Steuergeldern dafür ausgeben, damit möglichst 
viele Asylanten zu uns kommen können. Das ist 
der Grund, warum ich das alles gesagt habe, und 
auch, weil ich nicht immer hören möchte, wie bei
spielsweise in diesen Hunderten Briefen, die an 
uns Parlamentarier in den letzten Wochen ergan
gen sind, daß sich Österreich möglichst weitge
hend abschottet und offensichtlich keinen politi
schen Willen mehr zeigt, den Menschen Schutz 
vor Verfolgung zu gewähren, oder daß Men-

schenrechte wie Schutz Verfolgter und vor Ver
folgung für Österreich durch das neue Asylgesetz 
keine Gültigkeit mehr haben oder daß Punkte der 
Genfer Konvention und des Völkerrechtes nicht 
eingehalten werden und daß das Gesetz inner
staatlichem Recht widerspricht. 

Ich frage mich wirklich: Wie kommen die 
Österreicher dazu, daß sie in einer d~.rartigen 
Weise diffamiert werden? Wie kommen Osterrei
cher dazu, daß alle ihre Leistungen, die sie für 
Asylanten erbringen, nicht beachtet werden? 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Die Schweiz wird so gerne als Beispiel zitiert. 
Frau Kollegin Petrovic hat heute gesagt, in der 
Schweiz gebe es 40 000 Asylanträge. Wissen Sie 
überhaupt, was in der Schweiz geschieht, wenn 
ein Asylant kommt? - Da gibt es Grenztore -
ich glaube, vier sind es. Der Asylant muß noch 
vor dem Grenztor, also beispielsweise in Öster
reich, seinen Antrag einbringen. Er darf nicht 
einreisen, so wie er es in Österreich darf. Und 
dann wird erst entschieden, ob der Asylant über
haupt in die Schweiz einreisen darf. Und bei uns 
regen Sie von der grünen Fraktion sich auf, weil 
in begründeten Fällen unter Umständen eine auf
schiebende Wirkung nicht zuerkannt wird. Sie se
hen, wie andere Länder in der Flüchtlingspolitik 
vorgehen. Es besteht also überhaupt kein Grund, 
Österreich da einen Vorwurf zu machen. fBeifall 
bei der FPÖ.) 

Ich möchte aber auch eine sehr große Kritik an 
dieser Regierungsvorlage anbringen, und zwar 
betrifft sie die Schaffung der Bundesasylämter. 
Wir haben schon im Ausschuß gesagt, wir sind 
der Ansicht, daß wir uns die Bundesasylämter er
sparen können, weil bisher die Sicherheitsdirek
tionen ihre Arbeit sehr gut gemacht haben; sie 
müßten nur personell etwas aufgestockt werden. 
Für die neuen Bundesasylämter braucht man 100 
bis 200 neue Beamte, und man kann sich vorstel
len, welcher finanzielle Aufwand dafür notwendig 
ist. 

Darüber hinaus gibt es im Gesetz keine konkre
te Kostenanalyse, ebensowenig wie für die Flücht
lingsberater. Herr Minister! Sie haben gesagt, Sie 
hätten mit dem Finanzminister darüber gespro
chen, und Sie haben gemeint: Wenn wir ein 
schnelleres Verfahren haben wollen, dann muß 
das auch etwas kosten. Sie haben aber nicht ge
sagt, wieviel Ihnen der Finanzminister dafür an 
Mitteln zugesagt hat. Im Budget gibt es keine 
Deckung für die Bundesasylämter. Es ist im In
nenressort weit und breit kein Geld vorhanden, 
und ich kann mir nicht vorstellen, wie Sie diese 
Bundesasylämter finanzieren wollen, woher Sie 
das Geld nehmen wollen, um eine Sonderbehörde 
einzurichten. 
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Sie behaupten, daß die Bundesasylämter ra
scher, effizienter und qualifizierter arbeiten wür
den, aber Sie haben nicht einmal den Zeitpunkt 
genannt, ab welchem die Bundesasylämter ihre 
Tätigkeit aufnehmen wollen. Ja, jetzt laufen Sie 
noch herum und suchen Beamte. Ich meine, bei 
der schlechten Bezahlung 100 oder 200 Beamte 
zu finden, ist ja nicht so leicht. 

Sie haben nicht gesagt, bis zu welchem Zeit
punkt das Amt voll organisiert sein wird. Also wie 
soll das Verfahren dann beschleunigt werden, 
wenn es noch nicht einmal die Behörden gibt. die 
es schneller machen sollen? 

Ich gebrauche den Ausdruck "Milchmädchen
rechnung" nicht gerne, aber in diesem Fall 
stimmt er. Sie haben diese Milchmädchenrech
nung nicht selbst angestellt, sondern Ihr Sekretär 
hat sie angestellt. Sie haben bezüglich der Kosten 
gesagt: Wenn ein Beamter sechs Anträge im Mo
nat erledigt, dann sind die Kosten für einen Be
amten herinnen, denn ein Asylwerber kostet 
6 000 S. Das heißt also: 6 mal 6 ist 36, und ich 
habe einen Beamten damit bezahlt. Aber so kann 
man es ja nicht machen! Und jeder weiß auch, 
daß der Asylwerber, der zum Beispiel abgewiesen 
wird, dann ja nicht weg ist aus Österreich. Ich 
habe heute in der Fragestunde schon gesagt, daß 
die Asylwerber großteils weiterhin in Österreich 
bleiben. Sie leben halt dann in der Illegalität. Das 
heißt, man kann nicht sagen: 6 Anträge sind 
36 000 S weniger, und deshalb ist der Beamte 
dann amortisiert. 

Auch aus rechtspolitischen Überlegungen kann 
ich den Bundesasylämtern nicht zustimmen. Ich 
finde, es ist wirklich problematisch, daß je nach 
Materie immer wieder verschiedene Behörden 
eingerichtet werden und sich der Bürger, je nach 
Materie, immer wieder mit einem neuen Amt 
konfrontiert sieht. Das trägt sicher nicht zur 
Rechtssicherheit bei. Meiner Meinung nach wäre 
es besser, wenn die Sicherheitsdirektionen, die 
bisher die Arbeit gemacht haben, personell aufge
stockt würden - dort gibt es das qualifizierte Per
sonal - und von dort aus weiterhin die Asylver
fahren erledigt würden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
komme schon zum Schluß. Eine Prognose, wie 
sich das Gesetz auswirken wird, wage ich nicht 
anzustellen. Ich hoffe, daß dieses Gesetz wirklich 
geeignet ist, jenen Menschen, die wegen Verfol
gungen aus politischen, rassischen oder sozialen 
Gründen auf dem Weg nach Österreich sind, 
rasch und unbürokratisch zu helfen, daß sie hier 
wirklich eine Chance finden, ein neues Leben 
aufzubauen. Ich hoffe aber, daß mit diesem Ge
setz auch eine Möglichkeit geschaffen wird, jenen 
Menschen, die nur kommen, um aus wirtschaftli
chen Gründen in Österreich zu bleiben, dann zu 
sagen, daß dieses Asylverfahren dafür nicht geeig-

net ist, daß dieses Asylgesetz dafür nicht in An
spruch genommen werden kann, sondern für die
se Menschen ist dann das Einwanderungsgesetz, 
das wir hoffentlich bald behandeln werden, kom
petent. (Beifall bei der FPÖ.) 12.16 

Präsident Dr. Lichal: Als nächste zu Wort ge
meldet hat sich Frau Abgeordnete Mag. Marijana 
Grandits. Ich erteile es ihr. 

/2.16 
Abgeordnete Mag. Marijana Grandits (Grüne): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! "Österreich ist ein 
Asylland und kein Einwanderungsland" - das 
war in den letzten Monaten der Tenor der Aussa
gen aller Politikerinnen und Politiker der drei 
hier vertretenen Parteien, die dieses Gesetz heute 
auch vorlegen. Auch heute hat schon einer der 
Abgeordneten gesagt, Österreich bleibe ein klassi
sches Asylland. 

Aber heute können wir erkennen, wie verlogen 
diese Aussagen in Wirklichkeit sind. Sie stellen 
heute mit diesem Gesetzentwurf unter Beweis, 
daß Sie in Wirklichkeit Barrieren schaffen wol
len, Mauern bauen wollen und überhaupt nicht 
daran denken, humanitär, gerecht und auch auf 
einer Rechtsgrundlage mit Asylwerbern umzuge
hen. 

Ich glaube, wir müssen uns auch damit befas
sen, wie es zu dieser extremen Stimmung und At
mosphäre gekommen ist, denn, Herr Bundesmi
nister, die Tragik dieses Gesetzentwurfes liegt un
ter anderem auch darin, daß jetzt Asylwerber die 
Opfer einer verfehlten Ausländerlnnenpolitik, ei
nes nicht vorhandenen Einwanderungskonzeptes, 
einer nicht vorhandenen Integrationspolitik sind. 
Es gibt keine Modelle und keine Strategien. Und 
all diese Mängel der letzten Jahre und Ihrer 
Amtszeit wollen Sie mit einem so schäbigen Ge
setzentwurf wiedergutmachen. Und das ist eine 
beschämende Angelegenheit für unser Land. 
(Beifall bei den Grünen.) 

Entweder Sie stellen sich hin und haben den 
Mut zu sagen: Wir wollen die Genfer Konvention 
nicht mehr erfüllen, wir sind ihr beigetreten und 
möchten wieder austreten!, oder Sie bekennen 
sich wirklich zu einer humanitären Art, zu einer 
gerechten Art des Umganges mit Menschen, die 
politisch verfolgt und in Not sind. 

Die Fotos, die wir hier aufgestellt haben, haben 
für mich wirklich einen sehr großen Symbolwert. 
Ich glaube, daß gerade Österreich hier enorme 
Verpflichtungen hätte, gerade Österreich hat auf 
diesem Gebiet so viel wiedergutzumachen, und 
gleichzeitig haben wir auch Schulden bei anderen 
Ländern. Diese Schulden könnten wir jetzt be
gleichen, indem wir politisch verfolgten Men
schen aus verschiedenen Ländern dieselben Be-
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dingungen bieten, wie sie Auswanderer bezie
hungsweise Asylanten der vorangegangenen Ge
neration Österreichs in anderen Ländern vorge
funden haben. 

Ich brauche nur zwei Beispiele zu zitieren: Eli
as Canetti, Nobelpreisträger. - Was wäre aus ihm 
geworden, wenn diese Art von Gesetzen in ande
ren europäischen Staaten 1938 und in den folgen
den Jahren vorgeherrscht hätte? Oder: Erwin 
Schrödinger - der klassische Fall eines Asylanten 
und Emigranten. Dreimal mußte er aus diesem 
Land fliehen. Und diese Beispiele sind ja nur die 
Spitze des Eisberges. 

Mein Kollege Peter Pilz hat heute schon gesagt: 
Natürlich ist die Mehrzahl der kurdischen Flücht
linge, natürlich sind die Iraner, Iraker und die 
Menschen anderer Nationalitäten, die zu uns 
kommen, keine politischen, kulturellen oder wis
senschaftlichen Größen, Persönlichkeiten, aber 
auch nur nebenbei bemerkt, vielleicht sind auch 
unter ihnen zukünftige Größen, denn auch 1938 
war wahrscheinlich nicht bekannt, daß Elias Ca
netti ein zukünftiger Nobelpreisträger sein wird. 

Das ist, wie gesagt, nur eine Nebenbemerkung. 
Es muß wohl grundsätzlich darum gehen, daß 
man jedem Menschen, der politisch verfolgt wird 
und in Not ist, eine gerechte und humane Art des 
Umgangs angedeihen läßt. 

Herr Bundesminister! Wissen Sie, was ich nicht 
verstehe? Ihr Ansinnen, ein wirklich großzügiges, 
liberales Asylgesetz zu schaffen. Warum haben 
Sie nicht all die privaten Institutionen und Orga
nisationen, die in unserem Land großartige Ar
beit leisten - das hat auch Frau Partik-Pable 
richtig bemerkt - und die die wirklichen Stützen 
der Asylpolitik sind - diese machen wieder gut 
und wieder wett, was die staatliche Politik 
schlechtmacht, wozu die staatliche Politik nicht 
imstande ist -, in die Erarbeitung eines solchen 
Gesetzes einbezogen - das ist mir unverständ
lich! - , inklusive die hier schon zitierte Stelle 
der Vereinten Nationen, des Hochkommissariats. 

Es wurde dann auch noch - meiner Ansicht 
nach in ungebührlicher Weise - Amnesty Inter
national zitiert. Es stimmt, daß sowohl Amnesty 
International als auch das Hochkommissariat der 
Vereinten Nationen für Flüchtlinge ein neues Ge
setz begrüßen. Das tun wir auch. Die Vereinfa
chung des Verfahrens zum Beispiel begrüßen wir, 
wünschen wir uns. 

Die vielen Seiten Kritik möchte ich Ihnen lie
ber ersparen. Ich könnte sie Ihnen vorlesen. Es 
sind schwerwiegende Vorwürfe. Die Mängel und 
Kritikpunkte, die darin angeführt werden, sind so 
schwerwiegend, daß sie die Kleinigkeiten, die als 
positiv bezeichnet und die begrüßt werden, um 
das Vielfache überwiegen. Ich finde es daher 

wirklich unverantwortlich, diese beiden Institu
tionen als Unterstützung Ihres "großartigen" Ge
setzentwurfes zu zitieren. 

Herr Bundesminister! Noch eines. Sie haben 
gesagt, es gehe überhaupt nicht darum, irgend
welche Prozente von einer Partei zur anderen zu 
verschieben oder zurückzugewinnen, sondern es 
gehe vielmehr darum, den Gefühlen der Men
schen in diesem Land - damit haben Sie unter 
anderem wahrscheinlich die Ängste und die Be
drohungen, denen sich die Österreicherinnen und 
Österreicher ausgesetzt fühlen, gemeint; so 
scheint es jedenfalls zu sein - entgegenzukom
men. 

Österreich gehört - das wurde heute hier 
schon erwähnt - zu den zehn reichsten Ländern 
der Welt. Wie ist man mit diesem Problem in den 
letzten Jahren umgegangen? Herr Marizzi und 
Herr Cap waren die ersten, die dazu beigetragen 
haben, eine Atmosphäre von Haß und Ausländer
feindlichkeit vom Zaun zu brechen! (Beifall bei 
den Grünen.) Sie waren es, die dieses Feuer ange
zündet haben. Sie waren es, die eine Welle von 
Empörung ausgelöst haben, die bis heute anhält 
und in diesem Gesetz mündet. Und das finde ich 
unverantwortlich! 

Natürlich war das auch Gegenstand der gesamt
politischen Auseinandersetzung, die schon vor ei
nigen Jahren begonnen hat. Ein verantwortlicher 
Politiker würde so agieren: Er würde sich vor die 
Menschen hinstellen und sagen: Wir sind ein rei
ches Land, aber es wird trotzdem Probleme ge
ben, viele Menschen bei uns aufzunehmen, denn 
wir haben zuwenig Wohnungsangebote, wir ha
ben zuwenig Arbeitsplätze, aber wir werden es 
dennoch schaffen. Mit vereinten Kräften, mit al1 
den Institutionen und Organisationen, die sich 
darum bemühen, werden wir Konzepte erarbei
ten, werden wir Möglichkeiten schaffen, damit 
diese Menschen bei uns integriert und vor politi
scher Verfolgung geschützt werden. 

Das gilt aber auch für die andere Kategorie -
wie Sie sie genannt haben - der Ausländerinnen 
und Ausländer, nämlich für jene, die bei uns nur 
Arbeit suchen. Im übrigen waren auch einige der 
Menschen, die auf den Fotos hier abgebildet sind, 
auch teilweise aus wirtschaftlichen Gründen ge
zwungen, vorübergehend in ein anderes Land zu 
gehen - österreichische Größen; das möchte ich 
nur nebenbei erwähnen. Das wäre vielleicht eine 
Art gewesen, mit diesem Problem umzugehen, 
die dieses Land nicht gespalten hätte, die nicht 
den Nährboden für einen neuen Rechtsradikalis
mus bereitet hätte. (Abg. Franz 5 lO C k e r: Sie 
tun ja so, als ob l1'ir bei uns keine Ausländer be
schäftigen würden.' Das ist ja absurd.') Sie sollten 
sich auch einmal vor Augen führen: Mit diesem 
Gesetz werden Sie in diesem unserem Land Kräf-
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te schüren, die uns vielleicht noch einmal alle auf 
den Kopf fallen werden! (Beifall bei den Grünen.) 

Ich möchte gerade die Sozialdemokraten an 
dieser Stelle noch einmal an ihre Vergangenheit 
erinnern. Wie können Sie es verantworten, wo in 
den letzten Jahrzehnten eine Mehrzahl Ihrer Mit
glieder genau diesem Schicksal ausgesetzt war, bei 
so einer unverantwortlichen Husch-Pfusch-Ange
legenheit mitzumachen? Das ist für mich auch 
eine Schande der österreichischen Sozialdemo
kratie. (Beifall bei den Grünen.) 

Es wäre für ein Land wie Österreich durchaus 
möglich, die vorhandenen Kapazitäten so zu nüt
zen, daß es eine gute, befriedigende Lösung dieses 
Problems gäbe, anstatt Emotionen zu schüren, 
die in eine Richtung gehen, die gefährlich ist und 
die europaweit noch sehr, sehr viele Probleme mit 
sich bringen wird. (Abg. M ar i z z i: Österreich 
kann mit 7 Millionen Eimvohnern nicht die Pro
bleme von 300 Millionen Osteuropäern lösen/) 

Herr Marizzi! Sie wissen ganz genau, daß das 
eine Polemik ist. Dieser Einwand ist heute schon 
fünfmal gefallen. Niemand von uns und niemand 
in diesem Land spricht von 300 Millionen Flücht
lingen oder Einwanderern. 

Ich möchte Ihnen ein anderes Beispiel nennen: 
Ein afrikanisches Land, ein kleines Land, mit 
2 Millionen Einwohnern hat 800 000 Flücht
linge. (Abg. Franz S t 0 c k e r: Wie leben die 
dort?) Stellen Sie sich diese Dimension einmal 
vor! Und diese Menschen werden auch ernährt. 
Niemand hat sie zurückgeschickt. Da frage ich 
mich schon: Wo bleibt da Ihre Solidarität? 

Natürlich ist es eine entscheidende Frage, wie 
man dieses Problem in der Bevölkerung darstellt. 
Wenn man den Menschen das Gefühl gibt: Euch 
wird etwas weggenommen, eure Arbeitsplätze 
sind gefährdet, wir haben keine Wohnungen, weil 
nur Ausländerinnen und Ausländer kommen!, 
dann kann man dieses Problem nicht konstruktiv 
und in einer gedeihlichen Atmosphäre angehen 
und lösen. Wenn man solche Äußerungen, die Sie 
gerade von sich gt:geben haben: 300 Millionen 
Menschen wollen Osterreich überschwemmen!, 
von sich gibt, dann schürt man genau jenen Geist, 
der zu Haß führt. IAbg. M ar i z z i: Ich habe ge
sagt. die ProbLeme [ösen.') Ja, ich habe gesagt, es 
will sie niemand, es will niemand die Probleme 
von 300 Millionen Flüchtlingen lösen, kein 
Mensch. 

Allein mit solch einem Zwischenruf erzeugen 
Sie ein Gefühl, das dazu führt, daß sich die Öster
reicherinnen und Österreicher bedroht fühlen 
müssen. Genau das führt zu der Politik, die heute 
in diesem Land betrieben wird! Haben Sie das 
noch immer nicht verstanden? (Beifall bei den 
Grünen.) 

Wir wissen doch alle ganz genau, daß niemand 
- wirklich niemand! -, keine der Organisatio
nen, die damit beschäftigt sind, von einer unbe
grenzten Einwanderung oder sonst etwas spricht. 
Aber wir sprechen alle davon - ich habe es schon 
vorhin gesagt: Sie haben das alle miteinander heu
te x-mal beteuert -: Österreich ist ein klassisches 
Asylland! Und was wird dann gemacht? Ein Ge
setz, in dem lauter Barrieren drinnenstecken, um 
Asyl in möglichst wenig Fällen gewähren zu müs
sen. (Abg. EI m eck er: Das ist doch nicht wahr!) 

Das kann doch kein klassisches Asylland sein! 
Das kann doch nicht der Zugang zu dieser Frage 
sein! Ich habe schon gesagt, Herr Bundesminister, 
100 Prozent ... (Bundesminister Dr. Lös c h -
Jl a k: Das stimmt doch nicht! Sie können es noch 
sooft ~viederholen.') Ich kann jetzt den Rest mei
ner Redezeit dazu verwenden, die Kritikpunkte 
des Hochkommissars vorzulesen oder jene von 
Amnesty International, aber ich meine ... (Abg. 
Bur g S t a LI e r: Haben Sie eine eigene Meinung 
auch zu diesem Problem? Dann brauchen Sie es 
nicht vorzulesen.') Natürlich habe ich eine eigene 
Meinung, Herr Kollege. Nur damit Sie nicht auf 
die Idee kommen, zu sagen: Das sind grüne Spin
ner, das sind irgendwelche Verrückte! Nein, das 
ist nicht der Fall, eine breite Schicht der österrei
chischen Bevölkerung ist gegen diese Art der Be
handlung von Flüchtlingen. IAbg. 
Bur g s ta II e r: Definieren Sie Ihre eigene Posi
tion.' ) 

Eine breite Schicht in katholischen und politi
schen Organisationen sagt: Das ist nicht unsere 
Art, mit Flüchtlingen umzugehen! Ich erinnere 
Sie auch daran, daß es kurz vor den Wiener Wah
len sogar eine große Demonstration gegeben hat, 
bei welcher die Menschen zum Ausdruck ge
bracht haben: So wollen wir mit anderen Men
schen nicht umgehen! Das ist auch meine Mei
nung, darf ich Ihnen sagen. 

Nur, was ich unter anderem zum Ausdruck 
bringen wollte: Wir stehen nicht alleine da. Sogar 
Frau Kollegin Partik-Pable hat Briefe zitiert und 
hat zugegeben. daß sie Hunderte davon be
kommt. Also das sind keine Hirngespinste der 
Grünen, das ist eine verfehlte Asyl- und Auslän
derInnenpolitik, und daran werden Sie auch 
nichts ändern. - Leider Gottes! (BeifaLL bei den 
Grünen.) 

Wir hoffen, daß uns die österreichische Bevöl
kerung auch weiterhin unterstützen wird, die ein
zelnen Schicksale zu lindern beziehungsweise 
besser zu meistern. Aber grundsätzlich hoffen 
wir, daß es auch einmal dazu kommen wird, daß 
dieser Antrag vielleicht verändert wird, denn es 
ist mir schon klar, daß dieses Gesetz in der Atmo
sphäre, die heute in diesem Hohen Haus vor
herrscht, nicht zu verhindern ist - leider Gottes 
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-, und es wird ein Schandfleck in dieser Repu
blik mehr sein! (Beifall bei den Grünen.) /2.3/ 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zum Wort 
gemeldet ist Herr Abgeordneter Leikam. - Bitte 
schön, Herr Abgeordneter! 

/2.3/ 
Abgeordneter Leikam (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Würden alle Abgeordneten der Grünen hier das 
Wort ergreifen und dasselbe sagen, dann werden 
sie noch immer den anderen hier im Hause ver
tretenen Parteien nicht unterschieben können, 
daß nach wie vor - so wie in der Vergangenheit 
- in der Gegenwart, aber auch in der Zukunft all 
jene Flüchtlinge, die in unser Land kommen und 
nach der Genfer Konvention zu bewerten sind, 
bei uns in diesem Lande Aufnahme finden wer
den. 

leh darf aber zu einigen meiner Vorredner hier 
auch noch kurz Stellung nehmen: Uns ist von den 
Grünen eine Kopie auf den Tisch gelegt worden, 
wo sie uns scheinbar als Rechtfertigung für die 
unglaubliche Behauptung des Abgeordneten Pilz 
bezüglich des Bürgermeisters von Traiskirchen 
weismachen wollen, daß das, was der Abgeordne
te Pilz hier gesagt hat, die Wahrheit wäre. 

Aus dem mir vorliegenden Bericht kann nicht 
entnommen werden, daß der Bürgermeister von 
Traiskirchen eine solche Anzeige, wie sie vom 
Abgeordneten Pilz hier in den Raum gestellt wor
den ist, gemacht hat. Damit bleibt das aufrecht, 
was unser Klubobmann hier festgestellt hat, näm
lich daß der Abgeordnete Pilz eine unwahre Be
hauptung in den Raum gestellt hat. Und ich 
möchte es, nachdem er heute das letzte Mal in 
diesem Hause anwesend ist, so formulieren: Der 
Lügenbaron dieses Hauses nimmt heute hier Ab
schied. Anders kann ich das nicht formulieren. 
(Beifall bei der SPÖ, bei Abgeordneten der ÖVP 
und FPÖ. - Abg. Ing. M II re r: Bravo.' - Abg. 
Dr. Pi I z: Diese Wortmeldung beweise. daß wirk
lich Redner dieses Hauses . ... ') 

Herr Abgeordneter Pilz! Sie haben heute ein
mal mehr den Beweis erbracht, daß Sie es mit der 
Wahrheit hier nie ernst und auch heute wieder 
nicht ernt genommen haben. (Abg. Dkfm. Ho/ger 
Ball e r: ... verlogene. scheinheiligen 

Und nun zu den Bildern, die Sie in das Haus 
gebracht haben. All diese Persönlichkeiten, die 
Sie hier zeigen, würden nach jenem Asylgesetz, 
das wir heute hier beschließen werden, selbstver
ständlich bei uns in Österreich Aufnahme finden 
und würden nicht, wie Sie es uns immer wieder 
hier in die Schuhe schieben wollen, zurückgewie
sen werden. 

Hohes Haus! Mehr als 40 Jahre lang haben wir 
Österreicher an einer toten Grenze zu Ost- und 

Mitteleuropa gelebt. Die Öffnung der Grenzen in 
den letzten Jahren wird dazu führen, daß wir in 
einem Europa mit noch offeneren Grenzen leben 
werden und gerne leben werden. Die Zu- und Ab
wanderung in unserem Lande wird zur Normali
tät werden. Sie darf aber nicht unkontrolliert und 
ungeregelt zur Normalität werden, und das heute 
zu beschließende Asylgesetz ist ein Teil - und 
das wurde von einigen Vorrednern auch schon 
gesagt - jener Regelung, wie wir uns in unserem 
Land die Zu- und Abwanderung künftig vorstel
len. 

Und manche Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Parlament, aber auch zahlreiche Organisa
tionen haben schon in den Beratungen im Unter
ausschuß und auch heute hier im Hause - vor 
allen Dingen die Abgeordneten der Grünen -
wieder so getan, als ob es diese FI9.chtlingsproble
matik ausschließlich bei uns in Osterreich gäbe, 
als ob diese Problematik in den anderen Ländern 
nicht genauso groß wäre. Und bei allem Ver
ständnis für die Kritik muß an die Kritiker doch 
die Frage gerichtet werden: Welche Alternative 
können Sie uns vorschlagen? Welche Alternative 
haben Sie zum vorliegenden Asylgesetz? Und wo 
ist, bitte, Ihr Aufschrei geblieben, als im Sommer 
dieses Jahres Zehntausende Albaner an der Küste 
von Bari zurückgeschickt worden sind, von den 
Italienern nicht aufgenommen worden sind? 
(Abg. V 0 g gen h Cl be r: Das haben Sie überhört. 
'.i'eil Sie keine Ohren haben.') Wo ist Ihr Aufschrei 
geblieben? Geschwiegen haben Sie. als diese wirk
lich erschütternden Bilder über den Fernseh
schirm gekommen sind. (Abg. HeLmuth 
S t 0 c k e r: Da hat man nichts gehört!) 

Und erst vor wenigen Tagen. meine Damen 
und Herren, hat der "Kurier" auf einer ganzen 
Seite berichtet, wie die Situation mit den Asylan
ten in den europäischen Ländern aussieht. und 
ich darf nur einige Schlagzeilen bringen. 

Hitzige Debatte um Asylrecht in Deutschland! 
Härtere Zeiten für Zuwanderer in Frankreich! 
Schärfere Asylpolitik in Schweden! Angst vor ei
nem offenen Europa in der Schweiz! Italien 
macht dicht gegen Ostflüchtlinge! Und: Erfolge 
mit Fremdenhaß in Belgien! 

Das ist die europäische Realität. mit der wir uns 
zu beschäftigen haben. Und wir können uns nicht 
von dieser Wanderungsbewegung abkoppeln, die 
mit der Öffnung der Grenzen im Osten ausgebro
chen ist. Wir haben hier Maßnahmen zu setzen, 
und der Innenminister hat diese Maßnahmen ein
geleitet, und sie werden mit dem Niederlassungs
gesetz, das nun in Begutachtung gegangen ist, 
auch einen Abschluß gefunden haben. 

Und auch wenn Sie es immer wieder leugnen: 
Wir bekennen uns zur Genfer Flüchtlingskon
vention und zur humanitären Tradition Öster-
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reichs in der Asylantenfrage! Und die unbürokra
tische Art, wie gerade wir derzeit Schutzsuchen
den aus Kroatien in Österreich Hilfe gewähren, 
wie wir sie aufnehmen, ist ein Beispiel für meine 
Behauptung, nämlich daß wir uns von unserer 
humanitären Verpflichtung nicht drücken wollen. 
Gerade diese Flüchtlinge aus Jugoslawien würden 
nicht in die Genfer Konvention hineinfallen. Wir 
erkennen sie als Oe facto-Flüchtlinge an und ge
währen ihnen bei uns den Aufenthalt, den sie so 
dringend brauchen, weil sie aus ihrem Lande 
flüchten müssen. 

Über 27 000 Asylanten sind in diesem Jahr 
nach Österreich gekommen, etwa 30 000 werden 
es nach den Worten von Innenminister Löschnak 
am Jahresende sein. Zur Anerkennungsquote: 
Über diese wurde von einigen Rednern auch 
schon gesprochen. Ich werde es aber noch einmal 
wiederholen, weil von all dem, was Sie uns hier in 
die Schuhe schieben wollen. genau das Gegenteil 
stimmt. Österreich liegt nämlich mit einer Aner
kennungsquote von 13 Prozent weit über allen 
anderen europäischen Staaten. Sie ist beinahe 
viermal so hoch wie in der Schweiz und doppelt 
so hoch wie in Deutschland. Das sind die Fakten. 
die am Tisch liegen, und nicht das, was Sie uns 
hier ununterbrochen in die Schuhe schieben wol
len. 

Und was die heftigen Diskussionen der letzten 
Tage betrifft, wonach Asylanten. die Berufung 
gegen die Entscheidung, daß ihr Asylansuchen 
negativ entschieden worden ist. eingelegt haben, 
den Ausgang des Verfahrens in Österreich nicht 
abwarten können, da sollte man auch wissen, daß 
schon jetzt etwa jährlich 3 000 bis 
4 000 Asylanten während des Asylverfahrens wie
der in ihre Heimat zurückkehren, daß sie gar 
nicht abwarten, bis ein Bescheid ausgestellt wird, 
sondern sie haben es sich während des Asylver
fahrens überlegt und kehren freiwillig wieder in 
ihre Heimat zurück. 

Die Anerkennungsquote ist unterschiedlich, 
und das ist auch eine Entwicklung, wo wir sagen 
müssen: Na glücklicherweise gibt es in einer Rei
he von Staaten. wo die Menschen früher unter
drückt und verfolgt wOI~den sind. nun eine andere 
Regierungsform, wo diese Unterdrückung, diese 
Verfolgung nicht mehr in dem Ausmaße gegeben 
ist. 

Daher ist es etwa seit Mitte des Jahres 1990 so, 
daß Asylanträge rumänischer Staatsbürger kaum 
eine Chance auf Anerkennung haben, daß aber 
sonst sehr wohl die Anerkennungsquote sehr 
hoch ist, etwa bei Asylwerbern aus dem Irak 
80 Prozent, bei den Asylwerbern aus Pakistan 
und Kambodscha 100 Prozent. 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht so. daß 
jene, die die Hilfe unseres Landes brauchen, diese 

Hilfe nicht in unserem Land bekommen. Wir 
schicken diese Menschen nicht weg! Aber wir 
müssen - dazu wird das Asylgesetz da sein -
unterscheiden, wer tatsächlich sein Land verlas
sen muß und bei uns Aufnahme finden will und 
wer deshalb kommt. weil er hier in einer besseren 
wirtschaftlichen und sozialen Situation leben will. 

Man sollte aber auch einmal kurz die Unter
bringung der Asylanten erwähnen. Das Innenmi
nisterium hat in weit vorausblickender Art und 
Weise Maßnahmen gesetzt, die gerade jetzt, wo so 
viele Flüchtlinge aus Kroatien in unser Land 
kommen, von Vorteil sind. Es gibt etwa 400 Pri
vatquartiere in unserem Land, in denen Asylan
ten aufgenommen wurden; und da gibt es auch 
noch eine Reserve, sodaß jederzeit auf eine solche 
Situation, wie sie in Kroatien und Slowenien 
herrscht, reagiert werden kann. 

Das Positive bezüglich dieser Unterkunft ist, 
daß für jemanden, der um politisches Asyl an
sucht, in nicht einmal einer Woche das ganze 
Verfahren abgeschlossen wird: die Ersteinvernah
me, die medizinische Untersuchung, die ÜbersteI
lung von Traiskirchen in ein privates Quartier. Es 
ist daher nicht einzusehen - wenn so etwas in 
nicht einmal einer Woche möglich ist! -. warum 
ein Asylant, der in unser Land kommt, der um 
politisches Asyl ansucht, weil er sein Land verlas
sen mußte, weil er dort verfolgt wurde, nicht bin
nen einer Woche einen solchen Asylantrag bei 
uns stellen soll. Ich glaube, das ist durchaus zu
mutbar, und es ist durchaus in Ordnung, was mit 
diesem Gesetz vorgesehen wird. 

Hohes Haus! Oberstes Ziel der Neuregelung 
des Asylverfahrens ist die möglichst schnelle Fest
stellung, welche Asylwerber tatsächlich Flüchtlin
ge sind, die in Österreich Schutz vor Verfolgung 
suchen, und welche durch einen Asylantrag in 
Wahrheit lediglich ein - zumindest teilweises -
Aufenthaltsrecht in Österreich anstreben. Das ist 
die Überschrift dieses Gesetzes! 

Es wurde hier schon auf einige gravierende 
Verbesserungen im Vergleich zur derzeitigen Si
tuation hingewiesen: Die Beschleunigung des 
Verfahrens ist für beide Teile positiv zu bewerten. 
Durch die Einrichtung des Bundesasylamtes sol
len die Verfahren qualitativ verbessert werden. 
Gut ausgebildete Bedienstete werden zur Verfü
gung stehen. Ich weise das zurück. wenn gerade 
hier von den Grünen diese Bediensteten als völlig 
unqualifiziert hingestellt werden. 

Meine Damen und Herren! Der vorliegende 
Gesetzentwurf trägt die Handschrift von Außen
minister a. D. Dr. Willibalcl Pahr. Wenn von den 
Grünen behauptet wird, daß es sich hiebe i nicht 
um einen Experten. nicht um einen bestqualifi
zierten Mann handelt, so sagt dieser ganz einfach 
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die Unwahrheit, und er verkennt die Tatsachen! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Durch dieses neue Asylgesetz ist die Möglich
keit gegeben, daß der Herr Bundesminister dort, 
wo es notwendig sein wird, Außenstellen einrich
tet. Das wird deshalb von Vorteil sein, weil die 
Konzentration auf Traiskirchen, wie das derzeit 
der Fall ist, bei einer solchen Vorgangsweise nicht 
mehr so stark sein und das für die Menschen in 
Traiskirchen einfacher werden wird. 

Erleichtert wird die Situation der Asylwerber 
auch dadurch, daß eine weitgehende Zurverfü
gungstellung von Dolmetschern bei der Einver
nahme gegeben sein wird, daß eine völlige Befrei
ung von Verfahrenskosten eintritt und daß durch 
dieses Asylgesetz - ohne besonderes Verfahren 
- Asylschutz auch für Familienangehörige ge
währt werden wird. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich 
sage daher noch einmal zusammenfassend und in 
einem Satz: Der Gesetzentwurf ist vom Grund
satz her so, daß Österreich nach wie vor - und 
das sogar in verstärktem Maße - ja sagt zum 
Schutz für Verfolgte, aber nein sagt zu e.~ner ille
galen Einwanderu.~g. (Beifall bei der SPO und bei 
Abgeordnten der OVP.) 12.":": 

Präsident Dr. Lichal: Für die Verwendung des 
Ausdrucks "Lügenbaron" erteile ich Ihnen, Herr 
Abgeordneter Leikam, einen 0 r d nun g s ruf. 

Als nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abge
ordneter Voggenhuber. Ich erteile es ihm. (Abg. 
R 0 P per t: Und dem Pilz "wird kein Ordnungsruf 
erteilt? - Rllf bei der SPO: Herr Pilz darf llnge
straft die Abstammung vom Affen zitieren? - Abg. 
Lei kam: Herr Präsident, Herr Abgeordneter 
Pilz hat zum Abgeordneten Pirker gesagt: Sie sind 
ein Lügner.' - Weitere Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Ich habe das Protokoll angefordert und wenn 
dem so ist, wird es Konsequenzen geben. (Abg. 
Dr. K hol: Der Herr Präsident I'erteilc die Ord
nungsrufe souverän! - Heiterkeit.) 

Am Wort ist jetzt He'rr Abgeordneter Voggen
huber. 

12.45 
Abgeordneter Voggenhuber (Grüne): Meine 

sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsi
dent! 

"Ich muß leider die Behauptung aussprechen, 
daß viele Menschen heute noch in diesem Land 
zumindest Reste nationalsozialistischen, also un
menschlichen Denkens mit sich herumtragen. 
Das hat natürlich großen Einfluß auf viele ihrer 
Weltanschauungen und ihre daraus resultieren
den Verhaltensweisen. Ich möchte in diesem Zu-

sammenhang besonders an die Einstellung der 
Österreicher zu den Schwachen, zu den Außen
seitern, zu den Minderheiten und zu den körper
lich und psychisch Kranken erinnern. Nach wie 
vor bleibt es dabei: Das sicherste Kennzeichen der 
faschistischen Gesinnung ist die Verachtung der 
Schwachen. Wenn wir uns jedoch zu ihnen be
kennen würden, wäre dies die beste Faschismus
prophylaxe und zugleich ein Indikator dafür, wie
weit es uns gelungen ist, den Schutt einer tragi
schen Vergangenheit loszuwerden." 

Dieser Text ist ein Zitat von Univ.-Prof. Erwin 
Ringel im Zusammenhang mit der Flüchtlingsfra
ge. 

Meine Damen und Herren! Wer in diesem 
Schutt der Vergangenheit begraben wurde, wei
che Menschen in diesem Schutt der Vergangen
heit zugrunde gegangen sind, dafür haben wir Ih
nen Beispiele in Form von Fotos an unsere Bänke 
geheftet, damit Sie nicht vergessen, was sich unter 
diesem Schutt - oder was manche als "Strand
gut" bezeichnen - der Flüchtlinge verbirgt, wel
che menschlichen Schicksale. 

Meine Damen und Herren! Der Eiserne Vor
hang ist gefallen, und er ist einer Grenze gewi
chen zwischen dem zwölftreichsten Land der 
Welt, einem wohlhabenden, sicheren und reichen 
Land und einem verelendenden Teil Europas, in 
dem die Menschen hungern,in dem die Menschen 
verfolgt, in dem die Menschen vertrieben werden. 

Diese Grenze wird nicht mehr bewacht durch 
Grenzsoldaten der stalinistischen Regime, diese 
Grenze wird nicht mehr mit Minenfeldern, mit 
Tretminen, mit automatischen Gewehren un
durchlässig gemacht, sondern diese Grenze wird 
heute von uns gezogen. (Beifall bei den Grünen.) 

An unseren Grenzen sammelt sich das Elend 
und die Verfolgung eines großen Teils von Euro
pa, dessen Befreiung hier immer verlangt, dessen 
Demokratisierung hier beschworen wurde, wo 
Hilfe und die Vorzüge der freien Welt in Aussicht 
gestellt wurden, aber wir lassen heute die Ver
sammlung dieses Elends an unseren Grenzen zu, 
ohne zu helfen. 

Meine Damen und Herren! Österreich schreibt 
in diesen Tagen, in diesen Wochen und Monaten 
in den Biographien Zehntausender Menschen das 
entscheidende Kapitel ihres Lebens. Vielleicht 
machen Sie sich einmal die Mühe und lesen Sie 
die Biographien der Menschen auf jenen Bildern 
hier, die wir aufgerichtet haben, damit Sie wissen, 
daß Flucht aus der Heimat das entscheidendste 
und traumatischste Kapitel im Leben eines Men
schen ist. Vielleicht wissen Sie dann, was es ausge
macht hat, ob das Kapitel der Menschlichkeit, Ka
pitel der Humanität, Kapitel der Großzügigkeit, 
Kapitel der Zivilisation und der Kultur waren -
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oder ob es Kapitel der Kälte, des administrierten 
Elends, der Ignoranz, der Abweisung und der 
Verachtung Schwacher waren! 

Meine Damen und Herren! Wir kommen nicht 
umhin, in den Biographien dieser Zehntausenden 
Menschen an unseren Grenzen das wichtigste Ka
pitel ihres Lebens zu sein. Eines Tages werden 
von Menschen dieser anonymen, elenden, hun
gernden und zerfetzten Schar irgendwo Bilder 
aufgerichtet werden. Irgendwann werden diese 
Menschen wieder in Freiheit, in Sicherheit und 
vielleicht auch in Wohlstand sein, und manche 
von ihnen werden dann ihre Biographien schrei
ben, und eines Tages werden von diesen Men
schen Bilder aufgerichtet werden, und in ihrem 
Leben wird ein Kapitel stehen, was Österreich für 
sie getan beziehungsweise nicht getan hat. (Be(fall 
bei den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Ich fürchte mich 
vor diesem Augenblick, in dem Menschen zu 
sprechen beginnen werden über das, was ihnen 
von der Flüchtlingspolitik in diesem Land ange
tan wurde! 

Herr Innenminister! Es ist tatsächlich aller
höchste Zeit. ein neues Asylgesetz hier in diesem 
Hause zu beschließen. Ein zu großer Schatten 
fällt inzwischen auf dieses Land: zu unvorstellbar 
sind die Mißstände geworden, als daß man noch 
länger zuschauen könnte. 

Was mich so entsetzt, ist, daß es nicht Fehlent
wicklungen und Mißstände sind, die zur Überar
beitung dieses Gesetzes führen, sondern daß es 
eine Festschreibung dieser Mißstände gibt, die 
"Legalisierung" der Unmenschlichkeit, die "Le
galisierung" der Abweisung von Flüchtlingen, die 
"Legalisierung" einer längst auf allen Gebieten il
legalen Praxis! 

Meine Damen und Herren! Ich habe mir die 
Mühe gemacht, von jenen Kritikern, die in den 
letzten Monaten zu diesem Thema gesprochen 
haben, nur die allerkompetentesten herauszusu
chen. So möchte ich Sie etwa konfrontieren mit 
der Kritik von "Amnesty International", mit der 
des Sozialdienstes des Flughafens Schwechat. des 
UNO-Flüchtlings-Hochkommissärs, der Flücht
lingsorganisation "ZEBRA" mit der Kritik evan
gelischer Pfarrer, katholischer Bischöfe und mit 
der des Direktors der "Caritas". Das ist Kritik von 
Menschen dieses Landes, die täglich mit dem 
Elend auf der anderen Seite unseres Wohlstandes 
leben und dagegen ankämpfen, die das wissen, 
worüber in diesem Hause noch kein Wort gesagt 
wurde, nämlich von der Praxis jenseits aller Ge
setze, von jenen Grau- und Schwarzzonen, in de
nen die Flüchtlinge leben und in denen die Geset
ze nicht gelten. 

Ich zähle das auf, ich habe aber leider nicht die 
Möglichkeit, Ihnen in einer großen Debatte hier 
die Texte vorzulesen, denn ich habe nur eine 
Viertelstunde Redezeit zur Verfügung, um über 
diese Flut von Mißachtung und Verachtung zu 
reden. Ich gestehe: Ich habe mich noch nie an 
diesem Podium so ohnmächtig gefühlt wie heute. 

Hunderte Rückschiebungen - trotz inner
österreichischen und völkerrechtlichen Verbots 
- geschehen an unseren Grenzen; dokumentiert 
von "Amnesty International" . 

Rückschiebung an unsichere Drittländer ist 
Praxis. Die Bundesbetreuung wird - gesetzwid
rig! - Hunderten, ja Tausenden verweigert. 

An der Grenze kommt es zu rechtswidrigen 
Zurückweisungen. Asylanträge werden erst gar 
nicht angenommen. Die Menschen werden nicht 
aufgeklärt über das Grundrecht, über das Men
schenrecht, Asylanträge zu stellen. 

Ja, Menschen, die Flüchtlinge darauf aufmerk
sam machen, daß sie das Recht auf Asyl geltend 
machen können, werden als "Schlepper" denun
ziert. Hausdurchsuchungen werden gemacht, 
Druck wird auf sie ausgeübt. 

Meine Damen und Herren! Es ist in diesem 
Land zu gesetzwidrigen und völkerrechtswidrigen 
Verhaftungen von Asylanten gekommen. Es gibt 
die Verletzung international verbindlicher Nor
men, was die Schubhaft anlangt. Informationen 
über Ausmaß und Bedingungen der Schubhaft 
werden der Öffentlichkeit und dem Parlament 
vorenthalten. 

Meine Damen und Herren! Fast 100 Prozent 
der gestellten Asylanträge werden in erster In
stanz abgelehnt! Ich wiederhole: Beinahe 
100 Prozent der Asylanträge werden in erster In
stanz abgelehnt! Das ist der "Rechtsstaat", das 
sind die "Normen", wie Sie Flüchtlinge behan
deln. (Beifall bei den Grünen.) 

Keine Rechtsbelehrung, aber Denunzierung 
von privaten Flüchtlingsbetreuern! 

Flüchtlinge übernachten im Freien - ohne 
Versorgung und ohne Dach über dem Kopf, und 
der Herr Innenminister bezeichnete das wörtlich 
als .,Teil eines Gesamtkonzeptes" . 

Meine Damen und Herren! Menschen bei Mi
nustemperaturen unter Gebüschen schlafen zu 
lassen, das ist laut zuständigem Innenminister 
"Teil eines Gesamtkonzeptes"! 

Häftlinge werden nicht über den Grund der 
Haft informiert. Minderjährige Kinder sind in 
Haft. "Dolmetscher", die beigezogen werden, 
stammen aus eiern Polizeidienst, sind nicht beei-
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det. Es liegen Dokumente über falsche Überset
zungen, über suggestive Übersetzungen vor. 

Meine Damen und Herren! Zurückziehungsan
träge von Asylanträgen werden - in deutscher 
Sprache den Asylanten zur Unterschrift unter
schoben. 

Selbstmordversuche hat es gegeben, Hunger
streiks hat es unter den Flüchtlingen gegeben. 

Meine Damen und Herren! Vertretern privater 
Flltchtlingsorganisationen wird der Zugang zu 
Asylanten verweigert. Der Tansitraum im Flug
hafen Schwechat wird als rechtliches Niemands
land betrachtet, Flüchtlinge warten dort tage-, ja 
wochenlang. Im Dezember 1989 wurde ein Son
dertransitraum "eingerichtet", der nichts anderes 
als ein fensterloser Gefängnistrakt ist. 

Meine Damen und Herren! Das sind nicht Er
findungen von mir, das sind keine böswilligen 
Unterstellungen, das sind nicht theatralische Auf
tritte, sondern das sind Zitate aus dem Bericht 
von "Amnesty International" über Zustände in 
unserem Land! 

Das beschämt Sie nicht, das bringt Sie nicht 
dazu, daß dieses Parlament über die Wiederher
stellung des Flüchtlingsrechtes, der Menschen
rechte und der Flüchtlingskonvention in diesem 
Land berät. sondern Sie versuchen, diese Prakti
ven zu "legalisieren"! 

Meine Damen und Herren! Die Bevölkerung ist 
beunruhigt, und zwar mit Recht; es gibt Proble
me. Die Bevölkerung wurde aber auch beunru
higt. Die Bevölkerung hat nichts über die un
menschliche Praxis erfahren, mit der die Mehr
heit der Österreicher - das behaupte ich hier -
nicht einverstanden wäre, mit der sie nichts zu 
tun haben will. Die Menschen wurden mit ande
ren .,Informationen" gefüttert, gezielt über 
Schwarzmarkt, über Wohnungsnot, über das Zu
sammenpferchen ausländischer Kinder in Schu
len, aber nicht über diese Praxis. 

Meine Damen und Herren! Während ich diesen 
Debattenbeitrag halte, sind jene 34 Tamilen, die 
vorgestern am Flughafen Schwechat angekom
men sind und im Transitraum festgehalten wur
den, nach Singapur abgeschoben beziehungsweise 
nach Sri Lanka zurückgeschickt worden. Das sind 
Menschen. die Schußverletzungen haben, meine 
Damen und Herren! Menschen mit Kindern und 
Frauen! 

Das ist die Praxis dieses Landes, die mich dieses 
Zitat von Univ.-Prof. Dr. Ringel in diesem Saal 
zitieren ließ. Wie groß ist nun dieses Problem, 
welche Völkerscharen stehen da, die diese Angst, 
diese Panik, die diese Unmenschlichkeit rechtfer
tigen würden? - Meine Damen ~nd Herren! Ich 
kläre Sie auf über die Asylpraxis Osterreichs, von 

der Sie gesprochen haben, über diese "höchsten 
Quoten". Ich sage Ihnen, wie sich die Quoten in 
den letzten Jahren verändert haben: 1985 wurden 
45 Prozent der Asylanträge positiv beschieden, 
im Jahre 1986 waren es 35 Prozent, im Jahre 
1987 31 Prozent, im Jahre 1988 28 Prozent, im 
Jahre 1989 19 Prozent, im Jahre 1990 6 Prozent, 
im Jahre 1991 12 Prozent! 

Meine Damen und Herren! Die Steigerung des 
letzten Jahres kommt daher, weil Sie wohl nicht 
die Stirn haben, auch die Kroatienflüchtlinge zu
rückzuschicken. Aber ansonsten können Sie seit 
1985 die Auslöschung des Flüchtlingsstatus, des 
Asylrechtes in Österreich nachweisen, meine Da
men und Herren. (Abg. E I m eck e r: Nein.' Das 
beweist genau das. was wir immer sagen.' - Zwi
schenruf des Bundesministers Dr. Lös c h na k. 
- Präsidemin Dr. Heide Sc h m i d l übernimmt 
den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Jetzt frage ich Sie. 
Während in Mittel- und Osteuropa in diesen Um
brüchen - ich komme zu dem wirtschaftlichen 
Elend, das nach der Flüchtlingskonvention ein 
Anerkennungsgrund ist, was der Innenminister 
seit Jahren zu leugnen versucht, nur weil er die 
Konvention unterläuft - ... (Abg. E l m eck e r: 
Das ist eine offensichtliche Lüge.') 

Ich habe leider nicht die Zeit, Sie mit allen die
sen Belegen zu konfrontieren. Aber eines möchte 
ich Ihnen sagen, denn über eines schweigen Sie 
hier peinlichst, nämlich daß die Frage. ob wir ein 
klassisches Asylland sind, sich danach richtet, ob 
wir die entsprechenden internationalen und völ
kerrechtlichen Bestimmungen einhalten. (Abg. 
EI m eck e r: Daß der Minister die Genfer Kon
vention unterläuft, ist eine offensichtliche Lüge.') 
Es gibt ein Organ, das festzustellen. Es ist das 
UNO-Hochkommissariat für Flüchtlingsfragen. 
meine Damen und Herren. Jetzt will ich Sie damit 
konfrontieren. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Kollege 
Voggenhuber! Ihre Zeit ist abgelaufen. Ich bitte 
um den Schlußsatz, aber wirklich nur einen 
Schlußsatz. (Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.) 

Abgeordneter Voggenhuber (fortsetzend): Mei
ne Damen und Herren! Ein Schlußsatz in dieser 
Debatte: Die Stellungnahme des UNO-Hochkom
missariats für Flüchtlingsfragen bescheinigt Ih
nen einen x-fachen Verstoß gegen die Flücht
lingskonvention, eine verfassungswidrige, gesetz
widrige Regierungsvorlage, einen Entwurf, der 
der politischen Kultur Österreichs nicht ent
spricht. 

Meine Damen und Herren! Es ist das vernich
tendste Urteil, das über die Flüchtlingspolitik ei
nes europäischen Landes von der UN-Flücht
lingskommission gesprochen wurde. (Beifall bei 
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den Grünen. - Zwischenrufe bei SPÖ und ÖVP.) 
13JJ3 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster 
Redner zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter 
Burgstaller. Ich erteile es ihm. 

13.1)3 
Abgeordneter Burgstaller (ÖVP): Frau Präsi

dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! Dort 
fortzusetzen, wo der Kollege Voggenhuber aufge
hört hat, ist für mich - Sie werden es verstehen 
- besonders schwer, aber ich glaube, es ist sinn
voll. Er hat nämlich gerade versucht, den Flücht
lingshochkommissär zu zitieren. Er ist. glaube 
ich, nicht ganz fertig geworden. 

Ich darf Ihnen aus einem Schreiben des Hoch
kommissärs an den Herrn Bundeskanzler Vra
nitzky vom 4. November zitieren. (Abg. Mag. l'vfa
rijana G ra n d i t s: Sie haben nicht zugehört.' Das 
haben vvir schon gesagt: Es gibt auch Positives!) 
Der FlüchtIingskommissär weist darauf hin, daß 
die Europäischen Gemeinschaften im Begriff 
sind, das Asylrecht der Mitgliedstaaten zu harmo
nisieren. - Keine Einzelerscheinung, Herr Vog
genhuber, unserer Republik. 

"Im Hinblick auf den EG-Gipfel im Dezem
ber 1991 in Maastricht fordert die Kommission in 
ihrer jüngsten Mitteilung an den Rat des Euro
päischen Parlaments vom 11. 10. 1991 die Fest
schreibung von Mindeststandards, insbesondere 
für beschleunigte Verfahren." - Schreibt der 
Hochkommissär. 

"Der dieser Mitteilung zugrundeliegenden 
Tendenz trägt jedoch der dem Ministerrat vorlie
gende Entwurf des Bundesministeriums für Inne
res zum Asylgesetz in wesentlichen Punkten nicht 
Rechnung." - Das schreibt der Hochkommissär. 

Der nächste Absatz beginnt: "Als Vertreter des 
Flüchtlingshochkommissärs der Vereinten Natio
nen in Österreich stehe ich einer Neufassung des 
Asylgesetzes, das den künftigen Anforderungen 
auch längerfristig gerecht werden sollte, positiv 
gegenüber. In diesem Zusammenhang habe ich 
gegenüber elem Vertreter des Innenressorts wie
derholt zum Ausdruck gebracht, daß die Neure
gelungen im Asylbereich wegen des inneren Zu
sammenhangs mit dem Einwanderungswesen 
nicht getrennt von einem neu zu schaffenden 
Einwanelerungsgesetz sein können." 

Er schreibt weiter, daß er elem dem Ministerrat 
vorliegenden Entwurf des Asylgesetzes in zwei 
wesentlichen Punkten nicht seine Zustimmung 
erteilt. Herr Voggenhuber, in zwei! (Abg. V 0 g
ge fl hilb e r: Unglaublich.' - Abg. Mag. Marija
na G ra nd i t s: Wir müssen verschiedene Briefe 
haben.') Daß wir eine so große Zustimmung zu 
diesem Gesetz vom Flüchtlingshochkommissär 
bekommen, ist wirklich unglaublich. (Beifall bei 

ÖVP und SPÖ. - Abg. V 0 g gen h II be r: uDie
ses Gesetz widerspricht der Rechtskultur Oster
reichs. " Das ist für Sie ein Lob? Es ist" verfas
sungswidrig". Das ist für Sie ein Lob?) 

Herr Voggenhuber! Ich mache Ihnen einen 
konkreten Vorschlag. Oben auf der Besucherga
lerie sitzen Steirerinnen und Steirer, die aus dem 
Grenzbezirk Radkersburg kommen. Gehen Sie 
hinauf, benützen Sie die Zeit und reden Sie mit 
diesen Leuten. Dann werden Sie verstehen, wel
che Probleme es in einem Grenzbezirk gibt und 
wie aufopfernd gerade meine steirischen Lands
leute agieren und wie sensibel gerade diese Men
schen im Grenzbezirk zur Asylpolitik und zur 
Flüchtlingspolitik stehen. (Abg. Mag. Marijana 
G r a n d i (s: Natürlich! Stimmt! Aber Sie nicht.' 
Die Bevölkerung schon!) 

Dann werden Sie vielleicht auch erfahren, daß 
wir von der Gesetzgebung her zum Schutz dieser 
Asylanten. zum Schutz dieser Flüchtlinge klare 
Richtlinien benötigen. Vor allem deshalb, meine 
Damen und Herren, damit wir die hohe Akzep
tanz bei unseren Bürgern für eine Fortsetzung 
eier Asyl- und Flüchtlingspolitik erreichen kön
nen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Das ist nämlich die entscheidende Frage. Wir 
brauchen elas Verständnis der Bürger, vor allem 
im Grenzbereich. Wir brauchen die Mithilfe der 
Bürger im Grenzbereich. Wir brauchen die Un
terstützung. (Abg. Christine He in d I: Die war ja 
schon da.') Was wir nicht brauchen, meine Damen 
und Herren, sind linksextreme und rechtsextreme 
Positionen. Wir brauchen Liberalität in dieser 
Frage, die aus der Verpflichtung der Geschichte 
heraus für unser Land entscheidend ist. (Beifall 
bei ÖVP (md SPÖ. - Abg. Voggenhuber: 
Wo ist Ihre Liberalität? - Abg. Mag. Marijana 
G ra f1 d i t s: Der Kardinal König ist ein Linksex
tremer? Die Caritas ist auch Linksextrem? - Wei
tere Zwischenrufe bei den Grünen.) 

Es war heute, meine Damen und Herren, ein 
beschämendes Beispiel der Darlegung der links
marxistischen Position durch den Herrn Voggen
huber und durch elen Herrn Pilz. Ein beschämen
des Beispiel. (Abg. V 0 g ge 11 hub e r. den Saal 
verLassend: Sie sind ein Trot .. .. ' - Abg. Dr. 
Ne iss e r: Moment. Herr Voggenhuber! - Abg. 
Dr. Sc h w im me r: Und dann gehl er.') 

Das, meine Damen und Herren, war ein Bei
spiel jener Toleranz, die elie Grünen in diesem 
Hause immer wieder meinen. Genau das ist es. 
Das ist ihr wahres Gesicht. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ sowie bei Abgeordneten der FPÖ.) 

Es gibt Menschen, die können mich überhaupt 
nicht beleidigen, unel da gehört Ihre Clique dazu. 
Genau solche Leute wie der Voggenhuber, die 
nichts anderes im Sinn haben, als links zu schüren 
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und so zu tun, als ob jeder hier Platz fände, aber 
diese Regierung und dieses Parlament asylfeind
lich und flüchtlingsfeindlich seien. Das wird Ih
nen nicht gelingen. Das war eine Demaskierung, 
die Sie heute hier geliefert haben. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ. Abg. Dr. Made leine 
Pet r 0 vi c: Das ist dem Kardinal König geLun
gen.' ) 

Ich sage Ihnen noch eines dazu. Ich gehöre die
sem Parlament fast zehn Jahre an. Ich bin sicher 
einer, der im besonderen die linke Seite dieses 
Hauses imJ!ler wieder bekämpft hat, aus .grund
sätzlichen Uberlegungen, aus politischen Uberle
gungen, aus Fragen der Ideologie. Was aber Sie 
von den Grünen heute versucht haben, dieser So
zialistischen Partei in der Frage der Asylpolitik 
und Flüchtlingspolitik in die Schuhe zu schieben, 
ist beschämend, ist für mich beschämend. 

Es waren große Sozialisten dieser Zweiten Re
publik und große Leute der Volkspartei, die dazu 
beigetragen haben, daß wir ein international 
anerkanntes Asylland sind. Und wir werden es 
bleiben, gleichgültig, ob Sie von den Grünen linke 
Positionen vertreten oder ob Sie rechte Positio
nen vertreten. Das ist unser Ziel, und wir werden 
unser Ziel erreichen. (Beifall bei ÖVP und SPÖ. 
- Zwischenruf der Abgeordneten Mag. Marijana 
G ra nd i t s.) Vor allem deshalb, weil es großarti
ge Menschen gibt in unserem Land, weil es groß
artige Menschen in unseren Grenzbezirken gibt, 
die eine besondere Sensibilität haben. Die lassen 
sich von Linksmarxisten wie Ihnen nicht verhet
zen und auch nicht von den Rechten, die es hier 
in diesem Parlament gibt. 

Ich komme zum entscheidenden Punkt, liebe 
Freunde. Ich hätte mir heute hier eine Diskussion 
gewünscht, die dazu beiträgt, daß bei einem so 
schwierigen Gesetz die Akzeptanz der Bevölke
rung erreicht wird, die notwendig ist, um dieses 
Gesetz auch vollziehen zu können. Und es wäre 
heute die Aufgabe aller Parlamentarier gewesen, 
darauf hinzuweisen und zu erklären, daß es uns 
mit diesem Gesetz gelingen muß, ein Asylland zu 
bleiben, daß es uns mit diesem Gesetz aber auch 
gelingen muß, die aufkeimende Ausländerfeind
lich.~eit zu bekämpfen. (Beifall bei ÖVP LUut 
SPO.) 

Das Gegenteil war der Fall. Nachdem hier die 
Vorzüge des Gesetzes dargestellt wurden und der 
Herr Voggenhuber dann die Prozentsätze der An
erkennungen von Asylanten in den letzten Jahren 
vorgelesen hat, hat er eigentlich den Beweis 
schlüssig dafür gebracht und geliefert ... (Abg. 
E L m eck e r: Daß wir das Gesetz machen müs
sen!) Eben. 

Ich möchte nur zu den Prozentsätzen noch die 
Anzahl der positiv abgeschlossenen Asylverfah
ren dazusagen, damit auch jene Damen und Her-

ren, die nicht im Ausschuß waren, wissen, wovon 
wir hier reden: Mit 1985, glaube ich, hat er begon
nen: 45 Prozent. Abgeschlossene Verfah
ren: 4 155. 1986: 3991 abgeschlossene Verfah
ren, 1987: 3 550 abgeschlossene Verfahren, 
1988: 6 718 abgeschlossene Verfahren, 
1989: 15 013 abgeschlossene Verfahren, 
1990: 12 641 abgeschlossene Verfahren. 

Meine Damen und Herren! Das ist bei den mit 
Anerkennung abgeschlossenen Verfahren von 
1985 bis 1989 fast eine Vervierfachung! (Abg. 
Mag. Marijana G ra nd i t s: Vielleicht gibt es 
mehr Krisengebiete .... ') Ja, ja, Frau Grandits. 
Ihre Rede hat sich bedauerlicherweise für mich 
durch nichts unterschieden von der Rede des 
Herrn Pilz, von der Rede des Herrn Voggenhu
ber. (Abg. Mag. Marijana G r an d i t s: Weil das 
ein grundsätzliches Problem ist.') Wie meinen, 
Frau Grandits? (Abg. Mag. Marijana G ra nd i t s: 
Weil das wirklich ein grundsätzliches geseLLschaft
liches Problem ist.') Ja, da gebe ich Ihnen recht. 
Ich kann Ihnen nur so weit links nicht folgen, weil 
Sie schon viel zu weit draußen sind. Vielleicht ... 
(Abg. Dr. Madeleine Pe l r 0 v i c: Der Kunmer ist 
auch ein gutes Beispiel.') 

Herr Voggenhuber! Sie kommen zu mir, um 
sich zu entschuldigen? (Heiterkeit.) Das habe ich 
von Ihnen eigentlich schon erwartet. (Abg. Dr. 
Sc h w im m e r: Das entspricht nichl seinem Cha
rakter.') 

Meine Damen und Herren! Zum Ernst der Sa
che: Der Herr Generalsekretär von Amnesty In
ternational, der über Einladung der Grünen als 
Sachverständiger bei den Beratungen dabei war, 
hat sich zuerst einmal im Ausschuß von Ihnen 
distanziert und erklärt, daß er nicht der Sachver
ständige der Grünen ist, sondern der Sachverstän
dige des Ausschusses. Das wird seine Gründe ge
habt haben. 

Zum zweiten hat er bei seiner ersten Wortmel
dung grundsätzlich das neue Asylgesetz begrüßt 
und hat in seiner Ausführung gemeint, daß es 
wichtig ist, eine Neufassung des Asylgesetzes vor
zunehmen, weil das Asylgesetz bereits aus dem 
Jahr 1967 stammt, während wir jetzt unter dem 
Eindruck der Neuordnung in Europa und der De
mokratisierung in Europa stehen, und daß natür
lich in dem alten Gesetz von 1967 Begriffsbestim
mungen drin sind, die der gesellschaftlichen, der 
politischen, der staatlichen Entwicklung nicht 
Rechnung tragen. Er hat dann natürlich Vor
schläge für aus seiner Sicht notwendige Änderun
gen unterbreitet. 

Die Genfer Konvention ist 1951 unterzeichnet 
worden. Österreich hat sie im Jahre 1956 unter
zeichnet und ratifiziert. Und noch immer stehen 
wir zu dieser Genfer Konvention. Aber auch seit 
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dem Jahre 1951 beziehungsweise seit der Unter
zeichnung 1956 hat sich vieles geändert. 

Ich fasse noch einmal die Position der Volks
partei zusammen: Wir sind ein Asylland, wir blei
ben ein Asylland, wir sind ausländerfreundlich, 
wir unterstützen die Flüchtlinge, und wir sind 
stolz auf die Bürger unseres Landes, weil sie die 
Basis sind, daß wir die Asyl- und Flüchtlingspoli
tik unserer Republik der letzten 40 Jahr~. auch in 
Zukunft fortsetzen können. (Beifall bei 0 VP und 
SPÖ.) 13.17 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer tat
sächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeord
neter Voggenhuber gemeldet. 

Herr Abgeordneter. Sie wissen, daß Sie sich auf 
den zu berichtigenden Sachverhalt und die Be
richtigung zu beschränken haben, außerdem 
3 Minuten Redezeitbeschränkung. - Bitte. 

13.17 
Abgeordneter Voggenhuber (Grüne): Meine 

Damen und Herren Abgeordneten! Frau Präsi
dentin! Mein Vorredner hat mich als linksextre
men Marxisten bezeichnet. Das ist die Unwahr
heit. Ich habe mich in meinem ganzen Leben zu 
keinem Zeitpunkt zum Marxismus bekannt, und 
das ist jederzeit nachprütbar. (Ruf bei der ÖVP: 
Also flur linksextrem!) 

Mein Vorredner hat behauptet, der Hochkom
missär der Vereinten Nationen für die Flüchtlinge 
hätte eine außerordentlich positive Stellungnah
me zu diesem Gesetz abgegeben. Das ist unrich
tig. - Ich zitiere: "Einige Bestimmungen finden 
zudem keine Deckung in den taxativ aufgestellten 
Ausschluß- und Beendigungstatbeständen der 
Flüchtlingskonvention, die von den Mitgliedsstaa
ten nicht einseitig erweitert oder abgeändert wer
den dürfen. Weiters scheinen einige Regelungen 
nicht geeignet, eine Beschleunigung des Verfah
rens zu erreichen. Es muß vielmehr befürchtet 
werden, daß sie zu einer unsachlichen Verkür
zung des Instanzenzuges führen, einhergehend 
mit der Beschneidung von wesentlichen ... " 
(Abg. B II r g S I a Li e r: Er schreibt. daß er grund
sätzlich einverstanden ist.') 

" ... einhergehend mit der Beschneidung von 
wesentlichen Partei rechten und der Verletzung 
von Mindeststandards für ein faires Asylverfah
ren. Es entspricht nicht der österreichischen 
Rechtskultur, vom AVG abweichende Verfah
rensbestimmungen zu normieren, die zu einer 
prozessualen SchlechtersteIlung führen. ohne daß 
deren Erforderlichkeit verfassungsgemäß begrün
det wäre. Die Regierungsvorlage findet in vielen 
Punkten die Zustimmung unseres Amtes, mehre
re Bestimmungen ... " (Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) ". .. mehrere Bestimmungen stellen die 
Fortsetzung einer liberalen Asylpolitik in Frage." 

(Abg. 5 c h war zen b erg e r: Genau das hat 
Burgslaller gesagt!) 

Meine Damen und Herren! Weiters: "Die Be
stimmung normiert eine Verwirkung des Asyl
rechtes, indem sie den Asylwerber, wenn er be
reits in dem anderen Staat vor Verfolgung sicher 
war, auf eine fiktive Schutzmöglichkeit verweist. 
Dies widerspricht dem humanitären Charakter 
des Asylrechtes. Die Regelung, Anträge in jedem 
Stadium des Verfahrens abzuweisen, wenn der 
Antragsteller einer Ladung ohne vorhergehende 
Entschuldigung nicht nachgekommen ist oder 
eine Änderung der Abgabenstelle nicht rechtzei
tig mitgeteilt wurde, ist dem österreichischen Ver
waltungsverfahren fremd. Es gibt keine sachliche 
Rechtfertigung." (Zwischenrufe bei der Ö VP, dar
unter Abg. Bur g s ta Li e r: Ich habe gesagt. daß 
er den Entwurf grundsätzlich positiv beurteilt. es 
aber einige Punkte gibt.') 

Die in Aussicht genommene Regelung, Ent
scheidung der Berufungsbehörde auf der Grund
lage des mangelhaften Ermittlungsverfahrens er
ster Instanz, wäre in der österreichischen Rechts
sprechung einzigartig. 

Meine Damen und Herren! Dies ist eine kleine 
Auswahl der tatsächlichen Vorwürfe des UN
Hochkommissars, der Ihnen nichts anderes vor
wirft als Völkerrechtsbruch, Verfassungsbruch, 
Bruch der Flüchtlingskonvention und Rechtswid
rigkeit. (Belfall bei den Grünen. - Zwischenruf 
des Abg. Dr. K ei m e I.) 13.21 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ge
meldet hat sich der Herr Bundesminister. Ich er
teile es ihm. 

13.21 
Bundesminister für Inneres Dr. Löschnak: 

Frau Präsidentin! Hohes Haus! Ich möchte fort
fahren in der Widerlegung einiger Feststellungen, 
die sich als nicht richtig herausgestellt haben. 

Frau Abgeordnete Grandits! Sie haben in Ihrer 
Rede unter anderem ausgeführt. daß die Hilfsor
ganisationen nicht in die Begutachtung miteinbe
zogen wurden. (Abg. Mag. Marijana G ra 11 d i t s: 
Regierungsvorlage.') Diese Feststellung stimmt 
schlicht und einfach nicht. Es waren in die Begut
achtung unter anderen einbezogen Amnesty In
ternational, die katholische Kirche. die Volkshilfe 
"ZEBRA", "Treffpunkt" und andere mehr. Mit 
dem UNHCR (Z'rvischenruf der Abg. Mag. Marija
na G ra nd i t s) - wenn Sie mir ein bißchen zu
hören - hat es fünf Gespräche im Zuge des Be
gutachtungsverfahrens und danach gegeben. Und 
jetzt muß ich einmal eine Feststellung zum 
UNHCR treffen. (Zwischenruf der Abg. Dr. Ma
deleine Pe ( r 0 v i c.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ho
hes Haus! Man wird zu unterscheiden haben, wel-
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che Feststellungen der Vertreter des Flüchtlings
hochkommissars, der seinen Sitz in Genf hat und 
der ja seine Politik auf die ganze Welt ausrichtet, 
im konkreten auf ein jeweiliges Land bezogen hat 
und was er aus einer Entwicklung in einem Land 
an allgemeinen Folgerungen in seiner Politik 
sieht. Das muß man einmal unterscheiden. Das ist 
ein bißchen schwierig, und daher darf man hier 
nicht so leichtfertig sagen: Das ist flicht konven
tionskonform, und das ist verfassungswidrig, und 
das entspricht nicht den Grundsätzen. (Ruf bei 
den Grünen: Verfassungsbruch!J Man muß immer 
fragen, welchen Grundsätzen. den Grundsätzen, 
die wir in unserer Rechtsordnung haben, oder 
den Grundsätzen, die sich der UNHCR vorgibt, 
für die gesamte Welt voranzutreiben. Und da ist 
ein gewisser Unterschied. 

Ich stelle noch einmal fest. daß der UNHCR -
ich habe ja natürlich selbst mit ihm lange Zeit 
gesprochen - die Feststellung getroffen hat. daß 
im großen und ganzen mit diesem Gesetzentwurf 
eine Verbesserung im Asylverfahren eintritt, daß 
es aber zwei Punkte gibt, die aus seiner Sicht ver
bessert gehören. Erstens: die Unmittelbarkeit. 
Diese soll aber, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, Hohes Haus, erstmals in diesem Bereich 
und erstmals insgesamt im Verwaltungsverfahren 
Platz greifen, und zwar umfänglich, denn dieses 
Asylgesetz soll ja gerade eine Verbesserung ge
genüber dem bisherigen Zustand herbeiführen. 
Zweitens hat er seine Bedenken geäußert, daß ge
gen das Mandatsverfahren das Rechtsmittel ent
zogen werden kann. 

Das sind im großen und ganzen die Bedenken 
des UNHCR, wenn man von einigen juristischen 
Auseinandersetzungen absieht. Aber, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. ich habe mich nie 
in diese juristischen Auseinandersetzungen mit
einbeziehen lassen, weil ich nach wie vor davon 
überzeugt bin. daß es zu jedem juristischen The
ma. wenn zwei Juristen dazu Stellung beziehen, 
zumindest - aber das ist noch der Idealfall -
drei Auffassungen gibt. (Zwischenruf des Abg. 
Voggenhuber.) Und daher werde ich mich 
auf diese Details nicht einlassen. - Das zum 
Grundsätzlichen. 

Herr Abgeordneter Voggenhuber! Weil Sie im
mer so gern den Flüchtlingshochkommissar zitie
ren: Wenn Sie ihn schon so gerne zitieren, warum 
haben Sie dann nicht vorher das auf dem Zettel, 
den man Ihnen während Ihrer Rede vorgelegt hat, 
verifiziert? Aber das ist offenbar so die Art, wie 
Sie Themen anreißen und wie Sie diese Themen 
populistisch vorantreiben. (Zwischenruf bei den 
Grünen.) Warum haben Sie nicht im Büro des 
UNHCR angerufen, was wirklich mit den 34 Ta
milen geschehen ist? - Wahr ist nämlich - und 
jetzt lese ich Ihnen die Information vor, die wir 
im Büro des UNHCR eingeholt haben, damit wir 

hier nicht subjektiv Stellung beziehen -, daß sich 
die 34 Tamilen, die vorgestern in Schwechat zwi
schengelandet sind und sich über Nacht in Schwe
chat aufgehalten haben - ich habe ja gestern in 
der Früh, als ich eine Auslandsreise antreten 
mußte, unmittelbar davon gehört und die Verfü
gung getroffen, daß alles vorzubereiten ist für 
ihre Aufnahme in Traiskirchen, was auch gesche
hen ist -, seit gestern 16 Uhr in Traiskirchen be
finden. (Ruf bei der SPÖ: Das darf nicht wahr 
sein.' - Abg. Dr. Ne iss e r: Abenteuerlich!) 

Aber Sie gehen hier heraus und behaupten 
kühn, die 34 Tamilen seien schon abgeschoben 
und befänden sich schon in Sri Lanka. (Ruf bei 
der SPÖ in Richtung Grüne: Gehen Sie nach Hau
se.') Hätten Sie, Herr Abgeordneter Voggenhuber, 
sich der Mühe unterzogen. den von Ihnen ... 
(Abg. Mag. Marijana G r a Tl d i t s: Ihre Beamten 
haben es UIlS gesagt.') Ja, da sind wir schon dort. 
(Abg. V 0 g gen hub e r: Wir haben keine 
Dummheit begangen. Ihr Ministerium!) Das heißt 
aus Ihrer Sicht: Wir zitieren den UNHCR mit sei
ner Stellungnahme, wenn es uns gefällt, und wir 
lassen das, was uns nicht gefällt, unter den Tisch 
fallen. (Zwischenruf der Abg. Mag. Marijana 
G ra Il d i t s.) Und bevor wir uns wirklich umfas
send informieren, gehen wir lieber hier heraus 
und stellen eine Behauptung in den Raum. Wenn 
sich dann herausstellt, es hat nicht gestimmt, so 
kann man auch nichts machen. Aber es ist einmal 
mehr der Eindruck erweckt, daß dieses Land kein 
Asylland ist und daß es seiner Tradition nicht 
nachkommt. Und das weise ich mit Entschieden
heit zurück, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. - Abg. EI -
me c k e r: Er soll sich entschuldigen.') 

Herr Abgeordneter! Ich bin schon zu . lange 
auch auf dieser Bank in diesem Haus, als daß ich 
mir Entschuldigungen erwarte. Wenn es uns ge
lingt, sicherzustellen, daß vielleicht bei der einen 
oder anderen Aktion in Zukunft zweimal gefragt 
wird, bevor Unwahrheiten in die Welt gesetzt 
werden (Abg. Dr. Pu n t i ga m: Das ist ihre Tak
tik.'). wäre das schon ein großer Erfolg. Von Ent
schuldigungen reden wir ja gar nicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau 
Präsidentin! Das geht so weiter. Es wird hier auch 
von der Frau Abgeordneten Grandits der Ein
druck erweckt: Ja jetzt kommen sie mit dem Asyl
gesetz daher - so haben Sie wörtlich zitiert -, 
weil sie ja Mängel gutzumachen haben, es ist ih
nen ja die ganze Zeit nichts eingefallen. - Nur, 
sehr geehrte Frau Abgeordnete, Sie wollen sich 
halt nicht erinnern, was ich die ganze Zeit über 
gesagt habe. Und daher wiederhole ich es. viel
leicht bleibt es dann im Gedächtnis. Ich sage seit 
mehr als zwei Jahren, und zwar kontinuierlich 
und ungebrochen im Grundsatz: Dieses Land, 
diese unsere Republik wird sich darauf einstellen 
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müssen, daß wir zwischen Flüchtlingen im Sinne 
der Genfer Konvention und Menschen, die aus 
anderen Gründen zuwandern wollen, zu unter
scheiden haben. 

Und als ich vor mehr als zwei Jahren das erste 
Mal, sehr geehrte Frau Abgeordnete, das Wort 
"Wirtschaftsflüchtlinge" in den Mund genommen 
habe, bin ich von vielen Seiten geprügelt worden. 
Aber es hat sich an dieser meiner Auffassung 
nichts geändert. Ich bleibe dabei. Wir werden so 
wie bisher jedem, der tatsächlich aus Gründen im 
Sinne der Konvention verfolgt wird oder Gefahr 
läuft, verfolgt zu werden, hier die Hand reichen; 
gar keine Frage. Aber wir werden nicht - und 
das muß ich Ihnen nochmals mit Deutlichkeit sa
gen - den Weg gehen, den Sie gehen (Abg. Mag. 
Marijana G ra nd i t s: Sie haben mich anschei
nend wieder faLsch verstanden, Herr Minister.'), 
nämlich hier den Eindruck zu erwecken, es könne 
jedermann, der soziale oder wirtschaftliche Pro
bleme hat in seiner Heimat, nach Österreich 
kommen (Abg. Mag. Marijana G r a nd i (s: Ge
/lau das habe ich nicht gesagt.'), wir würden dann 
schon in irgendeiner Form sehen, wie wir zu Ran
de kommen. 

Frau Abgeordnete! Ich gebe mich nicht dazu 
her, aus Österreich das größte Obdachlosenheim 
in Europa zu machen. Dazu werden Sie mich 
nicht bringen! (Beifall bei SPÖ und ÖVP. - Abg. 
Mag. Terezija S t 0 i si t s: Wir wollen nur ein 
rechtsscaatliches Verfahren.') Frau Abgeordnete 
Stoisits! Das rechtsstaatliehe Verfahren - das 
wissen Sie so gut wie ich, so gut sind Ihre juridi
schen Kenntnisse noch immer, daß Sie das genau 
wissen - ist hier gewährleistet. (Ruf bei den Grü
Ilen: Wo I-verden die Bescheide im Mandatsverfah
reIZ zugestellt?) Ich verweise Sie nur auf § 13a des 
Fremdenpolizeigesetzes. (Neuerlicher Ruf bei den 
Grünen: Wo stellen Sie die Bescheide zu?) Nur: 
Das wollen Sie halt nicht hören, kontinuierlich 
nicht hören, weil das .. nicht i.~ Ihr Konzept hinein
paßt. (Beifall bei SPO lind 0 VP.) 

Frau Präsidentin! Hohes Haus! Um nichts zu 
verschweigen, möchte ich noch eine zweite 
grundsätzliche Feststellung treffen. So wie ich 
mich nicht dafür hergeben könnte, den Eindruck 
zu erwecken. daß jeder kommen kann und wir 
dann erst schauen werden, genauso würde ich 
mich nicht dafür hergeben, salopp in den Raum 
zu stellen, daß alle Probleme gelöst seien, wir ei
nen Ausländerstopp machten und damit die Ge
schichte erledigt sei. Denn wenn man das in den 
Raum stellt. dann muß man wissen, wovon man 
spricht. 

Man redet von einem Land. das 240 Millionen 
Ausländer im Jahr gerne aus-, durch- und einrei
sen läßt, weil wir ein Fremdenverkehrsland wa
ren, sind und bleiben wollen. Wir erwarten uns 
sogar jedes Jahr noch einige Prozentpunkte mehr. 

In einem solchen Land ist es schlicht und einfach 
unmöglich, sowohl an den Grenzübergangsstel
len, aber noch viel mehr an der grünen Grenze -
davon haben wir 1 400 Kilometer zu ehemaligen 
Ostblockstaaten -, einen Vorhang herunterzu
lassen und damit den Eindruck zu erwecken, daß 
sie eigentlich nur wollen müßten, und dann könn
te man zumachen und der Ausländerstopp sei da. 

Frau Präsidentin! Hohes Haus! Ich wende mich 
auch entschieden gegen diese Art der Darstellung, 
denn ich möchte nicht wirklich verglichen werden 
mit Ländern, die ihre Isolation geradezu suchen 
und dafür bekannt sind, wie zum Beispiel China 
oder Albanien. Das wäre auch ein falscher Weg. 
Ich gebe mich auch dazu nicht her. (Beifall bei 
der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor
letzte Feststellung betreffend Anerkennungsquo
te. Herr Abgeordneter Voggenhuber - das ist 
schon angeklungen - hat mit der Anerkennungs
quote hantiert. Ja. sie ist fallend seit 1985, natür
lich. Aber warum ist sie fallend? Das muß man 
dazusagen. Die Verfolgungsgründe, die zu ur
sprünglich hohen Anerkennungsraten geführt 
hatten, sind nämlich immer weniger geworden, 
bis sie in den ehemaligen Ostblockstaaten in den 
letzten zwei Jahren und in den letzten Monaten 
dieses Jahres fast weggefallen sind. Das muß man 
dazusagen. Daher ist es wohl keine Überra
schung, wenn im Jahr 1984 oder 1985 die Aner
kennungsquote in Österreich 80 Prozent betrug 
und jetzt nur noch 13 Prozent ausmacht. 

Meine Damen und Herren! Österreich braucht 
sich, wie in vielen anderen Bereichen, wirklich 
nicht zu schämen. Wir können mit dieser Aner
kennungsquote - das wurde hier mehrmals ge
sagt - gegenüber der Bundesrepublik, aber auch 
gegenüber der Schweiz bestehen, dreimal so viel, 
viermal so viel. Daher verstehe ich nicht, warum 
immer der Eindruck erweckt wird, als wären wir 
so schlecht, als würden wir unseren Verpflichtun
gen nicht mehr nachkommen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Um 
auch das einmal klar zu sagen: Der ewige Hinweis 
reicht nicht, daß man jedes Problem ausschließ
lich unter humanitären Gesichtspunkten sehen 
könne und das schon sozusagen der Regelungsbe
darf sei. (Abg. Dr. Made/eine Pet r 0 vi c: Es geht 
um Rechte.' Wo wird zugescellt? Sie haben noch 
irnmer nicht die Frage beantwortet.') - Das haben 
wir schon gehört, Frau Abgeordnete, daß es um 
die Rechtsstaatlichkeit geht. Das erkläre ich Ih
nen schon fünfmal. aber Sie wollen es halt nicht 
zur Kenntnis nehmen. Was soll ich mit Ihnen ma
chen? Frau Abgeordnete! Wir reden jetzt von 
dem ewigen Hinweis, den Sie immer geben: hu
manitär. (Abg. Dr. Made/eine Pe Ir 0 vi c: Mall
datsverfahren: Wo gibt es eine Zllslelladresse? 
AllHvorten Sie mir auf die Frage.') 
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Ich warne davor, die Dinge ausschließlich vom 
humanitären Gesichtspunkt zu sehen. Denn ich 
bleibe dabei: Jeder, ob Flüchtling oder aus sozia
len oder wirtschaftlichen Gründen seine Heimat 
Verlassende, hat natürlich humanitäre Aspekte. 
(Abg. Dr. Madeleine Pet r 0 v i c: Es gibt kein 
Verfahren bei diesen Leuten.' Und Sie wissen das.') 
Das ist gar keine Frage, wenn Sie sich mit den 
Menschen, mit den Betroffenen selbst befassen. 
(Abg. Dr. Madeleine Pet r 0 vi c: Rechte.' Es gehl 
um Rechte. nicht um Humanität!) Na selbstver
ständlich hat all das eine humanitäre Seite. Aber 
man kann in einem Gemeinwesen die Dinge nicht 
nur von der humanitären Seite sehen, insbesonde
re dann nicht, wenn die Menge so groß ist. Damit 
erzeuge ich keine Angst, sondern ich gebe das 
wieder, was die Menschen empfinden. 

Es besteht eben ein Unterschied bei den Wohn
orten. Je nachdem, ob ich in einem Bezirk oder in 
einer Gemeinde wohne, in der viele Ausländer 
beschäftigt sind, ein Teil vielleicht Asylwerber 
sind, sich ein Teil nur vorübergehend aufhält, 
oder ob ich in einer Gegend wohne, in der das 
Problem nicht so groß ist, also je nach der Dichte 
sind halt die Ängste der Österreicherinnen und 
Österreicher unterschiedlich, und man muß sich 
mit diesen Dingen auseinandersetzen. 

Daran vorbeizugehen wäre wirklich ein ganz 
entscheidender politischer Fehler, nicht partei po
litisch, sondern ein politischer Fehler für die Ent
wicklung dieser Demokratie und damit auch die
ses Staates. (Abg. Dr. Made/eine Pet r 0 v i c: 
Rechtliche Verfahren: Wo wird zugestellt?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau 
Präsidentin! Eine letzte Feststellung zu den Bil
dern, die die grüne Fraktion hier aufgestellt hat. 
Lassen Sie mich noch eines ausführen. Frau Ab
geordnete! Ich möchte Ihnen noch etwas zu Ihren 
Bildern sagen, wenn Sie noch 30 Sekunden zuhö
ren. (Abg. Dr. Madeleine Pe [ r 0 v i c: Vielleicht 
beamwonen Sie auch die Frag~ der Zustellung im 
Mandatsverfahren.' Das ist sonst kein Verfahren.') 

Frau Abgeordnete! Ich habe Verständnis dafür, 
daß Sie immer wieder dasselbe sagen (Abg. Dr. 
Madeleine Pet r 0 vi c: Weil Sie nicht antworten.' 
Sie können ja nicht antworten!). aber hören Sie 
mir einmal zu! Hören Sie mir einmal zu! (Abg. 
Dr. Pu n ti ga m: Hören Sie zu! Dann I-verden Sie 
etwas erfahren.') 

Ich hoffe, daß Sie sich des Umstandes bewußt 
waren, als Sie diese Bilder hier in den Plenarsaal 
hereingetragen und aufgestellt haben, daß gerade 
diese Menschen - hervorragende Österreicher 
-, wenn das Asylrecht, das wir heute hier be
schließen wollen, schon gegolten hätte, viel 
schneller, viel rascher zu ihrem Asylrecht gekom
men wären, als sie es tatsächlich erhalten haben. 

Frau Abgeordnete! Sie werden mir beipflichten 
müssen, daß jedermann und jedefrau - um in 
Ihrer Diktion zu bleiben - 1938 gewußt haben, 
daß dieses Land annektiert war, untergegangen 
war, daß man es aus bestimmten Gründen verlas
sen mußte, um nicht Gefahr zu laufen, hier um
gebracht zu werden. Diese neue gesetzliche Be
stimmung würde dazu führen, daß diese Men
schen ohne Umschweife innerhalb kürzester Zeit, 
weil das offenkundig war, als Flüchtlinge aner
kannt würden. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. - Zwi
schenruf der Abg. Dr. Madeleine Pet r 0 vi c.) 

/3.38 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich erteile dem 
Abgeordneten Voggenhuber für den Ausdruck 
"Sie sind ein Tropf" einen 0 r d nun g s ruf. 

Als nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abge
ordnete Heindl. - Bitte. 

13.38 
Abgeordnete Christine Heindl (Grüne): Meine 

Damen und Herren! Herr Bundesminister! Ich 
bitte, daß Sie die Frage, die meine Kollegin Petro
vic jetzt mindestens schon zum zwanzigsten Mal 
an Sie richtet und die Sie bis jetzt nicht beantwor
tet haben, doch in Ihrer nächsten Wortmeldung 
beantworten. (Beifall bei den Grünen. - Abg. 
Lei kam: 20 Mal haben Sie Antwort bekommen. 
und Sie begreifen das nicht.' - Abg. 5 c h war -
zen b erg e r: Sie wollten die Antwort flur nicht 
hören.') 

Die Frage lautet: Wohin werden im Mandats
verfahren die Bescheide zugestellt, wenn die Per
son unverzüglich unser Land zu verlassen hat? 
Sagen Sie mir: Wohin? Es ist nicht einmal mehr 
notwendig, irgendwo diesen Brief zu hinterlegen. 
Das ist Ihre Art von Politik. 

Herr Bundesminister! Sie haben vorhin am Bei
spiel der Tamilen gezeigt, daß Sie wirklich Ge
heimpolitik a la Metternich betreiben. (Abg. 
Lei kam: Das ist doch ungeheuerlich.') Nicht ein
mal Ihr eigenes Ministerium wußte ... (Bundes
minister Dr. Lös c h Tl a k: Warllm? Wieso? Wen 
haben Sie denn gefragt?) In Ihrem Ministerium 
haben wir angerufen. (Bundesminister Dr. 
Lös c h n a k: Wen? Wen? Wen? Sagen Sie Na
men.' Tun Sie nicht verallgemeinern.' Sagen Sie den 
Namen.' Wen? - Zwischenrufe bei der SPÖ.J 

Im Ministerium haben wir angerufen. Sie ha
ben genau gesehen - ich bin hier herinnen geses
sen -, daß ich nicht angerufen habe. (Bundesmi
nister Dr. Lös c h n a k: Wen? Da können Sie die 
Telefonistin auch angerufen haben.' Sagen Sie den 
Namen! Sagen Sie den Namen.' - Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) Also ich nehme an, daß Sie Ihr 
Ministerium organisieren können. Das ist auch 
ein Büro, lind da sollte man ordentliche Auskünf
te geben. (Bundesminister Dr. Lös c h na k: Sa-
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gen Sie den Namen! Mit H,'em haben Sie geredet? 
Mit wem haben Sie denn geredet? - Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) Herr Bundesminister! Sie wissen 
genau, daß nicht ich gesprochen habe, sondern 
jemand von meinem Klub, weil ich herinnen ge
sessen bin. Das wissen Sie. (Weilere heflige Zwi
schenrufe bei der SPÖ.) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich bitte da
rum, Frau Abgeordnete Heindl am Wort zu las
sen. (Bundesminister Dr. Lös c h n a k: Schön 
langsam ist das unzumucbar.' Sagen Sie .~ten Na
men.' - Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) 

Abgeordnete Christine Heindl (fonsetzend ): 
Herr Bundesminister! Ich wäre auch bereit, auf 
einige Minuten meiner Rede zu verzichten, wenn 
es in diesem Hause still wäre und alle Abgeordne
ten eine Gedenkminute halten würden, um sich 
darüber klarzuwerden, welche Auswirkungen 
Ihre Art von Politik auf Menschen hat, welche 
Auswirkungen eine Politik hat, die ignoriert, daß 
es Rechtsansprüche gibt, eine Politik, die igno
riert. daß Betroffene mitentscheiden wollen. 

Herr Bundesminister! Wenn Sie großartig sa
gen, es durften Am nesty , Katholische Jugend, 
"ZEBRA", "Treffpunkt" und so weiter mitarbei
ten - sie durften, ja, sie durften ihr Engagement 
dokumentieren, indem sie all ihre Widerstände, 
all ihre Kritik feinsäuberlich aufgeschrieben ha
ben. Es steht uns Abgeordneten allen zur Verfü
gung, nur eingeschlossen in eine Änderung dieser 
Regierungsvorlage ist von diesen Vorstellungen 
nichts. 

Und. Herr Abgeordneter Burgstaller, wenn Sie 
schon die Steirer so hervorheben: Auch die steiri
sche Katholische Aktion hat genau die humanitä
ren Aspekte dieses Gesetzes kritisiert: kein 
Rechtsanspruch auf Bundesbetreuung, immer 
mehr Asylwerber werden obdachlos. die Beizie
hung von Vertrauenspersonen fehlt, die Vertre
tung der minderjährigen Asylwerber muß anders 
geregelt werden. 

Meine Damen und Herren! Die Geldmittel. die 
wir heute einsetzen, um uns - und jetzt rede ich 
als Burgenländerin - .von unserem Nachbarland 
Ungarn abzuschotten, um wieder einen neuen 
Stacheldraht aufzubauen, verwenden wir für jun
ge Burschen, die wir lehren, Menschen zu jagen. 
Dafür verwenden wir unser Geld. Wir verwenden 
das Geld. um uns von dieser Seite wieder Ruhe zu 
verschaffen, meine Damen und Herren, Ruhe zu 
verschaffen von Problemen, die die Gesellschaft 
der gesamten Welt hat, die wir, meine Damen 
und Herren, mitverursachen. Dazu stehen Sie, 
meine Damen und Herren. Wo ist hier Ihr 
schlechtes Gewissen? Wo ist Ihre Verantwortung 
für den sinnvollen Einsatz dieser Geldmittel? Wo 
ist Ihre Verantwortung, daß hier junge Menschen 
an der Grenze zum Menschenfangen abgestellt 

werden? Da war doch bitte der Stacheldraht vor
her, der tatsächlich ein Draht war, wesentlich 
menschlicher als all das, was wir heute hier im 
Burgenland machen. (Lebhafter Widerspruch. -
Abg. Dr. Ga i g g: Das ist ja unglaublich! - Rufe 
bei der SPÖ: Das iSl ein Skandal.' Eine Frechheit! 
- Abg. Dr. He/ene Par t i k - Pa b I e: Sie reagie
ren ja nur emotional!) 

Meine Damen und Herren! Wenn der Kollege 
Burgstaller ständig von der Betroffenheit und 
dem Engagement der betroffenen Bevölkerung 
spricht, dann gebe ich ihm recht. Die betroffene 
Bevölkerung, meine Damen und Herren, hat im
mer schon geholfen. Sie wird weiter helfen, und 
sie wird sich durch Ihr Unverständnis, das Sie 
heute mit dem Gesetz dokumentieren, nicht dar
an hindern lassen, weiter zu helfen. (Beifall bei 
den Grünen.) 

Der Weihbischof Florian Kuntner - ich zitiere 
das, weil Sie es bestritten haben - schreibt klar 
und deutlich mit Datum 18. November: Äußerst 
bestürzt bin ich jedoch über eine große Anzahl 
von Bestimmungen in diesem Entwurf, die in kei
ner Weise den völkerrechtlichen Verpflichtungen 
Österreichs zum Schutz von Flüchtlingen ent
sprechen. In diesem Zusammenhang darf ich auf 
die ausführliche Stellungnahme von Amnesty In
ternational zum Entwurf des Asylgesetzes 1991 
verweisen. 

Und genau aus dieser Kritik zum Entwurf ha
ben die Vorredner meiner Fraktion heute immer 
wieder zitiert. Und diese Kritik, meine Damen 
und Herren, haben Sie bis heute nicht ernst ge
nommen. Ich kenne die Flüchtlingsproblematik 
aus der Sicht des Burgenlandes. Ich habe sie ken
nengelernt und habe damals noch gemeint. das sei 
einfach Unfähigkeit, da seien Leute am Werk, die 
nicht fähig seien, so etwas zu organisieren: Bun
desbetreuung zu machen, daß sie den Menschen 
hilft, wirklich für eine menschenwürdige U nter
bringung zu sorgen, vorauszuplanen, einzuteilen. 
Ich dachte, die Menschen sind nicht fähig dazu. 
Schritt für Schritt habe ich erkennen müssen. daß 
diese Unfähigkeit, Ihre Unfähigkeit, Herr Mini
ster, System hat. Sie hat System, indem sie ein 
bestimmtes Ziel verfolgt hat. und dieses Ziel 
heißt "ausgrenzen": Schieben wir alle Probleme 
weg, grenzen wir aus, machen wir zu! Und diesem 
einen Ziel streben Sie ständig zu, diesem Ziel, das 
zum Beispiel im § 6 dieses Asylgesetzes wieder 
drinnen ist, wo es heißt. daß man nur dann ein 
vereinfachtes Verfahren bekommt, wenn man un
mittelbar aus einem Land kommt, in dem man 
verfolgt wird. 

Das heißt, die Aufgabe, Verfolgte aus Ländern 
aufzunehmen. schieben Sie jetzt weiter, Sie verla
gern sie - nach Ungarn zum Beispiel. Sie küm
mern sich nicht, ob eine neue Republik. eine neue 
Demokratie dazu imstande ist. Sie stellen dort 
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nicht Wissen und Geldmittel zur Verfügung. Sie 
kümmern sich nicht, ob dieses Land die Personen 
dann behält oder weiterschiebt. Nein! - Ihnen, 
meine Damen und Herren, ist nur wichtig: Bitte 
nicht nach Österreich, sondern hinaus von uns! 
Verehrte Asylwerber, in diesem Österreich habt 
ihr nichts zu suchen! 

Und ganz bewußt, meine Damen und Herren, 
sind genau diese zehn Personen hier bildhaft an
wesend, zehn Personen, die am eigenen Leib er
fahren haben, wie es ist, wenn man ausgewiesen 
wird. Wie Fritz Wotruba 1934 gesagt hat: "Die 
Unruhen in Österreich zwingen mich, Österreich 
gemeinsam mit meiner Frau zu verlassen." Und 
jetzt hören Sie zu: "Die Not ist sehr groß, und von 
diesem Staat habe ich nichts zu hoffen." - "Von 
diesem Staat habe ich nichts zu hoffen." - 1934. 

Wotruba hat es nicht geglaubt, ist noch einmal 
zurückgekommen, ist noch einmal g.eflüchtet. 
Und die Asylwerber , die heute nach Osterreich 
kommen, werden genau mit dieser Formulierung 
konfrontiert: Von diesem Staat Österreich haben 
sie nichts zu hoffen! 

Sie haben etwas zu hoffen von den Österrei
chern und Österreicherinnen, von humanitären 
Einrichtungen, von engagierten Personen, dort 
bekommen sie Unterstützung, dort erfahren sie, 
welche Rechte sie eigentlich haben. wie man ge
gen Bescheide berufen kann. All diese Dinge sa
gen ihnen die Österreicher und Österreicherin
nen, aber der Staat befleißigt sich und sagt: Hän
de weg, das ist nicht unsere Aufgabe, je weniger 
wir sind, desto besser! Und man zerbricht sich 
ganz intensiv den Kopf: Wie können wir die Men
schen so weit als möglich von uns wegschieben? 

Meine Damen und Herren! Sie sollten nicht so 
oberflächlich über diese Kritikpunkte von Amne
sty, der katholischen Kirche, dem UNHCR hin
weggehen. Nehmen Sie diese Kritik ernst! Ich 
möchte mich nicht dem Kollegen Burgstaller an
schließen, der gesagt hat, es gibt Personen, mit 
denen er nicht spricht - so ähnlich hat es geklun
gen. Es gibt in meinem Verständnis vom Umgang 
der Menschen miteinander keine Person, mit der 
ich nicht bereit wäre zu' sprechen - Herr Kollege 
Burgstaller, sogar mit Ihnen. Ich nehme an, daß 
auch Sie lernfähig sind. (Abg. Bur g s ta LL e r: 
Welche Verbindung stellen Sie jetzt her?) 

Daher würde ich Sie dringend ersuchen, all die
se Dinge in Ruhe durchzulesen, in einer stillen 
Stunde. Sie brauchen nicht sofort zum Redner
pult zu gehen und zu sagen: Ich habe einen Feh
ler gemacht! Machen Sie es einmal für sich selber! 
Ich glaube, das würde schon einmal der erste 
Schritt sein, um wegzukommen von dieser eng
stirnigen Haltung: Wir dürfen jetzt niemand 
mehr hereinlassen, und all das, was die Grünen 
sagen und machen, ist schon fehlerhaft. Denken 

Sie lieber einmal darüber nach. (Beifall bei den 
Grünen. - Abg. Bur g s la / l er: Wer sagt denn 
das?) 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie unserem 
Antrag, den ich heute verlesen werde, möglicher
weise nicht zustimmen - das muß ich leider bei 
jedem Gesetzesantrag, bei jedem Abänderungsan
trag sagen -, dann überlegen Sie sich aber trotz
dem, daß der Entwurf von Exminister Broda ge
nau die Dinge beinhaltet hat, die wir fordern, die 
aber in Ihrem Asylgesetz-Antrag nicht drinnen 
sind. Ich zitiere zwei wichtige Beispiele: rechts
staatliches Verfahren ohne Einschränkung für 
Asylwerber und bei der Erteilung der Aufent
haltserlaubnis an Ausländer. - Entscheidung in 
jedem Fall durch unabhängige und weisungsfreie 
Tribunale im Sinne der Europäischen Menschen
rechtskonvention, und so weiter. All das zählt, 
meine Damen und Herren, und Sie sollten doch 
bestens wissen, wie notwendig das ist. 

Und auch nicht Anregungen von heutigen Mi
nistern - einer Ministerin -, daß man darange
hen sollte, andere Arten der Verfolgung in den 
§ 1 aufzunehmen: die Verfolgung aufgrund des 
Geschlechtes oder der sexuellen Orientierung, 
nicht einmal diesen, meine Damen und Herren, 
waren Sie bereit zu folgen. Sie verschließen Ihre 
Augen vor den wirklichen Problemen. Sie ver
schließen Ihre Augen und versuchen mühselig, 
Ihre Entscheidung, die in den letzten Jahren ge
heißen hat: Ausländer bitte nicht nach Öster
reich!, diese Entscheidung weiter zu verfechten. 

Und ich möchte noch einmal sagen, Herr Bun
desminister: Ich bin tief enttäuscht, daß diese U n
fähigkeit, die ich noch entschuldigt hätte, derarti
ges System hat, daß das Ziel heißt, Grenzen auf
zurichten, Mauern aufzurichten, und daß Wörter 
wie Offenheit und Menschlichkeit und Humani
tät - heute sogar Rechtsstaatlichkeit - bei Ih
nen, meine Damen und Herren, verpönte Wörter 
sind. 

Nehmen Sie doch diese Wörter ernst, nehmen 
Sie auch das ernst, was Fritz Wotruba sagte, einer 
jener, die auch mit einem gefälschten Ausweis 
flüchten mußten: Im Gegensatz zu meinem 
Freund Musil, der unter miserablen Umständen 
und in absoluter Verkanntheit, in Verbitterung 
und Einsamkeit seine paar Jahre bis zu seinem 
Tod in der Schweiz verbrachte, habe ich das 
Glück gehabt, Freunde zu finden. 

Wotruba hat in der Schweiz Freunde gefunden. 
Meine Damen und Herren! Finden die Personen, 
die nach Österreich flüchten, hier Freunde? Un
terstützt das unsere Politik? 

Mein Abänderungsantrag zur Regierungsvorla
ge, Beilage zur Zahl 95 302 ... 
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Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Frau Abgeord
nete! Ich mache Sie darauf aufmerksam, daß Sie 
nur noch 2 Minuten haben und ich dann abbre
chen muß. - Bitte. 

Abgeordnete Christi ne Heindl (fortsetzend): 
Die Geschäftsordnung sieht leider vor - zumin
dest ist es so interpretiert worden -, daß eine 
Person den Abänderungsantrag lesen muß. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Daher sage ich 
es Ihnen auch, ob das überhaupt Sinn macht, weil 
ihn dann jemand anderer verlesen muß. Sie haben 
eine Redezeit von 15 Minuten. - Bitte. 

Abgeordnete Christine Heindl (j"orcselzend): 

Abänderungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Regierungsvorlage betreffend ein Bundesge
setz über die Gewährung von Asyl (Asyl
gesetz 1991), Beilage zur Zahl 95302/65-FB/91, 
I-vird wie folge geändert: 

1. § 1 Z.l wird wie folgt abgeändert und lautet: 

"Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 

1. Flüchtling einle Fremde/r, 

a) der/die die Voraussetzungen des Art. 1 der 
Genfer Flüchtlingskonventiofl erfüllt; 

b) der/die wohlbegründete Furcht vor Verfol
gung wegen ihres/seines Geschlechts oder auf
grund ihrer/seiner sexuellen Orientierung im Hei
malland oder im Land seines/ihres geH,:öhnlichen . 
Aufenthaltes hat; 

c) der/die wohlbegründete Fllrcht vor Bürger
oder anderen internationalen Konflikten hat sowie 
vor ökologischen oder wirtschaftlichen Katastro
phen auf der Flucht ist. " 

2. § 2 Abs. 2,3 und 4 entfallen. 

3. § 3 wird wie folgt abgeändert (md lautet: 

.. § 3. Asyl wird auf Antrag des Asylwerbers ge
währt. Die Asylbehörde hat einem Asylantrag mit 
Bescheid stattzugeben, ~1/enn flach diesem Bundes
gesetz glaubhaft ist, daß der Asylwerber Flüchtling 
im Sinne des § 1 dieses Bundesgesetzes ist. I. 

4. § 5 Abs.1 I-vird wie folge abgeänderc und lau
tel: 

.. (1) Ein Flüchtling verliert das Asyl, ~1/enn fest
gestellt wird, daß er/sie nicht mehr Flüchtling im 
Sinne des § 1 dieses Bundesgesetzes ist; 

5. Nach § 5 Abs.2 wird folgender Abs.3 einge
fügt: 

,,(3) Ein Flüchtling verliert ferner das Recht auf 
Asyl im Sinne dieses Gesetzes, wenn er aus gewich
tigen Gründen eine Gefahr für die Sicherheü der 
Republik Österreich darstellt oder nach rechts
kräftiger Verurteilung wegen eines Verbrechens, 
das mie mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe be
droht ist, eine Gefahr für die Gemeinschaft bedeu
tet (Art. 33 Abs.2 GFK)." 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Frau Abgeord
nete! Ich kann Sie nicht besser behandeln als je
den anderen Abgeordneten. (Abg. Christine 
He in d I: Die anderen Präsidenten haben mich 
ilnmer fertiglesen lassen.') 

Ich gebe Ihnen gerne eine Aufklärung über die 
Geschäftsordnung. Wir haben noch 5 Seiten Ihres 
Abänderung.santrages. Auch ich würde eine ge
ringfügige Uberschreitung tolerieren. Bei 5 Sei
ten kann man aber nicht mehr von geringfügig 
reden. Sie haben noch andere Abgeordnete, die 
nicht das Wort ergriffen haben. Es steht jedem 
Ihrer Abgeordneten frei, den Abänderungsantrag 
zu verlesen. Ich kann Sie nicht anders behandeln 
als jeden anderen. Ich bitte daher um den Schluß
satz. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.) 

Abgeordnete Christi ne Heindl (fortsetzend): 
Meine Damen und Herren! Dann würde ich ersu
chen, die Geschäftsordnung anders zu interpre
tieren. (Ironische Heiterkeit.) In der steht nämlich 
drinnen. daß ein Abgeordneter zu lesen hat, und 
es steht nicht drinnen ... (Abg. B ren n SIe i -
n e r: Du mußt früher anfangen.' - Abg. Die
tachmayr: 15 Minlllen.') /3.5'; 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Frau Abgeord
nete! Entschuldigen Sie! Die Interpretation der 
Geschäftsordnung obliegt dem Vorsitzenden -
der Präsidentin in diesem Fall. Ich habe sie so 
interpretiert, daß Ihre Zeit abgelaufen ist. Es 
steht jedem Ihrer Abgeordneten frei, der noch 
nicht gesprochen hat, den Abänderungsantrag zu 
verlesen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abge
ordneter Moser. Ich erteile es ihm. 

13.55 
Abgeordneter Moser (FPÖ): Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte zunächst einmal Stellung 
nehmen zu einigen Vorwürfen des Abgeordneten 
Pilz, und zwar im Zusammenhang mit der Anzei
ge eines Angehörigen der Gemeinde Traiskirchen 
gegen die evangelische Pfarrerin. 

Ich selbst komme aus Traiskirchen, bin Mit
glied des dortigen Stadtrates und möchte aus poli
tischer Fairneß folgendes feststellen: 

Es ist falsch, was der Abgeordnete Pilz sagt. 
und Kollege Leikam hat recht, wenn er den Kolle
gen Pilz als "Lügenbaron" bezeichnet. Es hat we-
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der der Bürgermeister Knotzer noch einer seiner 
Vizebürgermeister, der ihn in der Sommerzeit in 
diesem Amt vertreten hat, noch ein Verantwortli
cher der Gemeindeverwaltung jemals eine Anzei
ge gegen die evangelische Pfarrerin erstattet. 

All das, was Sie hier vorbringen, meine Damen 
und Herren von den Grünen, sind Gerüchte, und 
ich darf Ihnen raten, besser zu recherchieren und 
weniger an das zu glauben, was in den Zeitungen 
steht. 

Noch etwas zu den Grünen. Auch wenn Sie die 
vielen Unwahrheiten und die vielen Halbwahrhei
ten wiederholen, wird daraus noch lange nicht die 
Wahrheit, und es ist und bleibt ein "Schmarren". 
was Sie heute im Zusammenhang mit dieser Par
lamentsdebatte gesagt haben. Das trifft vor allem 
auf Sie zu, Frau Kollegin Heindl (Abg. Dr. 
N eis s e r: Das kann man wohl sagen!) - sie ist 
in der Zwischenzeit schon wieder weggegangen 
-, und auf das, was Sie über den Sicherungsein
satz des Bundesheeres an der burgenländischen 
Grenze gesagt haben. 

Meine Damen und Herren! Das Bundesheer 
führt dort einen Einsatz gemeinsam mit der Exe
kutive durch, um die illegalen Grenzübertritte 
einzudämmen, aber nicht, um Menschen zu ja
gen, und es führt diesen Einsatz durch. damit 
dem Sicherheitsbedürfnis der Bevölkerung ent
sprechend Rechnung getragen wird. 

Frau Kollegin Heindl! Ich würde Ihnen raten, 
sich mehr vor Ort bei den Leuten umzuhören, 
dort sind nämlich die Menschen froh, daß das 
Bundesheer bei ihnen ist, und wenn Sie das wüß
ten, würden Sie hier in diesem Haus anders reden. 
Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Ich möchte aber auch mit Entschiedenheit das 
zurückweisen. was einer meiner Vorredner von 
der grünen Fraktion hier gesagt hat, der dieses 
Parlament des Rechtsbruchs, des Verfassungs
bruchs und des Bruchs des Völkerrechts bezich
tigt hat. Das ist schlichtweg falsch! Nehmen Sie 
das bitte zur Kenntnis, und gewöhnen Sie sich 
eine andere Sprache hier in diesem Hohen Hause 
an! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Zur Diskussion 
steht heute das Asylrecht, und ich kann sicherlich 
feststellen, daß wir alle, die wir hier in diesem 
Hause sind und uns zum Asylrecht bekennen, es 
als eine humanitäre Verpflichtung ansehen, all je
nen Menschen zu helfen und Schutz zu gewäh
ren, die aus religiösen, aus politischen und aus 
rassischen Gründen verfolgt werden und deshalb 
ihre Heimat verlassen müssen. 

Aber eines muß auch klargestellt werden: daß 
wir kein Verständnis haben, wenn dieses Asyl-

recht mißbraucht wird. weil dann letztendlich 
derjenige unter die Räder kommt. derjenige einen 
Nachteil erleidet, der echte Hilfe benötigt, weil er 
eben verfolgt wird. 

Daher brauchen wir, auch weil wir ein Asylland 
mit Tradition sind, ein Asylgesetz, das geeignet 
ist, die aktuellen und die zukünftigen Herausfor
derungen, die uns in dieser Frage gestellt werden, 
entsprechend zu bewältigen. 

Eines hat sich gezeigt - die Vorredner sind ja 
im wesentlichen darauf eingegangen -: ein stetes 
Anwachsen der Zahl der Asylansuchen, verbun
den mit einer großen Anzahl unbegründeter An
suchen. - Das war die eine Seite. Und die andere 
Seite? - Das war ein Instrumentarium, das unzu
reichend und nicht in der Lage ist, ein rasches 
Verfahren sicherzustellen. Und diese Situation 
muß geändert werden! Daher ist es erforderlich 
und notwendig, daß dieses Gesetz heute beschlos
sen wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte zum dramatischen Ansteigen der 
Zahl der Asylansuchen einige Zahlen nennen, 
und zwar ergänzend zu den Anmerkungen der 
Vorredner. Es ist einiges dazu gesagt worden, 
aber nicht, wie viele Asylanträge es in den letzten 
Jahren gab. 

Wir haben 1985 6 724 Asylanträge gehabt, 
1986 bereits 8 687, 1987 11 400, 1988 zirka 
15 800, 1989 bereits 21 900 und 1990 über 
22 700 Ansuchen. 

Meine Damen und Herren! Es zeigt sich dar
über hinaus, daß es im Rahmen dieser vielen 
Asylansuchen eine Gruppe von Menschen gibt, 
die - und das muß man hier auch mit entspre
chender Deutlichkeit sagen - als Kriminelle De
likte im Ausland setzen, zum Beispiel in der Bun
desrepublik, aufgrund eines Schubabkommens 
nach Österreich abgeschoben werden und dann 
bei uns einen Asylantrag stellen, und es gibt auch 
viele Leute - es zeigt sich, daß eigentlich ein gro
ßer Teil der Asylwerber dazu gehört -, die gar 
nicht mehr aus religiösen, politischen oder rassi
schen Gründen das Land verlassen, sondern des
wegen, weil sie in der Heimat keine erträglichen 
wirtschaftlichen und sozialen Lebensbedingungen 
haben und weil sie sich in Österreich eine neue 
Existenz aufbauen wollen. 

Das sind die tatsächlichen Probleme, die wir zu 
lösen haben, und die müssen wir durch eine um
fassende, gesamtheitliche Regelung der Einwan
derungs- und der Flüchtlingspolitik lösen. Eine 
solche umfassende Regelung liegt im Interesse 
der echten Flüchtlinge, aber auch im Interesse 
unserer Bevölkerung. 

Meine Damen und Herren! Ich meine, daß das 
vorliegende Asylrecht diesen Anforderungen ent-
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spricht und auch sicherstellt, daß die Asylanträge 
in Zukunft rascher und qualitativ besser bearbei
tet werden können. 

Gestatten Sie mir daher, daß ich einige Anmer
kungen zum vorliegenden Asylrecht mache. 

Zunächst einmal zu der heißdiskutierten Frage 
der vorläufigen Aufenthaltsberechtigung eines 
Asylwerbers und der Frist für die Stellung eines 
derartigen Asylantrages. 

Meine Damen und Herrenl Ich glaube, es ist 
berechtigt, zu sagen, daß die Frist, die mit einer 
Woche festgelegt worden ist, als ausreichend an
zusehen ist. Wenn jemand tatsächlich als Flücht
ling sein Land verläßt, dann verläßt er es, we.il er 
eben verfolgt wird, dann verläßt er es, weil er 
Schutz braucht, und dann kann er gleich, wenn er 
nach Österreich kommt, auch einen entsprechen
den Antrag stellen. Dann braucht er nicht 
14 Tage nachzudenken, ob er tatsächlich ein 
Flüchtling ist, sondern dann hat er diesen Antrag 
eigentlich unverzüglich, das heißt - eine entspre
chende Frist soll man einräumen - innerhalb ei
ner Woche zu stellen. 

Ein zweiter Bereich, der in diesem Paragraphen 
definiert ist, betrifft die Einschränkung der Auf
enthaltsberechtigung innerhalb des Bundesgebie
tes. Ich meine, daß eine derartige Einschränkung 
notwendig ist im Sinne einer gleichmäßigen Ver
teilung der Asylwerber auf das Bundesgebiet, und 
daß eine gleichmäßige Verteilung der Asylwerber 
auf das Bundesgebiet notwendig ist, darüber sind 
sich ja alle Fraktionen einig. 

Wir haben - und daher begrüße ich diese Be
stimmung - die Sorgen und Probleme der Me~
sehen. vor allem derjenigen, die in Städten mit 
einem hohen Ausländeranteil leben, zur Kenntnis 
zu nehmen, und wir haben durch entsprechende 
gesetzliche Maßnahmen zu verhindern, daß es zu 
einer Konzentration von Ausländern in bestimm
ten Städten und Ortschaften kommt. 

Noch einige Worte zum sogenannten Mandats
verfahren oder beschleunigten Verfahren. Dieses 
Verfahren nach § 17 erlaubt es ja, einen Asylan
trag, der offensichtlich unbegründet gestellt wor
den ist. sofort abzulehnen. Ich möchte dazu zwei 
Punkte näher erläutern und ausführen. 

Das eine: Dort ist festgestellt, daß ein solcher 
Antrag abzulehnen ist, wenn .,der Asylwerber 
Staatsangehöriger eines Staates ist ... , von ~em 
auf Grund der allgemeinen Erfahrung, semer 
Rechtslage und seiner Rechtsanwendung anzu
nehmen ist, daß in diesem Staat in der Regel kei
ne begründete Gefahr einer Verfolgung ... be
steht;" 

Meine Damen und Herren! Das ist im wesentli
chen das Safe-country-Konzept, das von den Ver-

einigten Staaten oder von K~nada angewa.ndt 
wird. Aufgrund dieser Konzeption nehmen dIese 
Länder eigentlich seit Jahren keine Asylwerber 
aus den osteuropäischen Ländern mehr auf, und 
ich glaube, daß wir gut beraten wären, wenn auch 
wir diese Bestimmungen zumindest innerstaatlich 
entsprechend ausweiteten. 

Und zum zweiten: Es ist in dieser Bestimmung 
auch hier klar festgehalten, daß der Antrag auch 
dann sofort als unbegründet abgelehnt werden 
kann, "wenn der Antrag mit einer wirtschaftli
chen Notlage begründet wurde". Damit, meine 
Damen und Herren, sagt der sogenannte Flücht
ling von sich aus schon, daß er eige?tlich ein 
Wirtschaftsflüchtling ist und daß er nIcht mehr 
zur Kategorie jener zu zählen ist, die unter den 
Schutz der Genfer Konvention fallen. 

Meine Damen und Herren von den Grünen! 
Sie sind ja diejenigen, die diese Bestir~lI~ung:n 
besonders kritisieren. Sie haben heute emige BIl
der mitgenommen, und ich sage Ihnen rückblik
kend dazu: Wenn die Bestimmungen, die wir hier 
heute beschließen, auf jene Österreicher, die Sie 
hier abgebildet haben, angewendet worden wären, 
dann wären alle diese Asylanträge sofort aner
kannt worden, und alle hätten bei uns den Status 
des Flüchtlings bekommen. Frau Kollegin Petro
vic! Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis! 

Trotzdem möchte ich zu einem Kritikpunkt, 
den wir zu diesem Asylgesetz vorbringen müssen, 
noch einiges sagen, und zwar zur Einführung und 
Einrichtung der Bundesasylämter mit den jeweili
gen AußensteIlen. 

Herr Bundesminister! Wir sehen darin zu
nächst einmal die Gefahr, daß es in Verbindung 
mit den Bundesbetreuungsstellen - und das ist 
ja, soweit ich weiß. vorgesehen - hier zu Quasi
flüchtlingslagern kommt. Ich appelliere hier .v~n 
dieser Stelle aus an Sie. sicherzustellen, daß dIe In 
Österreich bestehenden Flüchtlingslager, vor al
lem das Flüchtlingslager in Traiskirchen, noch 
heuer aufgelöst werden, weil diese inhuman und 
eine Schande sind. Und ich appelliere weiters an 
Sie, auch sicherzustellen, daß es nicht - wie ich 
es schon erwähnt habe - zu Quasiflüchtlingsla
gern kommt. 

Aber noch etwas: Herr Bundesminister! Über
legen Sie bitte noch einmal, ob es tatsä~hlic~ not
wendig ist, für diese Asylverfahren eIne elgene 
Behörde einzurichten. Wir brauchen zusätzliches 
Personal, wir brauchen zusätzliche Infrastruktur 
und zusätzliche Baulichkeiten, die wiederum Ko
sten verursachen und in letzter Konsequenz auch 
darauf hinauslaufen, daß der bestehende Planstel
lenrahmen des Bundes erweitert werden muß. Sie 
brauchen - und Sie haben das ja selbst in den 
Unterlagen festgeschrieben - fast 100 zusätzli
che Planstellen für 1992, in der Folge brauchen 
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Sie weitere 100 Planstellen. Das Ganze muß ver
doppelt werden. 

Ich sage Ihnen: 306 600 Beamte des Bundes 
sind bereits genug! Es muß endlich Schluß sein 
mit der Automatik: Es wird eine neue Organisa
tion geschaffen, es werden neue Verfahren festge
legt. das bedeutet automatisch eine neue Behörde 
und automatisch zusätzliche Beamte. (Abg. E l -
me c k e r: Beim Bundesheer ~'\lerden es weniger!) 
Herr Kollege Elmecker, beim Bundesheer sind 
keine Posten frei! (Abg. E l m eck er: Da kOlnmt 
es zu einer Reduktion.') Es stimmt schon, daß eine 
Verstärkung verschiedener Bereiche zur Durch
führung der Asylverfahren notwendig ist. aber ich 
glaube, daß das Ganze planstellenneutral durch
zuführen ist und eine ökonomischere Lösung an
zuwenden sein wird. Und daher möchte ich einen 
Entschließungsantrag einbringen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: 2 Minuten Re
dezeit bitte noch. 

Abgeordneter Moser (fortsetzend): Ja, ich weiß 
es, Frau Präsidentin. 

Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Moser, Dr. Helene Partik-Pa
ble und Genossen betreffend den Personalallfrvand 
im Zusammenhang mit der geplanten Errichtung 
neuer Asylbehörden 

Der Nationalrat ~volle beschließen: 

"Die Bundesregierung wird ersticht, durch geeig
nete Maßnahmen sicherzustellen. daß das zur noc
h:endigen Verstärkung der Asylbehörden erforder
liche Personal planstellenneutral allfgebracht 
wird." 

Herr Bundesminister, ich möchte Sie hier dar
an erinnern: Sie waren damals Staatssekretär für 
das Beamtenwesen, ich war noch im Verteidi
gungsministerium für die Organisation zuständig 
(A bg. Lei kam: Für welche Organisation?). und 
Sie haben uns immer wieder gezwungen. unsere 
Organisationsmaßnahmen planstellenneutral, 
ohne zusätzlichen Aufwand zu machen, und ich 
ersuche und fordere Sie heute hier auf. dafür zu 
sorgen, daß dies auch in Ihrem Ministerium Gül
tigkeit haben muß. 

Ich komme jetzt zum Schluß. Meine Damen 
und Herren! Wenn dieses Gesetz in einigen Fra
gen aus unserer Sicht auch nicht die optimale Lö
sung darstellt, so meine ich doch, daß es insge
samt ein bedeutender Schritt nach vorne ist, der 
uns hilft, die Problematik im Zusammenhang mit 
der Flüchtlingsfrage rasch, effizient und besser zu 
bewältigen. Daher ist es gut, wenn die Freiheitli
che Partei diesem Gesetz zustimmt. - Danke 
schön. (Beifall bei der FPÖ.) 1·J.jO 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Entschließungsantrag ist genügend 
unterstützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Srb. Ich erteile es ihm. 

14.10 
Abgeordneter Srb (Grüne): Meine Damen und 

Herren! Die Geschäftsordnung zwingt uns, unse
ren Abänderungsantrag zum Asylgesetz zu verle
sen. Ich tue es hiermit: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Madeleine Petrovic, 
Freunde und Freundinnen zur Regierungsvorlage, 
Beilage zur Zahl 95.302165-FBI91. belreffend 
Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl (AsyL
gesetz 1991 ) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Regierungsvorlage betreffend ein Bundesge
setz über die Gewährung von Asyl (Asyl
gesetz 1991), Beilage zur Zahl 95.302165-FBI91. 
wird wie foLgt abgeändert: 

1. § 1 Z. 1 wird wie folgt abgeändert und lautet: 

"Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist 

1. Flüchtling einle Fremdeir. 

a) der/die Voraussetzungen des ArtikeLs 1 der 
Genfer Flüchtlingskonvention erfüllt; 

b) der/die wohlbegründete Furcht vor Verfol
gung wegen ihres/seines Geschlechts oder auf
grund ihrer/seiner sexuellen Orientierung im Hei
matland oder im Land seines/ihres gewöhnlichen 
Aufenthaltes hat; 

c) der/die wohlbegriindete Furcht vor Bürger
oder andere/l internationalen Konflikten hat sowie 
vor ökologische/l oder wirtschaftlichen Katastro
phen auf der Flucht ist ... 

2. § 2 Abs. 2.3 und ./ entfallen. 

3. § 3 ~'v'ird wie folgt abgeändert und lautet: 

,,§ 3. Asyl wird auf Antrag des Asylwerbers ge
währt. Die Asylbehörde hat einem Asylantrag mit 
Bescheid stattzugeben, wenn nach diesem Bundes
gesetz glaubhaft ist, daß der Asyll1-'erber Flüchtling 
im Sinne des § 1 dieses Bundesgesetzes ist." 

./. § 5 Abs. 1 wird wie folgt abgeändert und lau
let: 

,,( 1) Ein Flüchtling verliert das Asyl, wenn fest
gestellt wird. daß er/sie nicht mehr Flüchtling im 
Sinne des § 1 dieses Bundesgesetzes ist; 
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5. Nach § 5 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 einge
fügt: 

,. (3) Ein Flüchtling verliert ferner das Recht auf 
Asyl im Sinne dieses Gesetzes, wenn er aus gewich
tigen Gründen eine Gefahr für die Sicherheit der 
Republik Österreich darstellt oder nach rechts
kraftiger Verurteilung wegen eines Verbrechens. 
das mit mehr als fünf Jahren Freiheitsstrafe be
droht ist. eine Gefahr für die Gemeinschaft bedeu
tet (Artikel 33 Abs. 2 GFK)." 

6. § 6 Abs. 1 wird wie folgt abgeändert und lau
tet: 

.. ( 1) Ein Asy/l,verber. der aus dem Staat kommt. 
in dem er behauptet. Verfolgung befürchten Zll 

müssen. ist weder wegen rechtswidriger Einreise 
noch wegen rechtswidriger Anwesenheit im BUI1-
desgebiet zu bestrafen." 

7. In § 7 Abs. 1 wird die Wortfolge "innerhalb 
von einer Woche" ersetzt durch den Satzteil .. in
nerhalb von vier Wochen". 

8. § 7 Abs. 2 entfällt. Abs. 3 wird zu Abs. 2 h'ie 
folgt abgeändert: 

.. (2) Die vorläufige Aufenthaltsberechtigung 
kommt einem Asylwerber zwei Monate. nachdem 
das Asylverfahren rechtskräftig abgeschlossen 
~vurde und auch einem außerordentlichen Rechts
mittel keine aufschiebende Wirkung zuerkannt 
h'urde. nicht mehr zu . .. 

9. § 7 Abs. 4 wird zu Abs. 3 wie folgt abgeändert 
und lautet.' 

,,(3) Die vorläufige Aufemhaltsberechtigung ist 
unverzüglich von Amts wegen zu bescheinigen. 
Diese Bescheinigung nach dem Muster der Anlage 
ist mit einer verlängerbaren Gültigkeitsdauer von 
höchstens einem Jahr auszustellen. Sie ist in den 
Fällen des Abs. 3 unverzüglich zurückzustellen. 
Wird die Ausstellung einer Aufenthaltsberechti
gung verweigert. ist über den Antrag bescheidmä
ßig binnen 14 Tagen zu entscheiden .. , 

10. In § 8 werden die Abs. 1 und 2 wie foLgt 
abgeändert und lallten: 

.. § 8. (1) Die Asylbehörde hat aus Anlaß der 
Erlassung eines Bescheides. mit dem ein Asylan
trag abgewiesen wird, einem Fremden von Amts 
' .. 'egen oder über Amrag den befristeten Aufenthalt 
im Bundesgebiet zu bewiLLigen. wenn die Abschie
bung rechtlich oder tatsächlich unmöglich ist oder 
ihn wegen der Situation in seinem Heimatstaat 
oder - sofern er staatenlos ist - in dem Staat. in 
dem er zllletzr seinen gewöhnlichen AufelHhalt hat
te, aus wichtigen Gründen nicht zugemillet werden 
kann. 

(2) Die befristete Aufenthaltsberechtigung ist für 
höchstens ein Jahr zu bewilligen. Sie ist um jeweils 
ein h'eiteres Jahr zu verlängern, wenn die Gründe 
für ihre Bewilligung andauern. Der Fremde mit be
fristeter Aufenthaltsberechtigung (De-facto-Flücht
ling) ist rechtlich dem Flüchtling gleichgestellt." 

11. In § 9 Abs. 1 werden die Paragraphenbe
zeichnungen ,,§§ 2 Abs. 3. 5. 5a, und 13a ersetzt 
durch §§ 2 Abs. 3, 5a und 13a". 

12. An § 9 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Die Schubhaft ist nur in den Fällen des § 5 
Abs. 3 zu verhängen .. , 

13. In § 9 Abs. 2 wird die Wortfolge "unverzüg
lieh" du.rch "binnen 3 Monaten" ersetzt. 

1-1. § 10 Abs. 1 und 2 werden wie folgt abgeän
dert und lauten: 

,,§ 10. (1) Asy/behörde erster Instanz ist das 
Bundesasylamt. das dem Bundesminister für Inne
res wuerslehc. 

(2) Der Bundesminister für Inneres hat zur Voll
ziehung dieses Bundesgesetzes dafür besonders 
qualifizierte und informierte Bedienstete heranzu
ziehen . 

15. Nach Abs. 3 werden folgende Abs. -I und 5 
eingefügt: 

.. (-I) Als Asylbehörden zweiter Instanz werden 
die jeweils zuständigen unabhängigen Verwal
tungssenate tätig. " 

(5) Für säfntUche Emscheidungen im Sinne die
ses Gesetzes ist das Bundesasylamt sachlich zustän
dig. 

16. An § 11 wird folgender Satz angefügt: 

"Im Asylverfahren giLt das Prinzip der Unmittel
barkeit bei sonstiger Nichtigkeit des Verfahrens." 

17. § 12 Abs. 1 wird wie folgt abgeändert emd 
lautet: 

,,( 1) Asylanträge sind beim Bllndesasylamt zu 
stellen. Andere Behörden, gegenüber denen Perso
nen den Wu.nsch oder die Absicht erkennen lassen, 
Asyl zu beantragen. haben diesen Antrag aufzu
nehmen und an das Bundesasylamt weiterzulei
ten. i, 

18. § 13 Abs. 1 wird wie folgt abgeändert lind 
lalltet: 

,,( 1) Asyl werber, die das 19. Lebensjahr vollen
det haben. sind im Verfahren nach diesem Bundes
gesetz handlungsfähig. Asylanträge können auch 
von unbegleiteten nliindigen wut unmündigen Min
derjährigen. die das 7. Lebensjahr vollendet ha
ben, gestellt werden . .. 
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19. § 14 Abs. I und 2 werden wie folgt abgeän
dert und lauten: 

.. § 1 -I. (l) Jeder Asylwerber ist unverzüglich ge
mäß § 51 AVG zu vernehmen (ErS1VernehmungL 
Im Zuge dieser Vernehmung sind 

1. die Identität des Asylwerbers und der ihn be
gleitenden Familienangehörigen (§ .;) irn einzelnen 
(Name. Geburtsort. Gebunsdatum. Staatsangehö
rigkeit, bisheriger Wohnsitz sowie die Namen der 
Eltern) festzustellen. 

2. die Gründe zu klären. aus denen Asyl bean
tragt ~'vird und 

3. allfällige Beamragung oder Gewährung von 
Asyl oder dauernde Aufenthaltsberechtigung in an
deren Staaten zu ermitteln. 

(2) Der Asylwerber ist persönlich anzuhören 
Uild verpflichtet. die erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen lind die in seinem Besitz befindlichen Ur
kunden und Unterlagen. sOI,veit sie für das Verfah
ren von Belang sind. vorzulegen." 

20. § 14 Abs. -I wird wie folgt abgeändert: 

(-IJ Über jede Vernehmung ist eine Niederschrift 
aufzunehmen. Dem Asylwerber ist eine Kopie die
ser Niederschrift auszufolgen . .. 

21. § 15 Abs. 1 und 2 werden wie folgt abgeän
dert und laUlen: 

.. § 15. (1) Der Bundesminister für Inneres darf 
für Zwecke der Vollziehung dieses Bundesgesetzes. 
für Zwecke der Durchführung der Genfer Flücht
lingskonvention im Ausland folgende personenbe
zogene Daten von Asylwerbern und Flüchclingen. 
smveit dies erforderlich ist. automationsunterstützt 
ermitteln. verarbeiten und übermitteln: Name, Ge
burtsort. Geburlsdatum und EDV-Zahl, Ge
schlecht. Staatsangehörigkeit. Wohnsitze. die Na
men der Eltern, Familienstand; Familienangehöri
ge im In- und Ausland samt Verwandtsclzaftsver
hältnis. Wohnadresse. Geburtsdatum und ED V
Zahl. Lebensgefährte im In- und Ausland sann 
Wohnadresse. Geburtsdatum und EDV-ZahL; Zu
gehörigkeit zu einer Volksgruppe, Religion, Einrei
setag lind -art, Informationen betreffend Militär
dienst. Urkunden und Verfahrenstand. 

(2) Datenempfänger der in Abs. 1 bezeichneten 
Daten sind 

1. das Blllldesasylamt. 

2. das Amt des Hochkommissärs der Verei11len 
Nationen für die FlüchtLinge in Österreich. 

22. § 15 Abs. 3 emfällt. Abs. -I wird zu Abs. 3 
llnd lautet: 

(3) Nach Abs. 1 ermittelte Daten sind physisch 
zu löschen, wenn das Asylverfahren rechtskräftig 
abgeschlossen ist oder dem/der Betroffenen in ei
nem anderen Staat. in dem ihn/ihr Schutz geboten 
wird. ein dauerndes Aufemhaltsrecht gewährt wird 
beziehungsweise der Asylamrag zurückgezogen 
wurde. " 

23. § 15 Abs. 5 wird zu Abs. 4. 

24. § 17 Abs. I wird wie folgt abgeändert und 
lautet: 

.. ( 1) Ist ein Asyla11lrag offensichtlich unbegrün
det, ist darüber in einem beschLeunigten Verfahren 
zu entscheiden. Ein Asylantrag ist dann offensicht
lich unbegründet. wenn er als klar mißbräuchlich 
oder als eindeutig betrügerisch angesehen werden 
muß und wenn der Asylantrag erkennen läßt. daß 
die Tatbestandsmerkmale des § 1 dieses Bundesge
setzes nicht erfüllt sind. i. 

25. § 17 Abs. 2 und 3 entfallen. 

26. § 17 Abs. -I wird zu Abs. 2. 

27. § 18 Abs. 2 wird wie foLgt abgeändert und 
Lamet: 

.. (2) Urkunden und sonstige Schriftstücke, die 
für das Ergebnis des Ermiulungsverfahrens von 
BedeulUng sind. sind von Anus ~V'egen in die deut
sche Sprache zu übersetzen. Der Asylwerber ist be
rechtigt, einen DoLmetscher seiner eigenen Wahl 
beizuziehen . .. 

28. § 19 entfäLLt . 

29. § 20 wird H!ie folgt abgeändert: 

.. § 20. Gegen die Entscheidungen des Bundes
asylal1ltes kann binnen 14 Tagen eine Berufung bei 
den zuständigen unabhängigen VerwaLtungssena
ten eingebracht werden . .. 

30. § 23 wird wie foLgt abgeändert und lautet: 

.. § 23. (1) Flüchtlingen ist Beratung und Imegra
tionshilfe zu gewähren. 

(2) Flüchtlingsberatung besteht insbesondere 
darin: 

1. Information über alle die Flüchtlinge betref
fende Fragen, unter anderem über Asyl- und Auf
enthaltsrecht, Arbeits- und Sozialrecht; 

2. Unterstützung bei der Stellung von Amrägen 
und Behördenwegen; 

3. Vertretung in Verfahren nach diesem Bundes
gesetz. soweit nicht die Zuziehung eines Rechtsan
waltes gesetzlich vorgeschrieben ist; 

-I. Hilfestellung bei der Übersetzung von Schrift
stricken und Bereitstellung von Doltnetschem. 
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(3) Integrationshilfe besteht insbesondere darin: 

I. Sprachkurse; 

2. Kurse zur Aus- und Weiterbildung; 

3. Veranstaltungen zur Einführung in die öster
reichische Kultur und Geschichte; 

.;. gemeinsame Veranstaltungen mit österreichi
schen Staatsbürgern zur Förderung des gegenseiti
gen Verständnisses,-

5. Hilfe bei Wohnungs- und Arbeitssuche: 

6. Unterstützung in Schul- und Gesundheitsfra
gen. 

(.J.) Zur Durchführung der Flüchtlingsberatung 
und Integrationshilfe sind möglichst private. hu
manitäre und kirchliche Einrichtungen oder Insti
tutionen der freien Wohlfahrt oder der Gemeinden 
heranzuziehen. Die zu erbringenden Leistungen 
sind in einem privmrechllichen Vertrag festzule
gen, der auch den Kostenersatz zu regeln hat. 

(5) Der Zugang von Flüchtlingen zur Einrich
lllng der FlüclulingsberalUng lind Incegratioflshilfe 
ist sicherzustellen . .. 

31. § 2'; entfällt. 

Danke schön. 14.~4 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Abänderungsantrag ist ausreichend 
unterstützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Oberhaidinger. Ich erteile es ihm. 

14.~4 

Abgeordneter Oberhaidinger (SPÖ): Frau Prä
sident! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Auch wenn es sich im Verlauf der Debat
te herausgestellt hat, daß es Abgeordneter Dr. 
Pilz bei dieser Diskussion mit der Wahrheit nicht 
sehr genau genommen hat, möchte ich dennoch 
den Vorwurf, daß Minderjährige in Schubhaft ge
nommen werden - genau diesen hat er hier ge
macht - , nicht unwidersprochen im Raum ste
hen lassen. 

Schon im Unterausschuß haben wir darauf ver
wiesen, daß nicht nur § 13 Abs. 2 zu lesen ist, 
sondern auch die Erläuternden Bemerkungen, in 
denen es heißt - ich zitiere -: 

"Um das besondere Schutzbedürfnis für alle 
Minderjährigen zu wahren. sieht Abs. 2 die Be
stellung des örtlich zuständigen Jugendwohl
fahrtsträgers zum Verfahrenskurator für die Dau
er des Asylverfahrens vor. Abs. 2 bezieht sich so
wohl auf jene Personen, die gemäß Abs. 1 zweiter 
Satz einen Asylantrag stellen konnten, als auch 
auf jene Unmündigen, die einen Asylantrag nur 

durch ihren gesetzlichen Vertreter stellen kön
nen. Die Formulierung ,sofern ihre Interessen 
nicht von ihrem gesetzlichen Vertreter wahrge
nommen werden können' umfaßt nicht nur alle 
Unbegleiteten, sondern berücksichtigt auch den 
Fall, in dem die Eltern einen anwaltlichen Vertre
ter in Österreich zur Stellung des Asylantrages 
für den Unmündigen beauftragen können . 

Wie sich aus dem Wortlaut dieser Bestimmung 
eindeutig ergibt, (,Verfahren nach diesem Bun
desgesetz' ... ) ... Für alle anderen Rechtsberei
che bleiben die einschlägigen Regelungen des 
IPR-Gesetzes und des ABGB unberührt." 

Meine Damen und Herren! Minderjährige wer
den nicht in Schubhaft genommen, unter 14jähri
ge werden in Kinderheimen untergebracht und 
über 14jährige in dafür vorgesehenen Jugendhei
men, und nur über straffällig gewordene Jugend
liche kann unter Beiziehung des Verfahrenskura
tors Schutzhaft verfügt werden. 

Ich verwahre mich auch strikt gegen die pau
schale Diskriminierung der Arbeiter, die Dr. Pilz 
hier ebenfalls vorgebracht hat. (Beifall bei der 
SPÖ.) Ich würde ihm empfehlen, sich mit den Ar
beiterinnen und Arbeitern in jenen Gegenden in 
Österreich zusammenzusetzen, in denen es eine 
Überfremdung von 40 und mehr Prozent gibt, 
und sich mit ihnen einmal darüber zu unterhal
ten, warum sie gegen eine Überfremdung sind: 
weil sie um ihre Arbeitsplätze fürchten, weil sie 
um ihre Wohnungen fürchten, die sie dringend 
selbst benötigen. Wir haben hier in diesem Haus 
mehrmals über den Wohnungsfehlbestand in 
Österreich gesprochen, und genau in jenen Ge
genden, in denen die Fremden überwiegend un
tergebracht sind, kommt dieser Wohnungsfehlbe
stand besonders zum Tragen. Daher bitte keine 
pauschalen Diskriminierungen von Bevölke
rungsgruppen, die ohnehin große Schwierigkei
ten haben! 

Meine Damen und Herren! In vielen Gesprä
chen mit Vertretern von Flüchtlingseinrichtun
gen wollte ich herausfinden, warum gegen diesen 
Gesetzentwurf eine derart negative Haltung vor
liegt. Und die Antworten waren immer wieder: 
weil sie mit dem bisherigen Asylverfahren nicht 
zufrieden waren, weil sie glauben, daß die Schutz
suchenden schlecht weggekommen sind. Und da
her habe ich mich mit dieser Frage auseinander
gesetzt. Ich wollte wissen, ob die Schutzsuchen
den wirklich so schlecht weggekommen sind. 

Dazu, meine Damen und Herren, einige Zif
fern und Fakten; sehr viel davon wurde heute in 
dieser Debatte bereits vorgebracht. Ich möchte 
noch einmal darauf verweisen, daß 1991 die Zahl 
der Asylwerber vom Jänner mit 1 728 bis Septem
ber auf 3 093 angestiegen ist. Und bei 19 648 Per
sonen, die sich um Asyl beworben haben, wurden 
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12 922 Verfahren - es wurde bereits mehrmals 
gesagt, und es kann gar nicht oft genug gesagt 
werden - abgeschlossen. Besonders herausheben 
in diesem Zusammenhang möchte ich, wie diffe
renziert diese Verfahren abgehandelt wurden, 
weil sich herausstellt, daß Asylwerber aus der 
Dritten Welt nicht wie durchschnittlich zu 
13,5 Prozent anerkannt wurden, sondern zu rund 
20 Prozent Anerkennung gefunden haben. Und 
nochmals sei es in diesem Haus gesagt, daß wir 
bei der Anerkennung doppelt so hoch liegen wie 
die BRD und dreimal so hoch wie die Schweiz, 
wenn nicht nahezu viermal so hoch. 

Bei der Anerkennungsziffer liegen wir mit dem 
klassischen Asylland Schweden Kopf an Kopf, 
also an der Spitze der europäischen Staaten. 

Nicht unerwähnt soll auch bleiben, daß für 
Flüchtlinge aus Jugoslawien im Ministerrat zu 
den bereits bewilligten 5 Millionen weitere 
20 Millionen genehmigt wurden. 

Dazu ein weiteres Beispiel, das ich der Kritik an 
der behaupteten rigorosen restriktiven Handha
bung entgegenstellen möchte. Aus dem Bericht 
über die soziale Lage 1990 sind die Initiativen für 
Asylwerber zu entnehmen. Es wurde hier ein 
Ressortübereinkommen zwischen dem Bundes
minister für Arbeit und Soziales und dem Bun
desminister für Inneres getroffen, das die arbeits
mäßige Integration von Konventionsflüchtlingen 
sowie Ausländern, die vor dem 1. April 1990 ei
nen Asylantrag gestellt haben, regelt. Für rumäni
sche Flüchtlinge, deren Asylantrag bereits abge
lehnt wurde und die abgeschoben werden könn
ten, wurden damit im Einvernehmen beider Mi
nister integrative Maßnahmen eingeleitet. Und da 
wird von unhumaner, restriktiver Asyl- und 
Flüchtlingspolitik gesprochen! Für alle, meine 
Damen und Herren, die so argumentieren, wäre 
es gut, wenn sie sich etwas genauer mit den Tatsa
chen befassen würden. Mit Polemik allein erwei
sen Sie den Asylwerbern keinen guten Dienst! 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Welche Ziele wir uns für das neue Asylrecht 
zugrunde gelegt haben, wurde heute bereits 
mehrmals zitiert. Im besonderen wurde auch die 
Resolution des Landes Oberösterreich angespro
chen, die sich inhaltlich weitestgehend mit jenen 
Forderungen deckt, die auch dem Gesetzentwurf 
von Beginn an zugrunde gelegen sind. Diese For
derungen gipfeln darin, daß Osterreich weiterhin 
Zufluchtstätte für nachweislich Verfolgte nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention bleiben muß. 

Ein klares Bekenntnis zum humanen Umgang 
mit politisch, rassisch oder religiös Verfolgten im 
Sinne der Flüchtlingskonvention wurde herausge
arbeitet. 

Erwähnt soll noch werden, daß in dieser Reso
lution Oberösterreich für eine restriktive Ein
wanderungspolitik und für ein rasch zu beschlie
ßendes Asylgesetz eintritt, ein Gesetz, mit dem 
die Trennung von Flüchtlingen und arbeitssu
chenden Ausländern sichergestellt und konse
quent vollzogen werden kann. Durch bestens qua
lifiziertes Personal sollen eine raschere Erledi
gung von Asylansuchen und eine gleichmäßigere 
Verteilung der Asylwerber, die auch jetzt schon in 
weitem Maße geschieht, auf alle Bundesländer, 
damit zu starke Konzentrationen und die damit 
auftretenden Probleme weitestgehend vermieden 
werden können, gewährleistet werden. 

All das sind Forderungen, meine Damen und 
Herren, die von Beginn an - ich sagte es schon 
- in der Regierungsvorlage bereits berücksichtigt 
waren. Grundsätzlich geht es darum, eine Rege
lung zu finden, die es bei Wahrung aller rechts
staatlichen Garantien nicht ermöglicht, daß je
mand, nur weil er einen Asylantrag stellt, seine 
Einreise und seinen unbeschränkten Aufenthalt 
erzwingt. 

Wenn in diesem Zusammenhang der Caritasdi
rektor Präsident Schüller die Forderung aufstellt, 
alle Einreisenden, die einen Asylantrag stellen, in 
die Bundesbetreuung zu nehmen, so ist dies eine 
sehr "blauäugige" Forderung. Wohin würde eine 
derartige Regelung führen? - Ein solch generel
les Recht würde noch mehr unbegründete Anträ
ge provozieren. Die Zahl der Verfahren würde 
drastisch ansteigen. Die wirklich begründeten 
Anträge würden nicht die entsprechende Beach
tung finden, den wirklich Schutzsuchenden wür
de dies letztlich schaden, und die Aufnahmebe
reitschaft der Bevölkerung würde aufgrund der 
großen Zahl Nichtverfolgter noch drastischer zu
rückgehen. 

Für die Raschheit des Asylverfahrens sind wir 
eingetreten, und wir sind daher dafür, daß binnen 
einer Woche der Asylantrag zu stellen ist und das 
Verfahren in Form eines nachgebildeten Man
datsverfahrens abgewickelt wird. Wir sind deswe
gen dafür, daß rasch gehandelt wird, damit die 
Unterbringung in der Bundesbetreuung so kurz 
wie möglich ausfällt, damit daraus keine Motiva
tion für das Stellen von Asylanträgen abgeleitet 
werden kann. Die zu erwartende gesamte Verfah
rensverkürzung - das Verfahren dauert jetzt in 
etwa sechs bis neun Wochen - wird in rund zwei 
bis drei Wochen betragen, sodaß neue Verfahren 
in zirka vier bis sechs Wochen abgewickelt wer
den können. 

Meine Damen und Herren! Ebenso wird die 
Unmittelbarkeit gefordert. Wir glauben, daß mit 
dem Bundesasylamt, den unbedingt zu errichten
den Außenstellen und den dafür vorgesehenen 
speziell ausgebildeten Beamten diese Unmittel
barkeit erreicht werden kann. Wichtig ist, daß in 
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einem Asylverfahren für die Antragsteller so un
mittelbar, wie es eben in einem Verwaltungsver
fahren möglich ist, gearbeitet wird. 

Die Integrationswünsche, wie der nach gleich
mäßiger Aufteilung, werden im vorliegenden 
Entwurf ebenfalls voll verwirklicht. 

Zum Vorwurf, wir hätten im Unterausschuß 
den Herrn Feldmann nicht gehört - es tut mir 
ebenfalls leid, daß wir ihn nicht hören konnten 
-. möchte ich aber dennoch hier anmerken, daß 
die Stellungnahme des Herrn Feldmann im Abän
derungsantrag der Grünalternativen nahezu voll
inhaltlich wiedergegeben und diese Stellungnah
me im Unterausschuß Punkt für Punkt, also sehr 
ausführlich, durchbesprochen wurde. Ebenfalls 
hatte für amnesty international Dr. Aigner als Ex
perte für die Grünalternativen ausgiebig Gelegen
heit zu sprechen. 

Zusammenfassend kann man sagen, meine Da
men und Herren, daß sich die Vorwürfe der Ver
letzung der Genfer Flüchtlingskonvention sowie 
der Bundesverfassung in der Diskussion mit den 
anwesenden Fachleuten als rechtlich nicht be
gründet erwiesen haben. Den Grünalternativen 
ist in diesem Zusammenhang gleichgültig, was da
bei herausgekommen ist, weil ohnehin "nicht sein 
kann, was nicht sein darf" . 

Zu der Diskussion um das Bundesasylamt 
möchte ich noch hinzufügen, daß es nie um 100 
oder 200 Beamte mehr gegangen ist. Es wurde 
von 60 Beamten gesprochen, die erforderlich 
sind, wenn wir dieses Gesetz entsprechend admi
nistrieren können sollten. 

Bedacht sollte noch werden: Würden wir dieses 
Gesetz über die Bezirkshauptmannschaften ab
wickeln - insgesamt 106 in Österreich -, dann 
würde es mit Sicherheit aufwendiger und weniger 
effizient geschehen. 

Entscheidend, meine Damen und Herren, ist in 
diesem Zusammenhang, daß rasch und gut gear
beitet wird, um in der Bevölkerung den Eindruck 
zu vermeiden, daß die Asylwerber deswegen so 
lange auf Kosten des Staates leben, weil die Be
hörde nichts weiterbringt. Ich ersuche Sie daher, 
wenn es so wie vorgesehen funktionieren soll, sich 
dazu zu bekennen, daß wir auch das erforderliche 
Personal brauchen. 

Im übrigen vertrete ich die Meinung, daß wir 
verstärkt für internationale Solidarität eintreten 
müssen. Unsere Außenpolitik muß international 
verstärkt auf Länder, in denen die Grundrechte 
der Menschen durch Repressalien gefährdet sind, 
hinweisen und auf Sanktionen drängen - Bei
spiel Südafrika. Wirtschaftlich müssen wir dafür 
eintreten, daß die Wirtschaftshilfe für den Osten 
europaweit erhöht wird. Die Mittel, die wir hier 

einsparen, müssen wir später unter Umständen 
zur Bekämpfung von Krisenerscheinungen ver
wenden. Hoffentlich, meine Damen und Herren, 
reichen sie auch aus. - Danke. (BeifaLL bei der 
SPÖ.) 14,./0 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer tat
sächlichen Berichtigung hat sich Frau Abgeord
nete Petrovic gemeldet. Bitte. 

14.40 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Sehr ge
ehrte Damen und Herren! Mein Vorredner hat 
soeben behauptet, die Experten im Ausschuß hät
ten die Kritikpunkte der Grünen Alternativen wi
derlegt und die Grünen blieben bei ihrer Kritik, 
"weil nicht sein könne, was nicht sein solle". 

Dies ist unrichtig! Die Grüne Alternative 
schließt sich vollinhaltlich der im Ausschuß vor
gebrachten Kritik des Außenamtes an, welches 
eine sofortige Überarbeitung des Gesetzentwur
fes unter Beiziehung des UNHCR empfiehlt. Es 
ist ferner auch unrichtig, daß die Stellungnahme 
des UNHCR eine regionale Stellungnahme des 
Wiener Büros ist. Diese Stellungnahme ist viel
mehr von Genf approbiert und ist die offizielle 
Stellungnahme des UNHCR, und sie lautet: Die
ser Entwurf ist rechtswidrig! - Danke. 14.41 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Gaigg. Ich 
erteile es ihm. 

14 . .J/ 
Abgeordneter Dr. Gaigg (ÖVP): Frau Präsi

dentin! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Hohes Haus! Zunächst einige Sätze an 
die Adresse der Vertreter der alternativen Frak
tion. Frau Kollegin Petrovic, wenn Sie uns ver
sprechen, daß Sie die in der Art einer tibetani
schen Gebetsmühle von Ihnen vorgebrachten Be
denken gegen Tierversuche in Zukunft einstellen, 
so nehmen wir das mit Gelassenheit hin, wenn Sie 
uns hingegen eine andere Aktion dafür in Aus
sicht stellen, kommt das vielleicht in die Nähe ei
ner gefährlichen Drohung. Aber so ernst wollen 
wir das wieder auch nicht nehmen. Das wäre noch 
das Geringste. 

Aber das, was Sie, meine Damen und Herren 
von der alternativen Fraktion, heute geboten ha
ben, was Sie sich geleistet haben in Richtung bös
willige Unterstellungen, geht an die Grenze des 
Erträglichen. Das ist ein Mißbrauch der Immuni
tät der Abgeordneten. Und Sie treiben einen wei
teren Mißbrauch! Sie treiben nämlich Mißbrauch 
mit jenen Personen, deren Konterfei Sie für Ihre 
Aktion verwenden. Ich nehme stark an, daß sich 
diese Herrschaften sehr herzlich dafür bedanken 
würden, von Ihnen für solche Zwecke miß
braucht zu werden. Das ist meine Meinung! Ich 
sehe eine sinnvolle Verwendung dieser Plakate 

48. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)64 von 170

www.parlament.gv.at



4762 Nationalrat XVIII. GP - 48. Sitzung - 4. Dezember 1991 

Dr. Gaigg 

nur in der Form, daß Sie sich dahinter verstecken 
und für das schämen. was Sie sich hier heute an 
Nestbeschmutzung und an böswilligen Unterstel
lungen geleistet haben. (Beifall bei ÖVP und 
SPO.) 

Vielleicht können Sie damit auch kaschieren, 
daß nur wenige von Ihnen das Interesse finden, 
an der Diskussion über diesen Ihnen so wichtigen 
Gegenstand teilzunehmen. (Beifall der Abgeord
neten Dr. Helene Partik-PabLe [md Dr. Khol.) 

Meine Damen und Herren! Übereinstimmung 
besteht zwischen allen im Haus vertretenen Par
teien dahin gehend, daß das geltende Asylrecht 
den Erfordernissen von heute nicht mehr ent
spricht und daher die Notwendigkeit einer Neure
gelung besteht. 

Das neue Asylgesetz soll erstens den weitge
hend geänderten politischen Verhältnissen, vor 
allem in den ehemaligen Ostblockländern, und 
der absehbaren Entwicklung in dieser Region, in 
diesem Bereich Rechnung tragen. Dabei ist davon 
auszugehen, daß angesichts der politischen Insta
bilität in diesen Ländern, im besonderen in der 
ehemaligen Sowjetunion, in Rumänien und in 
Bulgarien - um nur einige zu nennen - und der 
unbewältigten wirtschaftlichen Probleme dieser 
Region, aber auch der krisenhaften Situation in 
Ländern der Dritten Welt in Zukunft mit einem 
vermehrten Zuwanderungsdruck auf unser Land 
gerechnet werden muß. 

Das neue Asylgesetz soll zweitens jene interna
tionalen Vereinbarungen wie die Genfer Flücht
lingskonvention und die Europäische Menschen
rechtskonvention und auch die Konklusionen des 
UNHCR-Exekutivkomitees berücksichtigen und 
in unsere Gesetzgebung miteinbeziehen. 

Das neue Asylgesetz soll drittens der Verwal
tung ein Instrument an die Hand geben, das eine 
menschen- und sachgerechte Bewältigung der an
stehenden Probleme in diesem Bereich unter Be
dachtnahme auf die finanziellen Gegebenheiten 
in unserem Land und nach den Grundsätzen ei
ner sparsamen und effizienten Verwaltung ge
währleistet. Dabei sind - darauf scheinen Sie, 
meine Damen und Herren von der alternativen 
Fraktion, nicht oder jedenfalls nicht ausreichend 
Bedacht zu nehmen - nicht nur die Interessen 
Fremder oder Flüchtlinge im Sinne der Genfer 
Konvention oder Zuwanderer, Wirtschaftsflücht
linge, sondern auch die Interessen unserer Bevöl
kerung wahrzunehmen. 

Ich denke in diesem Zusammenhang keines
wegs nur an die alteingesessenen Bürger unseres 
Landes, sondern auch an jene in den letzten Jah
ren in Österreich ansässig gewordenen Gastarbei
ter, die unter einer unkontrollierten und illegalen 
Zuwanderung im besonderen zu leiden haben 

und, wenn sie noch zunehmen sollte, zu leiden 
hätten. Nur einige Stichworte: Lohndruck, dro
hender Arbeitsplatzverlust durch Schwarzarbeit, 
Verschärfung der Lage auf dem Wohnungsmarkt; 
es ist ja bereits darauf hingewiesen worden. 

Meine Damen und Herren! Es geht um die So
zialverträglichkeit einer Zuwanderung, die - ob 
uns das nun gefällt oder nicht - Grenzen hat, der 
Grenzen gesetzt sind. Und diese Grenzen nicht 
sehen zu wollen, ist schlicht und einfach unver
antwortlich, und ihre Überschreitung zuzulassen 
oder bewußt herbeizuführen. beeinträchtigt nicht 
nur die legitimen Interessen unserer Bevölke
rung, sondern muß zwangläufig zu gesellschaftli
chen Spannungen führen, die in Aggressionen, 
die im Entstehen von Konflikten, die im Entste
hen von Fremdenhaß ihren Ausdruck finden und 
die dann den Nährboden für neonazistische Strö
mungen und Tendenzen bilden. 

Meine Damen und Herren! Noch gibt es in 
Österreich keine Gewalt gegen Ausländer. Noch 
werden keine Sprengkörper in Asylheime ge
schleudert. Noch werden die Ausländer nicht mit 
brutaler Gewalt attackiert. Noch werden Asylhei
me nicht in Brand gesteckt. 

Wollen Sie, meine Damen und Herren von der 
alternativen Fraktion, durch die Maßnahmen, die 
Sie vorschlagen, auch in Österreich derartige 
Konflikte provozieren? Wollen Sie vielleicht die 
Stabilität unseres Landes dadurch aufs Spiel set
zen? Wir wollen das sicherlich nicht! Vor diesem 
Hintergrund ist der vorliegende Entwurf ein gu
ter Wurf, der geeignet ist, die anstehenden und 
zukünftigen Probleme in den Griff zu bekom
men. 

Was die Kritik betrifft, die amnesty internatio
nal und der Flüchtlingshochkommissär gegen die
ses Gesetz vorgebracht haben, darf ich doch dar
auf verweisen, daß sie - darauf ist ja schon einge
gangen worden - einer Untersuchung, einer völ
kerrechtlichen und verfassungsrechtlichen Prü
fung, nicht standhält. Und was den Kritikern 
besonders anzukreiden ist, ist der Umstand, daß 
sie ihre Kritik, obwohl sie es besser wissen, unent
wegt wiederholen. Auch das hat ein Kollege schon 
gesagt: Die Unwahrheit wird nicht zur Wahrheit, 
wenn man sie ständig wiederholt! 

Nun zu den schon zitierten und von der Frau 
Kollegin Dr. Petrovic wiederholten Anmerkun
gen des Außenministeriums zu § 2 Abs. 2 und 3 
und zu § 5 Abs. 1 des Entwurfes. Diese Anmer
kungen wurden durch eine Änderung im § 5 
Abs. 1 Z. 1 berücksichtigt. Demnach verliert ein 
Flüchtling das Asyl nunmehr nicht mehr bereits 
dann, wenn er in einem anderen Land um Asyl 
ansucht, sondern erst dann, wenn ihm tatsächlich 
Asyl gewährt wurde. 
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Im übrigen ist, meine Damen und Herren, dar
auf hinzuweisen, daß die Genfer Konvention 
eben nur Flüchtlingen nach ihrer Definition be
stimmte Rechte zubilligt. Und soweit dieser Ge
setzentwurf Einschränkungen dieser Rechte bein
haltet, treffen sie nicht Flüchtlinge, sondern Zu
wanderer, denen nach den gegebenen Umständen 
die Flüchtlingseigenschaft im Sinne der Genfer 
Konvention nicht zukommt. Daher steht dieses 
Gesetz auch nicht in Widerspruch zur Genfer 
Konvention. 

Was die wiederholt vorgebrachte Kritik am 
§ 17 Abs. 2 betrifft, wonach der Vorstellung ge
gen einen ohne weiteres Ermittlungsverfahren er
lassenen Bescheid keine aufschiebende Wirkung 
zukommt, ist auf die Feststellungen des Innenaus
schusses hinzuweisen, nämlich daß es dieses Man
datsverfahren beziehungsweise einen abweisen
den Bescheid ja nur unter gewissen Voraussetzun
gen gibt, und zwar bei einer offenkundigen Unbe
gründetheit oder Begründetheit, und daß im übri
gen dem schutzwürdigen Interesse eines davon 
Betroffenen durch die Bestimmungen des § 13 
des Fremdenpolizeigesetzes ja Rechnung getra
gen wird. 

Weil immer wieder die I?inge so dargestellt 
werden, als würden wir in Osterreich Maßstäbe 
anlegen, die dem internationalen Recht oder den 
Regelungen anderer Länder nicht entsprechen, 
möchte ich nur darauf hinweisen, daß auch der 
§ 47 des Schweizer Asylrechtes - ich sage das, 
um nur eine Bestimmung zu zitieren - ebenfalls 
ein derartiges Institut vorsieht, nämlich ein 
Rechtsmittel, dem keine aufschiebende Wirkung 
zuerkannt wird. 

Und es wurde ja auch - jene Kollegen, die im 
Unterausschuß dabeigewesen sind, wissen das ge
nau - der Vertreter des Verfassungsdienstes be
fragt, ob er verfassungsrechtliche Bedenken ge
gen diese Regelung hätte. Es wurde von ihm aus
drücklich darauf hingewiesen, daß nach der Judi
katur des Verwaltungsgerichtshofes dem eben 
nicht so ist, weil § 57 AVG bei entsprechender 
Interpretation in außerordentlichen Fällen das 
durchaus zuläßt. 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns dessen 
bewußt. daß die vorliegende Regelung nicht per
fekt ist. Es gibt keine perfekte Regelung, aber wir 
glauben, daß dieses Gesetz ein rechtlich vertret
barer Kompromiß zum Teil divergierender Inter
essen und ein taugliches Problemlösungsinstru
ment ist, dem wir aus den dargestellten Überle
gungen zustimmen werden. - Danke schön. 
(Be~fall bei der ÖVP und bei Abgeordneten der 
SPO.) N.5/ 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Kiermaier. 
Ich erteile es ihm. 

1-1.52 
Abgeordneter Kiermaier (SPÖ): Frau Präsi

dentin! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Das Asylgesetz gehört mit Sicherheit 
zu den schwierigsten Materien, die wir in diesem 
Hause zu bewältigen haben, wie wir heute ja erle
ben konnten, sind es doch zutiefst menschliche 
Schicksale, die dieses Gesetz regelt. (Der Prä-
5 i den t übernimmt den Vorsitz.) 

Hier einen Weg zu finden, der allen Überlegun
gen gerecht wird, ist eine nahezu unlösbare Auf
gabe. Daher ist dieses Gesetz auch nicht im min
desten dafür geeignet, eine Spielwiese für politi
sches Hickhack zu sein oder für persönliche Pro
filierungsversuche mancher Politiker mißbraucht 
zu werden. Es ist jedem, der sich mit dieser Mate
rie auseinandersetzt, ins Stammbuch zu schrei
ben, daß einseitige Ansichten und Betrachtungen 
hier sicher nicht zum Ziel führen können. 

Die politische Entwicklung in Europa ist als 
einzigartig in der neueren Geschichte zu bezeich
nen. Für die rasante Zunahme von sehr oft unbe
gründeten Asylansuchen ist eine teilweise ver
stärkte Ost-West-Wanderung, aber auch eine 
überaus große AnzahL von Wirtschaftsflüchtlin
gen verantwortlich. Damit ist die Situaiton gege
ben, daß das alte Bundesgesetz vom 7. 3. 1968 
einfach nicht mehr zeitgemäß und ausreichend 
ist. 

Die Gesetzesänderung ist zwingend notwendig 
und muß für alle mit der Materie Beschäftigten 
klare Richtlinien schaffen, um das Einwande
rungs- und Flüchtlingswesen zeitadäquat zu re
geln. 

Einer der Kernpunkte dieses Gesetzes ist die 
Schaffung eines Asylamtes. Natürlich wird dies 
sofort wieder der Kritik unterworfen, und man 
führt an, daß diese Tätigkeit doch ruhig die Exe
kutive erledigen könnte. Wir Sozialdemokraten 
lehnen diese These ab, da wir der Meinung sind, 
daß hier echte Spezialisten am Werke sein sollen. 
Ich kann mich der Überlegung der FPÖ hier 
nicht anschließen, daß das 108 Bezirkshaupt
mannschaften bundesweit erledigen könnten. Das 
Asylamt und seine AußensteIlen müssen echte 
Servicezentren für die Betroffenen sein, wo die 
ganze Infrastruktur stimmen muß und wo der 
Asylant angefangen vom guten Dolmetscher und 
vom ehrenamtlichen Flüchtlingsberater bis hin zu 
ausreichenden Schreibkräften alles vorfindet, was 
er braucht, um rasch und objektiv behandelt zu 
werden. Eine so installierte und spezialisierte Be
hörde garantiert eine rasche Abwicklung des Ver
fahrens, die die 108 Bezirkshauptmannschaften 
sicher nicht bieten könnten. 

Zurzeit beträgt der Personalaufwand 24 Millio
nen Schilling. Dieser Betrag wird sich sicherlich 
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verdoppeln, allerdings könnten die Kosten durch 
abgekürzte Asylverfahren wesentlich verringert 
werden. Die Reisespesen und Aufwandsentschä
digungen der 20 ehrenamtlichen Flüchtlingsbera
ter würden zirka 500 000 S betragen. 

Es ist schon erstaunlich, daß die Zahl der Asyl
anträge vom Jahr 1985 von 6 724 kontinuierlich 
bis zum Jahr 1990 auf 22 789 angestiegen ist. 
Auch heuer ist wieder mit einem neuerlichen An
stieg der Zahlen zu rechnen. Kollege Oberhaidin
ger hat das ja sehr detalliert dargestellt. 

Es ist auch eine Tatsache, daß die früheren An
tragsteller meist wirklich echte Flüchtlinge waren, 
die vornehmlich aus den ehemaligen kommuni
stisch regierten Ländern kamen und dort auch 
tatsächlich Verfolgungen ausgesetzt waren, wäh
rend die Antragsteller heute zu einem überwie
genden Teil - man sagt: bis zu 90 Prozent -
reine Wirtschaftsflüchtlinge sind. Der Mißbrauch 
der Asylanträge ist enorm, schadet dem wirklich 
Asylbedürftigen schwer und stellt für unser klei
nes Land bald ein unlösbares Problem dar. 

Als Niederösterreicher möchte ich hier mit ei
ner gewissen Bitterkeit feststellen, daß es mit der 
Solidarität einiger Bundesländer nicht sonderlich 
weit her ist. Aber gerade diese Länder sind es, die 
laufend nach ausländischen Arbeitskräften rufen. 

Dieses Gesetz wird im Einklang mit dem Bun
desbetre u ungsgesetz, de m Ein wanderu ngsgesetz 
und einem neuen Niederlassungsgesetz, dem 
Fremdenrecht und dem Paßrecht eine völlig an
dere und bessere legistische Basis schaffen. Hu
mane Überzeugung als Hauptgrund, aber auch 
rechtliche Verpflichtungen werden der Garant 
dafür sein, daß Österreich in Zukunft seine inter
nationalen Verpflichtungen in dieser Angelegen
heit wahrnehmen wird. 

Dagegen. daß mit dem Asylverfahren ein De
facto-Visum erzwungen werden soll, muß man 
sich wehren. 

Wir sind kein klassisches Einwanderungsland, 
und es ist auch mit aller Deutlichkeit festzuhal
ten, daß wir in all den Jahrzehnten, vom Ungarn
aufstand bis heute, weit mehr in dieser Causa ge
leistet haben als so manche andere Staaten in Mit
teleuropa. Das muß man auch einmal festhalten. 

Wir haben die höchsten Anerkennungszahlen 
in Europa. Und das sollten all jene einmal zur 
Kenntis nehmen, die unser eigenes Land ständig 
und bei jeder Gelegenheit kritisieren. Das Euro
pa parlament, meine Damen und Herren, hat uns 
für unsere Asylpolitik höchstes Lob ausgespro
chen. 

Und wenn so manche Organisation glaubt, uns 
ständig die Genfer Konvention vorhalten zu müs
sen, dann möchte ich in aller Deutlichkeit fest-

stellen, daß die Konvention keine Bibel ist und 
genauso wie unser Flüchtlingsgesetz nach 10 Jah
ren turbulenter Weltgeschichte höchst reformbe
dürftig ist. Es ist eben im Leben, wie heute schon 
einmal angeklungen ist, nichts hundertprozentig, 
auch nicht diese Konvention. 

Es ist einfach nicht einzusehen und auch nicht 
zu akzeptieren, daß heute - nach alt den Jahren 
größter Bereitschaft zur Aufnahme von Flücht
lingen - von bestimmten Kreisen ein Bild ge
zeichnet wird, nach dem wir Österreicher inhu
man seien. Dagegen müssen wir uns einfach ver
wahren. 

Meine Damen und Herren! Wo waren denn 
diese Dauerkritiker, als Italien die Albaner in 
Bausch und Bogen auf eine ganz inhumane Art 
und Weise in die Heimat verfrachtete und sie da
mit der sicheren Verfolgung aussetzte? Da war 
von ihnen kaum etwas zu hören. Aber das eigene 
Nest ist eben viel leichter zu beschmutzen, als 
wirklich notwendige Kritik an so einem brutalen 
Verhalten zu üben. 

Oder: Warum stört es sie nicht, daß die 
Schweiz die Asylsuchenden erst gar nicht einrei
sen läßt, sondern daß sie im Ausland beziehungs
weise an der Grenze auf den Bescheid warten 
müssen? 

Übrigens seien auch einige Teile der Presse er
wähnt, die dem Populismus ungezügelt frönen. 
Ich erinnere an die Situation der Rumänien
flüchtlinge. Am Anfang brachten sie Bilder vom 
Bahnhof, mit Familien, mit Kleinkindern, die auf 
dem Koffer sitzen, mit dem Pfeil ,.Nach Buka
rest". - Nach dem Motto: Schaut ihn doch an, 
den bösen Innenminister! Jetzt schickt er die 
Flüchtlinge nach Hause zurück! Nicht lange da
nach hat dasselbe Blatt den Innenminister gegei
ßelt, wie er sich unterstehen kann, alle möglichen 
Leute reinzulassen, wo doch schon so viele da 
sind! 

Es würde wirklich für manchen Zeitungsleser 
gut sein, nicht nur die Überschriften zu lesen, 
sondern sich auch ein wenig mit der Blattlinie zu 
befassen und sein Erinnerungsvermögen etwas zu 
strapazieren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und auch bei den Politikern gibt es solche, die 
als Kammerfunktionäre vormittag bei einer Ver
sammlung zu den Gewerbetreibenden sagen: Der 
Sozialminister ist schuld, daß ihr keine Gastarbei
ter habt!, und nachmittag bei der nächsten Partei
versammlung bläst er in das Horn: Ausländer 
raus! Auch das, meine Damen und Herren, ist wi
derlicher Populismus. 

Wichtig ist, daß man Prioritäten setzt lind zum 
Beispiel Flüchtlinge aus den Kampfgebieten des 
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Kiermaier 

ehemaligen Jugoslawien natürlich bevorzugt be
handelt. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte noch
mals auf die Aussage der Bundesregierung vom 
18. 12. 1990 verweisen, wo es heißt: 

"Österreich wird auch in Hinkunft seine huma
ne Tradition unvermindert fortsetzen." 

Man sollte auch nicht verschweigen, daß dieser 
Gesetzentwurf auch das Ergebnis von Beratungen 
im Rahmen der informellen Konsultationen über 
Flüchtlings- und Wanderungsfragen ist, wo 13 eu
ropäische Staaten sowie Australien, Kanada, die 
USA und der Hochkommissar der UNO teilge
nommen haben. 

So wie überall im Leben sind Extremstand
punkte falsch und Sorgfalt und Augenmaß ge
fragt. Weder die Einstellung, daß alle, die kom
men wollen, kommen können, noch die Mentali
tät "Rollbalken runter" können wir akzeptieren. 

Ich appelliere nochmals auch an unsere Nach
barländer, uns bei der Aufnahme der Asylanten 
zu unterstützen. 

Gemeinsam mit meinen Freunden bin ich da
von überzeugt, daß dieses Gesetz sicher den Er
wartungen entsprechen wird, und möchte allen, 
die an den Vorbereitungen beteiligt waren, ein 
herzliches Dankeschön sagen. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 15.1!1 

Präsident: Zu einer tatsächlichen Berichtigung 
hat sich Herr Abgeordneter Voggenhuber gemel
det. Er hat das Wort. Redezeit: 5 Minuten. 
(Rufe: 3! - Abg. V 0 g gen h Cl be r: Ich reduzie
re die .. Großzügigkeit" des Präsidenten freiwillig.') 
Die Geschäftsordnung ist höherstehend als Ver
sprecher, und weil die Uhr leider erst mit 5 Mi
nuten beginnt, habe ich mich geirrt. (Zu den Be
amten:) Gebt's mir die Stoppuhr, bitte! 

15J)/ 

Abgeordneter Voggenhuber (Grüne): Die Fülle 
an Desinformationen hier zu widerlegen, bedürf
te Dutzender Richtigstellungen. Ich will es bei 
den wichtigsten bewenden lassen. 

Herr Abgeordneter Gaigg hat wider besseres 
Wissen hier behauptet, daß der Vertreter des Ver
fassungsdienstes im Ausschuß die verfassungsmä
ßige Unbedenklichkeit dieses Gesetzes beschei
nigt hat. Das ist unwahr! Der Vertreter des Ver
fassungsdienstes, Dr. Rosenmayr, hat im Aus
schuß ausdrücklich darauf hingewiesen (Abg. Dr. 
Ga i g g: Sind Sie dabeigewesen?), daß nach der 
Judikatur des Verfassungsgerichtshofes die Be
stimmung, daß einem Rechtsmittel keine auf
schiebende Wirkung zukommt, verfassungsrecht
lich bedenklich ist. (Abg. Dr. Ga i g g: Das ist un-

wahr.' - Abg. V e tt e r: Er war ja gar nicht da
bei!) 

Herr Abgeordneter! Er hat Ihnen dabei sogar 
ein Zitat vorgelesen, und er hat wörtlich ausge
führt, daß dies der Knackpunkt des gesamten Ge
setzes sei, und er hat Ihnen aus der Judikatur des 
Verfassungsgerichtshofes vorgelesen: 

"Der Ausschluß der aufschiebenden Wirkung 
der Vorstellung widerspricht nicht nur Artikel 13 
der Menschenrechtskonvention und Artikel 1 
Abs. 7 Zusatzprotokoll zur MRK. sondern auch 
Artikel 11 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgeset
zes. Der Verfassungsgerichtshof hat überdies wie
derholt festgestellt, daß es unter dem Aspekt des 
rechtsstaatlichen Prinzips nicht angehe, den 
Rechtsschutzsuchenden generell einseitig mit al
len Folgen einer potentiell rechtswidrigen be
hördlichen Entscheidung so lange zu belasten, bis 
sein Rechtsschutzgesuch endgültig erledigt ist." 
(Abg. Dr. Ga i g g: Das ist unvollständig!) 

Meine Damen und Herren! Das ist nur eine von 
vielen Unwahrheiten, die Sie heute hier verbreitet 
haben. (Beifall bei den Grünen.) 15.1)] 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr gemel
det. Die Debatte ist daher geschlossen. 

Herr Berichterstatter? - Kein Schlußwort. 

Wir kommen jetzt zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 328 
der Beilagen unter Berücksichtigung der vom 
Herrn Berichterstatter vorgebrachten Druckfeh
lerberichtigung. 

Es liegen Abänderungs-, Streichungs- und Zu
satzanträge vor. 

Ich werde zunächst über diese Streichungs-, 
Abänderungs- und Zusatzanträge der Frau Abge
ordneten Dr. Madeleine Petrovic - jeweils unter 
einem - und schließlich über die restlichen, noch 
nicht abgestimmten Teile des Gesetzentwurfes in 
der Fassung des Ausschußberichtes abstimmen 
lassen. 

Die Abgeordneten Dr. Madeleine Petrovic und 
Genossen haben zunächst die Streichung der §§ 2 
Absätze 2 bis 4, 7 Abs. 2, 15 Abs. 3, 17 Absätze 2 
und 3. und 19 beantragt, und ich ersuche jene 
Damen und Herren, die diesen Streichungsanträ
gen der Frau Abgeordneten Dr. Madeleine Petro
vic ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. -
Das ist die Minderheit. 

Ich lasse daher über die erwähnten Bestimmun
gen in der Fassung des Ausschußberichtes ab
stimmen und bitte jene Damen und Herren, die 
sich für diese Teile des Gesetzentwurfes ausspre
chen, um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist 
die Mehrheit. 
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Da die von den Abgeordneten Dr. Madeleine 
Petrovic und Genossen beantragten Abände
rungsanträge, über die wir als nächstes abstim
men werden, auch Verfassungsbestimmungen be
treffen, stelle ich zunächst im Sinne des § 82 
Abs. 2 ZIder Geschäftsordnung die für diese 
Abstimmung erforderliche Anwesenheit der ver
fassungsmäßig vorgesehenen Anzahl der Abge
ordneten fest. 

Die Abgeordneten Dr. Madeleine Petrovic und 
Genossen haben Abänderungsanträge betreffend 
§ 1 Z 1, § 3, § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1, § 7 Absätze 1, 
3 und 4, § 8 Absätze 1 und 2, § 9 Absätze 1 und 
2, § 10 Absätze 1 und 2, § 12 Abs. 1, § 13 Abs. 1, 
§ 14 Absätze 1. 2 und 4, § 15 Absätze 1,2 und 4, 
§ 17 Abs. 1, § 18 Abs. 2, § 20 sowie § 23 einge
bracht. 

Ich lasse daher über diese Teile des Gesetzent
wurfes in der Fassung dieser Abänderungsanträge 
der Abgeordneten Dr. Madeleine Petrovic und 
Genossen abstimmen und bitte jene Damen und 
Herren, die diesen Abänderungsanträgen ihre 
Zustimmung geben, um ein Zeichen. - Das ist 
die Minderheit, daher abgelehnt. 

Wir kommen als nächstes zur Abstimmung 
über die eben von mir zitierten Bestimmungen in 
der Fassung des Ausschußberichtes, und ich ersu
che jene Damen und Herren, die diesen Teilen 
des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung erteilen, 
um ein Zeichen. - Das ist mit Mehrheit be
schlossen. 

Ausdrücklich stelle ich bei diesen Teilen des 
Gesetzes die erforderliche Zweidrittelmehrheit 
fest. 

Wir kommen nun zu Zusatzanträgen der Frau 
Abgeordneten Dr. Madeleine Petrovic und Ge
nossen. Sie betreffen die §§ 5,9, 10 und 11. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die sich 
für diese Zusatzanträge der Abgeordneten Dr. 
Madeleine Petrovic und Genossen aussprechen, 
um ein diesbezügliches Zeichen. - Das ist die 
Minderheit. Daher abgelehnt. 

Da die restlichen Teile des Gesetzentwurfes 
auch noch Verfassungsbestimmungen enthalten, 
stelle ich neuerlich im Sinne des § 82 Abs. 2 Z 1 
GOG die für die Abstimmung dieser Paragraphen 
erforderliche Anwesenheit der verfassungsmäßig 
vorgesehenen Anzahl von Abgeordneten fest. 

Ich komme zur Abstimmung über diese restli
chen, noch nicht abgestimmten Teile des Gesetz
entwurfes samt Titel und Eingang in der Fassung 
des Ausschußberichtes unter Berücksichtigung 
der vom Herrn Berichterstatter vorgebrachten 
Druckfehlerberichtigung und bitte jene Damen 
und Herren, die diesen Teilen des Gesetzentwur
fes ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen. -

. Das ist mit Mehrheit, und zwar mit der erforderli
chen Zweidrittelmehrheit, angenommen. 

Wir können damit sogleich zur dritten Lesung 
schreiten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung geben, um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Der Gesetzentwurf ist auch in dritter 
Lesung mit Me h r h e i t, und zwar mit 
Z w eid r i t tel m ehr h e i t, a n gen 0 m -
men. 

Wir gelangen schließlich in diesem Zusammen
hang zur Abstimmung über den Entschließungs
antrag der Abgeordneten Moser und Genossen 
betreffend den Personalaufwand im Zusammen
hang mit der geplanten Errichtung neuer Asylbe
hörden. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Ent
schließungsantrag des Abgeordneten Moser zu
stimmen, um ein Zeichen. - Dies ist nie h t 
die M ehr h e i t. Der Antrag ist daher a b g e -
I e h n t. 

Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung erle
digt. 

2. Punkt: Bericht des Ausschusses für innere An
gelegenheiten über die Regierungsvorlage (279 
der Beilagen): Bundesgesetz über das polizeiliche 
Meldewesen (Meldegesetz 1991 - MeldeG) (329 
der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
2. Punkt der Tagesordnung: Meldegesetz 1991. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Wolf. 
Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Wolf: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ziel der vorliegenden Regie
rungsvorlage ist ein Meldegesetz, das die Erfül
lung der Meldepflicht sicherstellt und die Qualität 
der Daten sichert. Darüber hinaus soll das Ver
wenden der Meldedaten umfassend geregelt wer
den. 

Im Zuge der Verhandlungen wurden von den 
Abgeordneten Elmecker und Dr. Pirker zwei Ab
änderungsanträge sowie ein gemeinsamer Abän
derungsantrag der Abgeordneten Elmecker, Dr. 
Pirker und Dr. Helene Partik-Pable zur Regie
rungsvorlage eingebracht. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für innere Angelegenheiten somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle dem in der Re
gierungsvorlage (279 der Beilagen) enthaltenen 
Gesetzentwurf unter Berücksichtigung der dem 
schriftlichen Ausschußbericht beigeschlossenen 
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Berichterstatter Wolf 

Abänderungen die verfassungsmäßige Zustim
mung erteilen. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wortmel
dungen vorliegen, bitte ich, die Debatte fortzuset
zen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichterstat
ter für seine lichtvollen Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei
nem durchgeführt. 

Redezeitbeschränkung 

Präsident: Bevor ich dem ersten Redner das 
Wort erteile, gebe ich bekannt, daß mir ein An
trag der Abgeordneten Dr. Fuhrmann, Dr. Neis
ser und Dr. Gugerbauer vorliegt. ein Antrag, der 
zum Inhalt hat, die Redezeit jedes zu Wort gemel
deten Abgeordneten für diese Debatte auf 15 Mi
nuten zu beschränken. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Dreiparteienantrag ihre Zustimmung geben, um 
ein diesbezügliches Zeichen. - Das ist mit 
M ehr h e i t b e s chi 0 s sen. 

Ich mache darauf aufmerksam. daß dennoch 
die ersten Redner jedes Klubs 20 Minuten reden 
können. 

Als erster Kontraredner gelangt Abgeordneter 
Voggenhuber zu Wort. Die Redezeit ist 20 Minu
ten. 

15.11 

Abgeordneter Voggenhuber (Grüne): Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Präsi
dent! Michel Foucault, der französische Philo
soph, hat in "Überwachen und Strafen" ausge
führt, daß man die Macht des modernen Staates 
nicht im Zentrum findet, sondern in den Diszipli
nierungsmechanismen an der Peripherie. 

Ich denke, es gibt kaum ein Gesetz, an dem die 
Richtigkeit dieses eigentlich unheimlichen Satzes 
besser nachzuweisen wäre als in diesem heutigen 
Meldegesetz. ja auch in diesem heutigen Asylge
setz. 

Der Mensch in unserer modernen Gesellschaft 
verliert seine Freiheit nicht mit einem Schlag, 
nicht mit einem Gewaltstreich. nicht mit totalitä
ren Verfassungen, nicht mit der offenkundigen 
Verletzung oder Aberkennung seiner Menschen
rechte. sondern der Mensch in der modernen Ge
sellschaft verliert seine Freiheit in winzig kleinen 
Schritten, in dem engst und feinst verästelten 
Netz von Verwaltungsprozeduren, von Verfah
ren. von einer unübersehbaren Flut von Ver
pflichtungen, Einschränkungen, Vorschriften, 
Pflichten. 

Meine Damen und Herren! Insgesamt aber be
wirken all diese Hunderte Verfahren, die so 
harmlos aussehen, im einzelnen den Verlust von 
Freiheit. 

Dieses Meldegesetz bedeutet einen weiteren 
enormen Verlust von Freiheit. Es zielt auch auf 
Menschen, und es zielt auch auf Probleme, die 
verheimlicht werden. Die Novellierung dieses 
Meldegesetzes steht zwar nicht rechtlich. aber in
haltlich sehr wohl mit dem eben beschlossenen 
Asylgesetz in Verbindung. Dieser Staat wirft Net
ze aus, dessen Maschen immer enger werden und 
die Freiräume der Menschen immer kleiner und 
kleiner machen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, in der 
derzeitigen Diskussion mag es schon beinahe ab
surd auf Sie wirken, wenn man einmal die Frage 
stellt, ob ein Gesetz überhaupt notwendig ist. 

Ich möchte Ihnen unverblümt sagen, daß ich 
dafür eintrete, dieses Meldegesetz, diese Melde
pflicht ersatzlos zu streichen. Es mag Ihnen ab
sonderlich vorkommen, daß man in dieser Flut 
von Gesetzen überhaupt noch daran denkt, ein 
Gesetz in Frage zu stellen. Ich tue das. (Abg. 
Ve t l er: Ihre persönliche Meinung!! Und ich fra
ge im Gegensatz Sie, der Sie so verwundert rea
gieren (Abg. Ve II er: Sie dürfen!), ob Sie nicht 
hin und wieder Anlaß haben, über die Berechti
gung eines Gesetzes nachzudenken (Abg. Par
n i gon i: Bei Ihnen wllndert uns gar nichts 
mehr.'), ob Sie trotz einer jahrzehntelangen Tradi
tion nicht einmal die Pflicht haben. zu hinterfra
gen, ob beim Stande einer entwickelten Demo
kratie und beim Auftauchen völlig neuer Gefah
renpotentiale, wie etwa der elektronischen Daten
verarbeitung, solche Gesetze, die in einem völlig 
anderen Kontext entstanden sind, nicht in Frage 
gestellt werden müssen. 

Ich frage, meine Damen und Herren: Was gibt 
dem Staat das Recht, von jedermann und jeder
frau zu jeder Zeit und an jedem Ort zu wissen, wo 
sie wohnen? Ich behaupte: Niemand und nichts 
gibt ihm das Recht. 

Und vielleicht darf ich Sie, bevor Sie wieder 
herausgehen und irgend etwas von Linksextremis
mus und Marxismus und dergleichen schwafeln 
(Abg. Dr. He in d l: Schwafeln tun Sie.'). wobei 
sich der Marxismus durch die peinlichsten Melde
gesetze ausgezeichnet hat, meine Damen und 
Herren, daran erinnern, daß es sehr wohl Staaten 
auf der Welt gibt, sehr große Staaten (Abg. 
A Li e r: Oberschlt'afLer!! mit sehr großen territo
rialen Gebieten, die das Melderecht nicht kennen. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika kennen das 
Melderecht nicht (Abg. Par ni gon i: Ein "gu
tes" Beispiel.' Wo die Menschen umgebracht wer
den, ohne daß man es bemerkt!). und viele eu
ropäische Staaten kennen das Recht auch nicht. 
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Und hier, Frau Partik-Pable, hier entscheidet 
sich, ob Sie für die Freiheit der Menschen eintre
ten, denn hier wird die Freiheit des Individuums 
massiv eingeschränkt, massiv eingeschränkt! 
(Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b l e: Auch durch 
Steuerzahlen, Herr Kollege.') Auch durch das 
Steuerzahlen. (Abg. Dr. Helene Par t i k -
Pa b I e: Durch das Steuerzahlen!J Richtig, auch 
durch das Steuerzahlen. - Und deshalb sind wir 
darauf verwiesen, zu fragen, wo das Recht des 
Staates liegt, diese Freiheiten zu beschränken. 
(Abg. Dr. He/ene Par t i k - Pa b I e: Die Notwen
digkeit, Herr Abgeordneter!) Die Notwendigkeit. 
Sehr richtig, sehr richtig! Es gibt, Frau Partik
Pable, auf der Welt keinen Staat, der keine Steu
ern einhebt. Es gibt aber große und zivilisierte, 
demokratisch entwickelte Staaten, die das Melde
recht nicht kennen und die Meldepflicht nicht 
kennen. (Abg. Dr. Helene Par 1 i k - Pa bl e: Mit 
einer noch höheren Kriminalitätsrate.' - Abg. 
Hai ger In 0 se r: Welches Land zum Beispiel?) 
Das sollte Sie ein wenig differenzierter nachden
ken lassen über die Notwendigkeit eines solchen 
Gesetzes. 

Was gibt dem Staat das Recht, immer zu wis
sen, wo sich ein Mensch aufhält? 

Nun, schauen wir uns an, was die Intentionen 
des Innenministers waren. Aussendung: "Tatsa
che sei, meinte Minister Löschnak. daß mit dem 
neuen Melderecht sichergestellt werden soll, daß 
Personen, die in einer Gemeinde Unterkunft neh
men, leicht und sicher aufgefunden werden kön
nen. (Abg. Kr af t: Na und?) 

Meine Damen und Herren! Was ist die Not
wendigkeit daran? (Abg. Kraft: Was ist da so 
schlecht?) Was ist die demokratische Begründung 
einer solchen Notwendigkeit? Daß der Staat im
mer schon, vor allem aber außerhalb der Demo
kratie. die Menschen in seinem Land leicht und 
sicher auffinden wollte, das ist bekannt. Das ist 
nichts Neues. Das ist ein Bedürfnis aller Staaten, 
vor allem totalitärer Staaten. Aber eine Notwen
digkeit begründet sehe ich darin nicht. 

Oder vielleicht hilft uns eine Aussage des 
Herrn Innenministers vom 12. November weiter. 
Da kommt das Wort "Kriminalitätsvorbeugung" 
vor. Kriminalitätsvorbeugung. 

Meine Damen und Herren! Ich dachte, wir le
ben in einem Rechtsstaat, in dem davon ausge
gangen wird. daß sich die Bürger dieses Staates an 
die Gesetze halten. und wo davon ausgegangen 
wird, daß sie, wenn sie sich nicht daran halten, 
notfalls ausgeforscht, vor Gericht gestellt und be
straft werden. (Abg. K r a f t: Ach doch.') 

Nicht die Kriminalitätsvorsorge ist die Säule 
des Rechtsstaates, sondern das Strafrecht, das von 
der begangenen Tat und bis zur begangenen Tat 

von der Unschuld aller Menschen ausgeht. (Abg. 
Par n i gon i: Natürlich! Da sind wir einer Mei
nung.') 

Meine Damen und Herren! Auch keine Be
gründung. (Abg. Par n i gon i: Es ändert sich 
aber nichts im Strafrecht!) 

Oder vielleicht gibt uns der Hinweis der Evan
gelischen Kirche. die gegen dieses Gesetz prote
stiert, einen Aufschluß, die dagegen protestiert, 
daß das kirchliche Asylrecht untergraben werden 
soll. Und hier hinein passen ja alle vorgetragenen 
Episoden über den Druck, der auf kirchliche 
Flüchtlingshelfer ausgeübt wird. und ihre Denun
ziation als Schlepper. (Abg. Par n i gon i: Diese 
Falschmeldung paßt besonders gilt daher.' Alles 
unter dem Schutz der Immunität!) 

Meine Damen und Herren! Hier sollten wir de
mokratiepolitisch schon etwas genauer nachden
ken. Das kirchliche Asylrecht ist selbst in den to
talitärsten und feudalen Staaten und im gesamten 
Mittelalter geachtet worden. 

Und ich frage Sie: Ist es ausgerechnet der de
mokratische Rechtsstaat, der dieses kirchliche 
Asylrecht nicht mehr ertragen kann? Ist das die 
erste Staatsform, die dieses kirchliche Asylrecht 
mit Sondergesetzen, Sonderbestimmungen und 
einer Ausdehnung des Melderechtes untermi
niert? (Abg. Pro b s t: Was leisten Sie an Kirchen
steuer. Herr Kollege?) Sehr geehrter Herr Abge
ordneter! Sie werden es nicht glauben: Ich zahle 
meine Kirchensteuerl 

Meine Damen und Herrenl Also das wäre ein 
Hinweis, aber doch alles andere als eine Begrün
dung einer Notwendigkeit in dem eingangs ge
meinten Sinne. 

Der Staat hat kein Recht, zu erfahren, wo sich 
die Menschen jeweils aufhalten. 

Und jetzt ist noch etwas anderes festzustellen: 
Natürlich müssen Menschen. die strafrechtliche 
Tatbestände begehen, die Kriminelle sind, die 
Verbrechen begehen, vor Gericht gestellt werden, 
und sie müssen gefunden werden. Dazu haben 
wir eine Polizei, eine Kriminalpolizei, Fahn
dungsmethoden. (Abg. Dr. Helene Par t i k -
Pa b l e: Wollt ihr auch abschaffen.') Nein, Frau 
Abgeordnete, das will ich nicht abschaffen! (Abg. 
Dr. He/ene Par 1 i k - Pa b I e: Dann reden Sie 
einmal mit Ihrem Kollegen.') Natürlich erleichtert 
ein lückenloses Melderecht das Auffinden, Ver
folgen von Menschen. Die Frage. die hier zu stel
len ist. ist die Frage nach der Angemessenheit. Ist 
es angemessen, von allen Menschen zu verlangen, 
daß sie innerhalb von drei Tagen dem Staat Mit
teilung davon machen, wo sie sich aufhalten? Ist 
es angemessen. die Freiheit aller Menschen einzu
schränken, ihren Lebensweg lückenlos verfolgen 
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zu können, eine Biographie von der Wiege bis zur 
Bahre entwerfen zu können, diese Daten über 
EDV verwalten, auswerten, bewerten zu können, 
damit Kriminelle gefunden werden können. die 
sich ohnehin nicht anmelden? Sie werden ja nicht 
glauben. daß deshalb. weil Sie das Meldegesetz 
verschärfen, nun die Verbrecher anfangen wer
den, die Meldeämter zu stürmen. - Das ist doch 
blanker Unsinn, meine Damen und Herren! (Abg. 
Pro b s I: Richtig.') 

Das, was Sie hier tun. ist doch nicht eine Er
leichterung der Fahndung nach Kriminellen, son
dern ein lückenloses Überwachungssystem, ein 
System zur Überwachung der Bevölkerung. 1985 
wurde bei der letzten Novelle dieses Meldegeset
zes verkündet, das sei ein demokratiepolitischer 
Fortschritt. Die ganze Debatte stand damals unter 
dem Zeichen - Sie alle haben diese Novelle ge
feiert - eines wesentlichen demokratiepoliti
schen Fortschrittes. Damals fiel die Verpflichtung 
des Unterkunftgebers, den Meldeschein eines Be
wohners abzuzeichnen. fAbg. Dr. He in d l: Fra
gen Sie die vielen. die davon . .. .') Diesen demo
kratiepolitischen Fortschritt, den Sie damals so 
gefeiert haben. wollen Sie heute stillschweigend 
abschaffen. 

Meine Damen und Herren! Das, was ich Ihnen 
jetzt vorhalte, wurde Ihnen von der Rechtsan
waltskammer in eben diesen Worten vorgehalten. 
vom Verfassungsdienst. von der ARGE Daten, 
von vielen Kritikern dieses Gesetzes, daß Sie 
nämlich im Jahre 1991 ein Gesetz verabschieden, 
das die Menschen in diesem Lande zum Denunzi
antenturn verpflichtet, das sie zur Beschnüffelung 
ihrer Nachbarn verpflichtet, das sie zur Überwa
chung der privaten Verhältnisse jedes Staatsbür
gers verpflichtet. 

Meine Damen und Herren! Sie machen die 
Menschen dieses Landes im Jahre 1991 zu gesetz
lich verpflichteten Denunzianten - unter Straf
androhung! (Abg. Pro b s t: Das hat mit Paranoia 
gar nichts zu tun.') 

Innerhalb von drei Tagen sind Bewohner einer 
Wohnung in Österreich zu melden! Die Ver
pflichtung unter scharfer Strafandrohung trifft 
den Unterkunftgeber. Der Grundsatz von Treu 
und Glauben und die Grundannahme jedes 
Rechtsstaates, daß sich die Menschen im eigenen 
Lande an die Gesetze halten und nur bei Nach
weis, daß dies nicht der Fall ist, gestraft wird, nur 
bei Nachweis überprüft wird, werden umgekehrt 
in eine lückenlose Beschnüffelung aller Men
schen. 

Meine Damen und Herren! Wie ist das nun mit 
einem Unterkunftgeber, der das zu bestätigen 
hat? Bei Mietrechtsstreitigkeiten wird der U nter
kunftgeber, wenn er der Meinung ist, jemand 
wohne zu Unrecht in seiner Wohnung, wie in der 

Vergangenheit die Unterschrift verweigern. Und 
wir werden die Mietrechtsstreitigkeiten auf dem 
Rücken der Mieter austragen und auf einer völlig 
anderen Rechtsebene als auf der, auf die sie gehö
ren. Das Privatleben der Menschen in Wohnun
gen wird der Beschnüffelung ausgesetzt sein. Sie 
werden sich unter Berufung auf Ihr Gesetz zu 
rechtfertigen haben. 

Meine Damen und Herren! Jeder Hauseigentü
mer hat das Recht, die Daten vom Meldeamt zu 
erfahren. Nicht der Schutz der persönlichen Da
ten steht im Vordergrund. Auch in diesem Fall 
hat der Verfassungsdienst die Verfassungswidrig
keit, die verfassungsrechtliche Fragwürdigkeit 
dieser Bestimmung angedeutet. 

Meine Damen und Herren! Das Grundrecht 
auf Schutz der persönlichen Daten existiert in 
diesem Bereich nur mehr sehr eingeschränkt. 
Eine Auskunftssperre muß beispielsweise beim 
Amt für zwei Jahre beantragt und begründet wer
den, aber das Auskunftsrecht des Unterkunftge
bers muß nicht begründet werden. Mit Recht hält 
Ihnen die Rechtsanwaltskammer, mit Recht hält 
Ihnen der Verfassungsdienst vor, daß Sie hier 
eine Umkehrung von demokratiepolitischen und 
verfassungsmäßigen Prinzipien betreiben. Das ist 
ein Überwachungsstaat, meine Damen und Her
ren! 

Das Land Steiermark - ich muß Ihnen einmal 
sagen, welche Sprache hier inzwischen in den 
Stellungnahmen gewählt wird, weil Sie uns vor
werfen, daß wir das tun - stellt zum Beispiel sehr 
wohl das Melderecht als Ganzes in Frage und 
spricht davon, daß das Image eines Polizeistaates 
dadurch abgebaut werden könnte, daß man das 
Melderecht fallenläßt. Es ist die steirische Lan
desregierung, die Ihnen das schreibt, und die 
Rechtsanwaltskammer bescheinigt Ihnen, daß Sie 
Menschen zu Denunzianten machen. Ein rechts
staatliches Interesse an derartigen bloß autoritä
ren Systemen eigenen Denunziationspflichten ist 
nicht einzusehen. 

Meine Damen und Herren! Herr Innenmini
ster! Was müssen Sie sich heute in diesem Land 
schon anhören? Welche Sprache taucht hier im 
öffentlichen Diskurs auf? - Nicht von den Alter
nativen in den hinteren Bänken, die Sie als Extre
misten bezeichnen. (Bundesminister Dr. Lös c h -
n a k: Ich nicht.' - Abg. Par f1 i gon i: Er iSI 
schOll ganz ven1iirrt.') Entschuldigen Sie! Das 
"Sie" war auf die Debattenredner bezogen. Ich 
habe es zurückgenommen, ich bitte Sie, das zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Herr Minister! Welche Sprache und welche Ar
gumente müssen Sie sich mehr und mehr bei Ih
ren Gesetzentwürfen vorhalten lassen? - Denun
ziantenturn. Image des Polizeistaates, Schnüffel-
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staat, nur autoritären Systemen eigene Bestim
mungen. 

~eine Damen und Herren! Was ist eigentlich 
in Osterreich los? Das sind ja nicht nur wir - die 
Rechtsanwaltskammer ist meines Wissens keine 
grüne Organisation -. da kommen Vorwürfe, 
mit denen Sie sich, meine Damen und Herren, 
auseinandersetzen müssen. Sie hängen hier Ihr 
Segel in einen Wind, Sie hängen Ihr Segel in ei
nen Wind reaktionärster Stimmungen, die auftau
chen. Aus Unruhe über die Umbrüche in Europa, 
aus Unruhe über den Krieg in Jugoslawien. aus 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten an unseren 
Grenzen entsteht ein reaktionäres Klima, in dem 
Sie segeln. Aber hören Sie diese Stimmen an! Hö
ren Sie die warnenden Stimmen, die Ihnen vor
halten, einen falschen Weg zu gehen! 

Der Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes 
sagt Ihnen, daß erhebliche verfassungsgesetzliche 
Bedenken bestehen und auch durch den Abände
rungsantrag diese Bedenken nicht beseitigt wer
den. (Abg. Par n i gon i: Das ist völlig falsch. 
was Sie sagen, und auch die Unwahrheit.') 

Meine Damen und Herren! Sie haben hier ein 
Gesetz vorgelegt, das den Menschen in Österreich 
wieder ein großes Stück Freiheit kostet, das ein 
großes weiteres Stück Abhängigkeit vom Staat 
bringt, es ist ein weiterer Schritt völliger Unange
messenheit, völliger Unangemessenheit, ein staat
licher Eingriff in das Privatleben, der Versuch, 
Menschen zu Schnüffelei und Denunziantentum 
zu erziehen. 

Das kann nicht ein Entwicklungsschritt in einer 
demokratischen Debatte sein. Das kann nur ein 
verheerender Rückschlag sein. Keine Sicherheits
frage kann diese Eingriffe länger rechtfertigen. 

Und eines muß ich Ihnen sagen, meine Damen 
und Herren - ich komme zum Schluß, Herr Prä
sident -: Man muß das zusammen sehen, was Sie 
in dem letzten Jahr vorgelegt haben: das Polizei
befugnisgesetz, das Paßgesetz (Abg. Par ni go -
n i: Es kommt noch eines: das Niederlasslmgsge
setz.'). die Ausländergesetzgebung. Dann muß 
man die Unempfindlichkeit des Herrn Innenmi
nisters vor all diesen Kritiken haben, um dann 
von einem SPÖ-Parteitag als ein Demokratiepa
ket ... 

Präsident: Bitte abzuschließen. 

Abgeordneter Voggenhuber (fortsetzend): Mei
ne Damen und Herren! Das ist kein Demokratie
paket, das ist eine Strategie zur Entdemokratisie
rung unserer Gesellschaft! (Beifall bei den Grü
nen.) 15.3/ 

Präsident: Als nächster gelangt Herr Abgeord
neter Feurstein zu Wort. Gleiche Redezeit. 

/5.31 
Abgeordneter Dr. Feurstein (ÖVP): Herr Prä

sident! Meine Damen und Herren! Die Rede des 
Herrn Voggenhuber war für mich demaskierend. 
Herr Voggenhuber! Wenn jemand ans Redner
pult tritt und verlangt, die Meldepflicht ist zu 
streichen, so bedeutet das für mich, daß er wichti
ge Grundfunktionen in unserem Staate nicht 
mehr anerkennt. Ich habe Verständnis dafür, daß 
Sie gegen andere Gesetze irgendwelche Vorbehal
te vorbringen. Aber das, wa~ Sie hier propagiert 
haben, bedeutet Chaos in Osterreich! Und das 
können .. wir nicht akzeptieren. (Beifall bei ÖVP 
und SPO.) 

Herr Abgeordneter! Es geht nicht darum, daß 
man Kriminelle nun ausfindig machen kann. Na
türlich ist auch das ein wichtiger Aspekt dieses 
Gesetzes. Es geht vor allem darum, daß in unse
rem Staatswesen ein geordnetes Zusammenleben 
möglich ist. Und ein geordnetes Zusammenleben 
verlangt nun auch einmal klare und eindeutige 
Vorschriften über den Aufenthalt eines Men
schen in unserem Staate. Ein geordnetes Melde
wesen betrachte ich als eine Grundfeste eines 
Staates. 

Wenn Sie auf die amerikanischen Verhältnisse 
hingewiesen haben, dann muß ich fragen: Wo 
fühlen sich die Menschen freier: bei uns in Öster
reich oder in den USA? Eine solche Diskussion 
würde ich sehr gerne führen. Sie würden erfah
ren, daß sich die Menschen bei uns in Österreich 
sicherer und freier fühlen als die Menschen in den 
Vereinigten Staaten. Wenngleich zuzugeben ist, 
daß es in den Vereinigten Staaten manche andere 
Dinge gibt, die nachahmenswert sind. 

Aber das Meldewesen, wie wir es in unserem 
Staat entwickelt haben, schränkt die Freiheit des 
einzelnen Menschen in keiner Weise ein. Ich mei
ne, gerade das Gegenteil ist der Fall: Die Freiheit 
des Menschen wird dadurch gesichert. Zur Si
cherheit gehört eben - ich sage das noch einmal 
- ein korrektes Meldewesen. 

Vielleicht noch ein Gedanke dazu. Es ist bereits 
in früheren Diskussionen gesagt worden, daß das 
heutige Meldegesetz seine Hauptaufgaben nicht 
mehr erfüllt. Man hat sicherlich vor einigen Jah
ren mit gutem Grund die Novellierung durchge
führt. Man hat geglaubt, man werde mit den In
strumenten, die man damals entwickelt hatte ein 
Meldewesen aufbauen, das allen Ansprüche~ ge
recht wird. Wir mußten erkennen, daß es, so wie 
es auch in den Erläuterungen steht, die uns die 
Regierung vorgelegt hat, in manchen Bereichen 
unzureichend war. 

Ich nenne Ihnen noch einmal ganz kurz die 
~unkte, um die es dabei geht. Wir haben heute in 
Osterreich viele Scheinmeldungen, also Meldun-
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gen, ohne daß die betreffende Person dort wohnt, 
ohne daß sie dort Aufenthalt genommen hat. Das 
wollen Sie nicht, das wollen wir nicht! Wir haben 
auch viele illegale Unterkunftsaufnahmen, Unter
kunftsaufnahmen, die eben nicht gemeldet wur
den. Auch das kann nicht Sinn und Zweck eines 
Meldegesetzes sein, wie wir uns das wünschen. 
Wir brauchen daher vor allem die Möglichkeiten 
für einen korrekten und besseren Vollzug des 
Meldewesens. 

Ich meine, daß drei Dinge, die in diesem Mel
degesetz vorgesehen sind, einen besseren Vollzug 
gewährleisten. Ich nenne die Punkte noch einmal. 
Ich glaube, daß es wichtig ist, daß auch der Unter
kunftgeber den Meldezettel unterschreiben muß, 
daß der Unterkunftgeber sehr wohl bestätigen 
muß, daß sich die betreffende Person auch in die
ser Unterkunft, in dieser Wohnung aufhält. Denn 
wenn das durch den Unterkunftgeber nicht ge
schieht, dann kommt es zu den Scheinmeldungen. 

Zweiter Punkt: Wir brauchen klare Bestim
mungen darüber, wer meldepflichtig ist und wei
che Meldedaten zu erfassen sind. Auch in diesem 
Punkt bietet uns das neue Meldegesetz die not
wendigen Vorgaben, klare und eindeutige Be
griffsdefinitionen. Ich meine auch, daß es im Sin
ne der Sicherheit des einzelnen Menschen, der in 
unserem Staate wohnt, liegt, zu wissen, wann er 
zu melden hat, was er zu melden hat, wie er zu 
melden hat. 

Und der dritte wichtige Punkt - Sie haben das 
angedeutet und nennen es "Beschnüffelung". 
Hier geht es nicht um Beschnüffelung. Kein 
Nachbar hat aufgrund dieses Meldegesetzes etwas 
zu melden. Aber der Unterkunftgeber hat sehr 
wohl eine Nachricht weiterzugeben. wenn er der 
Meinung ist, daß jemand in seinem Haus wohnt, 
der eben nicht gemeldet ist, bei der Meldebehörde 
nicht bekannt ist. Und nur das ist zu melden: daß 
jemand in der Wohnung Unterkunft genommen 
hat, der der Meldebehörde nicht bekannt ist. Da 
geht es nicht um Beschnüffelung, da geht es nicht 
darum, irgendwelche Dinge, die die Intimsphäre 
betreffen. bekanntzugeben. Ich halte auch den 
Begriff "Mensch", der jetzt für das Meldegesetz 
gefunden worden ist, für eine gewisse Verbesse
rung in der Terminologie. Man spricht nicht 
mehr von Personen, sondern von den einzelnen 
Menschen. eine Klarstellung und Verbesserung, 
die uns sicherlich die Möglichkeit bietet, nun kla
rere und geordnetere Verhältnisse zu schaffen. 

Ich verkenne aber nicht, daß manche Probleme 
mit diesem Meldegesetz nicht gelöst werden 
konnten und ungelöst bleiben. Ich betrachte hier 
die Wohnsitzfrage als eine ganz wichtige Frage. 

Wenn man schon ein so klares Meldegesetz 
schafft, so wäre es sicherlich auch notwendig ge
wesen, eindeutige Bestimmungen und klare Vor-

gaben für den Wohnsitz zu schaffen. So wie das 
jetzt im Meldegesetz gelöst und geregelt ist, ist 
dieser Vorgabe, ist diesem Erfordernis leider 
nicht entsprochen worden. (Abg. Dr. 0/ ne r: 
Eine Lern/rage, Gau/ried: An wem ist es geschei
tert?) Es ist deshalb nicht möglich gewesen - ich 
sage das ganz offen, Abgeordneter Dr. Ofner -, 
weil wir dieses Meldegesetz nun endlich brau
chen. Wir können mit dem alten Meldegesetz im 
Jahre 1992 nicht mehr weiterarbeiten. Wir brau
chen ein neues Meldegesetz. Und die Frage des 
Wohnsitzes ist eine so heikle Frage, daß sie mit 
dem Gemeindebund und mit dem Städtebund so
wie mit den betroffenen Ländern wirklich einge
hend diskutiert werden muß. (Bei/all bei der 
ÖVP. - Abg. Dr. 0/ II e r: Da ist immer das 
Theater mit den DoppeL- und Mehr/achmeldun
gen.') Nein, es ist kein Theater! Diskutieren wir 
sachlich, Herr Abgeordneter Ofner! Es ist kein 
Theater! Ich habe dieses Problem - Sie wissen 
das! - im Rahmen des Volkszählungsgesetzes ge
meinsam mit FPÖ und SPÖ ausdiskutiert. Wir 
haben im Volkszählungsgesetz eine Lösung ge
funden und eine klare Definition "ordentlicher 
Wohnsitz" im Sinne des Volkszählungsgesetzes 
geschaffen. Aber diese Definition - das wissen 
Sie genauso wie ich - ins Meldegesetz zu über
nehmen ist nicht möglich. Denn es gibt im Volks
zählungsgesetz ein Verfahren der Anhörung und 
der Reklamation, und dieses Verfahren des ge
genseitigen Anhörens von Gemeinden mit Rekla
mationsmöglichkeiten der betroffenen Gemein
den können wir im Meldegesetz nicht durchfüh
ren. Denn das würde die Bürokratie wirklich in 
einem Ausmaß aufblähen. daß das Meldegesetz 
nicht vollziehbar wäre. 

Wir brauchen ein anderes Verfahren, und die
ses Verfahren muß. glaube ich, noch ausgearbei
tet und entwickelt werden. Wir haben das noch 
nicht ausgearbeitet, vor allem haben wir noch kei
ne Übereinstimmung zwischen dem Gemeinde
bund und dem Städtebund in den Detailfragen. 
(Abg. Dr. 0 / fl e r: Das kanl1 ich mir vorstellen.') 

Dr. Ofner! Sie waren Justizminister, Sie wissen: 
Wenn man die Basis nicht hinter sich hat, wenn 
die Gemeinden nicht mitziehen, wird ein Innen
minister dieses Meldegesetz nicht vollziehen kön
nen. Diese volle Zustimmung der Gemeinden 
brauchen wir unbedingt (Bei/all bei der ÖVP -
Abg. Dr. 0/11 e r: Wir bedauern es beide. habe ich 
deinen Worten entflammen! Dir tut es leid. daß wir 
keine vollständige Nellregelllng haben.'), aber ich 
gebe zu, es wäre schön, es wäre mir lieber, wenn 
wir diese Frage bereits in diesem Meldegesetz ge
löst hätten. (Abg. Dr. 0 / n e r: Da sind wir einer 
Meinung.') Dabei glaube ich nicht nur. daß wir der 
Judikatur des Verfassungsgerichtshofes dabei fol
gen sollten - das ist jetzt meine persönliche Mei
nung -, wonach es mehrere ordentliche Wohn
sitze gibt. Sie kennen das berühmte Erkenntnis 
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des Verfassungsgerichtshofes aufgrund der Volks
zählung 1981, das mehrere ordentliche Wohnsit
ze vorsieht. Ich glaube, wir sollten im MeIdege
setz, wie es auch in den Erläuterungen zum Aus
druck kommt, zu einem Hauptwohnsitz als or
dentlichen Wohnsitz kommen. Es ist eben sehr 
schwierig, das zu definieren. (Abg. Dr. 0 In e r: 
Dort soll bei Gemeinderatswahlen auch gewählt 
werden? - Abg. Dr. He/ene Par t i k - Pa bl e: 
Ich linde das eine unnötige Einschränkung!) Vor 
allem bei Bundeswahlen sollte das gelten. Bei Ge
meindewahlen möchte ich jetzt nicht so weit ge
hen, das ist Sache der Länder. Das soll eben wirk
lich der Landtag entscheiden, wer bei Gemeinde
vertretungswahlen wahlberechtigt ist, aber bei 
Bundeswahlen soll es einen eindeutigen Ort ge
ben, an dem man wahlberechtigt ist. (Abg. Dr. 
01 n e r: Bei den Landtags~vahlefl gibt es in man
chen Bundesländern die Möglichkeit. in mehreren 
Gemeinden zu 'Yvählen und in mehreren Gemein
den gewählt zu werden.') 

Noch einmal: Das ist Sache der Landtage, das 
ist nicht eine Sache, die wir hier zu entscheiden 
haben. Versuchen wir, Dr. Ofner, meine Damen 
und Herren, die Dinge zu lösen, für die wir zu
ständig sind! Wenn wir unsere Aufgaben wahr
nehmen, haben wir genug Arbeit, ich glaube, daß 
dann auch unser Auftrag erfüllt ist. 

Ich möchte auch noch ganz kurz auf den Vor
schlag eingehen, der uns - wahrscheinlich allen 
Fraktionen - vom Städtebund unterbreitet wor
den ist. Es wurde angeregt, diese Frage bereits zu 
lösen. Ich möchte erklären, warum wir diesem 
Vorschlag des Städtebundes noch nicht nähertre
ten konnten. 

Erster Grund: Was ist, wenn die Gemeinde 
nicht einverstanden ist? Ich darf kurz erwähnen, 
der Städtebund hat angeregt, der Meldepflichtige 
sollte allein über den Hauptwohnsitz entscheiden. 
Das ist sicherlich eine Vorgangsweise, die zu
nächst plausibel erscheint. aber was ist, wenn die 
Gemeinde mit dieser Entscheidung des Melde
pflichtigen nicht einverstanden ist? Was ist, wenn 
sich mehrere Gemeinden zu Wort melden und 
die Meldepflichtigen für sich reklamieren? 

Das sind alles Dinge, die noch ausdiskutiert 
werden müssen, und gerade aus diesem Grunde 
meine ich auch, daß die Entscheidung im Aus
schuß richtig war. Zwei Paragraphen dieses Mel
degesetzes können noch nicht sofort in Kraft tre
ten, sondern erst am 1. Juli 1993, nämlich § 16, 
der die Einführung eines zentralen MeIderegi
sters beim Innenministerium vorsieht und eine 
Meldepflicht der Gemeinderneideämter an das In
nenministerium zum Gegenstand hat, und § 17, 
der die Einführung einer Wanderungsstatistik 
vorsieht. Ich kann mir nicht vorstellen, daß man 
den Gemeinden nun auferlegt, eine Weitergabe 
von Meldedaten einerseits an das Innenministeri-

um. an die zentrale Meldebehörde, andererseits 
an das Österreichische Statistische Zentralamt 
vorzusehen, ohne daß diese entscheidende Frage 
des Verfahrens zur Festlegung des einen Haupt
wohnsitzes eindeutig festgelegt ist. 

Und ich würde sogar meinen, daß dann, wenn 
bis zum 1. Juli 1993 diese Fragen nicht geklärt 
werden, auch die Weitergabe von Daten an das 
Zentralregisteramt beziehungsweise für die Wan
derungsstatistik an das Österreichische Statisti
sche Zentralamt zu unterbleiben hat. Insbesonde
re meine ich, daß keine Weitergabe von Daten an 
das Österreichische Statistische Zentralamt erfol
gen sollte, denn - und hier spreche ich aus einer 
25jährigen Erfahrung - eine Wanderungsstati
stik ohne KlarsteIlung des ordentlichen Wohnsit
zes hätte keinen Sinn. Dies würde nur Mehrarbeit 
bedeuten, aber keine Fortschritte im Bereich von 
Informationsmöglichkeiten bieten. 

Aber insgesamt sehen wir ein, daß wir dieses 
neue Meldegesetz brauchen, und wir geben ihm 
daher auch gerne unsere Zustimmung. (Beilall 
bei ÖVP und SPÖ.) 15.45 

Präsident: Als nächste zu Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Dr. Petrovic. 

Das geht sich genau bis maximal 16 Uhr aus. -
Bitte sehr. 

15.45 
Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (Grüne): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini
ster! Hohes Haus! Ich habe gestern in meiner Post 
eine Zeitschrift der "Bank-Austria" vorgefunden, 
und wie ich da nur so daraufsehe, lese ich etwas 
von neuen Meldevorschriften und liberalisie
rung. Da denke ich mir, die müssen einen ganz 
anderen Entwurf gehabt haben. Als ich mir die
sen Artikel im Detail angesehen hatte, merkte ich: 
Hier geht es - selbstverständlich - um die Devi
senliberalisierung und die dortigen MeIdevor
schriften. 

Meine Damen und Herren! Genau einen Monat 
nachdem der schrankenlos liberalisierte Kapital
verkehr in Österreich Einzug gehalten hat, am 
4. November, genau einen Monat später wird eine 
Restriktion im Hinblick auf die Freiheit der Per
son eingeführt. Und es wird damit eine Entwick
lung, die 1985 genommen wurde, rückgängig ge
macht, die in diesem Hause - ich habe hier die 
Stenographischen Protokolle - gelobt wurde. 
(Abg. Alle r: War höchste Zeit.' Höchste Zeit.') 

Dr. Lichal hat seinerzeit bemerkt. es sei ein 
Fortschritt und man könne auch im Zusammen
hang mit einer zentralen Meldeevidenz keines
falls von einem "big brother" , der den Bürger be
obachtet, sprechen, denn eine Datenweitergabe 
könne ausschließlich zum Zweck der Strafrechts
pflege erfolgen. Abgeordneter Neuwirth hat es als 
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einen großen Fortschritt dargestellt, daß die oft
mals schikanös ausgeübte Unterschriftspflicht des 
Unterkunftgebers weggefallen ist. 

Offensichtlich zählen diese Argumente nicht 
mehr, denn sowohl ... (Zwischenruf des Abg. 
Pro b s t.) Das glaube ich schon, daß Sie damals 
nicht dafür waren. Sie haben sich auch bis heute 
ja in dieser Angelegenheit nicht als eine freiheitli
che Partei erwiesen, sondern als eine Polizeipar
tei! (Abg. Dr. Helene Par l i k - Pa b l e: Wir ha
ben damals auch zugestimmt.' Ich bekenne rnich 
dazu.') 

Meine Damen und Herren! Die Datenschutz
bedenken ... (Abg. Mo s e r: Wir sind für Ord
nung und Sicherheit in diesem Land.') Wenn Sie 
glauben, daß sich Ordnung und Sicherheit so her
stellen lassen, dann hören Sie mir gut zu! Ich wer
de auch darauf zu sprechen kommen. 

Von den datenschutzmäßigen Bedenken, die 
damals von Lichal unter Hinweis auf die Be
schränkung auf die Strafrechtspflege gemildert 
wurden, hat man sich distanziert. Heute gibt es 
eine weite Möglichkeit zur Datenerhebung. Die 
Bedenken, die hier von seiten des Datenschutzes 
geäußert wurden, die Bedenken, daß jede Art von 
Daten im Hinblick auf irgendein Verwaltungsver
fahren, nicht nur auf Strafverfahren, erhoben 
werden können, konnten nicht entkräftet werden. 
Auch die Art der Weitergabe der Daten wurde 
erweitert. 

Frau Abgeordnete Graenitz hat es ja vorhin an
gesprochen: Es geht in Wahrheit um die Auslän
der. Es ist ja in den Diskussionen zum AsyLrecht 
- Frau Partik-Pable, das haben Sie gesagt - im 
Ausschuß auch gesagt worden, um ein Verfahren 
abwickeln zu können, mögen doch die Pfarrer et 
cetera die Leute anmelden, um ihnen eine Adres
se für das Verwaltungsverfahren zu verschaffen. 
(Abg. Dr. Helene Par l i k - Pa b l e: Eine Zustell
adresse. /lach der man die ganze Zeit ruft.') Eine 
Zustelladresse. Genau das, Frau Partik-Pable, je
manden anzumelden, der nicht dort wohnt, wird 
hier jetzt unter Strafe gestellt. (Abg. Dr. Helene 
Par t i k - Pa b I e: Wenn er nicht dort wohnt, 
kann er ihn nicht anmeLden. aber er kann eine Zu
stelladresse namhaft machen.') Aber genau das 
wird doch hier unter Strafe gestellt, eine Anmel
dung, wo nicht tatsächlich ein Wohnort besteht. 
(Abg. Dr. Helelle Par l i k - Pa b l e: Das ist eine 
Zustelladresse.' Das müssen Sie doch wissen.') Das 
heißt, eine Zustelladresse. wo Leute beispielswei
se nicht wirklich wohnen, ermöglicht doch kein 
Verfahren, eine bloße Anmeldung, das wird unter 
Strafe gestellt. (Abg. Dr. Helene Par t i k -
Pa b l e: Das ist absolut falsch.') 

Präsident: Ein Argument nach dem anderen. 
Frau Abgeordnete Partik! Wollen Sie einen Zwi-

schenruf machen? (Weiterer Zwischenruf der 
Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b l e.) 

Am Wort ist Frau Abgeordnete Petrovic. Wenn 
Sie einen Zwischenruf machen wollen, gibt es si
cher ein paar Sekunden dafür. Bitte, Frau Petro
vic. 

Abgeordnete Dr. Madeleine Petrovic (fortset
zend): Ich bleibe dabei, daß das der wahre Grund 
ist, der ja auch in diesem Gesetze angesprochen 
wird: Weitergabe von Daten für fremdenpolizeili
che Zwecke und Ermächtigung der Bundespoli
zeidirektionen, Daten zu diesem Zwecke zu ver
arbeiten. Das ist der wahre Hintergrund, und um 
dieses Ziel zu erreichen. setzt man sich auch über 
die Bedenken, die das Konsumentenschutzmini
sterium, die Minister Ettl in einer sehr klaren 
Form geäußert hat, hinweg. 

Gerade die Wiener Abgeordneten werden es 
wissen, wie sehr manche Vermieter hier zu Schi
kanen greifen und wie schwierig es ist in manchen 
Spekulationsobjekten, irgendeine Unterschrift ei
nes Unterkunftgebers zu erwirken. 

Ich weiß nicht, ob die Zwecke, die Sie immer 
ansprechen, die Strafrechtspflege oder die sonsti
gen Verwaltungsverfahren. dazu dienen können 
oder das Argument dieser Verfahren ~azu dienen 
kann, eine Verschlechterung für alle Osterreiche
rinnen und Österreicher herbeizuführen. 

Es hat der Österreichische Rechtsanwaltskam
mertag in diesem Zusammenhang - gezeichnet 
Herr Dr. Schuppich - klare Worte gefunden. Er 
spricht im Zusammenhang mit diesen besonderen 
Meldepflichten, im Zusammenhang mit dieser 
Pflicht des Unterkunftgebers wortwörtlich von ei
ner Vernaderungspflicht und einer Denunzia
tionspflicht. Schuppich wörtlich: "Schwerwiegen
de verfassungsrechtliche Bedenken bestehen auch 
gegen die ohne weitere Kriterien vorgesehene 
Weitergabe von Meldedaten an Organe von Ge
bietskörperschaften." (Bundesminister Dr. 
Lös c Iz n a k: Lesen Sie auch den ersten Satz von 
diesem Gutachten. das Sie in der Hand haben! Le
sen Sie das.' Sie lesen immer nur einen Teil her
aus.'i Herr Bundesminister! Mir kommt es auf die 
Beseitigung verfassungsrechtlicher Bedenken an, 
und hier steht die Weitergabe von Daten unter 
diesen bedenklichen Fakten, und hier stehen die 
besonderen Meldepflichten unter dem Ausdruck 
einer Denunziations- und Vernaderungspflicht. 
Und das, Herr Bundesminister, ... (Bundesmini
ster Dr. Lös c h n a k: Grundsätzlich wird die 
Neuregelung begrüßt. steht in der Einleitung' Sie 
lesen das aber nicht vor.') 

Herr Bundesminister! Daß wir uns auch eine 
Regelung der Materie im Sinne eines kompletten 
Überdenkens der Sinnhaftigkeit wünschen, das 
hat auch Abgeordneter Voggenhuber gesagt. Wir 
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wollen uns gerne dieser Meinung anschließen. Er
arbeiten wir doch einmal etwas grundsätzlich an
deres! 

Oder wenn wir nicht so weit gehen, sondern 
nur in Frage stellen, was Sie immer in den Vor
dergrund stellen, nämlich die Anmeldung irgend
wo, dann könnte man dazu andere Methoden fin
den, um dieser Problematik, wenn sie quantitativ 
wirklich so bedeutend wäre, beizukommen, an
statt alle Österreicherinnen und Österreicher zu 
bestrafen und eine Regelung einzuführen, die in 
nicht wenigen Fällen zu Schikanen führen kann. 

Damit habe ich in der Sache nur noch so viel 
hinzuzufügen, daß die Problematik so alt ist, daß 
man wirklich fast verzweifeln könnte, ob dieses 
Haus je etwas dazulernen wird. 

Im Zusammenhang mit dem "Meldezettel" hat 
Kar! Kraus 1907, 1908 und fast prophetisch -
damals genauso in zeitlichem Zusammenhang mit 
einer Erhöhung der Postgebühren - folgendes 
gesagt: 

"Daß die alte Dummheit noch lebt, diese Er
kenntnis quillt täglich aus allen Poren unseres 
Staatswesens: braucht man sie denn wirklich auch 
dadurch zu beweisen, daß man sich anstrengt, 
neue Dummheiten zu ersinnen? Nun also! ... Es 
ist ja wahr, die österreichische Verwaltungsweis
heit basiert auf dem Meldezettel. der Mangel an 
Eingebung der Regierenden wird hierzulande 
durch eine Fülle von Eingaben der Regierten 
wettgemacht, und die Gerechtigkeit dieses Staates 
heißt, ,Justarnent!' 

Aber es ist unwahrscheinlich, daß die österrei
chischen Bureaukraten die österreichischen 
Staatsbürger für größere Esel halten als sich 
selbst. Es ist unglaubhaft, daß man in diesen Ta
gen, da die Last der Postgebührenerhöhung auch 
das geduldigste Saumtier störrisch macht, ihm 
auch noch einen strengen Meldezettel vors Maul 
binden wird. Und es ist ausgeschlossen, daß dieser 
Staat von seinem Bürger mehr verlangt, als daß er 
sein Geld, seine Zeit, seinen Nervenfrieden, sein 
ganzes Leben den Vexationen der Steuerämter, 
Zollämter, Konskriptionsämter, magistratischen 
Bezirksämtern und Militärtaxkatasterrentensteu
ergebührenbemessungsämter opfert; daß er sich 
auf dem Weg von einem Amt ins andere von der 
Elektrischen überfahren oder wenn er, um die
sem Schicksal zu entgehen, selbst ,eine Zone 
überfährt', wegen Betruges einsperren läßt; und 
daß er noch auf seine Frage, ob er denn endlich in 
Ruhe sterben könne, dankbar und gottergeben 
den Bescheid entgegennimmt:' Machen S' eine 
Eingabe!' 

Nein, ich glaube nicht, daß neuestens mehr ver
langt werden soll. Glaube es nicht, daß die Behör
den außer der ,Veranlagung der Personaleinkom-

mensteuer' - man muß in Österreich selbst zum 
Steuerzahler ,veranlagt' sein -, daß sie außer je
nem Studium des Steuerbogens, der nebst der 
Kabbala der Juden zu den schwierigsten Geheim
lehren gehört, die die Kulturgeschichte kennt, 
auch noch eine besondere Montierung des Melde
zettels vorschreiben, der nebst dem gelben Fleck 
der Juden zu den markantesten Erkennungszei
chen der Menschheit zählt." 

Ich setze an anderer Stelle fort: "Wieder die 
liberale Halbschlächtigkeit, die sich nicht zu sa
gen traut, daß die Wiener Polizei eben den Mel
dezettel braucht, weil sie kein Vertrauen in ihre 
Findigkeit hat. Daß sie zur endlichen Erreichung 
ihres Zweckes, ein paar Verbrecher zu erwischen, 
sich nicht anders als durch das Mittel helfen kann, 
die ganze Bevölkerung ihrer Freiheit für verlustig 
zu erklären und zu sagen: Einer wird's schon ge
wesen sein! 

Nun ist es leider nicht ganz ausgeschlossen, daß 
die Verbrecher, die bereits Diebstahl, Betrug, 
Raub und Mord begangen haben, auch noch das 
letzte, entsetzlichste aller Verbrechen riskieren: 
Falschmeldung; und die Folge wäre, daß man sie 
dann wieder nicht hätte und daß den Bestohlenen 
und Ermordeten bloß das tröstende Bewußtsein 
bliebe, ihren eigenen Meldezettel gewissenhaft 
ausgefüllt zu haben. 

Bisher begnügten sich die Behörden damit, ei
nen, der der Falschmeldung überwiesen war, auch 
eines Totschlages für fähig zu halten. Müßten sie 
nicht auch damit rechnen, daß ein überwiesener 
Totschläger am Ende einer Falschmeldung ver
dächtig sein könnte? 

Ja, das Salz, das man einem Spatzen auf den 
Schwanz streut, wenn man ihn fangen will, ist 
hierzulande Staatsmonopol ... 

Die Verheerungen, welche die laut Meldezettel 
nach Österreich zuständige Dummheit anrichtet, 
vollziehen sich mit jenem Humor der Selbstver
ständlichkeit, der die Katastrophe in einer Knock
about-Farce begleitet. Der Staatsclown schlägt 
uns die Hacke in den Schädel und fragt, ,ob wir 
das bemerkt haben'." - Soviel dazu Karl Kraus. 
Es hat sich in all den Jahren nichts geändert, gar 
nichts! 

Noch eines: Herr Abgeordneter Feurstein! 
Zum Schutz der ausländischen Arbeitnehmer ist 
genau diese Pflicht, um die es Ihnen nach Ihren 
Worten angeblich so geht, bereits Bestandteil der 
österreichischen Rechtsordnung. In bezug auf 
Ausländerquartiere ist vom Unterkunftgeber ein 
eigenes Unterkunftblatt auszufüllen. Herr Abge
ordneter Feurstein! Auch das war eine von Kar! 
Kraus viel kritisierte österreichische Praxis: Dort, 
wo die Vollziehung eines Gesetzes überhaupt 
nicht funktioniert, dort schafft man ein zweites 
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Gesetz, anstatt daß man sich um die Vollziehung 
des ersten kümmert! 

Herr Abgeordneter Feurstein! Wenn es wirk
lich um den Schutz von Menschen geht, dann 
kann auch die Antwort auf Hoyerswerda nicht 
heißen: Schaffen wir weitere Restriktionen, oder 
schaffen wir gar die Ausländer ab, denn dann 
wäre die Antwort auf den Antisemitismus gewe
sen: Schaffen wir die Juden ab! - Danke schön. 
(Beifall bei den Grünen.) 16.00 

Präsident: Ich unterbreche jetzt die Verhand
lungen über den 2. Punkt der Tagesordnung. Es 
ist 16 Uhr. 

Dringliche Anfrage 

der Abgeordneten Edith Haller, Mag. Karin 
Praxmarer und Genossen an die Bundesministe
rin für Umwelt, Jugend und Familie betreffend 
die Situation der österreichischen Familien 
(20811J) 

Präsident: Ich gelange zur Verhandlung der 
dringlichen Anfrage. 

Da diese inzwischen verteilt wurde und daher 
allen Abgeordneten im Wortlaut vorliegt, er
übrigt sich eine Verlesung durch den Schriftfüh
rer. (Der Wortlaut der dringlichen Anfrage ist auf 
den S. 4777 f. zu lesen.) 

Als Erstunterzeichnerin scheint Frau Abgeord
nete Edith Haller auf. Ich erteile daher Frau Ab
geordneter Haller das Wort zur Begründung ihrer 
dringlichen Anfrage. - Bitte sehr. 

16.01 

Abgeordnete Edith Haller (FPÖ): Herr Präsi
dent! Da die Frau Bundesministerin noch nicht 
anwesend ist und meine Anfrage an sie gerichtet 
ist, möchte ich mit meiner Wortmeldung zuwar
ten, bis die Frau Bundesministerin im Saale ist. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident: Gut. wenn Sie gleich am Rednerpult 
bleiben, werden wir ein paar Minuten zuwarten. 
(Rufe bei der ÖVP: Eine Sekunde.' Sie läuft SChOft' 
- Man wartet kurz. bis Bundesminiscerin Dkfm. 
Rmh Feldgrill-Zankel im Saal anwesend ist.) 

Wir setzen die Beratungen fort, und ich bitte 
Frau Abgeordnete Haller, mit ihren Ausführun
gen zu beginnen. 

Abgeordnete Edith Haller (fortsetzend): Frau 
Bundesministerin! Meine Damen und Herren! 
Ich habe gehört, daß dies heute die erste dringli
che Anfrage an eine österreich ische Familienmi
nisterin ist, und es ist meines Erachtens höchste 
Zei.~ dafür. Familienpolitik scheint in letzter Zeit 
in Osterreich zum Thema geworden zu sein, nicht 
zuletzt deshalb, weil die wirtschaftliche Situation 

eines Großteils der österreichischen Familien, be
sonders derjenigen mit Kindern, äußerst bedenk
lich geworden ist. 

Erst vor kurzem hat bei einer Enquete in Linz 
Professor Dr. Christoph Badelt von der Wiener 
Wirtschaftsuniversität darauf aufmerksam ge
macht, daß es nun bereits mehr als 100 000 öster
reichische Familien sind, die sich unter der Ar
mutsgrenze befinden. Sie selbst, Frau Bundesmi
nister. haben diese Tatsache als "familienpoliti
sche Schande" bezeichnet, die rasch beseitigt wer
den müsse. In Wirklichkeit haben Sie jedoch im 
Budget 1992 keine neuen Maßnahmen gesetzt, 
um dieser bedrohlichen Entwicklung gegenzu
steuern. 

Seit Ihrem Amtsantritt im Frühjahr 1991 ha
ben Sie via Medien etliche Lösungsvorschläge für 
die prekäre Situation der österreichischen Mehr
kinderfamilien angekündigt, zum Beispiel eine 
Staffelung der Familienbehilfe nach Kinderzahl, 
eine gezielte Familienförderung, eine Neuord
nung des Familienlastenausgleichsfonds. Im kras
sen Widerspruch dazu ist jedoch im Budget
ansatz 1992 wiederum nur die Fortführung einer 
wirkungslosen linearen Erhöhung der Familien
beihilfe geplant. 

Meine Damen und Herren! Durch den Kern
satz des Motivenberichtes, der anläßlich der Ein
führung des Familienlastenausgleichsfonds 1954 
von beiden Regierungsparteien unterzeichnet 
wurde, liegt dem Familienlastenausgleichsfonds 
das Konzept eines horizontalen Lastenausgleichs 
zugrunde. Familienpolitik wurde also als eigene 
Kategorie geschaffen, der Familienlastenaus
gleichsfonds nicht als ein Instrument der Sozial
politik eingeführt. Diesem damals auch und gera
de von den Sozialisten anerkannten Wirkungsziel 
entsprechend war in der damals beschlossenen 
Gesetzesvorlage eine Mehrkinderstaffelung ein
gebaut, die immerhin bis zum Jahre 1981 grund
sätzlich beibehalten wurde. Und diese war wie 
folgt begründet: Solange es nicht möglich ist, die 
finanziellen Lasten sofort vollständig auszuglei
chen. wird der Fehlbetrag zwischen den tatsächli
chen Lasten und den ausgezahlten Beihilfen mit 
steigender Kinderzahl immer größer. 

Der hier beschriebene Nachteil einer linearen 
Beihilfenregelung gilt natürlich auch noch heute. 
Wenn man von der Einkommenssituation aus
geht, wird klar, daß der im FLAG gewünschte 
horizontale Lastenausgleich durch das heutige 
Beihilfensystem nicht verwirklicht wird. Es ist 
statistische Tatsache. daß den Eltern ausschließ
lich aufgrund dessen, daß sie Kinder haben, be
deutende wirtschaftliche Nachteile erwachsen. 
Und diese Benachteiligung verstärkt sich mit der 
Kinderzahl. 
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Kinder sind leider zu einer starken wirtschaftli
chen Belastung geworden. Sozialstatus und gesell
schaftliche Anerkennung werden von dem Mehr 
bestimmt, das sich jemand leisten kann. Die von 
der Umgebung vorgegebenen Standards und der 
soziale Druck lassen viele Familien zu Außensei
tern werden. Unter diesen Voraussetzungen kann 
von einer Wahlfreiheit der Eltern bezüglich der 
Kinderzahl nicht mehr gesprochen werden. 

Diesen durch politische Entscheidungen sehr 
wohl beeinflußbaren Voraussetzungen entspricht 
auch die Geburtenrate. Mit 1.4 Kindern pro Frau 
wird die für den Erhalt der Bevölkerung notwen
dige Geburtenzahl um ein Drittel unterschritten. 
Während die Lasten von Kinderversorgung und 
-erziehung zu einem Großteil von den Familien 
selbst getragen werden, ist der "Nutzen" - unter 
Anführungszeichen - aus den heranwachsenden 
Erwerbstätigen, den Beitragszahlern, vergesell
schaftet. Unsere im Umlageverfahren finanzierte 
Altersversicherung basiert nämlich auf einem 
Dreigenerationenvertrag, der voraussetzt, daß die 
Erwerbstätigen erstens auch die Alten versorgen 
und zweitens auch noch eine neue Generation 
heranziehen. 

Als 1954 das Familienlastenausgleichsgesetz 
beschlossen wurde, waren diese Grundtatsachen 
in allen Lagern unbestritten. Zu einer Zeit, in der 
Österreich noch einen Geburtenüberschuß von 
2,8 Promille hatte. stellte die Sozialistische Partei 
in ihrem Antrag fest, daß der Geburtenrückgang 
das gesamte System der sozialen Sicherheit in 
Frage stelle. Wörtlich: 

"Die Entwicklung der Geburtenzahlen Öster
reichs ist außerordentlich unbefriedigend. Die 
Perspektiven für die wirtschaftliche und soziale 
Zukunft des österreichischen Volkes sind düster, 
wenn es nicht gelingt, die Geburtenzahlen zu er
höhen." - Es ist dies nicht gelungen. Im Gegen
teil: Heute müssen wir ein Geburtendefizit von 
33 Prozent hinnehmen. 

Dementsprechend alarmierend sind auch die 
über verschiedene Bereiche angestellten Moc\ell
rechnungen, die besonders seit dem Erscheinen 
des Familienberichts im Jahre 1989 im Gespräch 
sind. 

Insbesondere seit 1978 wurde der Familienla
stenausgleichsfonds immer wieder zur Finanzie
rung verschiedener Maßnahmen oder zur Bud
getsanierung herangezogen. So wurde in zwei 
Etappen, 1978 und 1980, der Dienstgeberbeitrag, 
die Haupteinnahmequelle des Fonds. um 25 Pro
zent von 6 Prozent auf 4,5 Prozent der Lohnsum
me gesenkt. Der Beitrag zur Sozialversicherung 
wurde dagegen angehoben. Begründet wurde die
se Maßnahme seinerzeit damit, daß der Bundes
beitrag zur Sozialversicherung in dieser Höhe 

nicht mehr vertretbar sei. Wurde deshalb die So
zialversicherung gerettet? - Nein. 

Die österreichischen Familien jedoch sind die 
einzige Bevölkerungsgruppe geblieben, die seit 
vielen Jahren und mit enormen Beträgen zur 
Budgetsanierung auf Kosten einer effizienten Fa
milienpolitik beigetragen hat. 

Die ständige Kürzung der Familiengelder je
doch, ist nicht nur ungerecht, sondern auch sy
stemwidrig. Die Vernachlässigung logischer Prio
ritäten um kurzlebiger, finanzpolitischer Tricks 
willen stellt die Gefährdung der Lebensgrundla
gen unserer Familien dar. Nur zirka 70 Prozent 
des Fonds kommen heute den Familien zugute. 
Fast 100 Milliarden Schilling haben die österrei
chischen Familien in den letzten 12 Jahren als 
Beitrag zur Budgetsanierung geleistet. 

Von den Kolleginnen und Kollegen Ihrer Partei 
wurden Sie, Frau Bundesminister, im Budgetaus
schuß wegen Ihrer großartigen Erfolge in der Fa
milienpolitik gelobt. Ihre schwierigen Verhand
lungen mit Finanzminister Lacina hätten letztlich 
die Zweckbindung des Familienlastenausgleichs
fonds gesichert, obwohl auch heuer wieder eine 
versteckte Ausräumung durch die volle Finanzie
rung des zweiten Karenzjahres in der Höhe von 
1,8 Milliarden Schilling stattfindet. Sie, Frau 
Bundesministerin, haben in diesem Ausschuß 
wiederum versprochen, die Leistungen des FLAF 
in Zukunft übersichtlich und effizient zu machen. 
Wir Freiheitlichen haben bereits am 2. Oktober 
dieses Jahres einen konkreten und ausformulier
ten Antrag eingebracht, der einerseits eine wirk
same Staffelung der Familienbehilfe nach Kinder
zahl und andererseits eine Reform der Familien
besteuerung bringen soll. Das derzeitige österrei
chische Steuersystem ist familienfeindlich. Vor al
lem Familien mit mehreren Kindern werden dop
pelt bestraft: einerseits durch die ungerechte 
Besteuerung und andererseits durch die ungenü
gende Höhe der Familienbeihilfe. (Beifall bei der 
FPÖ.) Dadurch werden sie in die Armut ge
drängt. Bei den Familien in Österreich wird sogar 
die Armut besteuert! Das sind die Tatsachen. 

Das von uns vorgestellte Modell ist effizient 
und bietet eine wichtige Grundlage zur Verbesse
rung der wirtschaftlichen Situation der österrei
chischen Familien. 

Meine Damen und Herren! Im heutigen "Stan
dard" wirft man der FPÖ wieder einmal Auslän
derfeindlichkeit vor, weil wir in diesem Antrag 
die Auszahlung der gestaffelten Familienbeihilfe 
an einen zumindest dreijährigen Aufenthalt in 
Österreich binden wollen. Nur dieser Vorwurf 
geht ins Leere. Wir haben uns bei der Ausformu
lierung dieses neuen Gesetzestextes an die bereits 
bestehenden §§ 32 und 33, Geburtenbeihilfe. ge
halten. Demnach wäre auch der derzeit gehand-
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habte Auszahlungsmodus der Geburtenbeihilfe 
ausländerfeindlich. 

Von mir darauf angesprochen haben Sie, Frau 
Bundesministerin, im Budgetausschuß das frei
heitliche Modell einer Mehrkinderstaffelung aus 
budgetären Gründen abgelehnt, obwohl auch Sie 
bereits den österreichischen Familien eine Staffe
lung versprochen haben. Sie dürfen es sich hier 
nicht so leicht machen, denn die Freiheitliche 
Partei hat sehr wohl die budgetäre Situation 
Österreichs in Betracht gezogen und deshalb das 
Inkrafttreten mit 1. 1. 1994 beantragt. 

Eine effiziente Staffelung der Familienbeihilfe 
nach unseren Vorstellungen würde überdies nur 
um ein Geringes mehr kosten als die von Ihnen 
budgetierte lineare Erhöhung um 100 S und wäre 
einwandfrei aus dem Fonds zu finanzieren. Diese 
Erhöhung um 100 S wird nun als großer fami
lienpolitischer Erfolg dieser Regierung hinge
stellt. 

Politik ist die Kunst des Machbaren. In der 
österreichischen Familienpolitik scheint auch bei 
Ihnen, Frau Bundesministerin, sehr wenig mach
bar zu sein. (Z~vischenruf des Abg. Ing. Mur e r.) 
Obwohl ich persönlich den Eindruck habe, daß 
Sie sich der Situation sehr wohl bewußt sind, er
füllt meine Kolleginnen und Kollegen und mich 
dieses Unbehagen über die genannten Mißstände, 
und ich stelle daher an Sie folgende 

Dringliche Anfrage: 

Am Höhepunkt des Wohlstands in unserern 
Staat ist vielen der rund 1,2 Millionen Familien 
mit Kindern ein Mithalten mit dem Lebensstandard 
ven;;ehrt. Wir sind in tiefer Besorgnis darüber, daß 
sich die Tendenz "Kinder bedeuten sozialen Ab
stieg - mehr Kinder Armut" seit I98.f. besonders 
verstärkt hat. Wenn man die Einkornmensentwick
lung betrachtet, so kann man der österreichischen 
Familienpolitik und den Sozia/parmern den Vor
wurf nicht ersparen. versagt zu haben. 

Die unterzeichneten Abgeordneten richten daher 
an die Frau Bundesministerin für Umwelt, Jugend 
und Familie die nachstehende 

Dringliche Anfrage: 

1. Im Budgetausschuß Familie wurden Sie. Frau 
Bundesministerin, von Ihren Kolleginnen und Kol
legen für Ihre "Erfolge" in der Familienpolitik ge
rühmt. 

Präsident: Frau Kollegin Haller! Ich darf eine 
Sekunde unterbrechen. Es ist selbstverständlich 
Ihr Recht, die ganze Anfrage vorzulesen. Ich habe 
aber am Beginn der Debatte gesagt, daß sie nicht 
verlesen werden muß, weil sie schriftlich verteilt 
ist. Wenn Sie sie aus irgendwelchen Gründen ver-

lesen wollen, dann selbstverständlich. Bitte aber 
nicht zu glauben, Sie müssen sie verlesen. - Bitte 
sehr. 

Abgeordnete Edith Haller (fortsetzend): Ich 
würde sie sehr gerne verlesen, Herr Präsident, be
sonders um die Wichtigkeit der Fragen zu doku
mentieren. 

Besonders erwähnt wurde, daß es Ihnen gelun
gen sei. eine neuerliche Zweckenrfremdung der 
Gelder des FLAF zu verhindern. Sind es tatsäch
lich Erfolge in Anbetracht der Tatsache. daß Sie 
aLs Bundesmin.isterin verantwortlich sind für die 
Gelder des Fonds beziehungsweise fü.r deren aus
schließliche Verwendung für die österreichischen 
Familien.? 

2. Wo liegen Ihre Erfolge, wenn man bedenkt, 
daß sich heute nach Hochrechlllmg der Zahlen des 
Familienberichtes 1989 bereits 70 Prozent der Ar
beiterfamilien mit drei und mehr Kindern im Ar
mutsbereich befinden? 

3. Welche Maßnahmen zur Verbesserung der 
wirtschaftlichen Situation der österreichischen Fa
milien sind konkret von Ihnen gepLant? 

..J. Im Budgetausschuß Familie haben Sie n-var 
eine Erhöhung des Familienzuschlages angeregt, 
Ihnen ist aber gleichzeitig auch bewußt. daß bei 
der derzeitigen Administration der Fanzilienzu
schlag nicht angenommen wird. Diese Ankündi
gung bedewet eine Weiterführung der kOlZzeptLo
sen, familienfeindLicheIl Politik. Ist Ihnen bewußt, 
Frau. Bundesministerin. daß der Familienzuschlag 
nicht angenommen ~1/ird, weil er in der derzeitigen 
Form die Familien zu. Bittstellern degradiert? 

5. Wo sind die Erfolge der österreichischen Fa
milienpolitik, wenn [am eiller Arbeiterkammerstu
die Anfang 1991 die Schuldensumme eines öster
reichischen Haushalts durchschnittlich 250 000 S 
beträgt? Je größer die Familie ist, desto größer ist 
die Verschuldung. Je höher die Kinderanzahl ist, 
desto schwieriger gestalten sich die Rückzahlun
gen. Diese finanzielle Not 'vvird Fon den Betroffe
nen besonders im Umkreis des allgemeinen Wohl
standes als äußerst bedrückend und demütigend 
empfunden. 

a) Diese Verschuldung der österreichischen Fa
milien entsteht schon durch die Hausstandsgrün
dung. Welche Maßnahmen haben Sie bisher in Ih
rem Ressort gesetzt. um dieser EntwickLung gegen
zusteuern? 

bJ Wie stehen Sie persönlich zur Schaffung von 
begünstigten Darlehen bei Familiengründung? 

6. Ist Ihnen be~vußt, Frau Bundesministerin. 
daß die völlig verfehlte Familienpolitik der großen 
KoaLition es zustande gebracht hat. dem österrei
chischen Bürger eine Entscheidung zwischen einer 
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Familie mit Kindern oder Lebensqualität aufzu
zwingen? 

7. Auf diese poLitisch beeinfLußbare Vorausset
zung der nicht mehr gegebenen WahLfreiheit be
züglich der Kinderzahl reagiert der Osterreicher 
natürlich mit rückLäufigen Geburtenzahlen. Die 
Geburtenrate von 1,4 Kindern pro Frau liegt be
reits unter dem mitteleuropäischen Durchschnitt. 
Mehr Kinder würden über den Generationenver
trag unser Pensionssyscem sichern und eine Rück
zahlung der Staatsschulden gewährleisten. 

a) Welche Maßnahmen sind konkret geplant, die 
Bereitschaft der Österreicher "zum Kind" in Zu
kunft zu verbessern? 

8. Das öseerreichische Sceuersyslem ist familien
feindlich. Derzeit zahle ein "Single" gleich viel 
Steuern l1'ie der Erhalter einer fünfköpfigen Fami
lie. Nach unserem Rechtsempfinden stellt dies eine 
verfassungswidrige Diskriminierung kinderreicher 
Familien mit steuerrechtlichen Mitteln dar. Wie 
stehen Sie zum Wahlversprechen vom 26. 9. 1990 
des damaligen Vizekanzlers Riegler, im Rahn"en 
der zweiten Etappe der Steuerreform, die Steuern 
mit einem Entlaswngsvo/umen von 20 bis 30 Mil
liarden Schilling abzusenken und diese Absenkung 
den Familien zukommen zu lassen? Werden Sie 
sich dafür einseezen? 

9. Sie selbst fordern in einer Presseaussendllng 
vom 19. 4. 1991 eine Staffelung der Familienbei
hilfen nach Kinderzahl. Am 2./. 9. kündigten Sie 
die Einführung eines durchschaubaren StaffeLsy
stems an. 

a) Wie schaut Ihr Modell dieses Staffelsyseems 
aus? 

b) Welche Gewichtung haben Sie diesem System 
zugrunde gelege? 

c) Ab wann soll es wirksam werden? 

d) Sollen diese Maßllahmen allS dem FLAF fi
nanziert werden? 

e) Wenn Sie tatsächlich die Einführung eines 
Staffe/systems beabsichtigen, warum haben Sie für 
1992 wiederum einer ideoLogisch bedingten linea
ren Erhöhung zugestimmt und diese budgetiert? 

10. Ist Ihnen be~vußt, Frau Bundesministerin, 
daß durch das Niedrigltalten der Familienbeihilfe 
scheinbare Überschüsse im FLAF entstehen, die 
bisher noch jeden Finanzminister zur Z'rvechvidri
gen Verwendung verleitet haben? 

I I. Auch für das kommende Budget ist durch die 
vollständige Finanzierung des zweiten Karenzjah
res eine Zweckentfremdung der Gelder der öster
reichischen Familien geplant. 

a) Soll diese Maßnahme nach Ihrem DafürhaL
ten nur einmalig oder eine Dauereinrichtung sein? 

b) Wie soll Ihre angekündigte Neuordnung des 
FLAF aussehen? 

c) WeLche ÜberLegungen haben Sie angesteLLt, 
die Schulbuchaklion zu verbessern? 

d) Aufgrund welcher Unterlagen wollen Sie den 
Grundbetrag und den Steigerungsbetrag für beson
ders förderungs würdige Familien ermitteln? 

e) Warum fordern Sie - entgegen dem einstim
trügen Beschluß des Familienpolitischen Beirates 
auf Erhöhung der Familienbeihilfe um 200 S -
für 1992 nur eine Erhöhung um 100 S? 

f) WeLche Überlegungen haben Sie bezüglich der 
Finanzierung der Lehrlingsfreifahrren bereits an
gestellt? 

g) Warum haben Sie zu den Beratungen über die 
geplanten Änderungen im FLAG bis jetzt nicht 
rechtzeitig den FamiLienpoLilischen Beirat einberu
fen? 

12. WeLche flankierenden Maßnahmen werden 
Sie auf Bundesebene ergreifen, um eine Hebung 
des Stellemvertes von Mehrkinderfamilien im Sin
ne einer Umkehr des Wertewandels zu erreichen? 

In formeller Hinsicht wird beantragt, diese An
frage gemäß § 93 der Geschäftsordnung des Natio
naLrates als dringlich zu behandeLn und dem Ersl
unterzeichner vor Eingang in die Tagesordnung 
Gelegenheit zur Begründung zu geben. 

Ich bin mir schon dessen bewußt, Frau Ministe
rin und Herr Präsident, daß die Verlesung aller 
dieser Fragen langwierig, zeitaufwendig und nicht 
sehr angenehm ist, aber ich will einfach. daß sich 
das österreichische Parlament nun endlich einmal 
mit dieser Familienpolitik auseinanderzusetzen 
hat (Beifall bei der FPÖ) , und erwarte mir eine 
ausführliche Beantwortung dieser Anfrage. (Leb
hafter Beifall bei der FPÖ.J 16.~1 

Präsident: Zur Beantwortung der gestellten 
Anfragen hat sich Frau Bundesministerin Dr. 
Feldgrill-Zankel zu Wort gemeldet. Sie hat das 
Wort. 

16.~~ 

Bundesministerin für Umwelt, Jugend und Fa
milie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankel: Sehr geehr
ter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr ge
ehrten Damen und Herren! Auch ich bedanke 
mich für die Ausführlichkeit der Fragen, weil mir 
diese in gleichem Maße Gelegenheit gibt. auch 
ausführlich darüber zu berichten. Frau Abgeord
nete, was vielleicht Ihrer Aufmerksamkeit auch 
entgangen sein dürfte, wenn ich mir Ihre Fragen 
im Detail anschaue. 
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Grundsätzlich freue ich mich wirklich - und 
ich meine das sehr ehrlich -, wenn sich dieses 
Hohe Haus - insofern bin ich mit Ihnen einig -
in substantieller Form mit den existentiellen Sor
gen unserer Familien beschäftigt. Ich hoffe sehr, 
daß wir diese Debatte - und ich werde meinen 
Beitrag dazu gerne leisten - seriös führen kön
nen. Mir ist jedenfalls das Thema Familie zutiefst 
ein inneres Anliegen, und jedenfaLLs ist das Thema 
Familienarmut viel zu ernst, um daraus politi
sches Kleingeld schlagen zu wollen (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ), und ich sage Ihnen dazu: den 
Familien erst recht, um die es Ihnen und uns da
bei geht. 

Ich möchte daher der Beantwortung Ihrer Fra
gen einige grundsätzliche Bemerkungen aus mei
ner persönlichen Überzeugung und meiner per
sönlichen Amtsauffassung voranstellen: 

Zum ersten: Die Familie wird immer wieder -
und zu einem Teil ja auch zu Recht - als die 
"Keimzelle des Staates" angesprochen. Das 
stimmt ja auch, weil sie uns - um es zunächst 
einmal soziologisch zu sagen - die entscheiden
den Primärerfahrungen vermittelt, weil sie das 
grundsätzliche Sozialverhalten prägt und weil in 
der Familie noch immer der Großteil unserer 
zwischenmenschlichen Anliegen in unserer hoch
differenzierten Gesellschaft integriert werden 
kann. 

Ich bin aber trotzdem - und auch daraus 
möchte ich kein Hehl machen - nicht ganz 
glücklich mit dieser Formulierung - ich habe es 
auch bei meinem ersten Auftritt hier im Parla
ment gesagt -, weil sich darin ein "In-Dienst
Nehmen" - wenn Sie diesen Ausdruck gestatten 
- der Familien für andere, übergeordnete Zwek
ke ausdrückt. 

Ich trete aus tiefster Überzeugung dafür ein, 
Familie als Selbstzweck zu sehen. In der Familie 
ist es möglich, geglückte Beziehungen zwischen 
den Mitgliedern, zwischen den Eheleuten oder 
Partnern, zwischen Eltern und Kindern und den 
Geschwistern zu leben. Und ich halte es auch für 
notwendig, liebe Frau Abgeordnete, daß Fami
lienpolitiker und Familienpolitikerinnen, die die
se grundsätzliche Auffassung von der Familie mit 
mir teilen, neben den zweifellos vorhandenen 
Problembereichen auch diese enorm positiven 
Erfahrungen, die ja so viele Menschen tatsächlich 
aus ihren Familien schöpfen können, auch einmal 
~~tonen und ..das immer wieder tun. (Beifall bei 
OVP und SPO.i 

Wir sollten, da uns die Familien ein solches An
liegen sind, dazu übergehen, verehrte Frau Kolle
gin, Familie nicht nur primär mit Last. Leid und 
Mühe zu assoziieren oder darzustellen, sondern 
als ein durchaus sehr attraktives Lebensmodell zu 
beschreiben. Familie ist doch die Erfüllung einer 

menschlichen Ursehnsucht nach Zusammenle
ben. Welche Motivation sollten Singles sonst ha
ben, eine Familie zu gründen, wenn sie immer 
nur von den Belastungen hören, die damit ver
bunden sind? Welches Ziel sollte vor allem auch 
eine Familienpolitik haben, wenn nicht genau 
das, nämlich die Erfüllung dieses Wunsches zu 
ermöglichen? 

Familie ist für mich an sich ein ganz entschei
dender Teil der Lebensqualität. Aufgabe der Poli
tik ist es, mitzuhelfen, Belastendes, Hinderliches, 
Behinderndes, das der Erfüllung dieses Wunsches 
entgegensteht, aus dem Weg zu räumen. 

Und damit bin ich bei meinem zweiten Punkt. 
Die Familie ist eine höchst persönliche Angele
genheit. Über Glück und Scheitern dieser Bezie
hungen entscheiden grundsätzlich nicht - und 
das beweisen alle empirischen Erfahrungen -
staatliche Maßnahmen oder deren Fehlen. Das zu 
behaupten würde bedeuten, politische Möglich
keiten in einem meines Erachtens gefährlichen 
Maß zu überschätzen. 

Politisch können wir - und das müssen wir 
auch - Rahmenbedingungen schaffen und ge
stalten. Bei aller Berechtigung weiterführender 
Forderungen - und Sie können mir glauben, daß 
mir als Familienministerin mehr als genug dazu 
einfiele - sollen wir uns aber auch einmal vor 
Augen halten, daß wir weltweit, verehrte Frau 
Kollegin, im Spitzenfeld bei der Gestaltung dieser 
Rahmenbedingungen liegen. (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) Bei den familienpolitischen Förderun
gen können - und wir haben uns das gerade jetzt 
in der Auseinandersetzung mit Europa sehr ge
nau und sehr im Detail angeschaut - in Europa 
allenfalls noch Frankreich, Belgien und Norwe
gen mithalten mit jenen Förderungen, die wir un
seren Familien - Gott sei Dank! - zuteil werden 
lassen können. 

Dennoch wollen wir unsere Rahmenbedingun
gen für die Familien selbstverständlich weiter ver
bessern, und ich möchte diese familienpolitischen 
Absichten in zwei Anliegen bündeln und viel
leicht, Frau Kollegin, zum x-ten Male auch wie
derholen. Ich freue mich, Ihnen das hier im Ho
hen Haus darstellen zu können. 

Zum einen darf die Entscheidung für Kinder 
nicht zur Verarmung führen. Das bedeutet, daß 
der Staat durch entsprechende Förclerungen mit
hilft, Familienkosten und Aufwendungen auszu
gleichen. 

Zum zweiten muß auch die Entscheidung 
für Kinder die persönliche Lebensplanung der 
Eltern, in der Realität heute insbesondere der 
Frauen, offenhalten. Das heißt im Klartext: Beruf 
und Familie müssen für beide Elternteile verein
bar, müssen vereinbarer gemacht werden. Nur 
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dann werden sich die Eltern mehr als bisher ent~ 
schließen, ihre ja vorhandenen Kinderwünsche 
auch zu realisieren. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ich darf aber auch festhalten, daß bei aller Ver
besserung familienpolitischer Leistungen eine 
Wohlstandsgarantie durch den Staat nicht gege
ben werden kann. Auch wirtschaftlich werden die 
Familien für ihre Situation hauptverantwortlich 
bleiben. 

Zum dritten. Seit die Österreichische Volkspar
tei wieder die Verantwortung für das Familienres
sort trägt, wurden verschiedene, ja eine ganze 
Reihe von Maßnahmen zur Bekämpfung der Ar
mut von Familien gesetzt. Insbesondere - ich 
darf das vielleicht Ihnen in Erinnerung rufen, ich 
glaube, Sie waren damals auch noch nicht dabei 
- wurde der Familienzuschlag eingeführt, der 
eine einkommensabhängige Leistung vorsieht. 

Da sich die Einkommensgrenze am ASVG
Richtsatz und an der Kinderanzahl orientiert, 
kann man davon ausgehen, daß sich die Bezieher 
dieses Familienzuschlags auch tatsächlich unter 
den Ärmsten und auch unter den kinderreichen 
Familien befinden. Der Familienzuschlag wird 
voraussichtlich in diesem Jahr, wie jüngste Erhe
bungen und Hochrechnungen ergeben haben, 
von rund 86 000 Familien mit 170 000 Kindern 
in Anspruch genommen werden. Das sind rund 
8 Prozent aller Familienbeihilfenbezieher. Durch 
die Erhöhung der Einkommensgrenzen ist es ge
lungen, die Zahl der Bezieher von 67 000 im Vor
jahr auf 86 000 im heurigen Jahr zu erhöhen, ob
wohl auch damit noch nicht der zur Verfügung 
stehende Betrag von 750 Millionen Schilling, den 
wir dafür gemeinsam bereitgestellt haben, ausge
schöpft wird. 

Ich darf dabei auf den von mir bereits zur Be
gutachtung ausgesandten Gesetzentwurf verwei
sen, in dem ich sowohl eine Erhöhung des Fami
lienzuschlages um 50 Prozent auf 300 S pro Kind 
und Monat als auch eine weitere Erhöhung der 
Einkommensgrenze durch eine stärkere Gewich
tung nach der Zahl der Kinder vorgeschlagen 
habe, um noch mehr armutsgefährdeten Familien 
wirkungsvoller zu helfen. (Beifall bei Ö VP llnd 
SPÖ.J 

Ich darf darüber hinaus, um in Erinnerung zu 
rufen, was offensichtlich zu leicht vergessen wird, 
auf folgende Leistungen verweisen: eine Fami
lienbeihilfenerhöhung mit 1. 1. 1990, damals um 
100 S, und nun neuerlich mit 1. Jänner des näch
sten Jahres um 100 S und mit dem 1. Juli des 
nächsten Jahres - das scheint Ihnen bei Abfas
sung Ihrer dringlichen Anfrage noch nicht be
kannt gewesen zu sein, obwohl wir uns ja erst un
längst im Budgetausschuß getroffen haben und 
darüber auch diskutiert haben - um weitere 
50 S. Damit ist eine Überdeckung des Anstiegs 

der Verbraucherpreise für eine vierköpfige Ar
beiterfamilie im gleichen Zeitraum von rund 
2 Prozent gegeben. 

Freuen wir uns doch darüber, daß es möglich 
war, diese weitere, in zwei Etappen erfolgende 
Anhebung im nächsten Jahr auch zu sichern und 
die erforderlichen Mittel dafür bereitzustellen. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Zum zweiten. Wir haben in einem ersten 
Schritt zu einer Art Karenzersatzgeld den Zu
schlag zur Geburtenbeihilfe für Hausfrauen und 
für Studentinnen zumindest in einer ersten be
scheidenen Form von 1 000 S pro Monat geschaf
fen. Der Zuschuß zur Geburtenbeihilfe wird den 
auch in diesem ersten Lebensjahr des Kindes be
rufstätig bleibenden Frauen bei der Finanzierung 
ihrer Kinderbetreuung zugute kommen. 

Weiters: Auf dem steuerlichen Sektor wurde 
der Kinderzuschlag zum Alleinverdienerabsetz
betrag monatlich von 50 Sauf 150 S erhöht und 
somit verdreifacht. Diese Beträge werden auch 
bar ausbezahlt, wenn keine Einkommensteuer 
anfällt oder diese zu niedrig ausfallen würde, um 
den Betrag lukrieren zu können. 

Das zweite Karenzjahr wurde mit 1. 7. dieses 
Jahres erstmals wirksam. Es stellt meines Erach
tens einen ganz besonders wichtigen Schritt zur 
besseren Vereinbarkeit der Fortsetzung einer be
ruflichen Tätigkeit mit der Betreuung von Kin
dern dar und ist auch international einmalig. (Bei
fall bei ÖVP u/ld SPÖ.J 

In fast allen Bundesländern wurden darüber 
hinaus Familienzuschüsse aus Anlaß der Geburt 
eines Kindes geschaffen, die insbesondere ein
kommensschwachen Familien zugute kommen. 
Zuletzt hat ja auch das Land Wien eine derartige 
Absicht angekündigt. (Abg. Edith Hall e r: War
um versprachen Sie dann eine Staffelung?) 

Im Gegensatz dazu wurde in einer Zeit, Frau 
Kollegin, in der Ihre Partei hier auf dieser Bank 
Regierungsverantwortung getragen hat, die Ge
burtenbeihilfe von damals 18 000 Sauf 13 000 S 
gesenkt. (Abg. Hai ger m 0 s e r: Diesen Kalauer 
können Sie sich endlich ei/lmal ersparen.') 

Erst durch die Schaffung der Sonderzahlung 
zur Geburtenbeihilfe von 2 000 S nach dem vier
ten Lebensjahr wurde der heutige Betrag von 
15 000 S wieder erreicht. - Damals ist übrigens 
auch die Wohnungsbeihilfe gestrichen worden. 

Sie verweisen ja selber in Ihrer Einleitung -
und Sie haben es heute ausführlich zitiert - dar
auf, daß sich seit 1984 - und ich darf Sie erin
nern, das war jener Zeitpunkt, als Sie in dieser 
Regierung mitgewirkt haben - die wirtschaftli
che Situation angeblich verschlechtert habe. Ich 
glaube insgesamt - ich meine das wirklich ernst 
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-, wir sollten lieber gemeinsam für die weitere 
Verbesserung der Situation der Familien eintre
ten, als hier - noch dazu sachlich unrichtige -
Aufrechnungen vorzunehmen. (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) 

Damit zu Ihren Fragen im einzelnen. Sie haben 
sie dankenswerterweise ja in aller Ausführlichkeit 
dargestellt, sodaß ich mich auf jene Stichworte 
beschränken kann, die Sie dafür gegeben haben. 

Zum 1. Punkt: ein schlichtes und überzeugtes 
Ja. (Beifall bei der ÖVP.) Was sonst sollte ein Er
folg sein, wenn nicht die Familiengelder aus
schließlich für die Familien gesichert zu haben? 
Ich freue mich darüber, und ich bedanke mich bei 
allen ehrlich, die mich dabei unterstützt haben. 
(Neuerlicher Beifall bei Ö VP llnd SPÖ.) 

Wir können mit einigem Stolz und, wie ich 
glaube, auch mit Dankbarkeit festhalten, daß die 
Mittel des Familienlastenausgleichsfonds, also 
jene Gelder, die ausschließlich für die Familien 
gesichert werden konnten, die den Familien in 
vollem Umfang zugute kommen werden, heuer 
auf 47,2 Milliarden Schilling steigen werden. Und 
das ist bitte gegenüber dem Vorjahr ein Anstieg 
um 11 Prozent. Ich freue mich darüber, ich hoffe, 
Sie auch. (BeifaLL bei der ÖVP.) Denn das ist nicht 
nur mein Erfolg, das ist nicht nur unser Erfolg, 
das ist vor allem ein Erfolg für die österreichi
schen Familien, denen das ihnen zugedachte Geld 
voll erhalten bleibt. 

Zur Frage 2: Die Zahlen des Familienberichts 
- ich hoffe doch, daß wir noch Gelegenheit ha
ben werden, ihn auch in diesem Forum in der 
gebührenden Ausführlichkeit zu erörtern - be
ziehen sich auf den Mikrozensus 1987; wir haben 
heute 1991. Im Mikrozensus 1989 finden wir bei 
den unselbständig Erwerbstätigen 103 000 ar
mutsgefährdete Familien. Mit 1. 1. 1990 wurde 
daher genau aus diesem Grund der Familienzu
schlag eingeführt. Das heißt, es wurde eine ganz 
klare ziel orientierte Maßnahme gesetzt, um gera
de dieser Gruppe helfen zu können und gerade 
der Familienarmut beg~gnen und en~gegenwirken 
zu können. (Beifall bei OVP und SPO.) 

Ich habe es schon erwähnt, daß allein in meiner 
Amtsperiode die Einkommensgrenzen für die 
Anspruchsberechtigung angehoben werden konn
ten, und zwar von 96 000 Sauf 113 000 S für 
eine Familie mit einem Kind und von 18 000 S 
auf 23 000 S für jedes weitere Kind. Auch das be
trachte ich als einen Erfolg für die Familien. 

Der weitere konsequente Ausbau dieser Maß
nahme, insbesondere zur Berücksichtung von 
Mehrkinderfamilien, ist bereits als Gesetzentwurf 
in Begutachtung gewesen. 

Zu Ihrer 3. Frage: Maßnahmen zur Verbesse
rung der wirtschaftlichen Situation der österrei
chischen Familien habe ich nicht nur geplant, 
Frau Kollegin - das wäre mir wirklich zuwenig 
-, sondern vor allem. auch ganz konkret bereits 
gesetzt. Ich wiederhole jetzt nur die Stichworte: 
Ausweitung des Bezieherkreises beim Familien
zuschlag, Einstieg ins Karenzersatzgeld, Zu
schlagzuschuß zur Geburtenbeihilfe. Die Fami
lienbeihilfe wird in Hinkunft primär an die Müt
ter ausgezahlt werden. Ebenfalls bereits erwähnt 
wurde das Wirksamwerden des zweiten Karenz
jahres, und es erfolgte eine Verbesserung der 
Schülerfreifahrt durch Herabsetzung des Min
destschulweges um immerhin ein ganzes Drittel. 

Als nächste Maßnahme wird - und das steht 
unmittelbar bevor, das geschieht - eine deutliche 
Erhöhung der Familienbeihilfe um insgesamt 
150 S im Monat im nächsten Jahr erfolgen. (Bei-
fall bei der ÖVP und Beifall der Abg. Gabrielle 
Traxler.) 

Damit nicht genug! Ich habe es bereits ange
sprochen, daß ich eine Novelle zum Familienla
stenausgleichsgesetz in Begutachtung gegeben 
habe, durch die der Bezieherkreis für den Fami
lienzuschlag neuerlich ausgeweitet und der Fami
lienzuschlag selbst deutlich erhöht werden soll. 
Darüber hinaus wäre nach dieser Novelle eine 
Dynamisierung der Familienbeihilfe vorgesehen. 

Zur 4. Anfrage: Die Nichtinanspruchnahme 
des Familienzuschlages ist - und ich bedaure das 
außerordentlich und bitte sehr, in diesem Sinne 
auch an der Information mitzuwirken - zweifel
los auch auf eine nicht ausreichende Information 
der Betroffenen zurückzuführen. Wir haben uns 
außerordentlich bemüht in dieser Richtung. Wir 
stehen nicht an, zu sagen, wir müssen hier weiter
verbessern, und Sie können sicher sein, daß wir 
diese Verbesserungen auch vornehmen werden. 

Ich möchte aber vor allem an Sie, meine sehr 
geehrten Damen und Herren Abgeordneten, ins
besondere die Familienpolitiker, die Familienpo
litikerinnen unter Ihnen, und auch an die Interes
senvertretungen der Familien appellieren, diese 
Informationslücke zu schließen und wirklich dar
auf aufmerksam zu machen, was hier geboten 
wird als eine Leistung, die gerade diesen Familien 
zugedacht ist und ihnen per Gesetz zusteht. 

An der Grundidee dieser Leistung möchte ich 
ausdrücklich festhaIten. Es handelt sich bei jenen 
Familien, die sie in Anspruch nehmen, nicht um 
"Bittsteller". Ich will mich hier nicht auf juristi
sche Spitzfindigkeiten zurückziehen, aber ich 
glaube, es ist das ein grundlegendes Mißverständ
nis von Ihnen, Frau Kollegin, und es bedarf dazu 
keines Juristen, um festzustellen, daß kein Bitt
steller sein kann, wer einen Rechtsanspruch auf 
eine Leistung hat, die ihm auf Antrag zu gewäh-
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ren ist. Ich darf das mit einem Steuerfreibetrag 
vergleichen, den man ja auch beantragen muß, 
ohne sich deshalb als Bittsteller zu fühlen. 

Zur Frage 5: Die Zahlen der Verschuldung der 
österreichischen Haushalte sind bekannt, sie sind 
bedrückend. Ich darf dazu grundsätzlich bemer
ken, daß Familien natürlich auch in einem Span
nungsfeld verschiedenster Angebote und der eige
nen finanziellen Möglichkeiten leben, für dessen 
Bewältigung sie primär wohl auch in Zukunft sel
ber verantwortlich sein werden. Ich habe mich 
aber, weil mich die Situation auch bedrückt, be
reits vor Monaten an meinen für den Konsumen
tenschutz und damit unmittelbar für diesen Be
reich zuständigen Ressortkollegen gewandt, Frau 
Kollegin. an den Bundesminister Ettl, und ich un
terstütze seine Aktivitäten in dieser Richtung 
vollinhaltlich und mit Überzeugung. 

Im Rahmen meines eigenen Ressorts - auch 
darüber haben wir in der vergangenen Woche ja 
im Detail gesprochen - können wir durch den 
Familienhärteausgleich helfen. Dafür stehen zir
ka 20 Millionen Schilling jährlich zur Verfügung, 
und gerade die Sanierung schwieriger Kreditsitua
tionen ist eine sehr häufige Fallgruppe, wie das 
hier so schön heißt. 

Ihren Vorschlag betreffend begünstigte Darle
hen werde ich gerne prüfen lassen. Ich möchte 
aber auch dazu zwei ganz kurze persönliche Be
merkungen machen. Nach meinen Erfahrungen 
auch in anderen Bereichen scheint mir die Verga
be von Darlehen wie auch die Abwicklung durch 
die öffentliche Hand keine sehr effiziente Form 
der Förderung zu sein, und zum zweiten glaube 
ich, daß auch ein günstigeres Darlehen nichts an 
der Grundproblematik der Überschuldung än
dert, wenn jemand mit der Handhabung seiner 
finanziellen Verhältnisse überfordert ist. 

Zu Ihrer Frage 6: Die Behauptung, die Sie hier 
aufgestellt haben. weise ich nachdrücklich zurück 
und darf festhalten, daß ich - wie ich schon an
fangs bemerkt habe - Ihre Frage nach meiner 
tiefen Überzeugung für gänzlich falsch gestellt 
halte. (Abg. Dr. Ne iss er: Nicht nur bei der sech
sten Frage.' Blanke Show ist diese Anfrage.') 

Ich bin überzeugt davon, daß Kinder zu haben 
selbst einen Teil von Lebensqualität und Lebens
freude ausmacht. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

Was die Hilfe bei der Kostentragung durch die 
öffentliche Hand - auch dazu bekenne ich mich 
ausdrücklich - betrifft, darf ich wiederholen, 
daß die große Koalition auf eine beachtliche Bi
lanz in dieser Hinsicht verweisen kann. Dazu 
noch einmal, Frau Kollegin, die wichtigsten 
Schlagworte: zweites Karenzjahr, Familienzu
schlag mit der Ausweitung, Erhöhung der Fami-

lienbeihilfe, Einstieg in eine Art Karenzersatz
geld. 

Zu Ihrer Frage 7: Ich wehre mich dagegen, mit 
Familienpolitik Bevölkerungsmaximierung be
treiben zu wollen. (BeifaLL bei ÖVP und SPÖ.) 
Kinder sind weder auf ihre Rolle als künftige Pen
sionsbeitragszahler noch auf ihre Rolle als künfti
ge Steuerzahler reduzierbar (Abg. Mag. Karin 
Pr a x m are r: Aber auch.'), Kinder werden -
das ist unsere Aufgabe, und so sehe ich auch mei
ne Aufgabe als Familienministerin - um ihrer 
selbst willen angenommen, sie werden auch des
halb gewünscht. Ich hoffe, daß wir alles dazu bei
tragen können, diesen Gedanken auch wirklich 
breiter getragen zu sehen. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) Fast alles andere im Leben, Frau Kollegin, 
kann man sich erarbeiten, Kinder sind das einzi
ge, was uns wirklich geschenkt wird. (Neuerlicher 
Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 

Es ist ganz sicher nicht nur eine Frage finan
zieller Mittel, ob der Wunsch nach Kindern reali
siert wird. Da muß sicher der ganze Rahmen 
stimmen. Das betrifft einerseits ein familien- und 
kinderfreundliches Klima, zu dem wir alle unse
ren Beitrag leisten können, damit aber anderer
seits die Kinderwünsche - ich wiederhole: die 
gibt es ja, wir wissen das aus allen Umfragen -
auch realisiert werden können. muß auch die 
Spannung zwischen Kinderwunsch auf der einen 
Seite und dem Wunsch nach Fortsetzung einer 
Berufstätigkeit beider Eltern gelindert werden. 
Völlig zu lösen wird diese Spannung nicht sein, 
aber durch den Ausbau des Karenzurlaubes, 
durch die Verbesserung von Teilzeitbeschäfti
gungsmöglichkeiten konnten Schritte gesetzt wer
den, die zweifellos auszubauen sind. Sie gehen 
mit der Anrechnung von Kindererziehungszeiten 
und dem Ausbau von Kinderbetreuungsmöglich
keiten einher, insbesondere mit dem Ausbau des 
Angebotes von Tagesmüttern. Da werden wir 
eine große Aufgabe vor uns haben, und ich lade 
Sie alle sehr herzlich ein, in diesem Sinne daran 
mitzuwirken. 

Ich gebe Ihnen recht, daß die derzeitige steuer
liche Berücksichtigung von Familien und Kin
dern nicht ausreicht. Es stimmt aber nicht, daß 
ein Familienerhalter einer fünfköpfigen Familie 
gleich viel Steuern wie ein Single zahlen würde. 
Ich würde Sie bitten, sich da genauer zu informie
ren. Ich darf Ihnen die Details dazu zur Verfü
gung stellen. Es stehen Instrumente im Steuer
recht schon jetzt zur Verfügung: der Alleinverdie
nerabsetzbetrag mit dem Kinderzuschlag, die Be
rücksichtigung von Kindern bei der außerge
wöhnlichen Belastung, die Berücksichtigung von 
Kindern beim fixen Prozentsatz von Sonderzah
lungen und Abfertigungen. Es ist aber eine alte, 
eine nachhaltige Forderung gerade meiner Partei, 
der ÖVP, darüber hinaus ein steuerliches Exi-
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stenzminimum zu verankern. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 
wird dabei nach all den Informationen, die wir 
bisher bekommen haben, ein wichtiges Hilfsmit
tel sein. Es ist für mich ganz klar, daß diesem 
Erkenntnis Rechnung zu tragen sein wird, auch 
und gerade in der nächsten Phase der Steuerentla
stung ab dem Jahre 1993. 

Zu Ihrer Frage nach jenen Reformüberlegun
gen. die ich für den Familienlastenausgleichs
fonds angestellt habe, weiter anstelle und über de
ren Grundsätze ich auch in der Öffentlichkeit be
richtet habe, darf ich wiederholen: Ziel einer sol
chen Reform muß es nach meinen Vorstellungen 
sein, die vorhandenen, zweckgebundenen Mittel 
effizienter und zielorientiert einzusetzen, wobei 
es analog zur Reform, die im Jahre 1967 durchge
führt wurde, zu einer Zusammenlegung der der
zeit aufgesplitterten Leistungen kommen muß. 

Wir sehen heute, daß nicht einmal all jene 
Menschen, für die wir sie gedacht haben, diese 
Leistungen überhaupt kennen und daher gar 
nicht in der Lage sind, sie in Anspruch zu neh
men. Mir geht es darum, sie zu bündeln, um sie 
wirklich jedem, für den sie gedacht sind, zukom
men zu lassen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich denke daher gerade bei den Familienbeihil
fen an einen Grundbetrag und an Steigerungsbe
träge für besonders berücksichtigungswürdige Fa
milien, wie gerade einkommensschwache, kinder
reiche Familien und Familien mit behinderten 
Kindern. 

Zu berücksichtigen wird dabei ganz sicher auch 
die Frage der Regelung des steuerfreien Existenz
minimums sein. Wir werden abzuwarten haben, 
in welcher Form hier der Verfassungsgerichtshof 
entscheiden wird, und darauf aufbauend unsere 
weiteren Schritte. auch was die Reform betrifft. 
zu setzen haben. 

Bei der Geburtenbeihilfe sollten die derzeitigen 
Teilleistungen nach meinen Vorstellungen eben
falls zusammengelegt und neu gestaltet werden, 
wobei ich mir eine einmalige Leistung aus Anlaß 
der Geburt und monatliche Leistungen, etwa 
durch Ausbau des derzeitigen Zuschlags zur Ge
burtenbeihilfe, vorstelle. 

Geldleistungen müßten jedenfalls dynamisiert 
werden, die Sachleistungen auf ihre Effizienz in 
bezug auf die Entlastung der Familien und auf 
die Förderung der Familien überprüft werden 
und dort, wo dies einen größeren Nutzen für die 
Familien ergeben würde, allenfalls durch eine 
Geldleistung ersetzt werden. 

Sie wissen, daß in meinem Ministerium derzeit 
Vorarbeiten für solche Vorschläge geleistet wer-

den - meines Wissens sogar unter Ihrer Mitwir
kung, Frau Kollegin -, die sodann in einem Aus
schuß des Familienpolitischen Beirates zur Dis
kussion gestellt werden. 

Zu Ihrer Frage 10: Ihre Behauptung ist schlicht 
falsch, da durch die Erhöhung der Familienbei
hilfe nicht nur keine Überschüsse im Familienla
stenausgleichsfonds entstehen, sondern auch die 
Reserven für die Jahre 1992, 1993 aufgebraucht 
werden. 

Ebenso falsch sind Ihre Frage 11 und die Be
gründung dafür mit der Zweckentfremdung. Von 
einer Zweckentfremdung der Familiengelder 
kann wohl nicht die Rede sein, wenn schon bisher 
eine Leistung völlig unumstritten zu einem we
sentlichen Anteil aus dem Familienlastenaus
gleichsfonds gezahlt wurde und sie darüber hin
aus selbstverständlich den Familien zugute 
kommt. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Für mich war und ist die Sicherung des zweiten 
Karenzjahres eine eminent wichtige familienpoli
tische Aufgabe. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zum heutigen Zeitpunkt ist diese Maßnahme 
für das Jahr 1992 geplant und auch so fixiert. Ob 
dies verlängert werden soll oder kann, wird erst 
im Zuge der von mir bereits skizzierten Diskus
sion um eine Neuordnung des Familienlastenaus
gleichsfonds zu entscheiden sein. 

Die Schulbuchaktion, Frau Kollegin, wurde 
laufend verbessert, weil nur dadurch auch der 
Ausgabenrahmen so konstant gehalten werden 
konnte. Ich habe aber angekündigt, im Zuge einer 
FLAF-Reform auch zu prüfen. ob Sachleistungen 
besser durch finanzielle Leistungen ersetzt wer
den könnten. 

Die Erhöhung der Familienbeihilfe wird entge
gen Ihren Behauptungen nicht 100 S betragen -
ich fürchte, das war Teil einer bereits überholten 
Anfrage -, sondern 150 S. Eine Erhöhung auf 
200 S wäre in den nächsten beiden Jahren leider 
nicht finanzierbar gewesen. 

Zur Finanzierung der Lehrlingsfahrten finden 
derzeit Gespräche zwischen allen betroffenen Mi
nisterien und den Sozialpartnern statt, wobei es 
mir ein besonderes Anliegen ist, sicherzustellen, 
daß der Fonds nicht höhere Kosten zu tragen hat, 
als sie derzeit den Lehrlingen erwachsen. 

Zum 12. und letzten Punkt: Bei der Hebung 
des Stellenwertes der Mehrkinderfamilie kommt 
es entscheidend auf uns alle an, meine sehr geehr
ten Damen und Herren. Welches Bild der Familie 
vermitteln wir? - Die Familie nur immer als Last 
und Mühe, oder geht es nicht darum, die Familie 
auch als eine Quelle der Freude und - noch ein
mal - als eine Erfüllung einer Ursehnsucht nach 
menschlichem Zusammenleben darzustellen? 
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Ich sehe es als meine Aufgabe an - und diese 
nehme ich mit aller Konsequenz auch sehr gerne 
wahr -, hier im Rahmen meiner Möglichkeiten 
auch dieses positive Bild zu zeichnen, bei allem 
Problembewußtsein, das ich nicht leugnen will. 
Ich lade Sie aber sehr herzlich dazu ein, auch da
bei mitzuwirken. 

Darüber hinaus wird unser Ministerium, mein 
Ressort, auch unter Nutzung der Kommunika
tionsmöglichkeiten, die heute zur Verfügung ste
hen, im kommenden Jahr zur Vorbereitung des 
Jahres der Familie im Jahr 1994 auch entspre
chende PR-Aktivitäten setzen. Wir haben die er
forderlichen Mittel im Bundeshaushalt vorgese
hen und sicherstellen können. 

Abschließend darf ich angesichts dieser Lei
stungen, die ich Ihnen hier darlegen und belegen 
konnte, auf die wir stolz sein können, weil wir uns 
damit in einem weltweiten Spitzenfeld befinden, 
in aller Entschiedenheit Ihren Vorwurf zurück
weisen, daß die österreichische Familienpolitik 
versagt habe. 

Im Gegenteil, ich glaube, daß wir auf einem 
guten Weg sind, den wir fortsetzen wollen und 
den mitzugehen ich Sie alle, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, herzlich einladen darf. (An
haltender Beifall bei ÖVP und SPÖ. - Abg. Dr. 
Ne iss e r: Die Anfrage hat versagt.') 16.57 

Präsident: Ich danke der Frau Bundesminister 
für die Beantwortung der Anfragen. 

Bevor wir in die Debatte eingehen, darf ich 
mitteilen, daß Klubobmann Voggenhuber die An
regung oder den Vorschlag gemacht hat, die Sit
zung zu unterbrechen, um Abgeordneten die 
Möglichkeit zu geben, an einer Demonstration 
für den Frieden teilzunehmen. Ich bin aus grund
sätzlichen und präjudiziellen Erwägungen nicht 
in der Lage, diesem Vorschlag zu folgen und setze 
die vereinbarte und beschlossene Tagesordnung 
fort. Die Rednerliste wird daher bis auf die Kolle
gin Heindl keine Redner der grünen Fraktion 
aufweisen. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein. Ich ma
che darauf aufmerksam, daß gemäß der Ge
schäftsordnung kein Redner länger als 15 Minu
ten sprechen darf. 

Zum Wort gemeldet hat sich Frau Abgeordnete 
Karin Praxmarer. Redezeit: 15 Minuten. (Abg. 
Dr. S c h w i m m e r: Gestehen Sie ein, daß die An
frage ein SeLbstfaller war! - Abg. Dr. Ne iss e r: 
Das wird für Sie jetzt sehr schwer!) 

16.58 
Abgeordnete Mag. Karin Praxmarer (FPÖ): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Bundesminister! Meine Damen und Herren! Herr 
Präsident, könnten Sie es nicht so einrichten, daß 

auch in Zukunft anstelle der Grün-Alternativen 
diese Taferln dort stehen? Ich glaube, das wäre 
für uns alle eine wahnsinnige Wohltat. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Sehr geehrte Frau Bundesminister! Ich glaube, 
es wäre besser gewesen, wir hätten Sie wieder eine 
Dringliche zur Landwirtschaft beantworten las
sen, denn da waren Ihre Antworten auch so rosa
rot und so oberflächlich. (Beifall bei der FPÖ. -
Abg. Dr. Ne iss e r: Ihre Anfrage ist oberfläch
lich.' ) 

Das Ergebnis der Landwirtschaftskammerwah
len in Kärnten hat es ja eindrucksvoll erwiesen, 
und bei Ihren Ankündigungen, Frau Bundesmini
ster, gleichen Sie Ihrer Vorgängerin. Ich sage Ih
nen: Ihnen werden die Familien genauso davon
laufen wie die Bauern! (Beifall bei der FPÖ.) 

Denn die Familien haben nichts von dauernden 
Ankündigungen, sie und wir wollen endlich ein
mal Taten sehen! 

Es ist schon schön, Frau Bundesminister, wie 
Sie sagen, eine Familie zu haben. Da gebe ich 
Ihnen vollkommen recht. Aber, Frau Minister, 
Sie dürfen nicht vergessen, daß Sie es den Fami
lien auch sehr schwer machen. Sie sind diejenige, 
die verantwortlich ist für die Rahmenbedingun
gen, Sie verwalten ja den Familienlastenaus
gleichsfonds. Aber, Frau Familienminister, ich 
sehe keine Offensive in Richtung Familie, seit Ih
rem Amtsantritt ist noch nie der Familienaus
schuß hier im Hohen Haus zusammengerufen 
worden. Das ist keine Offensive, das ist ein Ar
mutszeugnis! (Präsident Dr. L ich a I über
nimmt den Vorsitz. - Abg. Dr. H af 11 e r: Das 
braucht nicht der Minister zu machen! Kennen Sie 
die Geschäftsordnung nicht?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
Freiheitliche behandeln heute das Thema "Fami
lie" dringlich, denn es erscheint uns dringend not
wendig, der Familie mehr Aufmerksamkeit zu 
widmen, mehr Unterstützung zu geben und bes
sere Rahmenbedingungen vorzugeben. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Es kann meiner Meinung nach nicht so sein 
und darf auch nicht so sein, daß Kinder zu haben 
gleichzusetzen ist mit sozialem Abstieg und daß 
Familien mit mehr Kindern immer häufiger unter 
die Armutsgrenze absinken. 

Seit nämlich die große Koalition aus unerfindli
chen Gründen dieses Monsterministerium Fami
lie, Jugend und Umwelt geschaffen hat, darbt das 
Familienministerium als Anhängsel des Umwelt
ministeriums dahin. 

Wenn man hier im Hohen Haus Umweltdebat
ten verfolgt, dann kann man feststellen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, daß jeder hier 
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bestürzt ist, wenn es darum geht, daß ein Baum 
umgesägt wird oder daß es aus irgendeinem 
Rauchfang stinkt. Wir hier im Hohen Haus müs
sen frieren, weil angeblich aus unserem Schorn
stein zu viel schwarzer Rauch heraussteigt. (Bei
faLL und Bravorufe bei der FPÖ'> 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist 
auch richtig, daß bei Umweltdebatten hier im Ho
hen Haus alle beunruhigt sind, wenn irgendein 
Bach verunreinigt wird. Darüber aber, daß fast 
50 Prozent der Familien hier in Österreich nach 
wie vor nur mehr ein Kind haben (Abg. lng. 
M tl re r: Oder einen Hund!), darüber sind Sie 
schon viel weniger bestürzt. 

Eine einfache mathematische Überlegung er
gibt, daß von zwei Österreichern in der nächsten 
Generation nur noch einer übrigbleiben wird. 
Gefährdet das nicht auch die Zukunft unseres 
Landes? Ist es nicht dringlich, hier endlich gegen
zusteuern? Ich fordere Sie auf, Frau Bundesmini
ster: Tun Sie etwas dagegen! Aber wahrscheinlich 
ist es doch angenehmer, als kinderloses Paar die 
Südseesonne zu genießen, als schreienden Kin
dern die stinkenden Windeln zu wechseln. Und 
das ist nicht nur eine Frage des Geldes, da gebe 
ich Ihnen recht. Frau Bundesminister. 

Wir haben auch nichts für die sozialistischen 
Vorschläge übrig, durch eine gezielte Einwande
rungspolitik einem drohenden Bevölkerungsdefi
zit entgegenzuwirken. Das ist wirklich ein frivoles 
Spiel mit der Zukunft unseres Landes. es bringt 
politische Verwirrung, die wir niemals unterstüt
zen werden. Die ideologisch begründete sozialisti
sche Mehrkinderfeindlichkeit ist eine Sackgasse, 
das werden Sie früher oder später auch begreifen. 
Der frühere Abgeordnete Volksanwalt Kohlmai
er, der sich ja inzwischen so wie viele Österreicher 
und Österreicherinnen von der ÖVP verabschie
det hat, ortet ein trauriges Versagen der Familien
politik. Er sagt, die Familienpolitik sei "vergessen 
und verdorrt im linken Eck der großen Koali
tion". - Dieses Zitat stammt aus einem Interview 
der "Presse", und .. dem ist nichts hinzuzufügen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Die ÖVP stellt seit 1986 die Ministerin, und sie 
brüstet sich immer wieder, daß sie die größten 
Familienorganisationen hinter sich hat. Aber den
noch, den Familien geht es schlecht. Ich kenne, 
Herr Kollege Hafner, Ihre Artikel, in denen Sie 
sehr jammern, daß die Familienpolitik zu 
schlecht ist, daß es keine Mehrkinderstaffelung 
gibt, Herr Kollege, aber hier im Sinne des Koali
tionsgeistes ... (Abg. Dr. K hol: Seil 1986 geht es 
abwärts.') Nein, nein. Aber es ist eine Tatsache, 
daß, je größer die Kinderzahl ist. desto höher die 
Verschuldung wird, je höher die Kinderzahl ist, es 
den Familien umso schwieriger gemacht wird, ih
ren Verpflichtungen bei Rückzahlungen nachzu
kommen. 

Schon bei der Hausstandsgründung entstehen 
nämlich die Schulden. Wohnungen werden im
mer unerschwinglicher! Und da muß ich Ihnen 
widersprechen, Frau Minister: Ich glaube, wenn 
hier der Staat die Familien ganz gezielt durch be
günstigte Darlehen unterstützen würde, dann 
könnte das den Mut zum Kind und zu einem Ja 
zur Familie fördern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Österreich braucht familienpolitische Korrek
turen! Familienpolitik sollte eine Schwerpunkt
aufgabe mit absoluter Priorität sein und nicht als 
Nebensache behandelt werden. 

Durch die derzeitige Situation, nämlich die ne
gative Geburtenentwicklung, werden die Proble
me der Pensionsversicherung dramatisch ver
schärft. Aber die Regierung hat Angst vor klaren 
Entscheidungen in Fragen der Familienpolitik. 
Mißstände werden nach wie vor zugedeckt, Mehr
kinderfamilien befinden sich in einer Notlage, 
ohne daß etwas unternommen wird. 

Ein Markenzeichen der großen Koalition ist es, 
daß immer wieder Löcher im Budget mit Geldern 
aus dem Familienlastenausgleichsfonds gestopft 
werden. Und bei dieser Loch-auf-Loch-zu-Politik 
wird darauf vergessen, Leistungen für die Familie 
zu erhöhen und Reserven für schlechtere Zeiten 
anzulegen. 

Ich machen Ihnen, Frau Minister, und der Fa
milienpolitik der großen Koalition den Vorwurf, 
daß Sie die Verarmung der Familien nicht stop
pen konnten, weder durch eine entsprechende 
Erhöhung von Direktförderungen aus dem Fami
lienlastenausgleichsfonds noch durch eine fami
lienfreundliche Lohn- und Steuerpolitik. 

Das Budget ist gelaufen, und so wie erwartet ist 
das Geld für die Familien weg, aber die ÖVP lobt 
dennoch die Familienministerin ob ihrer "gro
ßen" Erfolge im Bereich der Familie. (Abg. Dr. 
Ha f ne r: Das sind doch lauter Unwahrheiten.1 

-

Abg. Dr. D i t z: Wer hat Ihnen denn diese Rede 
geschrieben? ) 

Ist es Ihnen wirklich gelungen, Frau Minister, 
die Zweckentfremdung der Gelder aus dem Fa
milienlastenausgleichsfonds zu verhindern? Wer
den die Gelder des Familienlastenausgleichsfonds 
wirklich ausschließlich für die Familien verwen
det, oder ... (Zahlreiche Zwischenrufe bei der 
ÖVP.) 

Präsident Dr. Lichal (das Glockenzeichen ge
bend): Am Wort ist die Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Mag. Karin Praxmarer (fortset
zend): Frau Minister! Ich frage Sie: Wird der Fa
milienlastenausgleichsfonds nicht immer mehr 
umfunktioniert? Kommt es durch den Familien
lastenausgleichsfonds wirklich zu einem Lasten
ausgleich im Interesse der Familien? - Nein. 
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Frau Minister, Sie wissen genau, so wie wir alle. 
die wir hier sitzen, daß nur mehr 70 Prozent der 
Ausgaben des Familienlastenausgleichsfonds den 
Familien direkt zugute kommen. 

Frau Minister! Sie wissen auch, daß der Fehlbe
trag zwischen den tatsächlichen Lasten und den 
ausbezahlten Beihilfen mit steigender Kinderzahl 
immer größer wird. Zur Budgetsanierung haben 
die Familien seit 1978 fünfmal erheblich beigetra
gen. Dem Familienlastenausgleichsfonds werden 
1991 nämlich jene 2,29 Prozent, die ihm aus den 
Einnahmen der Einkommen- und Körperschaft
steuer zustehen, weggenommen. Und mit diesen 
3.6 Milliarden Schilling könnte man die Fami
lienbeihilfe um zirka 170 S pro Kind und Monat, 
das heißt um 13 Prozent, erhöhen. Und damit 
wäre etwa der Geldwertverlust ausgeglichen. Die 
tatsächliche Erhöhung der Familienbeihilfe be
trägt aber nur 100 S und ab 1. Juli um 50 S mehr. 
Aber, Frau Minister, glauben Sie, daß diese 150 S 
mehr die Familien in Freudentränen ausbrechen 
lassen werden? - Nein! Denn die Familienbeihil
fe ist kein Geschenk des Staates, sondern ein ge
rechter Anspruch jener Familien, die Kinder ha
ben, die ihr Einkommen auf alle Mitglieder auf
teilen müssen und die Familienlasten im Interesse 
der .gesamten Gesellschaft tragen. (Beifall bei der 
FPO.) 

Wir Freiheitlichen fordern daher die wid
mungsgerechte Verwendung des Familienlasten
ausgleichsfonds, ein steuerfreies Existenzmini
mum für Familien mit Kindern, bei Doppelver
dienern mit Kindern ein steuerlich begünstigtes 
Einkommen als Bemessungsgrundlage, ein Split
ting-System und die Staffelung der Kinderbeihilfe 
nach der Anzahl der Kinder. (Beifall bei der 
FPÖ.) 17.10 

Präsident Dr. Lichal: Bevor ich in der Redner
liste fortschreite, erteile ich der Frau Abgeordne
ten Dr. Partik-Pable für die unter Tagesord
nungspunkt 1 verwendete Passage "Ich kenne 
niemanden, der derartig skrupellos Unwahrheiten 
verbreitet wie Herr Pilz, der mich verleumdet 

. und, ich sage, mit Absicht verleumdet" einen 
o r d nun g s ruf. 

Desgleichen erteile ich Herrn Abgeordneten 
Dr. Pilz für den Zuruf an den Abgeordneten Pir
ker "Sie sind ein Lügner" einen 0 r d nun g s -
ruf. 

Es hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung 
während der Debatte Frau Abgeordnete Edith 
Haller gemeldet. Ich erteile ihr das Wort und ma
che sie darauf aufmerksam, daß dafür eine Rede
zeitbeschränkung von 3 Minuten gegeben ist. Bit
te, Frau Abgeordnete, nehmen Sie das Wort. 

/7.11 
Abgeordnete Edith Haller (FPÖ): Frau Bun

desministerin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es gäbe sehr viele Punkte, die die Frau 
Bundesministerin falsch - ich glaube, bewußt 
falsch - dargestellt hat und die zu korrigieren 
wären. 

Vor allem muß ich aber eines hier nochmals 
festhalten: Falsch ist auf alle Fälle, daß im Fami
lienausgleichsfonds nur wenig Geld zur Verfü
gung steht. Freilich steht jetzt nur mehr wenig 
zur Verfügung. Aber warum? - Weil er aus un
serem Steueraufkommen nicht mehr genügend 
dotiert wurde. Das sind die Tatsachen! (Abg. Dr. 
H af ne r: Das ist die tatsächliche Berichtigung? 
- Weitere Zwischenrufe.) 

Einen Moment, warten Sie ab, ich bringe sie 
schon. (Abg. Dipl.-Ing. F li c k e r: Wo?) Ja, eine 
tatsächliche Berichtigung. (Weitere Zwischenrufe 
bei der Ö VP.) 

Die zweite tatsächliche Berichtigung ist folgen
de: Sie haben mir unterstellt, falsche Ziffern ge
nannt zu haben, und zwar Zahlen aus dem Mikro
zensus. Ich habe hier Unterlagen bei mir, und die 
Zahlen stehen da schwarz auf weiß. Sie haben fal
sche Ziffern genannt! Diese Ziffern entstammen 
dem Mikrozensusergebnis von 1988, nicht dem 
von 1987, wie Sie es gesagt haben. Und das ist das 
letzte Ergebnis, das vorliegt. Wenn man das auf 
1991 hochrechnet, dann kommt man auf 70 Pro
zent der Arbeiterfamilien mit drei oder mehr 
Kindern, Familien, die in den Armutsbereich ge
rutscht sind. (Beifall bei der FPÖ.) Es waren ja 
schon im Jahr 1989 61,4 Prozent. Das ist die tat
sächliche Berichtigung! 

Sie, Frau Ministerin, sind auf alle Fälle eine 
Meisterin von blauäugigen und schönen Worten, 
in den Medien genauso wie im Parlament. (Beifall 
bei der FPÖ.) 17.13 

Präsident Dr. Lichal: Die letzten Worte und 
Sätze haben natürlich mit einer tatsächlichen Be
richtigung äußerst wenig zu tun gehabt. Ich lasse 
aber den Anfang der Wortmeldung, die Berichti
gung der Zahlen, als tatsächliche Berichtigung 
gelten. 

Als nächste auf der Rednerliste ist Frau Abge
ordnete Gabrielle Traxler eingetragen. Ich erteile 
ihr das Wort. 

l7.N 
Abgeordnete Gabrielle Traxler (SPÖ): Herr 

Präsident! Frau Ministerin! Hohes Haus! Die feh
lenden Kenntnisse der Familiensprecherin der 
FPÖ - sie hat das in ihrer tatsächlichen Berichti
gung unter Beweis gestellt; ich komme dann noch 
zu den Fakten - haben uns und unserer Fami
lienministerin auf jeden Fall Gelegenheit gege-
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ben, die Fakten der Familienpolitik in einer Art 
Nachhilfestunde im Hohen Haus zu hören, und 
ich bin Ihnen dankbar dafür, daß Sie der Koali
tion diese Möglichkeit gegeben haben. (Beifall bei 
SPÖ und Ö VP. - Abg. Hai ger mo s e r: Frau 
Oberlehrer!) 

Frau Kollegin Haller! Zu Ihrer tatsächlichen 
Berichtigung und zu dem, was falsch und richtig 
ist. (Abg. Hai ger mo s er: Wann berufen Sie 
endlich einen Ausschuß ein?) Dazu komme ich 
noch, Herr Kollege. Ein bißchen Geduld! - Die 
Frau Ministerin hat lediglich gesagt, daß im Fa
milienlastenausgleichsfonds Reserven für das 
Jahr 1992 vorhanden sind. Was daran falsch ist, 
haben Sie, Frau Kollegin, in Ihrer tatsächlichen 
Berichtigung auch nicht nachweisen können. 

Nun zum Ausschuß, Frau Kollegin Praxmarer. 
Ich werde Ihnen eine Nachhilfestunde in Ge
schäftsordnungsfragen geben. Sie sind allerdings 
schon länger Abgeordnete, Sie könnten also wis
sen. daß eine Ministerin keinen Ausschuß einbe
rufen kann. (Abg. Mag. Karin Pr a x m are r: 
Aber Sie könnten einen Ausschuß einberufen!) 
Aber wenn Sie an den beiden Familienausschuß
sitzungen, die in dieser Legislaturperiode stattge
funden haben, teilgenommen haben, müßten Sie 
das wissen. Und ich weiß, Sie haben daran teilge
nommen. Wenn Sie sich nicht daran erinnern 
können, so ist das Ihr Problem. Bitte bezichtigen 
Sie nicht die Koalition der Falschheit, wenn Sie 
kein Gedächtnis und kein Wissen haben. (Beifall 
bei SPÖ und Ö VP.) 

Die nächste Familienausschußsitzung findet -
ich sage das nur, Frau Kollegin, damit Sie dabei 
sind - in zwei Wochen statt. Sie ist von mir als 
der Vorsitzenden des Ausschusses einberufen 
worden. Das ist eine kurze Nachhilfestunde in 
Geschäftsordnungsfragen. - Wir werden dort 
das Familienlastenausgleichsgesetz diskutieren. 
(Abg. Hai ger mo 5 er: Ja. am Heiligen Abend!) 

Nun zu Ihrer dringlichen Anfrage. Es ist uns 
allen, meine Damen und Herren, ein politisches 
Anliegen, gegen die Armut in den Familien zu 
kämpfen. Das ist für die SPÖ immer ein vorrangi
ges familienpolitisches Ziel gewesen. 

Bevor ich auf die Armut zu sprechen komme. 
noch etwas anderes - die Frau Ministerin hat es 
schon gesagt -: Noch nie waren die Wirtschafts
daten in Österreich so gut wie heute. Noch nie 
waren die Beschäftigungszahlen so gut wie heute. 
Noch nie waren die Einkommen so gut wie heute. 
Und diese brillante wirtschaftliche Entwicklung, 
um die uns die ganze Welt beneidet, kommt na
türlich den österreichischen Familien zugute. 

Das ist das Produkt der Arbeit der gesamten 
Koalitionsregierung. Tun Sie nicht so, als ob Sie 
das nicht wüßten, und stellen Sie nicht Fakten 

wissentlich auf den Kopf! Die Koalitionsregie
rung und die Bevölkerung leisten vorzügliche Ar
beit. (Beifall bei SPÖ und Ö VP,J 

Trotzdem gibt es, meine Damen und Herren, 
Problemfamilien, die unseres besonderen Augen
merkes bedürfen. An erster Stelle in den Statisti
ken stehen die alleinerziehenden Elternteile. Es 
ist typisch für die FPÖ, daß diese Elternteile bei 
ihr unter den sozial Schwachen überhaupt nicht 
vorkommen. (Abg. Hai ger m 0 s e r: Wer sagt 
denn das?) Ich glaube Ihnen Ihr Engagement für 
die sozial schwachen Familien nicht, denn Sie 
denken weder an die Alleinerzieher noch an die 
Familien mit behinderten Kindern und auch nicht 
an die einkommensschwachen Familien. 

Bei den Mehrkinderfamilien - meine Damen 
und Herren von der FPÖ, das möchte ich Ihnen 
mitteilen, denn dieses Wissen dürfte bei Ihnen 
nicht vorhanden sein - sind es in Österreich in 
erster Linie die ausländischen Familien, die arm 
sind. Es wäre mir neu und würde mich sehr freu
en, wenn Sie erstmals die ausländischen Familien 
unterstützten. Ihr Antrag beweist das Gegenteil. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 

Meine Damen und Herren von der FPÖ! Sie 
statuieren hier und Sie statuieren in der Praxis, 
daß Ausländer eigentlich Feinde sind, die man 
gar nicht ins Land hereinkommen lassen sollte. 
Und nun wollen Sie uns weismachen, daß Sie für 
sozial Schwache sind. 

Ich zitiere Ihre Zweite Landtagspräsidentin aus 
Kärnten. (Abg. Dipl.-Ing. F li c k er: Oje.') Sie 
weist das Argument zurück, wonach Österreich 
Zuwanderer als künftige Pensionszahler braucht. 

Meine Damen und Herren von der FPÖ! Wenn 
wir nicht die ausländischen Arbeitskräfte in 
Österreich hätten, könnten wir nicht so eine hohe 
Familienbeihilfe auszahlen. könnten nicht Sozial
versicherungsleistungen, Pensionen und auch das 
Arbeitslosengeld finanziert werden. Das ist eine 
Politik, die Sie betreiben wollen. Ich hoffe, daß 
Österreich nie in die Situation kommt, diese Poli
tik wirklich erleben zu müssen. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 

Ihre Landtagspräsidentin aus Kärnten sagt 
noch etwas. Lassen Sie, meine Damen und Her
ren, das auf der Zunge zergehen, was die FPÖ in 
diesem Land aufführt. Sie sagt: "Unser Ziel ist es, 
von der Frau den Zwang zu nehmen, neben Fa
milie und Kindern auch noch einer Berufstätig
keit nachgehen zu müssen." (Abg. Mag. Karin 
Pr a x m are r: Na und?) 

Sie wendet sich ... (Wellere Z~vischenrtlfe bei 
der FPÖ.) Können Sie auch ein bißchen zuhören? 

Sie wendet sich gegen diverse Frauenrechtle
rinnen. Ich nehme an. wir sind es hier alle. Sie 
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wendet sich also gegen diverse Frauenrechtlerin
nen in allen Parteien, die ausschließlich über die 
Berufstätigkeit den Frauen Selbstverwirklichung, 
ein Einkommen und soziale Sicherheit zubilligen. 

Meine Damen und Herren von der FPÖt Ich 
möchte von Ihnen gerne wissen, wie alleinerzie
hende Mütter ohne Berufstätigkeit leben sollen. 
Geben Sie mir dieses Rezept! 

Ich möchte von Ihnen gerne wissen, wie in 
Österreichs Spitälern der Reinigungsdienst 
durchgeführt werden sollte, wenn nicht Mütter, 
Frauen diesen bewerkstelligen würden. Erklären 
Sie mir das! Fragen Sie Ihre Fra~. Landtagspräsi
dentin! (Zwischenrufe bei der FPO.) Sie sprechen 
vom Kampf gegen die Armut und meinen: Frau
en zurück an den Herd, weg von der Berufstätig
keit! Und wir lehnen diese Haltung ab. (Beifall 
bei der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP. -
Zwischenrufe bei der FPO.) 

Kindererziehung ist Sache der Partner in der 
Familie, Sache der Männer und der Frauen. Und 
wir unterstützen die Politik der Bundesregierung, 
denn wir brauchen für die Familien mehr Woh
nungen - die Frau Ministerin hat es schon gesagt 
-, gesicherte Kinderbetreuungseinrichtungen 
und gesicherte Einkommensverhältnisse. 

Die Arbeit der Hausfrauen muß in unserer Ge
sellschaft gewürdigt werden. Aber die Arbeit der 
berufstätigen Frauen darf nicht e nt würdigt 
werden, und das machen Sie, meine Damen und 
Herren von der FPÖ! (Beifall bei der SPÖ und bei 
Abgeordneten der Ö VP. - Z~'vischenrufe bei der 
FPÖ.) 

Die Bekämpfung der Armut in Österreichs Fa
milien ist bei der Koalition in guten Händen. Die 
Frau Ministerin hat bereits ausgeführt, was hier 
alles geschehen ist. Aber, meine Damen und Her
ren, wir treten auch dafür ein, daß für jene J u
gendlichen, nämlich für die Lehrlinge, die nach 
einer heute veröffentlichten Studie des ÖIBF zu 
den Ärmsten in diesem Land gehören, auch die 
Schülerfreifahrt gewährt wird, und ich lade Sie 
ein, an den Verhandlungen positiv mitzuwirken. 
(Abg. 5 c h e ibn e r: Auf die Lehrling~lreifahrl 
warten "vir ja schon seit Jahren.') 

Lassen Sie mich jetzt noch auf die Frage der 
Kinderanzahl in unserem Staat näher eingehen. 
Ich möchte die Ausführungen der Frau Familien
ministerin voll und ganz unterstützen, aber die 
Erhöhung der Geburtenrate ist nicht eine Frage 
von mehr oder weniger Familienbeihilfe, sondern 
es ist die Frage der StelIung der Frau in Öster
reich. Und solange die Frauen doppelt und drei
fach belastet sind, werden sie es nicht auf sich 
nehmen, mehr Kinder zu bekommen. (Abg. Mag. 
Karin Pr a x m are r: Ja, eben.') Und daher ist es 
richtig, was die Frau Ministerin gesagt hat: Wir 

brauchen eine ordentliche Frauen- und Familien
politik - so wie sie in Österreich betrieben wird. 
Und Ihre Frau Abgeordnete Partik-Pable war es, 
die sich gegen die Gesetzesvorlagen bezüglich 
Angleichung des Pensionsalters für Männer und 
Frauen gestellt hat. Und so schaut bei Ihnen in 
Wirklichkeit die Familien- und die Frauenpolitik 
aus. Hier reden Sie dafür, und dort stimmen Sie 
dagegen. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordne
ten der ÖVP. - Abg. Mag. Karin Pr a x m are r: 
Das sind doch z .. vei Paar Schuhe, Frau Kollegin!) 

Auf die Steuerpolitik wird meine Kollegin Pra
her eingehen, aber ich möchte hier auch sagen, 
daß das Familiensplitting nicht den sozial schwa
chen Familien, sondern in erster Linie den ein
kommensstarken Familien zugute kommt. (Abg. 
Mag. 5 c h we i tz e r: So ein Blödsinn!) 

Bezeichnend, meine Damen und Herren, für 
die dringliche Anfrage der FPÖ ist, daß sie kein 
Wort über eine Facette der Armut enthält, die 
uns zutiefst bewegt. Es ist die Armut, die durch 
Gewalt in der Familie entsteht. Es ist die Armut, 
die durch Verlust von Wertvorstellungen ent
steht. Und dazu, meine Damen und Herren von 
der FPÖ, tragen Sie maßgebend bei. 

Ich habe nichts gegen konstruktive Kritik. Sie 
ist lebenswichtiges Element jeder Demokratie. 
Wenn ich aber bei sozial schwachen Familien fal
sche Hoffnungen wecke und nur negative Gefüh
le in den Vordergrund stelle, dann trage ich zur 
moralischen und geistigen Verarmung unserer 
Gesellschaft bei. Und das ist ein Vorwurf - er ist 
mir sehr ernst -, den ich der FPÖ nicht ersparen 
kanr~: (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der OVP.) 

Ich erwarte von Ihnen, daß Sie sich in Ihrer 
eigenen Partei, in der Sie für ein "Ausländer 
raus!" sprechen (Abg. Ing. M Li re r: Das stimmt ja 
niche.' - Abg. Mag. Karin Pr a x l1Z are r: Wer hat 
das gesagt?), gegen diese Maßnahmen ausspre
chen. Und Sie haben heute selbst angeführt, daß 
Sie eine Verschlechterung für die ausländischen 
Familien in der Familienpolitik wünschen. Das ist 
eine Politik, die wir von der großen Koalition ab
lehnen .. ( Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordne
ten der OVP. - Zwischenrufe bei der FPO.) 

Und dort, wo Sie von der FPÖ Verantwortung 
tragen, nämlich in Kärnten, machen Sie etwas 
ganz anderes als das, was Sie uns hier weismachen 
wollen. Sie haben nämlich, als Sie noch den Lan
deshauptmann in Kärnten gestellt haben - diese 
Zeit ist Gott sei Dank vorbei -, die Finanzierung 
der Mutterberatungsstelle in Kärnten in Frage ge
stellt. Die schwarz-rote Koalition hat das wieder 
in das Budget gestellt. Ich will dem Hohen Haus 
nur zeigen, daß zwischen Ihrer Theorie und der 
Praxis ein haushoher Unterschied besteht. (Bei
fall bei der SPÖ.) Und ich möchte die Wähler vor 
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einer FPÖ warnen, die sie erstarken. Das ist wirk
lich ein zutiefst familien politisches Anliegen un
seren Kindern gegenüber. (Beifall bei der SPÖ 
und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ein letztes Wort zu 
den kinderreichen Familien. Ich glaube, daß der 
Familienzuschlag und die Erhöhung der Fami
lienbeihilfen wichtige Schritte für die kinderrei
chen Familien waren, aber es müssen noch weite
re folgen - das ist keine Frage -, vor allem im 
Bereich der Länder und Gemeinden. Ich denke 
an Wohnungen, aber auch an Details, wie zum 
Beispiel an die Fahrtkosten, an Probleme, wenn 
man ein Schwimmbad, eine Sportveranstaltung 
besuchen will. Das sind Dinge, derer wir uns an
nehmen müssen. 

Meine Damen und Herren! Nächste Woche 
werden wir über das Budgetkapitel Familie und 
übernächste Woche über das Familienlastenaus
gleichsgesetz beraten. Ich lade Sie alle dazu ein, 
konstruktive Vorschläge einzubringen. Sie sind 
uns diese bis jetzt in der heutigen Debatte schul
dig geblieben. (Abg. Ing. Me i sc h be r ger: Das 
glauben Sie.') Ich glaube, das Miteinander in der 
Politik muß für die Familienpolitik beispielge
bend sein, denn wir brauchen ein Miteinander in 
der Politik und ein Miteinander in der Familie. 
(Beifall bei SPÖ (md Ö VP. - Abg. Hai ger -
In 0 S er: In Ewigkeit Amen.') 17.27 

Präsident Dr. Lichal: Zu einer tatsächlichen 
Berichtigung hat sich Frau Abgeordnete Mag. 
Praxmarer gemeldet. 

Bevor ich ihr das Wort erteile, möchte ich sie 
nicht nur auf die 3 Minuten, sondern auch darauf 
aufmerksam machen, daß es sich dabei um eine 
tatsächliche Berichtigung handeln muß und kein 
Debattenbeitrag sein darf. - Frau Abgeordnete, 
Sie haben das Wort. 

17.::7 
Abgeordnete Mag. Karin Praxmarer (FPÖ): 

Sehr geehrter Herr Präsident, danke! - Ich be
richtige hiermit tatsächlich die Frau Abgeordnete 
Traxler, meine Vorrednerin: 

Es ist unwahr, daß ich nicht an Familien mit 
nur einem Erhalter denke. 

Es ist unwahr, daß ich kein Engagement für 
sozial schwache Familien habe. 

Es ist unrichtig, daß ich nicht für Familien mit 
Behinderten eintrete. (Abg. Ing. M II re r: Es ist 
alles lln wahr.') 

Es ist auch nicht richtig, Frau Kollegin Traxler, 
daß Sie den Familienausschuß für die Zeit in 
14 Tagen einberufen haben, sondern mir liegt 
eine Einladung für übermorgen, das heißt für 

Freitag, den 6., um 10 Uhr vor. (Zwischenrufe bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Ferner berichtige ich, daß wir in Kärnten keine 
andere Politik machen, was die Familien betrifft, 
sondern daß in der Zeit, in der unser Bundespar
teiobmann Haider noch Landeshauptmann war, 
60 Millionen Schilling mehr für die Familien in 
Kärnten aufgebracht wurden, und das unter der 
Federführung der Frau Präsidentin Trattnig. 
(Beifall bei der FPÖ.) 17.28 

Präsident Dr. Lichal: Zu einer neuerlichen tat
sächlichen Berichtigung hat sich Frau Abgeord
nete Edith Haller gemeldet. 

Frau Abgeordnete, ich mache wieder darauf 
aufmerksam, daß ein Sachverhalt beziehungswei
se eine Behauptung richtiggestellt werden muß. 
Alles andere sind Debattenbeiträge. - Bitte, Sie 
haben das Wort. (Abg. Il1g. M II re r: Soviel Un
wahrheiten auf eil1lnal.') 

17.29 
Abgeordnete Edith Haller (FPÖ): Hohes Haus! 

Ich möchte eine tatsächliche Berichtigung zu ei
ner Aussage der Frau Abgeordneten Traxler ma
chen. (Abg. Ing. M Li re r: Da sind die roten Bau
ern besser.') 

Sie hat mir unterstellt, zugegeben zu haben, 
daß die FPÖ eine Verschlechterung der Familien
politik für Ausländer will. Ich habe aber dazu ge
sagt, daß man uns im heutigen "Standard" vor
wirft, ausländerfeindlich zu sein, weil wir die Aus
zahlung der gestaffelten Familienbeihilfe an ei
nen zumindest dreijährigen Aufenthalt in Öster
reich binden wollen. (Abg. Dr. Ha f fl e r: Das ist 
ja jetzt nicht der Fall.') 

Dieser Vorwurf geht ins Leere! Wir haben uns 
die Ausformulierung des Gesetzestextes von ei
nem bereits bestehenden Gesetzestext abge
schaut, und zwar von den §§ 32 und 33, dem 
Auszahlungsmodus der Geburtenbeihilfe. - Das 
kann doch also keine Verschlechterung sein! (Bei
fall bei der FPÖ. - Abg. Gabrielle T ra x ( er: 
Das ist eine Verschlechterung.') 17.3() 

Präsident Dr. Lichal: Als nächste ist auf der 
Rednerliste Frau Abgeordnete Rosemarie Bauer 
eingetragen. Ich erteile ihr das Wort und bitte, 
auch den nächsten Rednerinnen und Rednern 
Aufmerksamkeit zu schenken. Danke vielmals. 

17.30 
Abgeordnete Rosemarie Bauer (ÖVP): Herr 

Präsident! Frau Ministerin! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! - Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der FPÖ! Na sehr erfolgreich ist 
diese Dringliche heute nicht, denn wenn die 
Dringliche wirklich so dringlich gewesen wäre, 
dann, glaube ich, müßte man längst genauso hit
zig auch die Punkte der einzelnen geforderten 
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Maßnahmen debattieren. Das fehlt mir. Wir 
schwimmen da ein bißehen herum. Da gibt es 
Richtigstellungen, Berichtigungen, und ich muß 
sagen, ich mußte mir jetzt eine ganz große Menge 
von wirklichen Fehlerberichtigungen anhören. 
Ich habe auch noch einen gefunden. Es stimmt 
hier vieles bei diesem Antrag nicht. Ich hätte 
wirklich die älteren, erfahreneren Kollegen in der 
FPÖ gerne aufgefordert: Helft ihnen doch, die 
zwei sind ja noch nicht so lange im Parlament und 
haben noch nicht so viele Informationen über die 
Familienpolitik! (Heiterkeit und Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) 

Die Frage 7 ist für mich noch nicht ausge
räumt, denn dort steht. die Geburtenrate sinke 
laufend. - Gebt ihnen doch die neuen Statistiken 
in die Hand! Seit dem Jahr 1987 steigt die Gebur
tenrate, und es sind exakt 4 000 Geburten mehr. 
Allein im letzten Jahr gab es eine Steigerung um 
1 000. 

Soviel zur Druckfehlerberichtigung und zu all 
diesen Dingen. 

Eines ist allerdings ganz exakt, und da haben 
Sie in Ihrem Einstiegsargument bei dieser Dring
lichen recht gehabt. Die Frau Minister hat es ei
gentlich auch schon gesagt: daß die Familienar
mut seit 1984 sozusagen gravierend ansteigt, ge
nau zu einer Zeit, als Sie Regierungsverantwor
tung mitgetragen haben (Beifall bei der ÖVP), 
und genau in dieser Zeit, meine sehr geehrten 
Damen und Herren von der FPÖ. sind auch eini
ge Sachen passiert. 

Gestern schon bei der Diskussion um die Ost
verschuldung mußten Ihnen Kolleginnen und 
Kollegen von uns ganz deutlich sagen, warum 
denn das so war und daß Sie da kräftigst mitver
antwortet und mitgemischt haben. Liebe Kolle
ginnen und Kollegen von der Freiheitlichen! Laßt 
euch von der eigenen Fraktion aufklären über die 
Sündenfälle von damals, vielleicht seid ihr dann 
nicht so forsch und beleidigt, wenn ihr eine auf 
die Nase bekommt. (Heiterkeit und Beifall bei der 
ÖVP.) Aber so alt bin ich noch nicht, daß ich nur 
belehren möchte, ich möchte einmal nur grund
sätzlich sagen: Wenn man austeilt, muß man auch 
einstecken können. Das ist eine Grundqualität. 
Bei jedem, der mich angreift und mir "eine 
pickt", will ich es genauso, daß ich ihm replizie
ren kann. 

Die Ostverschuldung hat es also gezeigt, und 
heute haben wir wieder das Grundproblem, daß 
Sie damals ein kräftiger Unterstützer beziehungs
weise ein schwacher Partner waren und bei allem 
mitgestimmt haben, für das Sie uns heute verant
wortlich machen, weil wir hier die Auswirkungen 
zu tragen haben. Ich möchte es auf den Punkt 
bringen. (Zwischenruf des Abg. Hub er.) Herr 
Huber, ich bringe es Ihnen in Erinnerung, ich 

sage Ihnen das. (Abg. Hub e r: Die SPÖ war im
mer dabei!) Sie haben in der Zeit der Regierungs
beteiligung in drei wesentlichen Punkten - ich 
nenne nur drei, weil ich sozial eingestellt bin -
ganz offensichtlich familienfeindliche Schritte ge
setzt. Einen hat Ihnen die Frau Minister schon 
genannt, das heißt, es sind eigentlich zwei: die 
Kürzung der Geburtenbeihilfe und die Strei
chung der Wohnbeihilfe. 

Sie haben uns gemeinsam mit der Sozialisti
schen Partei 1986 ein Budgetprovisorium hinter
lassen, bei dem Sie 1 Milliarde Schilling aus den 
Familiengeldern weggenommen haben. (Abg. Dr. 
H a f f1 e r: So ist es.') So haben Sie uns das Budget 
übergeben. (Abg. Hai ger m 0 s e r: Das waren ja 
Restmittel! Das \.1-'ar ja budgetär abgedeckt.') Und 
weil hier die Kollegin Praxmarer von ,.Oberfläch
lichkeiten" gesprochen hat, weil Sie mich wirklich 
provoziert haben, möchte ich Ihnen noch etwas in 
Erinnerung rufen, sowohl dem Kollegen Haiger
moser als auch jenen Kollegen, die damals im Par
lament waren, als Sie noch Regierungsfraktion 
waren. (Zwischenruf des Abg. Sc h e ibn e r.) 
Herr Kollege Scheibner, da können Sie gleich zu
hören, wofür ihr das Familiengeld zweckentfrem
det habt. 

Ihr regt euch auf, wenn die Frau Minister im 
nächsten Jahr aus dem Familienlastenausgleichs
fonds Gelder für den Karenzurlaub bezahlt. Wo
für habt denn ihr gestimmt? Ihr habt zugestimmt, 
daß wir Panzer kaufen konnten. Frischenschlager 
war ja Verteidigungsminister. (Abg. Hai ger
mo s e r: Das Stadion haben wir saniert.') Ihr habt 
zugestimmt. daß die Goldhaubenwaffen gekauft 
werden konnten. (Abg. Hai ger mo s e r: Was 
haben Sie gegen das Bundesheer? Warum sind Sie 
gegen das BlIndesheer und die Wehrpflicht? Sagen 
Sie das.') Ihr habt zur Flugplatzsanierung einen 
Beitrag geleistet, ihr habt Radareinrichtungen ge
kauft, ihr habt das Praterstadion umbauen lassen, 
ihr habt Staatsbesuche finanziert, und ihr habt 
auch dem damaligen Justizminister seine PCs, sei
ne Computer, bezahlt. Locker und leicht! (Abg. 
Ing. Mur e r, zur SPÖ weisend: Von dort ist der 
Minister gewesen!) Hier sitzen die Täter! Herr 
Murer, du warst Staatssekretär, du hast mitge
stimmt, lieber Freund! (Beifall bei der ÖVP.) Der 
Herr Ofner ist nicht herinnen. Wo sind sie denn, 
die Täter? Murer, Bauer, Ofner und Frischen
schlager waren mit in diesem Kabinett. (Abg. Ing. 
Mur e r: Der rote Minister.' - Abg. Dr. F uhr -
man n: Und der Steger.' - Abg. Ing. M II re r: 
Der Steger auch.') Und nachdem diese Dinge auch 
durch den Ministerrat gehen. seid ihr Täter und 
Mitbestimmer! Ihr braucht nicht zu versuchen, 
euch zu absentieren, ihr seid hier dabei gewesen! 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
habe jetzt eine Bilanz vorgelegt. Ich sage es ehr-
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lieh, ich habe weit zurückgegriffen, aber eure 
Jungen wissen das nicht mehr. Und ihr habt sie 
nicht informiert, ich glaube, aus Gründen der 
Fairneß muß das einmal gesagt werden. Mich 
kratzt das, und wenn ich sehe, daß diese Bilanz, 
die ich jetzt gerade vorgelegt habe, und jene, die 
die Frau Minister heute vorgelegt hat, sowie jene, 
die ich auch noch für die Frau Minister Flemming 
vorlegen kann, schon eine ganz andere Qualität 
haben (Abg. Hai ger m 0 s e r: Keine Polemik 
vom Rednerpult!), darf ich noch auf das eine oder 
andere hinweisen. 

Es wurde schon gesagt, daß am Freitag ... 
(Abg. [ng. M II re r: Das ."var der rote Minister! 
Jetzt haben wir einen sch'r1.··arzen! Alle für flic/us.') 
Schau, Lautstärke ersetzt kei~ gutes Arg~ment, 
begreif es einmal! (Beifall bei OVP und SPO.) 

Frau Kollegin Traxler hat es schon gesagt: Am 
Freitag wird der Familienausschuß stattfinden. 
Dann werden wir zum drittenmal in jenen Be
reich, in dem ÖVP-Minister die Verantwortung 
tragen, die Familienbeihilfe erhöhen. 

Es wurde schon der Familienzuschlag erwähnt, 
der mir wirklich als brauchbares Instrument ge
eignet erscheint, daß wir wirklich den Mehrkin
derfamilien und den einkommensschwachen Fa
milien und besonders in jenem Bereich, wo beides 
zusammenfällt, tatkräftig helfen können. Mit der 
Erhöhung sowohl der Einkommensgrenze als 
auch jeweils des Zuschlages für ein Kind sind wir, 
glaube ich, auf dem richtigen Weg, daß wir. suk
zessive ausbauend, ein wirklich brauchbares In
strumentarium haben. den einkommensschwa
chen Familien zu helfen. 

Es muß einmal gesagt werden - ich habe mir 
das heute durchgeschaut -: Wenn - als Annah
me - eine Familie zwei Kinder hat. wobei das 
eine unter 10, das andere über 10 ist, was be
kommt denn diese Familie an Förderungen im 
Jahr? Ich bin dabei auf 39 000 S Bargeld, Trans
ferleistungen, gekommen, nicht eingerechnet die 
Sachleistungen, die auch in etwa ein Viertel bezie
hungsweise Fünftel der Gesamtförderung ausma
chen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ha
ben Sie vergessen - da sind wir jetzt schon bei 
der jüngeren Geschichte, da waren auch Sie, Frau 
Haller, schon im Haus -, daß wir mit dem zwei
ten Karenzjahr einen ganz, ganz wesentlichen 
Schritt, einen Meilenstein, gesetzt haben? Ein 
weiteres Jahr Karenz, davon haben viele Frauen 
geträumt! Wir haben Briefe, in denen Begeiste
rung ausgedrückt wurde, wir haben ein begeister
tes Echo erhalten, und wir freuen uns heute noch 
mit diesen Frauen. 

Die Teilzeithilfe für die Gewerbetreibenden, 
für die Bäuerinnen: Haben Sie sie schon verges-

sen? Ich erwähne den Väterkarenzurlaub, um 
auch den Vater in die Familie miteinzubinden, 
ihn in Verantwortung zu nehmen. Und glauben 
Sie mir: Sie können mit Geldforderungen auftre
ten, wie Sie wollen: Tausende Frauen haben ein
fach nicht allein das Geldproblem, es drückt sie 
nicht einmal so sehr das Geldproblem, sie haben 
einfach Probleme mit der Vereinbarung von Fa
milie und Beruf. Und die Alleinerziehenden ste
hen in ~.iesem Fall g~nz, ganz schlimm da! (Bei
fall bei OVP und SPO.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ha
ben Sie von der FPÖ auch vergessen, daß wir die
ses Familienpaket bereits weiter fortgeschnürt ha
ben, fortgeschrieben haben? Ich erinnere an das 
Karenzgeld für Hausfrauen, an das Karenzgeld 
für Studentinnen. Im vergangenen Jahr wurden 
hiefür - das konnte Sie ja hören bei der Budget
diskussion - 10 Millionen Schilling aufgewendet. 
Das beweist, daß hier ein großer Bedarf vorhan
den war und daß diese Maßnahme, gesetzt von 
der Ministerin, absolut richtig war. 

Ich erinnere weiter an die Auszahlung der Fa
milienbeihilfe an die Mutter, jene Auszahlung, 
die doch uns Frauen ein so großes gemeinsames 
Anliegen war, weil sie auch ein wesentliches Si
gnal für die Anerkennung der Erziehungsleistung 
der Frau ist, daß sie die Familienbeihilfe nicht 
vom Mann zurückbekommen muß, sondern daß 
sie das Geld in die Hand bekommt. 

Ich weise hin auf die Verbesserung bei den 
Schulfahrtbeihilfen, wo es im großen und ganzen 
darum geht, daß man den Kindern durch die Ki
lometerreduzierung faktisch den Zugang zu ei
nem sicheren Transport in die Schule geschaffen 
hat. (Abg. Mag. Karin Pr a x m Ci r e r: Das ist nur 
eine Subvemionierung für die Ößß.') 

Liebe Kollegin! Vieles, was ihr heute in eine 
Dringliche zu fassen versucht habt, erkenne ich 
wieder, weil vieles von unseren Ideen, von unse
ren Anträgen - ohne daß wir es in eine Dringli
che fassen wollen - abgeschrieben wurde. Ich er
wähne das Splitting. Sogar die Argumente fallen 
manchmal gleich aus. Aber wenn diese nicht 
selbst erdacht sind, das heißt, wenn man nicht 
mehr weiß, aus welch gedanklichem Fundament 
es geboren ist und welch gedanklicher Aufbau da
hintersteht, dann werden die Argumente in der 
Hand zerbröseln, wenn es also nicht das Eigen
tum des einzelnen ist. 

Ich mache euch nichts streitig. In vielen Berei
chen treffen wir uns, in vielen Bereichen haben 
wir ähnliche Vorstellungen. Nur: Der heutige 
Versuch, ein Remmidemmi zu machen, geht zu 
Lasten der Familien, denen geholfen werden 
muß, geht zu Lasten einer wirklich guten Diskus
sion, in der man Bilanz ziehen kann, aber er geht 
auf keinen Fall zugunsten von euch aus. 
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Heute hat eindeutig die Sachlichkeit, die gute 
Bilanz der Frau Minister gepunktet, und ich darf 
Ihnen versprechen, daß wir, so wie bisher, mit 
aller Kraft und mit aller Vehemenz diesen positi
ven Weg, den wir da beschritten haben, weiter 
gehen werden. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) /7.41 

Präsident Dr. Lichal: Als nächste zu Wort ge
meldet hat sich Frau Abgeordnete Christine 
Heindl. Ich erteile ihr das Wort. 

/7AI 

Abgeordnete Christi ne Heindl (Grüne): Meine 
Damen und Herren! An einem Tag, der eigentlich 
von Themen dominiert ist, die wirklich nicht 
mehr zum Lachen sind - Sie haben ein Asylge
setz beschlossen, das nichts mehr mit Menschen
würde zu tun hat, es findet momentan eine De
monstration gegen den Krieg statt -, halten Sie, 
meine Damen und Herren, hier ein - ich war 
mehr als erstaunt - Spiel ab: Wer ist der Kasperl, 
wer ist das Krokodil? 

Und dieses Spiel findet statt, meine Damen und 
Herren, während gleichzeitig eine Demonstration 
gegen Menschenmord stattfindet, findet statt zu 
einem Zeitpunkt, da die österreichischen Fami
lien, da die AlleinerzieherInnen Informationen 
haben wollen, wie ihre Situation verbessert wird. 
Genau in diesem Augenblick, meine Damen und 
Herren, stehen Sie am Rednerpult, sitzen und ste
hen Sie in den Reihen herum, schreien Sie herum, 
wie im Kasperltheater. So aber, meine Damen 
und Herren, kann man nicht Politik machen! So 
kann man auch nicht Familienpolitik machen! 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß vie
le der Argumente, die hier gefallen sind, richtig 
sind. Selbstverständlich, Frau Ministerin, haben 
Kinder an sich eine erfüllende Wirkung, für sich, 
da sie auf der Welt sind, und für ihre Eltern. Aber 
das heißt doch nicht, daß man, wenn man sich für 
Kinder entscheidet, gleichzeitig den Wermuts
tropfen der Chance auf Armut in Kauf nehmen 
muß. Und da spießt sich das ganze Modell! Ich 
muß vom Staat beziehungsweise von der Gesell
schaft einfordern, daß alle Personengruppen in 
unserem Land ein wirklich menschenwürdiges 
Leben führen können. 

Diese Forderung haben Sie hoffentlich schon 
oft genug gehört. Sie ist die Grundforderung ei
ner wirklichen Sozialpolitik, und die Familienpo
litik, meine Damen und Herren, ist ein Teil dieser 
Sozialpolitik. Wenn wir es in Österreich noch im
mer nicht erreicht haben, daß wir soziale Min
deststandards haben, dann ist es leider logisch, 
daß gerade diese Familien, daß gerade die Allein
erzieherInnen diejenigen sind, die von diesen feh
lenden sozialen Mindeststandards am meisten be
troffen sind. 

Und deswegen, meine Damen und Herren, 
wäre es doch endlich an der Zeit, herzugehen und 
wirklich konstruktiv miteinander zu diskutieren. 

Die FPÖ, die diese dringliche Anfrage einge
bracht hat, sollte doch endlich klar auf den Tisch 
legen, daß sie wirklich meint: Die Ausländer wol
len wir nicht fördern! Für Frauen, die Arbeit, Er
werbsleben und Kinder vereinbaren wollen, ist 
das ihr Privatkaffee; dafür fühlen wir uns nicht 
verantwortlich! Daß Männer Kindererziehung 
betreiben, genausogut wie Frauen, davon wollen 
wir in den nächsten 30, 40, 50 Jahren auch nichts 
hören! - Wenn Sie das einmal klar und deutlich 
sagen, dann kann ich sagen: Liebe FPÖ, wenn ihr 
bei diesen wichtigen Bereichen nicht mitgehen 
wollt, dann diskutieren wir eben über den Bereich 
der Familie nicht miteinander. - Das wäre eine 
klare Sache. Aber einfach herzugehen und alles 
und jedes zu kritisieren, keine konkreten Forde
rungen zu stellen und vor allem nicht klar und 
deutlich zu sagen, welche Ziele man nicht verfol
gen will, das ist zuwenig! Genau das ist ja auch 
ganz wichtig, das wäre offene und klare Politik, 
und die offene und klare Politik beinhaltet kon
krete Maßnahmen. 

Auch wenn jetzt am Freitag der Familienaus
schuß tagt, bedeutet das noch gar nichts. Ich bin 
von diesen Familienausschußsitzungen bis jetzt 
immer sehr enttäuscht gewesen und habe es auch 
jedesmal klar und deutlich deponiert. All die flei
ßigen Vorbereitungen waren im Endeffekt unnö
tige Kilometer, ja, es waren tatsächlich unnötige 
Kilometer, weil keine Diskussion geführt wurde. 
Und deswegen haben wir versucht, vor dem näch
sten Familienausschuß, auch vor dem Budgetaus
schuß Familie, Fragen aufzuwerfen, die uns wich
tig erscheinen. Die Fragen haben wir aufgewor
fen. (Abg. Gabrielle T ra x I e r: Sie waren nicht 
da.') Ich kann nichts für die Sturheit des Vorsit
zenden eines anderen Ausschusses, der glaubt, 
Schule und Familie müssen gleichzeitig gemacht 
werden, und nicht weiß, daß da sehr oft die glei
chen Personen beschäftigt sind. 

Ich möchte sagen: Überlegen wir doch einmal, 
was wir tun können, wenn wir mit diesem Modell 
der Familienförderung durch den Familienlasten
ausgleichfonds, der Förderung über die sozialen 
Einrichtungen, über Arbeitslosenversicherung 
und so weiter nicht weiterkommen. Ich glaube, 
wir stehen momentan an. Das merkt man ganz 
deutlich. Wir versuchen ständig, die Familienbei
hilfe zu erhöhen - es war im letzten Jahr auch 
einer meiner Anträge -, und stehen tatsächlich 
international sehr, sehr gut da mit der Höhe der 
Familienbeihilfe, und trotzdem haben wir noch 
immer AlleinerzieherInnen, die am Hungertuch 
nagen, haben wir Familien, die sich einen Min
c1estlebensstanclard nicht leisten können. Es ist 
also irgend etwas an dem ganzen Modell falsch. 
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Und deswegen die Frage: Sollten wir nicht grund
legend überlegen, andere Wege zu gehen? Es ist 
nicht so, wie Sie, Frau Ministerin, gesagt haben: 
Der Weg, den wir gehen, ist der richtige! Ich glau
be, wir sind irgendwo in eine Sackgasse gegangen. 

Ich wollte im vorigen Jahr diese Sackgasse der 
Erhöhung der Familienbeihilfe noch mitgehen. 
Ich habe die 200 S gefordert, die dann eben nur 
geringer gekommen sind, Aber wenn man sich 
dann weiter informiert - und ich bin bereit, Feh
ler auch einzugestehen -, dann muß man doch 
sagen: Wir sind an eine Grenze gekommen, jetzt 
schauen wir uns doch andere Wege an! Und einer 
dieser anderen Wege - deswegen unsere Anfrage 
an Sie - wäre doch, eine grundlegend andere EI
ternversicherung zu überlegen. Es gibt die Mo
delle, es gibt Erfahrungen damit. Was wir in 
Österreich brauchen würden, wäre, eine entspre
chende Studie in Auftrag zu geben - das könnte 
durch Sie geschehen; die gleiche Frage habe ich 
aber auch an den Herrn Sozialminister gestellt, 
weil das zwei Bereiche sind, die das natürlich glei
chermaßen betrifft -, eine Studie, die uns aufzei
gen könnte: Welche Leistungen können wir er
bringen? Welche andere Art von Finanzierung 
brauchen wir? Wo können wir Entlastungen ha
ben? 

Alle diese Daten bräuchten wir, um eine Ge
samtrechnung erstellen zu können. Momentan 
rechnen wir immer nur den FLAG, dann rechnen 
wir die anderen Leistungen aus dem Sozialbud
get, dann rechnen wir die Leistungen der Länder, 
der Gemeinden und so weiter. Ich glaube, man 
muß alles einmal in einen Topf werfen und hier 
grundlegende neue Wege gehen. Ich würde mich 
freuen, wenn die Abgeordneten und auch die 
Frau Ministerin mitgehen würden und endlich 
einmal so eine Studie in Auftrag gehen würde. 

Der nächste Punkt wäre - und das sind bitte 
uraltbekannte Forderungen, da brauchen wir jetzt 
keine Studie mehr -, daß kindgerechte Betreu
ungseinrichtungen für Kleinkinder, für Kinder
gartenkinder und für Schulkinder flächendek
kend und vor allem qualitativ entsprechend in 
Österreich angeboten werden müssen. Dieses 
Versäumnis unserer Politik kann nicht gelöst wer
den, indem die Länder sagen, der Bund soll uns 
helfen, die Gemeinden sagen, die Länder und der 
Bund, und der Bund sagt, wir weisen auf das Pro
blem hin, aber etwas tun müssen die anderen. Es 
muß jeder einzelne in seinem Aufgabenbereich 
hergehen und schauen, wie er das verbessern 
kann, wie er zu wirklich kindgemäßen Einrich
tungen der Kinderbetreuung kommen kann. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren, diesen 
Punkt ernst nehmen, dann wäre ein erster Schritt, 
ein sehr positives Modell, nämlich das Modell der 
Kindergruppen, tatsächlich intensiver zu fördern, 
denn dort wird ein Weg vorgezeigt, wie Kinder 

wirklich angenehm miteinander in der Zeit leben 
können, in der sie nicht in ihrer eigenen Familie 
sind. Da werden sie nicht in Aufbewahrungsstät
ten abgegeben, sondern können wirklich kreativ 
miteinander arbeiten. 

Der nächste Punkt - das gehört zu den Ein
richtungen dazu - geht natürlich wieder in ein 
nächstes Ressort, das ist der Schulbereich. Auch 
hier müssen wir doch endlich einmal die Uraltfor
derung der ganztägigen Schulformen, festge
schrieben auch im Regierungsübereinkommen, in 
die Praxis umsetzen. Osterreich, Deutschland und 
die deutschsprechende Schweiz sind die letzten 
Enklaven, die das nicht haben. Genau das sind 
aber auch - das gilt vor allem für Österreich -
jene Länder, wo immer weniger Kinder auf die 
Welt kommen. 

Frau Ministerin! Ich würde das Argument, daß 
in Österreich immer weniger Kinder zur Welt 
kommen, nicht so leichtfertig vom Tisch wischen, 
wie Sie es vorhin gemacht haben. Ich möchte Kin
der auch nicht nur allein mit Geld gleichsetzen. 
Nur, Tatsache ist, daß wir in Zukunft unser So
zialsystem, wie wir es heute noch erleben können, 
nicht aufrechterhalten können, daß wir - ich 
meine es ernst - tatsächlich jene Familien, die zu 
uns kommen, aufnehmen müssen, integrieren 
müssen. Zum Glück sind das ausländische Fami
lien mit vielen Kindern. 

Ich glaube nicht, daß den Grünen oder mir ir
gend jemand unterstellen könnte, daß wir gegen 
ausländische Familien seien. Gleichzeitig - ich 
möchte diese zwei Dinge nicht immer gegenein
ander ausspielen - muß darauf geachtet werden, 
daß alle, die in Österreich sind, unbeschadet, ob 
sie deutschsprechende Österreicher sind oder an
dere, die heute noch als Ausländer gelten, geför
dert werden, die Möglichkeit haben, ihr Leben, 
ihr eigenes Leben auch als Erwachsene weiter zu 
leben und gleichzeitig Kinder zu haben. 

Um das zu erreichen, sind, wie gesagt, zumin
dest diese drei Forderungen zu erfüllen: Eine 
grundlegende neue Möglichkeit der Finanzierung 
dieser Elternaufgaben - das wäre der Vorschlag 
der Elternversicherung -; zweitens Kinderbe
treuungseinrichtungen und, wie ich hoffe, Förde
rung von Kindergruppen und ganztägige Schul
formen: der Haupt- und wichtigste Punkt aber ist 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Wir reden natürlich nur immer davon, das sei 
ein Frauenthema und ein Frauenproblem. Es ist 
genauso ein Problem der Männer. Wir reden im
mer wieder vom gleichen: Die Männer sind im 
Beruf, die Frauen in der Familie. Wenn eine Frau 
sagt, sie möchte beides, dann ist sie doppelt, drei
fach, vierfach belastet. Die Männer bleiben in 
dem Bereich - bis jetzt zumindest - des Berufes 
stecken. Der Ansatz vom möglichen Karenzur-
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laub der Väter - wir haben es miterlebt - ist 
wirklich ein Kleinstansatz. Die Freiwilligkeit der 
Männer ist anscheinend so gering, daß der "An
sturm in die Familien" bis jetzt nicht angehalten 
hat. 

Diese Maßnahmen, die notwendig sind, um Fa
milie und Beruf für Männer und Frauen verein
baren zu können, müssen in Angriff genommen 
werden. Ich nenne jetzt ein kritisches Wort: das 
sind Teilzeitarbeitsplätze. Natürlich brauchen wir 
sie. Nur müssen sie sozialrechtlich wesentlich an
ders, wesentlich besser als heute abgesichert sein. 

Es muß eine kreativere Form der Arbeitstei
lung möglich sein. Es muß auch möglich sein, ein 
Modell zu finden - das gibt es bereits in man
chen Branchen -. wo auch Berufe mit Verant
wortung, Karriereberufe, nicht darunter leiden, 
sodaß die Chance für Mutter und Vater gleichbe
deutend bleibt. 

Meine Damen und Herren! Ich bin dafür, daß 
wir neue Wege beschreiten in der Familienpoli
tik, daß dabei von den Diskussionsteilnehmern -
noch einmal der Appell an die FPÖ - klar und 
deutlich gesagt wird. welche Ziele sie mitverfol
gen, welche Gruppen sie ausschließen möchten. 
Ein Hauptziel für mich ist es, Freiräume zu schaf
fen für die Menschen, die bei uns leben; Freiräu
me für die Frauen. Freiräume für die Männer, 
aber vor allem Freiräume für die Kinder. 

Wenn wir jetzt so oft von den Kindern reden -
es ist heute bei vielen Rednerinnen der Fall gewe
sen, meine Damen und Herren -, wenn uns die 
Kinder tatsächlich so am Herzen liegen, wieso ist 
es dann so schwer in Österreich, die Diskussion 
um die Rechte der Kinder zu führen, wieso wird 
die UNO-Konvention nicht ratifiziert, wieso ge
hen wir noch immer an diesen grundlegenden 
Rechten der Kinder vorbei? 

Es ist natürlich schön, Kinder zu haben, aber 
Tatsache ist, Frau Bundesministerin, daß die häu
figste Gewaltanwendung in den Familien passiert. 
und dort sind dieser häufigen Gewaltanwendung 
in erster Linie die Kinder ausgeliefert und in 
zweiter Linie die Frauen. Davor dürfen wir nicht 
die Augen verschließen. Das ist Tatsache. Diese 
Tatsachen müssen wir verändern. Ein Grund da
für liegt sicher darin, daß wir die Menschen, daß 
wir Männer und Frauen einteilen, daß wir sagen: 
Der eine hat die Rolle. der andere die andere, und 
keiner darf freiwillig wechseln. 

Eine weitere Tatsache ist aber auch die man
gelnde finanzielle Absicherung. 

Die dritte Tatsache ist unser Nichtakzeptieren 
von Freiräumen der Menschen, egal. wie alt sie 
sind, von Rechten der Menschen. 

Meine Damen und Herren! Ein Vorschlag, der 
kaum Geld kostet, wäre zum Beispiel, die Fami
lienbeihilfe ab 18 Jahren an die Jugendlichen 
selbst auszubezahlen. Das wurde auch von der 
FPÖ abgelehnt. Ich finde es eigenartig, daß man 
die Selbstverwaltung, die Eigenständigkeit der Ju
gend so wenig ernst nimmt. 

Ich würde Ihnen vorschlagen, Frau Bundesmi
nisterin, vom Weg der "Topferlpolitik" abzuge
hen - weg vom Topf des FLAG, vom Topf der 
Sozialhilfe, weg vom Aufteilen aus verschiedenen 
Töpfen in verschiedene andere Töpfe - und 
wirklich völlig neue Wege zu gehen, aber bitte 
nur dann zu gehen, wenn sie vorher genau unter
sucht sind, wenn sie geplant sind. wenn ihre Aus
wirkungen möglichst abgeschätzt sind. Danach 
kann man sagen: Das wären die Möglichkeiten, 
die uns dieses Modell bietet. Wollen wir diese 
Möglichkeiten oder wollen wir sie nicht? Ich bin 
nicht dafür, neue Wege zu beschreiten, wenn wir 
sie so blind beginnen, wie wir den alten Weg be
gonnen haben. 

Das wäre der Schluß. Ich hoffe, meine Damen 
und Herren, Sie werden jetzt, um 18 Uhr, wo die 
Demonstration am Stock-im-Eisen-Platz stattfin
det, doch einige Minuten finden, auch daran zu 
denken (Präsident Dr. L ich aL gibt das Glok
kenzeichen) - und möglicherweise sind diejeni
gen, die jetzt hier fehlen. doch nicht in der Cafe
teria, sondern befinden sich bei der Demonstra
tion -, daß möglicherweise, wenn jetzt dieser 
Krieg weiter anhält, wenn leider ... 

Präsident Dr. Lichal: Frau Abgeordnete! Ihre 
Redezeit ist aus! Bitte Schluß machen. 

Abgeordnete Christine Heindl (fortsetzend): 
Ich hoffe, daß dieses Hohe Haus so viel Selbstbe
wußtsein hat und sagt: Uns ist das eine Unterbre
chung wert. Unsere Arbeit besteht nicht nur dar
in, hier in diesem Raum zu sitzen, sondern zu 
unserer Arbeit gehört es genauso, draußen zu ste
hen und gegen Krieg zu demonstrieren. - Dan
ke. (Abg. Res c h: Herr Präsident.' Ihre Geduld ist 
bewwzderswen') 17.58 

Präsident Dr. Lichal: Zu einer weiteren tat
sächlichen Berichtigung hat sich Herr Abgeord
neter Dkfm. Holger Bauer gemeldet. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß ich die wei
teren tatsächlichen Berichtigungsmeldungen am 
Ende der Debatte abführen werde. 

Bitte, Herr Abgeordneter, 3 Minuten und 
Sac h ver haltsberic htigung. 

17.58 

Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): Ich 
werde mich bemühen. Herr Präsident! 
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Ich möchte die Familiensprecherin der Öster
reichischen Volkspartei, Frau Rosemarie Bauer, 
berichtigen, insofern berichtigen, als sie hier die 
Behauptung aufgestellt hat, während der sozial
liberalen, der kleinen Koalition seien Familien
geider für Panzerkäufe und andere militärische 
Zwecke dem Familienlastenausgleich entzogen 
worden. Diese Behauptung ist unrichtig! 

Ich muß zum besseren Verständnis dieses Vor
ganges, Herr Präsident, aber streng im Rahmen 
dieser tatsächlichen Berichtigung bleibend, mit 
zwei, drei Sätzen ausholen und erklären, wie die 
Familienlastenausgleichsgelder gespeist werden, 
~eil es sich hier bei der Familiensprecherin der 
Osterreichischen Volkspartei sicher nur um ein 
großes Mißverständnis handeln kann. 

Der Familienlastenausgleich wird bekanntlich 
- ich nehme an, Frau Familiensprecherin, daß 
auch Sie das wissen - aus einem Fixbetrag aus 
dem Bundesbudget und aus einem prozentuellen 
Anteil an der Lohnsteuer, der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer gespeist. Es sind 
2 Prozent. wenn ich mich nicht irre: 2 oder 3 Pro
zent. (Abg. Dr. H a f 11 e r: Herr Präsident! Das ist 
keine tatsächliche Berichtigung, das ist ein Refe
rat.') Das ist kein Referat. Ich muß das aber sagen, 
denn sonst verstehen Sie es wieder nicht, Herr 
Kollege! (Beifall bei der FPÖ.) 

Bei der Budgeterstellung wurden die genannten 
Steueraufkommen mit, sagen wir, 250 Milliarden 
Schilling eingeschätzt. 2 Prozent davon sind 
5 Milliarden Schilling. Das wurde aufgrund der 
Einschätzung des steuerlichen Aufkommens bud
getiert, also vorläufig ins Budget geschrieben. 
(Abg. Dr. H a f n e r: Das ist alles keine tatsächli
che Berichtigung, Herr Präsident! - Abg. 
S c h war zen b erg e r: Das ist eine Entschuldi
gung, aber keine Berichtigung!) Beim Budgetvoll
zug hat sich herausgestellt, daß dieses Steuerauf
kommen - wieder eine fiktive Annahme - nicht 
250, sondern nur 200 Milliarden Schilling betra
gen hat; davon sind 2 Prozent 4 Milliarden Schil
ling. (Abg. Dr. H af ne r: Das ist ein Referat. bit
le.') Das heißt - und jetzt bin ich beim Punkt, 
soweit sind Sie mir hoffentlich gefolgt, Herr Kol
lege (Abg. Dr. H a file r: Immer.') -: Weil das 
Einkommensteueraufkommen, das Lohnsteuer
aufkommen und das Körperschaftsteueraufkom
men geringer waren als angenommen. gelangte 
diese 1 Milliarde Schilling nicht zur Auszahlung 
und wurde daher für andere Zwecke verwendet. 

Daher ist es nicht richtig, daß Familiengelder, 
die dem Familienlastenausgleichsfonds und damit 
den österreichischen Familien zugestanden wä
ren, mißbräuchlich oder anderweitig verwendet 
worden sind. Das ist grob unrichtig. 

Und eine zweite Berichtigung, Frau Kollegin, 
eine zweite . .. (Abg. Dr. H a f ne r: Herr Di-

plomkaufmann.' Mit Ihrem "Referat" haben Sie be
stätigt, daß wir recht haben.' Wir danken Ihnen.') 
Ich weiß, Sie haben es noch immer nicht verstan
den, aber ich erkläre es Ihnen nachher gerne 
draußen noch einmal in einem Privatissimum. 
(Zwischenrufe bei der Ö VP.) 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, Herr Abgeordne
ter, das sind jetzt Diskussionen und Debattenbei
träge. Ich muß Sie auffordern, die tatsächliche 
Berichtigung vorzunehmen. Außerdem sind die 
3 Minuten um, wie ich gerade höre. - Bitte, den 
Schlußsatz. 

Abgeordneter Okfm. Holger Bauer (fortset
zend): Eine zweite Berichtigung: Ihre Regie
rungspartei hat 1991 die Zweckbindung bei der 
Körperschaftsteuer aufgehoben und damit tat
sächlich den Familien entsprechende Gelder ent
zogen. (Beifall bei der FPO. - Zwischenrufe bei 
der ÖVP. - Abg. Dkfm. Holger Ball, e r im Abge
hen: 3.5 Milliarden Schilling.') 18.01 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge
meldet ist Herr Abgeordneter Meisinger. Ich er
teile es ihm. 

/8.01 

Abgeordneter Meisinger (FPÖ): Herr Präsi
dent! Frau Ministerin! Geschätzte Damen und 
Herren! Es ist wirklich schlimm - das muß man 
sagen, wenn man dieser Debatte zuhört -, es ist 
sogar eine Schande, daß eine Familienpolitikerin 
der großen Koalition mangels besseren Wissens 
und besserer Argumente bei einer dringlichen 
Anfrage zur Familienpolitik eine Ausländer- oder 
Ostschuldendebatte vom Zaun bricht. Sie haben 
einem Raubtier geglichen, das in die Ecke getrie
ben wird und von dort aus dann den Überfall star
tet. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. Dr. Pr eiß: 
Aber geh.') 

Die Dringlichkeit in dieser Familienangelegen
heit der derzeitigen Benachteiligung der Familien 
gegenüber den Alleinstehenden ist sicher jeder
zeit gegeben. Es muß uns ein ständiges Bedürfnis 
sein. ganz fest zu dieser Familie zu stehen. Es 
muß uns weiters eine Verpflichtung sein, laufend 
für Verbesserungen für die Familien, besonders 
für die Mehrkinderfamilien, verstärkt einzutreten 
und eben die Ausgangsposition für eine Großfa
milie zu verbessern. Es ist bezeichnend für diese 
Zeit, sozusagen am Höhepunkt des materiellen 
Wohlstandes der sogenannten Konsumgesell
schaft, daß die kinderreichen Familien ein Leben 
an oder unter der Armutsgrenze fristen müssen. 
Das ist anscheinend das Ergebnis der 20jährigen 
Dominanz der Sozialisten in dieser Regierung! 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Besonders gefährdet sind die Großfamilien im 
klein bäuerlichen Bereich, in den Randzonen un
seres Landes, dort. wo der Familienerhalter, zum 
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Beispiel ein Nebenerwerbsbauer, zum Pendeln in 
die weit entfernten Zentralräume verurteilt ist, 
denn er hat riesengroße Wegstrecken und da
durch auch einen sehr großen Zeitaufwand auf 
sich zu nehmen. Nicht selten leidet darunter auch 
das Familienleben. Und um nichts anderes geht es 
in dieser dringlichen Anfrage. 

Auch Arbeitnehmerfamilien mit geringem Ein
kommen in kleinen Wohnungen sind besonders 
belastet, besonders dann, wenn der Kindersegen 
dieser Familien über dem Landesdurchschnitt 
liegt und beide Elternteile dieser Familie aus 
Überlebensdrang gezwungen sind. berufstätig zu 
sein. Warum soll denn eine Frau, die zu Hause 
ihren Bereich hat, die zu Hause ihre freie Lebens
gestaltung hat und sich dort entfalten kann, wohl 
arbeiten gehen, wenn sie sich dort wohl fühlt? 
Daß man in den letzten Jahren das Wort "Haus
frau" beinahe zu einem Schimpfwort hat werden 
lassen, ist wirklich bedauerlich für unsere Gesell
schaft. (Beifall bei der FPÖ.) 

In diesen Familien gehen in erster Linie beide 
einer Arbeit nach, damit sie den durchschnittli
chen Lebensstandard halten können, um den Kin
dern das Nötigste bieten zu können, daß sie nicht 
allzuweit zurückfallen gegenüber den Einzelkin
dern. Darum ist Handlungsbedarf, und zwar drin
gender Handlungsbedarf, gegeben, Frau Ministe
rin! (Beifall bei der FPÖ.) 

Bedauerlich ist auch, daß dann, wenn diese Ar
beitnehmer die Arbeitszeit ihren Bedürfnissen 
anpassen wollen, also flexiblere Arbeitszeiten 
wünschen und durchsetzen wollen, Interessenver
tretungen dagegen sind und von diesen sozialisti
schen Bereichen bewußt eine Entwicklung in die
se Richtung verzögert wird. 

Oder zum Beispiel die Wohnbaugenossen
schaften. Die Wohnraumnot wird künstlich hoch
gehalten. und die Geldreserven bei den Genos
senschaften häufen sich zu immer höheren Ber
gen. Man hält diese künstliche Schaffung von 
Geldreserven hoch, indem eben der Sozialwohn
bau hintangehalten wird. Auch dort will man 
noch reich werden. Das ist wirklich verwerflich, 
und es ist an dieser Regierung zu verurteilen, d~ß 
sie nicht dagegen eintritt. (Beifall bei der FPO.) 
Die Genossenschaften sind das Übel dieser Ge
sellschaft! 

All das ist aber nicht angetan, Österreich fami
lienfreundlich zu nennen. Es ist - um es noch 
einmal zu sagen - eine Schande für einen soge
nannten Sozialstaat, daß 70 Prozent der Arbeiter
familien mit mehr als drei Kindern im Bereich 
der Armutsgrenze leben müssen. Man muß sich 
das vorstellen: Dort, wo ein Arbeiterkammerprä
sident bis vor kurzem noch 280 000 S im Monat 
verdient hat! Das ist wahrlich ein riesengroßer 
Unterschied. (Beifall bei der FPÖ.) 

Dabei war das nicht immer so in unserem schö
nen Österreich. Seit beinahe zehn Jahren ist ein 
ständiger sozialer Abstieg der Familie in Öster
reich festzustellen. Die Sozialisten wollen an
scheinend unsere Nachkommen mit Zuwande
rern statt mit einer vernünftigen Familienpolitik 
sicherstellen. Meine Frage daher: Hängt dieser 
Umstand vielleicht mit der Einführung des Frau
enreferats der Frau Bundesminister Dohnal zu
sammen? Alle wissen . . . (Abg. Par n i gon i: 
Sind Sie auch ein "zugewanderter Nachkomme"?) 
Ich bin ein zugewanderter Österreicher. (Abg. 
Par n i gon i: Geistig aus dem Deutschen Reich.'! 
Ich weiß nicht, wie das bei Ihnen ist. (Beifall bei 
der FPÖ. - Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Als erwiesen erscheint, daß derzeit von dieser 
Regierung eine eindeutig familienfeindliche Poli
tik betrieben wird. (Abg. Par ni gon i: Wie Sie 
da hereingekommen sind, rnöc!zte ich wissen!) Hö
ren Sie zu! 

Zum Beispiel ist eine verheiratete Mutter einer 
ledigen Mutter gegenüber materiell klar benach
teiligt. Ich will einer ledigen Mutter wirklich 
nichts absprechen, aber: Ist nicht das wirklich 
gleichzustellen, ob eine Mutter verheiratet ist 
oder nicht? Und wenn ich da differenziere, dann 
ist das eine Benachteiligung, eine Diskriminie
rung der verheirateten Mutter. 

Ein österreichischer Haushalt ist im Durch
schnitt mit 250 000 S verschuldet, bezeichnend 
wieder für diese sozialistisch dominierte Regie
rung. (Abg. Dr. Pr eiß: Der hat einen KompLex, 
der junge Mann!) Bezeichnend eben deshalb, weil 
auch das Budget die Gesamtverschuldung zeigt, 
wohin uns diese sozialistische Regierung geführt 
hat, nämlich kurz vor den Ruin. Und je größer 
die Familien sind, desto größer ist auch der 
Schuldenstand. Kein Wunder, wenn die Gebur
tenzahlen in Österreich seit Jahren rückläufig 
sind. (Zwischenruf des Abg. Ba y r.) Sie liegen 
derzeit im Durchschnitt von 1,4 Kindern pro 
Frau. (Abg. Par ni gon i: Wie viele Kinder ha
ben Sie?) 

Auch in Schweden hat es dieses Phänomen ge
geben, geschätzte Damen und Herren! (Abg. 
Par ni gon i: Wie fleißig waren Sie?) Aber dort 
war diese Zahl annähernd gleich niedrig, dort hat 
man jedoch im Gegensatz zu Österreich reagiert, 
man hat mit der Familienbeihilfe und einer 
Mehrkinderstaffelung diesem Problem wirksam 
entgegengewirkt. Wo bleibt diese Regierung? 
(Abg. Par n i gon i: Herr Abgeordneter.' Herr 
Kollege.' Wie fleißig waren Sie in der Familienpoli
tik?) Wo bleibt die Reaktion unserer Frau Mini
sterin? Es ist höchste Zeit, daß Sie aktiv werden! 
(Abg. Par ni gon i: Keine Annvort! Wahrschein
lich nicht fleißig.') 
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Wir warten anscheinend vergebens auf diese 
Reaktion. 

Sie findet im Jahr 1991 3,6 Milliarden zur Ab
deckung des Budgetloches besser angelegt als in 
der Familienförderung. Anscheinend ist es der 
Frau Ministerin wichtiger, Budgetlöcher abzu
decken. Sie könnte somit den Namen einer "Bud
getschuldenabdeckungsministerin" bekommen. 
Das wäre ein neues Ministerium, wo sich die So
zialiste~. wieder starkmachen könnten. (Beifall bei 
der FPO. - Abg. Par ni g 0 Tl i. zum Abg. Dkfm. 
Holger Bauer: Mit dem kannst du dich identifizie
ren?) 

Frau Ministerin! Es ist Ihre Pflicht, für die Kin
der der Mehrkinderfamilien einzutreten ihnen 
gleiche Startchancen wie Einzelkindern z~ schaf
fen. (Abg. Par n i gon i: Bille irn Protokoll: Der 
Bauer hat geklatscht.' Das muß man wissen!! 

Es ist höchte Zeit, eine familienfreundliche At
~osphäre :u .schaf~en, als ProgressionsabgeItung 
1st unverzughch dIe Mehrkinderstaffelung und 
das Familiensplitting einzuführen. Es muß uns 
auch allen bewußt sein, daß Kindererziehung und 
Altenbetreuung zu den verantwortungsvollsten 
Tätigkeiten in unserer Gesellschaft gehören und 
natürlich auch sehr viel Geld kosten. 

Dem Beruf Hausfrau und all den Müttern müs
se~ wir di~ gebührende Hochachtung entgegen
bnngen. Nicht nur Karriere ist gefragt, auch Fa
milie ist gefragt! Sie dürfen nicht weiter von dem 
so~ialis~ischen System bestraft werden. (Abg. In
grtd Tl c h Y - Sc h red e r: Man kann auch bei
des miteinander machen.' Beides geht: Kiflder 
großziehen und Karriere machen.' Sie wollen die 
Frauen flach Hause schicken.') Weil diese Mütter 
Kinder großziehen und daher keiner Arbeit nach
gehen können, dadurch auch keine Versiche
rungszeiten erwerben können, sind diese Frauen 
gegenüber jenen benachteiligt, die ununterbro
ch.en im .Berufsleben stehen können. (Abg. Par -
fl l gon l: Der braucht das Muuerkrellz in Gold.') 

Frau Ministerin! .~s liegt in Ihrer Hand, hier 
höchst überfällige Anderungen herbeizuführen. 
(Abg. Ing. Mur er: Jawohl.') Die Moral unserer 
Gesellschaft wird daran zu messen sein, wie wir 
uns gegenüber unseren Kindern, den alten Men
schen und den Behinderten verhalten denn das 
i~t w?hl eine Moralfrage. Die kleinste' und emp
fIndlichste Gruppe in unserer Gesellschaft ist 
wohl die Familie, sie ist aber auch die wertvollste. 
Also handeln wir danach, denn auch die Soziali
sten werden in der Pension dieser Generation 
dankbar sein, wenn sie die Pensionen für uns be
zahlt. (Beifall bei der FPÖ.) /8.13 

Präsident ~r. Lichal: Als nächste zu Wort ge
meldet hat Sich Frau Bundesministerin Feldgrill
Zanke!. Ich erteile es ihr. 

18.13 
.~undesministerin für Umwelt, Jugend und Fa

mIlie Dkfm. Ruth Feldgrill-Zankel: Ich möchte 
dem Herrn Abgeordneten zur Aufklärung eines 
augenscheinlichen Mißverständnisses nur folgen
des sagen: Ic~ nehme meinen Handlungsauftrag 
~.ußerordenthch ernst, und zwar aus einer tiefen 
Uberzeugung. Ich werde aber ganz sicher nicht -
und da würden Sie sich in mir täuschen wenn Sie 
s~ etwas erwarten - Änderungen herbeiführen, 
d.le ~en Frauen vorschreiben, in welche Richtung 
sie Sich zu bewegen hätten. 

Ich habe mich von Anfang an dazu bekannt 
daß die Frauen selber wissen, in welcher Intensi~ 
tät sie sich dem jeweiligen Bereich zuwenden und 
ich bin der festen Überzeugung, daß wir ihnen 
das auch möglich machen sollten und daß sie sich 
das nicht erkaufen sollten durch Nachteile der ei
nen oder anderen Art. (Abg. M eis i n ger: Die 
Sozialisten wissen. was die Frauen wollen. und nie
mand anderer.') 

Sie, Herr Abgeordneter, werden das Rad der 
Entwicklung auch nicht zurückdrehen, und ich 
werde Ihnen dabei ganz sicher nicht helfen. (Wei
lerer Zwischenruf des Abg. Me i si n ger. - Abg. 
Par ni go 11 i: Der ist um 50 Jahre zu spät auf der 
Welt.') 

Wir sollen den Frauen, den Familien in ihrer 
heutigen Situation helfen, und das ist mir Hand
lungsauftrag genug, Handlungsauftrag auch in 
dem Sinne - Herr Kollege, das scheint Ihrer Auf
merksamkeit entgangen zu sein -, daß in meiner 
V:er~ntwortu~g. die Zweckentfremdung keines 
eInzIgen SchIllIngs aus dem Familienlastenaus
gleichsfonds erfolgt ist. (Abg. Dkfm. Holger 
Bau e r: Sie haben die Zweckbindung der KäSt 
aufgehoben.' Minus 3.6 Milliarden Schilling') Im 
Gegenteil - Sie haben vielleicht nicht die Gele
genheit gehabt zuzuhören -: Wir haben im kom
menden Jahr um 11 Milliarden Schilling mehr 
zur Verfügung, die den Familien zugute kom
men. Und ich darf Ihnen in Ihrem Interesse, das 
hoffentlich wirklich den Familien und nicht der 
Polemik gilt, mitteilen, daß diesen Familien er
freulicherweise insgesamt 47,2 Milliarden Schil
ling uneingeschränkt im nächsten Jahr zufließen 
werden. - Danke. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 
18.15 

Präsid.ent Dr. Lichal: Als nächste zu Wort ge
meldet Ist Frau Abgeordnete Adelheid Praher. 
Bitte schön, Frau Abgeordnete, Sie haben das 
Wort. 

/8.15 
Abgeordnete Adelheid Praher (SPÖ): Herr 

Präsident! Frau Bundesministerin! M.~ine sehr ge
ehrten Damen und Herren! Die FPa agiert hier 
u.nd ~eute leider so wie in vielen anderen Fragen 
ZiemlIch unernst. Herr Abgeordneter Meisinger, 
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Sie haben hier davon gesprochen, daß die Aussa
gen unserer Kollegin Traxler eine Schande wären. 
Ich muß Ihnen sagen: Eine Schande sind Ihre An
träge und Ihre Aussagen! (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP. - Abg. Sc h e ibn e r: WeLche Anträge sind 
eine Schande?) 

Auch wenn ich der Opposition zubillige, daß 
sie eben Gegenpositionen vertritt, dann sollte sie 
doch immerhin realistisch bleiben und Tatsachen 
anerkennen. Und Tatsache ist, meine sehr geehr
ten Damen und Herren, daß es eine laufende Ver
besserung der Familienförderung gibt, und das 
bereits seit 1970 und nicht erst seit gestern! (Abg. 
Edich H a Li e r: Eine Erhöhung iS1 noch keine 
Verbesserung.' Das sind zH)ei verschiedene Sa
chen.') 

Zu dieser Familienförderung gehören nicht nur 
die Geld- und Sachleistungen, sondern selbstver
ständlich auch der Karenzurlaub, auch die Ar
beitsplatzsicherung, Wiedereinstiegshilfen oder 
der Zuschlag zur Geburtenbeihilfe. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
sozialdemokratische Fraktion sieht Familienpoli
tik als umfassende Aufgabe. Aber die SPÖ lehnt 
eine Familienpolitik ab, die sich als Bevölke
rungspolitik versteht. (Abg. Dkfm. Holger 
Bau e r: Was ist das?) Das widerspricht demokra
tischen Prinzipien und wurde vornehmlich von 
totalitären Regimen in der Vergangenheit prakti
ziert. (Abg. Dkfrn. Holger Bau e r: Was ist eine 
Bevölkerungspolitik? Was ist denn das?) Sie hören 
schlecht, Herr Kollege! Zum Arzt bitte! "Bevöl
kerungspolitik" habe ich gesagt. (Abg. Dkfm. Hol
ger Ba Cl e r: Ja.' Was ist das?) Und wir lehnen es 
ab, mit der Familienpolitik eine solche zu prakti
zieren. (Abg. Dkfm. Ho/ger Bau e r: Legen Sie 
das Manuskript für eine halbe Minute zur Seite!) 

Wir bekennen uns zur freien und individuellen 
Entscheidung von Mann und Frau über die Ge
staltung des Familienlebens und die Zahl ihrer 
Kinder. (Beifall bei SPÖ und ÖVP. - Abg. Dkfm. 
Ho/ger Ball e r: Wie Lange sitzt die schon herin
nen? Die muß doch einmal einen Satz ohne Manu
skript sprechen können.') 

Ich stimme hier mit der Frau Bundesministerin 
überein: Es müssen Rahmenbedingungen ge
schaffen werden, die es den Menschen gestatten, 
in eigener Verantwortung und ohne Bevormun
dung ihre Vorstellungen zu verwirklichen und 
umzusetzen, und zwar auch ohne den leisesten 
Druck über Förderungsmittel. 

Untersuchungen beweisen, daß finanzielle Er
wägungen auf den Kinderwunsch im übrigen kei
nen entscheidenden Einfluß haben, sondern per
sönliche Glückserwartungen. Aber auch Befürch
tungen hinsichtlich der Probleme, die sich bei 
größerer Kinderanzahl hinsichtlich der Berufs-

ausübung und der zeitlichen Belastung ergeben, 
spielen eine große Rolle. 

Das heißt, die Auf teilung der Familienarbeit, 
die Partnerschaft in der Familie, die Vereinbar
keit von Beruf und Familie durch eine famiLien
freundliche Arbeitswelt, aber vor allem entspre
chende Kinderbetreuungseinrichtungen sind not
wendig. Und hier sind sehr wohl, Frau Kollegin 
Heindl, auch die Länder und auch die Gemeinden 
aufgerufen. 

Aber auch die Mehrkinderstaffel, meine sehr 
geehrten Damen und Herren von der FPÖ, wird 
die Lösung, wie Sie sie anstreben, nicht bringen. 
(Abg. Ing. Mur er: Haben Sie das schon gelesen? 
Kennen Sie diese?) Sie ist auch ohne Berücksichti
gung von Einkommensverhältnissen und sonsti
gen Belastungskriterien sozial nicht gerechtfer
tigt. (Z~vischenruf der Abg. Edith HaLL er.) 
Denn die Familien mit mehr als zwei Kindern 
sind nicht automatisch arm. Das haben Sie bis 
jetzt noch immer nicht begriffen. Es kommt auf 
das Gesamteinkommen an. Und eine Staffel, wie 
Sie sie vorschlagen, würde die Benachteiligung 
der Familien und der Kinder bedeuten, die bei 
Zugrundelegung des gewichteten Pro-Kopf-Ein
kommens unter gleichen finanziellen Bedingun
gen, allerdings in einer Familie mit weniger Kin
dern, aber unter gleichen finanziellen Bedingun
gen leben. (Abg. Dkfrn. Ho/ger Ball e r: Was ist 
denn das H/ieder: das .. ge~'vichlele Pro-Kopf-Ein
kommen',? - Gegenruf des Abg. Ing. Ne d we d. 
- Abg. Dkfm. Holger Bau e r: Ich weiß es schon, 
aber sie weiß es nicht.') Die würden nach Ihrem 
Rezept nicht in den Genuß einer zusätzlichen 
Förderung kommen. 

Daß vor allem Arbeiterfamilien mit mehreren 
Kindern zu den armutsgefährdeten Familien ge
hören, untermauert meine Aussage, daß es auf 
das Einkommen und nicht auf die Kinderzahl an
kommt. (Abg. Me i si n ger: Nach 20 Jahren so
zialislischer Regierung gibt es solche Mißstände.' -
Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Die Erhöhung, die wir in wenigen Tagen mit 
der Änderung des Familienlastenausgleiches vor
haben, ist, Frau Kollegin Praxmarer, weder wir
kungslos noch ideologisch bedingt. Die Ideologie 
ist da bei Ihnen beheimatet, die ist aber eine fal
sche. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dkfm. Holger 
Bau e r: Extemporieren Sie nicht zuviel, sonst re
den Sie sich in einen Wirbel hinein.') 

Diese Erhöhung ist sehr wohl sachlich fundiert, 
und jede Familie mit mehreren Kindern hat ja 
wohl auch ein erstes und ein zweites Kind. Im
merhin wird die vorgesehene Erhöhung dann für 
Familien mit zwei oder drei Kindern eine wesent
lich bessere Förderung gewährleisten. 
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Ein weiteres Liebkind von Ihnen von der FPÖ 
ist ja die Schulbuchaktion, und Sie konnten es 
sich nicht verkneifen, diese auch hier wieder ins 
Spiel zu bringen. Ich möchte ganz dezidiert erklä
ren: Wir Sozialdemokraten werden diese wesent
liche Errungenschaft der kostenlosen Schulbü
cher von Ihnen nicht zugrunde richten lassen! 
Wir werden auf dieser Aktion beharren! (Beifall 
bei der SPÖ. - Abg. Ing. Mur er: Sie werden die 
Wahlen weiterhin verlieren. wenn Sie so vveüerma
ehen.') 

Diese Aktion ist nicht nur eine familienpoliti
sche, sondern auch eine bildungspolitische Errun
genschaft. Es werden die Familien auch durch 
diese Aktion wesentlich entlastet: Bei einem 
Volksschulkind macht das 650 S aus, bei einem 
Kind in der Hauptschule oder der Unterstufe ei
nes Gymnasiums beziehungsweise einer allge
meinbildenden Schule über 1 000 S, in der Ober
stufe über 2 000 Saus. - Also auch da eine we
sentliche Entlastung der Familien. 

Und nun zur Steuer. Die FPÖ behauptet, daß 
ein Alleinstehender in Österreich genausoviel 
Steuer bezahlt wie ein Familienerhalter einer 
fünfköpfigen Familie. - Das zeigt erneut, wie 
wenig ihre Behauptungen stimmen. 

Die Frau Minister hat schon darauf hingewie
sen: Es gibt wesentliche Unterschiede in dieser 
Besteuerung, denn es gibt für Familien mit Kin
dern die Steuerbefreiung beim 13. und 
14. Monatsgehalt, bei der Abfertigung, es gibt 
den Alleinverdiener- und Alleinerhalterabsetzbe
trag. Es gibt den Kinderzuschlag zu diesen Ab
setzbeträgen. Es gibt Erhöhungsbeträge bei den 
Sonderausgaben, und zwar 5 000 S pro Kind. Es 
gibt die Verminderung des Selbstbehalts bei au
ßergewöhnlichen Belastungen. - All das haben 
Sie aber nicht recherchiert. 

Dazu kommt noch die Möglichkeit der Nega
tivsteuer, nämlich daß mögliche Steuerentlastun
gen, die bei geringem Einkommen und bei gerin
ger Steuerpflicht nicht abgesetzt werden können, 
als direkte Förderung ausbezahlt werden, die die 
Singles natürlich nicht in Anspruch nehmen kön
nen. 

Zum Entlastungsvolumen der Steuerreform, 
das Sie von der FPÖ auch in Ihrer dringlichen 
Anfrage angesprochen haben, darf ich Ihnen sa
gen: Dieses Entlastungsvolumen betrug 1989 
durch die Steuerreform 17,3 Milliarden, 1990 
19,5 Milliarden, 1991 19,9 Milliarden, insgesamt 
also bisher 56,7 Milliarden an Entlastungen allein 
bei der Lohnsteuer. Ich würde Ihnen raten: Wenn 
Sie wieder Anfragen machen, dann bereiten Sie 
diese etwas besser vor. (Beifall bei der SPÖ. 
Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Und nun auch noch ein Wort zu dem von Ih
nen reklamierten Familiensplitting. Das würde 
nicht mehr Gerechtigkeit, sondern - im Gegen
teil! - nur mehr Ungerechtigkeit für die Fami
lien bringen. (Abg. Dkfm. Holger Bau er: War
um?) 

Warum, sage ich Ihnen sofort: Weil die Steuer
ersparnis bei einer vorgegebenen Anzahl von 
Kindern bei steigendem Einkommen immer grö
ßer wird und Steuerpflichtige mit niedrigerem 
Einkommen von diesem Familiensplitting wenig 
bis gar nichts haben. (Abg. Dkfm. Holger Ball e r: 
Das muß ja nicht sein.' Das iseja nicht wahr.') Und 
daher lehnen wir schon allein aus diesem Grund 
ein solches Splitting ab. Es wird das bei anderer 
Gelegenheit noch ausführlicher diskutiert wer
den. (Abg. Mag. Karin Pr a x m are r: Wir wer
den Ihnen das erklären, damit Sie das dann auch 
einmaL verstehen!) Frau Kollegin Praxmarer, ich 
verstehe das schon, doch jedesmal, wenn Sie da 
heraußen stehen, wissen wir: Sie verstehen gar 
nichts! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe bei 
der FPÖ.) 

Der Unterschied zwischen Ihnen und uns ist 
halt der, daß wir hier keine Plappereien anbrin
gen, um etwas zu versprechen, das bei näherem 
Hinschauen überhaupt nicht zweckmäßig ist, das 
nicht ordentlich recherchiert und daher auch 
nicht haltbar ist (Abg. Dkfm. Ho/ger Bau e r: Ich 
weiß noch einen Unterschied: Euch laufen die 
Wähler davon - uns nicht.' - Heiterkeit bei der 
FPÖ), sondern wir bieten wirkliche Hilfen an, 
und zwar auf seriös recherchierten Grundlagen, 
und diese fußen auf den realen Problemen der 
Mehrheit der österreichischen Familien. 

Wir wollen mit den von uns vorgeschlagenen 
und durchgeführten Maßnahmen die Situation 
der österreichischen Familien tatsächlich verbes
sern. (Beifall bei der SPÖ und bei Abgeordneten 
der ÖVP.) 18.27 

Präsident Dr. Lichal: Als nächste zu Wort ge
meldet ist Frau Abgeordnete Edeltraud Gatterer. 
Ich erteile es ihr. 

18.27 
Abgeordnete Edeltraud Gatterer (ÖVP): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Frau Bundesministerin! 
Hohes Haus! Manchmal verbinden mich ja Sym
pathien mit den freiheitlichen Kollegen, aber das, 
was sie heute liefern, ist Familienpolitik unter der 
Armutsgrenze. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Es wurde so viel Negatives hier aufgezeigt. Ja, 
es stimmt, alle Familienpolitiker hier im Haus ha
ben Wünsche nach Änderungen, Vorstellungen 
für Verbesserungen, und wir haben uns auch für 
die Zukunft sehr viel vorgenommen. Aber ich 
glaube, das, was bereits geschehen ist, kann sich 
sehen lassen. Die Frau Bundesminister und auch 
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die Familiensprecherinnen haben schon sehr klar 
gesagt, daß sich niemand von uns für diese Lei
stungen zu schä~en braucht. (Neuerlicher Beifall 
bei OVP und SPO.) 

Ich möchte hier aus einer Zeitung zitieren, und 
zwar aus den "Salzburger Nachrichten", in der 
ein Vergleich zwischen Österreich und den EG
Ländern gebracht wird. Es zeigt sich hier: Öster
reich steht bezüglich Familienförderungen auf 
dem "Stockeri" , nämlich an der dritten Stelle. 
Nach Belgien und Frankreich hat Österreich am 
meisten für die Kinder übrig. 

Wir können zum Beispiel mit dem "Superland" 
Schweden, das immer wieder bei der Familienpo
litik zitiert wird, locker mithalten. Ich zitiere: 

"Auf der Suche nach dem familienfreundlich
sten EG-Land, zumindest was Beihilfen anbe
trifft, braucht sich Österreich nicht zu verstecken. 
Der kleine EG-Anwärter Österreich ist ziemlich 
großzügig, wenn es um die soziale Sicherheit sei
ner Kinder geht - und auch um den Nachwuchs 
der Gastarbeiter. Österreich wird in puncto Fami
lienleistungen innerhalb der Gemeinschaft auf 
Platz 3 liegen. Nur Belgien und Frankreich sind 
in der Familenförderung noch großzügiger als 
Österreich." 

Ich glaube, das zeigt sehr deutlich, wie gut in 
Österreich die Familienförderung ist. Daß es 
noch Wünsche gibt, daß es noch einige Ziele zu 
erreichen gibt, ist unbestritten. 

Man muß in diesem Zusammenhang auch dar
auf hinweisen, daß es seit zwei Jahren auch in 
sehr vielen Bundesländern Initiativen bezüglich 
Familienförderung gibt: So gibt es etwa in Ober
österreich und in Niederösterreich seit 1. Jänner 
1989 eine Familienförderung, in Vorarlberg und 
in der Steiermark seit 1990, in Kärnten und Tirol 
seit 1991. In Salzburg und im Burgenland wird es 
sie 1992 geben, meines Wissens auch in Wien; die 
Beratungen und Vorstellungen diesbezüglich sind 
ja schon sehr weit gediehen. 

Also Familienförderungen, Beihilfen, Zuschüs
se auch seitens der Länder. Das ist ja auch so ge
wollt, daß es nicht nur seitens des Bundes U nter
stützungen gibt, sondern daß sehr wohl auch die 
Länder bereit sind, etwas für ihre Familien zu 
tun. 

In diesem Zusammenhang muß man aber auch 
sagen, daß lediglich finanzielle Unterstützung si
cherlich zu wenig für die Familien ist: Es muß vor 
allem - daß muß unser aller Ziel sein - ein fa
milienfreundtiches Klima geschaffen werden. Ich 
meine, in bezug auf eine solche Familienfreund
lichkeit muß man noch sehr viel tun. 

In zahlreichen Gemeinden Österreichs gibt es 
schon Familienausschüsse, die überprüfen müs-

sen, wie es in der Gemeinde mit der Kinder
freundlichkeit ausschaut. Es müssen Familienpäs
se geschaffen werden, Familientarife, aber auch 
die Politik in allen Bereichen ist auf Familien
freundLichkeit hin zu überprüfen, denn die Fami
lie betrifft sowohl die Sozialpolitik, die Arbeits
möglichkeiten, betrifft die Schulpolitik, ganz si
cher auch die Umweltpolitik, ebenso die Wohn
bau- und die Verkehrspolitik. All diese Bereiche 
beeinflussen die Familienpolitik sowohl positiv 
als auch negativ. 

Für uns, für die Frauen von der ÖVP, ist es 
besonders wichtig, daß familienpolitische Schritte 
gesetzt werden, um Familie und Beruf vereinba
ren zu können. Und wir geben zu, daß wir da -
auch ressortübergreifend - einigen Nachholbe
darf haben. 

Es muß einen weiteren Ausbau an Kinderbe
treuungsmöglichkeiten geben, vor allem auch für 
Kleinkinder, es müssen mehr Teilzeitarbeitsplätze 
geschaffen werden, und es muß auch eine größere 
Zahl von Tagesmüttern geben. 

Ein wesentlicher Schritt zu mehr Familien
freundlichkeit war sicherlich - das wurde heute 
hier schon einige Male erwähnt - die Einfüh
rung des zweiten Karenzjahres; das war ein we
sentlicher Schritt. Es ist auch ein sehr wesentli
cher Schritt, daß das sowohl für Mütter als auch 
für Väter gilt: Es hat die Familie zu entscheiden, 
wer Karenzurlaub nimmt. Ich meine, es ist kein 
Kriterium, wie viele Eltern oder wie viele Väter 
das in Anspruch nehmen, sondern: Diese Mög
lichkeit stellt einen sehr großen Schritt in Rich
tung Partnerschaft dar. (Beifall bei der ÖVP und 
bei Abgeordneten der SPÖ.) 

Im Bereich der Familie wird es vor allem auch 
notwendig sein, daß Nachteile durch die Kinder
erziehung beseitigt werden, vor allem jene Nach
teile für Frauen, die nach wie vor Einkommens
und daher auch Pensionsverluste wegen Zeiten 
der Kindererziehung haben - und das neben al
len Mehrbelastungen. 

Zur Anfrage der Abgeordneten der Freiheitli
chen Partei, zur Frage 5, in der Sie die Ministerin 
fragen: "Wie stehen Sie persönlich zur Schaffung 
von begünstigten Darlehen bei Familiengrün
dung?" 

Ich bin noch nicht sehr lange im Parlament, 
aber mir ist heute sehr wohl klargeworden, daß 
die FPÖ große Probleme mit der Vergangenheits
bewältigung hat, sowohl was die jüngste Vergan
genheit anlangt, als die FPÖ eine Koalition mit 
der SPÖ bildete, als auch mit der etwas weiter 
zurückliegenden Vergangenheit. (Abg. 
Me i sc h be r ger: Und Sie haben Probleme mit 
der Gegem1l'art.' - Beifall und Heiterkeit bei den 
FPÖ-Abgeordneten.) Aber trotzdem scheint es so 
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zu sein, daß man sich sehr wohl Ideen aus dieser 
Zeit zunutze macht. 

Ich möchte Sie fragen, ob dieses Darlehen, ob 
dieses Familiengründungs-Darlehen so sein sollte 
wie das Ehestandsdarlehen, das es ja auch einmal 
gegeben hat. Haben Sie da vielleicht eine Anleihe 
genommen? Sie wissen ja auch, daß bei diesem 
Ehestandsdarlehen pro Kind ein Viertel gestri
chen wurde - so lange bis man das "Ideal" von 
vier Kindern erreicht hatte und damit dieses Dar
lehen getilgt war. Also ich frage mich da schon, 
ob da nicht vielleicht doch eine Anleihe genom
men wurde. (Abg. Dkfm. Holger Bau e r: Frau 
Kollegin, halten Sie das vielleicht für humorig? -
Abg. Pro b s 1: Ist das vielleicht Ihre "Jungfernre
de", vveil Sie so naiv reden? - Weitere Zwischen
rufe bei der FPÖ.) 

Im Zusammenhang mit Familienpolitik ist, so 
meine ich, wenig Platz für Polemiken. (Rufe bei 
der FPÖ: Und was machen Sie die ganze Zeit?) Es 
ist sehr wichtig, daß man gerade im Bereich der 
Familienpolitik genau das nicht macht, was Sie 
von der FPÖ machen, nämlich im Zusammen
hang mit Kindern nur von finanziellen Belastun
gen zu sprechen (Abg. lng. Mur e r: Versteckt 
euch nur hinter den "Roten ". dann werdet ihr von 
der ÖVP weiter abbauen.') und die Behauptung 
aufzustellen, dem österreichischen Bürger stelle 
sich die Entscheidung: Familie 0 der Lebens
qualität? 

Ich möchte das sehr unterstreichen, was die Fa
milienministerin gesagt hat: Kinder sind Lebens
qualität, und es ist die Verpflichtung von uns Fa
milienpolitikern. genau das bewußtzumachen. 
Kinder kosten nicht nur Geld, kosten nicht nur 
Mühe, sondern sie bedeuten vor allem viel Freu
de, und sie sind unsere Zukunft, und das ist das 
Wichtigste. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 18.35 

Präsident Dr. Lichal: Nächster auf der Redner
liste ist Herr Abgeordneter Scheibner. Ich erteile 
ihm das Wort. 

18.35 

Abgeordneter Scheibner eFPÖ): Herr Präsi
dent! Frau Bundesministerin! Hohes Haus! Werte 
Kollegin Gatterer, in deiner Rede hast du einige 
wirklich gute Ansätze gehabt - aber auf deine 
zuletzt gemachten polemischen Äußerungen will 
ich nicht eingehen, weil ich weiß, daß das irgend
wo ein Ausdruck deiner Frustration ist. (Abg. 
Edeltralld Ga t l er e r: Ich gehöre nicht zu den 
Frustrierten.') Ich weiß, daß du in deiner Fraktion 
nicht jene Politik machen kannst - auch in ande
ren Bereichen ist das so -, die du gerne machen 
wolltest. So gestehe ich dir jetzt einmal diesen 
Ausbruch dieser Emotionen, diese Frustration 
durchaus zu. (Beifall bei der FPÖ.) 

Zu den Ausführungen der Frau Kollegin Trax
ler; sie ist jetzt wieder hier. (Abg. Gabrielle 
T ra x I er.' Ich war die ganze Zeit da.') Wir von 
der freiheitlichen Fraktion haben vorgehabt, hier 
ganz sachlich und grundsätzlich ... (Abg. Adel
heid Pr a her: So hat sich das auch angehöre!) 
~rau Kollegin Praher. Sie haben ganz "lichtvolle" 
Außerungen gemacht, auf die werden wir viel
leicht noch zu sprechen kommen. - Wir Frei
heitlichen haben hier versucht, ganz sachlich die 
Probleme der Familien in Österreich aufzuzeigen 
und unsere Lösungsvorschläge noch einmal zu 
präsentieren. 

Frau Kollegin Traxler. Sie sind ja sehr nett und 
blau gekleidet (Abg. Ingrid Ti c h y
Sc h red er: Ist das sachlich?), aber in Ihrer Stel
lungnahme, aus Ihrer Wortmeldung ist ein Rot 
herausgekommen, und zwar ein Rot der Intole
ranz, ein Rot der Unsachlichkeit und ein Rot der 
Polemik, von dem wir eigentlich geglaubt haben, 
daß dieses in Europa bereits überwunden ist. 
(Beifall bei der FPÖ. Abg. GabrieLLe 
T ra x l e r: Das sind alles keine Argillnente.') 

Sie haben auf Kosten der Familien, auf Kosten 
der Anliegen der Familien in wirklich unglaubli
cher Polemik den verlorenen Wahlkampf Ihrer 
Partei weitergeführt, und das ist dieses Parla
ments, das ist der Familien und derer Anliegen 
wirklich unwürdig. (Abg. Gabrielle T ra xl e r: 
Alles keine Argumente.') Ich komme noch dazu. 

Sie sollten, statt Pressedienste zu lesen und die
se sinnentsteIlt wiederzugeben, einmal unser Fa
milienprogramm lesen - dann würde es bei Ih
nen nicht immer diese Mißverständnisse geben, 
die sich bei Ihrer Rede gezeigt haben. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Sie haben uns vorgeworfen, die FPÖ würde zur 
Gewalt in der Familie beitragen. - Diese Unter
stellung weise ich mit aller Deutlichkeit zurück! 
Und ich frage Sie: Wer ist es denn, der dafür ver
antwortlich ist? - Waren es nicht die sozialisti
schen lustizminister, die für eine Stimmung in 
diesem Land verantwortlich waren, daß der Täter 
mehr galt als die Opfer und daß Kriminalität ge
gen Kinder, daß Gewalt gegen Kinder ein Kava
liersdelikt ist? (Beifall bei der FPÖ.) Das sind 
nicht die Freiheitlichen, die das zu verantworten 
haben! 

Frau Kollegin Traxler, kommen Sie hier her
aus, nehmen Sie dazu Stellung und sagen Sie, wie 
Sie das gemeint haben! Wir Freiheitlichen lassen 
jedenfalls einen solchen Vorwurf nicht auf uns 
sitzen, Frau Kollegin! (Beifall bei der FPÖ.) 

Frau Kollegin Traxler. Sie haben in Ihrer Rede 
auch noch behauptet, wir seien gegen ausländi
sche Familien, wir seien eine "Ausländer
raus!-Partei" . 
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Frau Kollegin, wir Freiheitlichen haben nicht 
erst einmal klargelegt - der Wähler hat das auch 
honoriert -, daß wir eine verantwortungsvolle 
Ausländerpolitik betreiben. Wir wollen ausländi
sche Familien nicht - so wie Sie - zur Zahlung 
unserer Pensionen und Steuern mißbrauchen -
ohne ihnen zu sagen, wo sie wohnen und wo sie 
arbeiten sollen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Von Ihnen, Frau Kollegin Traxler, lassen wir 
uns gerne ins rechte Eck stellen, denn Sie stehen 
so weit links, daß links von Ihnen nur mehr die 
Wand ist, und da ist jeder, der rechts steht, positiv 
hery'orzuheben! (Neuerlicher Beifall bei der 
FPO.) 

Mir ist auch ganz klar, daß Ihnen zur Familien
politik - außer dieser Polemik - überhaupt 
nichts einfällt. Wir haben ja schon gehört: Es hat 
eine einzige Sitzung des Familienausschusses im 
Jahre 1991 gegeben, eine einzige Sitzung. Nichts 
ist Ihnen eingefallen. (Zwischenruf der Abg. Ga
brielle T ra xl er.) Ich bin auch in diesem Fami
lienausschuß. Im Gegensatz zu Ihnen - und das, 
obwohl Sie die Vorsitzende sind - weiß ich aber, 
wann die näch.?te Sitzung stattfinden wird. I Bei
fall bei der FPO.) 

Frau Kollegin Heindl wollte wissen, wie wir 
Freiheitlichen zur berufstätigen Frau stehen. Da 
kann ich Sie beruhigen: Wir wollen die Frau nicht 
dazu zwingen, daß sie ihren Lebensinhalt allein in 
der Familie, allein in der Kindererziehung sieht, 
wir wollen sie aber auch nicht zwingen, berufstä
tig sein zu müssen, um so die Familie mitzuerhal
ten. Das ist der große Unterschied zwischen Ih
nen und uns. (Neuerlicher Beifall bei der FPÖ.J 

In den Wortmeldungen der Vertreter der Re
gierungsparteien hieß es, daß alles so positiv sei, 
daß so viel geschehen sei für die Familien, wenn 
ich aber mit jungen Menschen spreche - und ich 
bin ein persönlich Betroffener, so wie viele junge 
Menschen. die eine Familie gründen möchten -
und höre, welche Probleme es gibt, dann fällt mir 
nur folgendes auf: Warum geht es eigentlich dem 
einzelnen so schlecht, obwohl es uns allen angeb
lich so gut geht? - Irgend etwas stimmt doch da 
nicht! 

Meine Damen und Herren! Familienpolitik 
sollte doch zentrales Anliegen jeder Gesellschaft 
und damit jeder Regierung sein. Die Familie ist 
der Kern des Staates, und eine funktionierende 
Familie erspart gerade im Sozialbereich dem 
Staat sehr viel Geld. 

Politische Systeme. die versucht haben, diese 
Familienstrukturen aufzubrechen, wie etwa die 
sozialistischen Staaten, Frau Kollegin Traxler. 
sind mittlerweile größtenteils selbst zerbrochen. 
Ich hoffe, daß die unserer Meinung nach sträflich 

nachlässige Familienpolitik der Regierung nicht 
auch irgendwie ideologisch begründet ist. 

Jedenfalls sind außer Ankündigungen und 
Sonntagsreden bis jetzt nur wenige wirklich grei
fende Maßnahmen zur Familienförderung ver
wirklicht worden. Und ich beziehe mich jetzt auf 
den Zeitraum, in dem ich hier in diesem Hohen 
Haus sitze. Selbstverständlich sind in der Vergan
genheit sehr viele Maßnahmen für die Familien 
für die Frauen, für die Kinder verwirklicht wor~ 
den, aber unserer Meinung nach noch zuwenig, 
das stellt man gerade dann fest, wenn man sich 
die praktische Situation der Jungfamilien ansieht. 
(Zwischenruf bei der SPÖ.) . 

Frau Bundesminister! Sie haben auch gesagt, 
Sie hätten zuwenig Kompetenz. Ich habe Sie mit 
dieser Kompetenzfrage auch im Budgetausschuß 
konfrontiert, als es um Jugendprobleme ging, und 
damals haben Sie mir gesagt, Sie hätten im Ju
gendbereich gerne mehr Kompetenz. Sie. haben 
gesagt, Sie hätten auch im Umweltbereich gerne 
mehr Kompetenz. (Zwischenbemerkung der Bun
desministerin Dkfm. Ruth Fe I d g r i II -
Z an k e I.) Ja, Frau Bundesminister, in welchem 
Bereich haben Sie dann ausreichende Kompe
tenz, um die wichtigen Anliegen dieser drei The
menkreise Umwelt, Jugend und Familie auch 
wirklich umzusetzen? Sie hätten in uns einen Un
terstützer und einen Anwalt, um diese Kompeten
zen auszuweiten, aber da müßten Sie auch einmal 
den Weg vorzeigen, dann machten wir das ge
meinsam. Aber anscheinend können Sie sich auch 
hier nicht durchsetzen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die vielzitierte, vielpropagierte und begrüßte, 
in unregelmäßigen Abständen erfolgende Anhe
bung der Familienbeihilfe dient ja, wie ich glaube, 
auch mehr zur Gewissensberuhigung als zur ech
ten Abgeltung der durch die Kindererziehung 
e.!1tstehenden Mehrkosten. (Zwischenruf bei der 
OVP.) Herr Kollege, Sie werden mir das erzäh
len! - Glauben Sie, daß eine Jungfamilie mit 
I 300 S, 1 400 S Familienbeihilfe wirklich die 
Kosten, die durch die Kindererziehung entstehen, 
abgegolten bekommt? Glauben Sie das wirklich, 
Herr Kollege? (Abg. Dr. H af ne r: Wollen Sie ih
nen die 100 S abziehen?) Was heißt "abziehen"? 
Wir meinen nur, daß es zuwenig ist. {Abg. 
K II b a: Herr Scheibner! Haben Sie schon einmal 
gefragt, ~t/as Ihre Eltern bekommen haben? I 

Meine Damen und Herren! Es reicht eben nicht 
aus, nur die niedrigen Geburtenraten zu beklagen 
und als Lösung einzig eine weitere Zuwanderung 
mit all den sozialen und gesellschaftlichen Proble
men zu propagieren, wie Sie das immer wieder 
machen. 

Die FPÖ sieht sich hier als einziger echter An
walt der Familie, und wir wollen, ja wir dürfen 
Ihrer gleichgültigen Politik nicht länger zusehen. 
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Daher, glaube ich, war diese dringliche Anfrage 
sinnvoll und längst notwendig. (BeifaLL bei der 
FPÖ. - Abg. Ku b a: Viel Lärm um nichts.') Sind 
Sie der Meinung, daß die Familien "nichts" sind? 
(Abg. K u b a: Haben Sie schon einmal Ihre Ellern 
gefragt. was sie bekommen haben. als Sie ein Kind 
waren? Wieviel Mutterschutz? Haben Sie einmal 
gefragt?) Ich kann Ihnen meine Familienge
schichte einmal erzählen, diese war für Ihre Par
tei keine sehr gute, Herr Kollege! (Weitere Zwi
schenrufe bei der SPÖ.) 

Wir jedenfalls haben eine ganze Reihe von In
itiativen zur Verbesserung der finanziellen Si
cherheit vor allem der Jungfamilien gesetzt. Ein 
wichtiger Punkt scheint mir dabei die steuerliche 
Behandlung der Familien zu sein. So wird derzeit 
bei der Berechnung - das wurde schon angespro
chen - der Lohn- und Einkommensteuer nur 
unzureichend auf die kinderreichen Familien 
Rücksicht genommen. 

Wir haben zu diesem Thema den Vorschlag des 
Familiensplittings gemacht. (Zwischenruf der 
Abg. Adelheid Pr a her.) VielIeicht kann ich Ih
nen jetzt erklären, warum meiner Ansicht nach 
das Familiensplitting nicht unsozial ist. Wir mei
nen, daß mit diesem Familiensplitting die Steuer
progression bei eben diesen kinderreichen Fami
lien gemildert werden könnte, denn der Sinn der 
Steuerprogression sollte ja die teilweise Abschöp
fung der höheren wirtschaftlichen Leistungsfä
higkeit von Besserverdienenden zugunsten der 
sozial Schwächeren sein. Bei den kinderreichen 
Familien aber besteht diese höhere Leistungsfä
higkeit ja nur fiktiv, da ein großer Teil des Ein
kommens durch die Ausgaben für den Unterhalt 
der Kinder gebunden ist. 

Viele Familien leben deshalb auch mit mittle
rem Einkommen unter der Armutsgrenze. Bei 
unserem Familiensplitting würde die Steuerbe
messungsgrundlage eines Elternteils durch den 
Splittingfaktor 2 für zwei Kinder, 3 für drei Kin
der beziehungsweise 4 für mehr als drei Kinder 
dividiert. Von diesem Betrag wird die Lohn- und 
Einkommensteuer berechnet und mit dem Split
tingfaktor jeweils wieder multipliziert, um so auf 
die zu leistende Steuer zu kommen. 

Sie haben schon recht: Würde man es dabei be
lassen, wäre es möglicherweise wirklich unsozial. 
Aber diese Regelung soll natürlich in erster Linie 
den sozial Schwächeren zugute kommen. Deshalb 
schlagen wir ja die Einziehung einer Splitting
grenze von derzeit etwa 300 000 S der jährlichen 
Steuerbemessungsgrundlage vor. So würde das 
Existenzminimum der Familien weitgehend der 
Progression entzogen. Darüber hinausgehende 
Einkommensbeträge würden aber ganz normal 
der progressiven Besteuerung unterliegen. Was 
daran unsozial ist, Frau Kollegin, das müssen Sie 
mir erst einmal erklären! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir meinen eben, daß mit diesem familien
freundlichen Steuersystem endlich ein Signal in 
Richtung der Mehrkinderfamilie gesetzt werden 
könnte. 

Eine Regierung kann für den Nachwuchs si
cherlich nicht selbst sorgen, Frau Minister, oder 
zumindest nur in sehr beschränktem Ausmaß. 
(Heiterkeil. - Ruf bei der Ö VP: Nona!! Aber sie 
hat die Pflicht, eine positive Grundstimmung und 
die sozialen Voraussetzungen für die Familien zu 
sichern. Die Regierung hat dafür zu sorgen, daß 
die Entscheidung junger Menschen zur Familien
gründung nicht mehr allein vom Einkommen und 
vom sozialen Umfeld abhängig ist. 

Familienpolitik, meine Damen und Herren, ist 
unser aller Verantwortung. Wir von der FPÖ stel
len uns dieser Verantwortung und fordern Sie 
wirklich eindringlich auf, endlich entsprechende 
Maßnahmen zur Förderung vor allem der Jungfa
milien zu setzen! (Beifall bei der FPÖ.) 18.46 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster auf der Red
nerliste scheint Herr Abgeordneter Dr. Nieder
wieser auf. Ich erteile ihm das Wort. 

/8.46 
Abgeordneter DDr. Niederwieser (SPÖ): Sehr 

geehrter Herr Präsident! Frau Bundesministerin! 
Geschätzte Damen und Herren! Zwei freiheitli
che Abgeordnete haben mir die Stichworte zu den 
Ausführungen und zu den Themen gegeben, mit 
denen ich mich beschäftigen möchte. Abgeordne
ter Meisinger hat wiederholt 20 Jahre sozialde
mokratische Familienpolitik eingemahnt. Ich bin 
gerne bereit, Ihnen hier die Leistungen dieser 
20 Jahre sozialdemokratischer Familienpolitik, 
jedenfalls der 20 Jahre Familienpolitik, in denen 
die Sozialdemokratie in diesem Land die Verant
wortung getragen hat, aufzuzählen, es wird nur 
die Zeit nicht reichen. 

Frau Praxmarer hat immer wieder von einer 
ideologisch gefärbten Familienpolitik gespro
chen. Und in Verbindung mit den anderen Aussa
gen gerade zuletzt hier glaube ich doch, daß wir 
bei der Ideologie etwas weiter zurückgehen soll
ten, nämlich in die Jahre von 1930 bis 1945. Es 
hat ja damals nicht nur eine - unter Anführungs
zeichen - "ordentliche Beschäftigungspolitik" , 
sondern auch eine "ordentliche Bevölkerungspo
litik" gegeben. (Abg. Mag. Karin Pr a x m are r: 
Das ist schon fad!) Und das Ende von beiden wa
ren Krieg und Millionen von Toten. 

Damit möchte ich mich beschäftigen, gerade 
weil Herr Holger Bauer wissen wollte, was wir 
unter dieser Bevölkerungspolitik verstehen, die 
Sie uns hier vorgaukeln wollen. Und es ist auch 
kein Wunder (Abg. Anna Elisabeth 
A Li m a y r: 100 000 Familien leben tinter der Ar
f1l111sgrenze.' Bleiben Sie beim Thema! - Weitere 
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Z~vischenrufe bei der FPÖ.) Auch die Methoden 
sind dieselben: das Niederschreien! Das ist diesel
be Methode wie seinerzeit. (Beifall bei der SPÖ 
und bei Abgeordneten der ÖVP. - Abg. Amla Eli
sabeth Au m ay r: 100000 Familien leben unter 
der Armutsgrenze.' Das ist das Thema!) 

Und es wiederholt sich ja auch hier, daß Sie 
besonders die Sozialdemokratie in Ihren Äuße
rungen angreifen, weil Sie genau wissen, daß die 
Sozialdemokratie in Österreich in ihrer hundert
jährigen Geschichte immer der erbittertste Geg
ner jeder Form von Faschismus gewesen ist. (Abg. 
Dkfm. Holger Bau e r: Jetzt machen Sie einmal 
eine Pause! Das ist ungeheuerlich! - Ruf bei der 
FPÖ: Das ist doch ungeheuer! - Weitere Zwi
schenrufe bei der FPÖ.) Warum erregen Sie sich 
denn so? (Abg. Dkfm. Ho/ger Ball e r: Mein lie
ber Freund, was glaubst denn du überhaupt? -
Erneute Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Präsident Dr. Lichal: Bitte, meine Damen und 
Herren, ich ersuche, vielleicht den Lärmpegel et
was zu senken. Ich höre heroben am Präsidium 
nicht, was der Redner sagt. Ich kann nicht zuhö
ren. Wir werden uns dann das Protokoll bringen 
lassen, wenn ein Antrag vorliegt. Ich bitte jetzt 
um Aufmerksamkeit. 

Am Wort ist Herr Abgeordneter Niederwieser. 
IAbg. Ing. Mur e r: Passen Sie auf! - Zwischen
rufe bei der FPÖ.) 

Abgeordneter DDr. Niederwieser (fortsetzend): 
Ich kann das gerne wiederholen: Ich habe darauf 
hingewiesen, daß die österreichische Sozialdemo
kratie in ihrer über hundertjährigen Geschichte 
immer der schärfste Gegner jeder Form von Fa
schismus gewesen ist. Das sind Tatsachen. (Beifall 
bei der SPÖ. - Abg. Dkfm. Holger Ball e r: 
Kommunist! - Rufe und Gegenrufe bei SPÖ und 
FPÖ.) 

20 Jahre Familienpolitik in Österreich fAbg. 
Dr. Helene Par t i k - Pa b I e: Beenden Sie Ihre 
Reden, in denen die Sozialdemokratische Partei 
als Regierungspartei die Verantwortung getragen 
hat: Was ist in diesen 20 Jahren geschehen (Abg. 
Dkfm. Holger Bau e r: Nichts.'), beziehungsweise 
was hat es vorher nicht gegeben? 

Vieles wurde hier schon aufgezählt: der Pfle
geurlaub bei Krankheit eines Kindes, die Gesun
denuntersuchung - Sie wollten diese 20 Jahre 
hören, ich zähle sie Ihnen gerne auf (heftige Zwi
schenrufe der Abgeordneten Ing. M II re r, 
Pro b s t und Dkfm. Ho/ger Bau e r) -, Einrich
tungen der Gesundheitsberatung, schulärztliche 
Betreuung, der Ausbau der Familienberatung. 
(Abg. Pro b s t: Gehen sie zum Honecker! Erzäh
len Sie das dem Honecker.' - Abg. Dkfm. Holger 
Ball e r: Hetzer.') 

Was haben Sie an all diesen Maßnahmen aus
zusetzen? Ich fahre fort in der Aufzählung: die 
Familienrechtsreform (Abg. Anna Elisabeth A u -
m a y r: Sie haben das falsche Thema, Herr Doktor 
Doktor.'), gleiches Recht für die Ehegatten, Part
nerschaft in der Ehe, die Unterhaltsbevorschus
sung, die Anerkennung der Arbeit der Frau -
wenn hier auch noch nicht alles erreicht ist (weite
re heftige Zwischenrufe bei der FPÖ) -, die 
RechtsteIlung des unehelichen Kindes. (Abg. 
Dkfm. Holger Bau e r - zur SPÖ gewandt -: Ihr 
hetzt auf' - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ 
lind Gegenrufe bei der SPÖ.) 

Wenn Sie die Familienpolitik beschrieben ha
ben wollen, dann kommen wir nicht umhin, auch 
die Bildungspolitik hereinzunehmen. Denn wel
che bessere Voraussetzung gibt es für eine Fami
lienpolitik, als den Kindern von ihrer Ausbildung 
her eine Chance für die Zukunft zu geben? Auch 
dazu nur einige Beispiele, weil Sie das hier er
wähnt haben. (Anhaltende Zwischenrufe bei der 
FPÖ.) 

Im Jahr 1970 hat es in Österreich rund 
2 000 Kinderbetreuungseinrichtungen gegeben, 
Kindergärten, Kindergrippen, Horte und derglei
chen. Heute sind es nahezu 4 000. Damals sind 
120 000 Kinder in Österreich in solche Einrich
tungen gegangen. Wissen Sie, wie viele es heute 
sind? - Sie haben sich sicher bei der Vorberei
tung des Themas damit beschäftigt. 215 000 sind 
es heute (Abg. Allna Elisabelh All m a y r: Mehr! 
Und früher kommen sie dort hinein.'), obwohl es 
weniger Kinder sind, wie Sie zu Recht gesagt ha
ben, das ergeben die Statistiken. (Abg. Pro b s t: 
Hören Sie auf' Lesen Sie das Telefonbuch I"Or.' Das 
ist spannender.' Das ist unterhaltsamer.' - Weitere 
Z~,,'ischellrllfe bei der FPÖ.) 

ZU den Pflichtschulen. Wir haben 1970 für 
rund 944 000 Schüler in Österreich 
42 935· Lehrer gehabt. Das ergab im Schnitt rund 
22 Kinder je Lehrer. Vielleicht sollten Sie sich 
einmal die Mühe machen und zuhören. Ich weiß, 
daß Sie sich da schwertun. (BeifaLL bei der SPÖ 
und bei Abgeordneten der ÖVP. Abg. 
Pro b s t: Wer soll einem zuhören, der die Töfle 
von vor 30 Jahren wiedergibt?') 

Heute kommt auf 13 Pflichtschüler ein Lehrer! 
Ist das kein familien politischer Fortschritt? Ist das 
keine bessere Zukunft für die Kinder? 

Zur Zahl der höheren Schulen, der weiterfüh
renden Schulen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Wir 
haben zwischen 1970 und 1990 die Zahl der wei
terführenden Schulen von 861 auf über 1 300 
vermehrt: 466 neue Schulen, 466 neue Schulen! 
Das ist keine positive Familienpolitik, oder?! 
IAbg. Dr. Helelle Par l i k - Pa b l e: Das ist doch 
lächerlich, Ihre Aufzählung.' Das zeigt doch nicht. 
daß da eine bessere Qualität vorhanden ist.' i 
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Die Schulbuchaktionen, die Schülerfreifahrten. 
Sie wollten 20 Jahre sozialdemokratische Fami
lienpolitik hören, und ich sage es Ihnen gerne. 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Dr. He/ene Par
ti k - Pa b / e: Gar nichts.' Von Ihnen gar nichts!) 

Die Schulbuchaktion, die Schülerfreifahrten, 
die Schulfahrtbeihilfen, Stipendien und derglei
chen ... (Abg. Edith Hall er: Was Gesetz ist. 
wissen wir.') Ach so, das wissen Sie? Diesen Ein
druck habe ich aber nicht gehabt. (Abg. Edith 
H a /l e r: Was geplant ist in Zukunft zur Verbes
serung! Davon haben wir noch nichts gehört.' -
Ruf bei der FPÖ: Bringen Sie I-vas Neues auch. 
oder erzählen Sie nur . ... ' - Weitere Zwischenru
fe bei der FPÖ.) 

Wissen Sie überhaupt. wieviel die Familienlei
stungen im Budget jahr 1990 betragen haben? 
Kennen Sie die Summe? Sie kennen sie ja sicher, 
weil Sie sich darauf vorbereitet haben. (Abg. Dr. 
Helene Par l i k - Pa b / e: Sie werden sie uns si
cher sagen. davon bin ich überzeugt.') 

Es wird auch notwendig sein, sie Ihnen zu sa
gen, weil Sie sie sicher nicht wissen. (Abg. Dr. 
Helelle Par t i k - Pa b l e: 0 ja.' Wir habeIl uns 
vorbereitet auf die Diskussion ,nit Ihnen!) Wieviel 
sind es denn? Wieviel sind es denn, Frau Abge
ordnete Partik-Pable? (Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident Dr. Lichal (das Glockenzeichen ge
bend): Meine Damen und Herren! Jetzt bitte ich 
wirklich: Es geht nicht, daß alle auf einmal reden. 
Zwischenrufe verlebendigen die Diskussion, das 
ist keine Frage. (Abg. Dr. Helene Par li k -
Pa b I e: Er reizt uns so, Herr Präsident.' Er ist so 
ein "reizvoller" Redner.') Aber wenn ununterbro
chen Zwischenrufe gemacht werden, dann ent
spricht das auch nicht den Usancen. Ich bitte 
wirklich, wenn ein diskriminierender Ausdruck 
reklamiert wird, werden wir das Protokoll einfor
dern und die Konsequenzen ziehen, aber ich bitte, 
jetzt den Redner in seinen Ausführungen fortfah
ren zu lassen. - Danke vielmals. r Beifall bei der 
SPÖ. - Abg. Dr. He/ene Par t i k - Pa bl e: Sa
gen Sie ihm. er soll seine radikalen Redensarten 
einstellen.') Bitte, keine Kundgebungen. Bitte 
schön. Frau Abgeordnete Partik-Pable! 

Abgeordneter DDr. Niederwieser (fonseczendi: 
Frau Abgeordnete Partik-Pable! Sie wissen, wie
viel es sind? (Abg. Dr. He/ene Par (i k - Pa b l e: 
Ich habe schon gesagt: Sie werden es mir sicher 
sagen.') Ja, weil Sie es nicht wissen. (BeifaLl bei der 
SPÖ. - Abg. Dr. Helelle Par t i k - Pa b / e: !eh 
komme mir vor ~vie im Kindergarten! - Weitere 
Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Familienförderung als erste Säule im eigentli
chen Sinn: 49,9 Milliarden Schilling. Dazu zählen 
die Familienbeihilfen, dazu zählen die Leistungen 
für die Schüler und Studenten, dazu zählen das 

Karenzgeld, die Sondernotstandshilfe, das Wo
chengeld, die Betriebshilfen, die Geburtenbeihilfe 
und der Unterhaltsvorschuß. Ich könnte Ihnen 
auch die genauen Summen nennen, wenn Sie es 
wissen wollen. 

Die zweite Säule mit rund 75 Milliarden Schil
ling: die Familienförderung durch die Mitversi
cherung in der gesetzlichen Pensionsversiche
rung, in der Krankenversicherung, in der Arbeits
losenversicherung. 

Und dann noch mit rund 8.6 Milliarden: die 
steuerliche Familienförderung, Alleinverdiener
und Alleinerhalterabsetzbeträge, ermäßigte Be
steuerung des 13. und 14. - Kollegin Praher hat 
darauf verwiesen -, Sonderausgabenerhöhun
gen, Freibeträge. Insgesamt 133,5 Milliarden 
Schilling Familienförderung, die allein der Bund 
für die Familien ausgibt. 

Ich stehe überhaupt nicht an, darauf stolz zu 
sein und auch zu sag.en, daß sich diese Familien
politik durchaus in Osterreich und auch interna
tional sehen lassen kann. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP. - Zwischenruf der Abg. Mag. Karin 
P r a x m are r.) 

Ich muß Sie jetzt leider noch etwas beanspru
chen, weil Sie mir noch nicht die Gelegenheit ge
geben haben, auf diese .. Bevölkerungspolitik" 
einzugehen. Ich bin das dem Abgeordneten Bauer 
schuldig. Er wollte das unbedingt wissen. rAbg. 
Dkfm. Holger Bau e r: Aber nicht von Ihnen.' -
Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.) Ich kann mir 
schon vorstellen, daß Sie das lieber von Frau 
Trattnig hören wollen. (Heiterkeit 1~!ld Beifall bei 
der SPO und bei Abgeordneten der OVP.) 

Es gibt hier einen Satz aus einem familienpoli
tischen Pamphlet aus dem Jahr 1931. Ich möchte 
den Autor gar nicht nennen, um ihn nicht zusätz
lich aufzuwerten. Durch diese Darlegungen zie
hen sich zwei Säulen einer Bevölkerungspolitik. 
und ich stelle sie hier einmal einfach so dar. Sie 
können dann sehen. ob Sie sich darin wiederer
kennen oder nicht. 

Und zwar ist das ein Paket, man kann hier nicht 
einen der beiden Teile herauslösen. Das eine ist 
die Bevölkerungspolitik als Bevölkerungsvermeh
rung, verbunden mit einer Abschottung vor Zu
wanderung. Das ist dort nachlesbar. Das zweite ist 
- und damit gekoppelt - die Förderung der 
Besserverdienenden durch eine steuerliche Fami
lienpolitik. Gewisse Ansätze sind in dem An
trag 223/A enthalten. Das heißt, mit niedrigen 
Einkommen ist diese Form uninteressant, bringt 
eigentlich ,nichts, sie bringt nur mit steigenden 
Einkommen etwas. 

Ich habe mir das genau durchgelesen. Auch bei 
diesem 300 OOO-Schilling-Grenzbetrag heißt es -
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so wie es in Ihrem Antrag ist -, daß natürlich 
der, der 400 000 oder mehr verdient, auch nur für 
100 000 diesen normalen Steuersatz bezahlt, aber 
nicht für die 300 000, die darunter liegen. So lau
tet Ihr Antrag. 

Das heißt, es ist unbestritten, daß gerade die 
Besserverdienenden dazu veranlaßt werden sol
len, mehr Kinder zu bekommen. (Abg. Mag. Ka
rin Pr a x m are r: So ein Blödsinn!) Ich kann es 
nur so sagen. 

Das war Teil dieses Werkes, und diese Kombi
nation ist, wie gesagt, nicht neu. Das war die Fa
milienpolitik einer bestimmten Partei in den drei
ßiger Jahren. (Abg. G rat zer: Von weLcher Par
tei?) Der Nationalsozialistischen Partei. Sie haben 
damals ein anderes Wort dafür gehabt. (Abg. 
G rat zer: Was heißt "Sie"?.' - Weitere heftige 
Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Die Nazis haben damals ein anderes Wort dafür 
gehabt. Sie haben das eine "eugenische Bevölke
rungspolitik" genannt. Sie haben damals gemeint 
- ein wörtliches Zitat -: 

" ... zumals eine eugenische Bevölkerungspoli
tik, die wegen der erbbedingten Ungleichheit der 
Menschen nötig ist, einstweilen von der Sozialde
mokratischen Partei nicht zu erwarten ist". 

Dazu darf ich nur eines sagen: Eine solche Be
völkerungspolitik ist von uns auch in Zukunft 
nicht zu erwarten! Niemals, in keiner Zukunft! 
(Beifall bei der SPÖ. - Abg. Sc h ei b n e r: Sie 
haben keine Zukunft, das ist Ihr Problem.') 18.59 

Präsident Dr. Lichal: Der nächste auf der Red
nerliste ist Herr Abgeordneter Dr. Hafner. Ich er
teile ihm das Wort. 

19.00 
Abgeordneter Dr. Hafner (ÖVP): Herr Präsi

dent! Frau Ministerin! Meine Damen und Her
ren! Frau Abgeordnete Haller! Meine Damen und 
Herren Kolleginnen und Kollegen von der Frei
heitlichen Partei! Eigentlich muß Ihnen das Par
lament dankbar dafür sein, daß Sie diese Anfrage 
gestellt haben. - Dkfm. Bauer, hör ein bissel zu! 
- Eigentlich muß Ihnen das österreichische Par
lament dankbar dafür sein, daß Sie diese Anfrage 
gestellt haben, denn damit wurde es unserer Frau 
Ministerin möglich, unsere Grundsätze der Fami
lienpolitik, die grundsätzliche Position der Fami
lienpolitik der großen Koalition darzustellen. 
(Abg. Edith HaLL er: Sie haben die konkreten 
Maßnahmen vergessen.') 

Es war damit möglich. auch darzustellen, was 
diese große Koalition in diesen Jahren in der Fa
milienpolitik geleistet hat, und wie ich bemerkt 
und gespürt habe, haben Sie ja da sehr aufmerk
sam zugehört und das auch zur Kenntnis genom
men. Es war auch möglich, klar darzustellen, was 

WIr In der allernächsten Zeit an familienpoliti
schen Maßnahmen vorhaben. Sie können dann 
auch am Freitag im Familienausschuß reden, 
denn dort haben wir ja bereits wieder den näch
sten großen Schritt auf diesem Gebiet vor; im
merhin geht es um 2.6 Milliarden Schilling. Und 
- ich glaube, das ist auch ein Grund, Ihnen, mei
ne Damen und Herren von der Freiheitlichen 
Partei, dankbar zu sein - die Frau Familienmini
sterin hat Gelegenheit gehabt, in aller Klarheit 
und Breite darzustellen, welche Vorstellungen 
von zukünftiger Familienpolitik wir in dieser gro
ßen Koalition haben. 

Meine Damen und Herren! Ich habe schon den 
Eindruck, daß diese Dringliche von Ihnen aller
dings in erster Linie beabsichtigt war, um gestern 
noch einmal in der "Kronen-Zeitung" und im 
"Kurier" zu erscheinen, wo angekündigt wurde, 
daß Sie diese dringliche Anfrage stellen werden. 
Denn wenn man sich diese ganze Debatte des 
heutigen Nachmittags angehört hat, muß man Ih
nen, meine Damen und Herren von der Freiheit
lichen Partei, sagen: Das war wirklich ein "Selbst
faller" . Diese dringliche Anfrage war ganz und 
gar ein "Selbstfaller" , nämlich schon in der Ein
begleitung, Frau Abgeordnete Haller, schon in 
der Einbegleitung, in der Sie schreiben, daß Kin
der sozialen Abstieg, mehr Kinder Armut bedeu
ten und daß sich seit 1984 diese Tendenz beson
ders verstärkt habe. (Präsidentin Dr. Heide 
Sc h mi d t übernimmt den Vorsitz.> 

Frau Abgeordnete Haller! Sie tun mir ja leid. 
Ich habe den Eindruck, daß Sie von Altvorderen 
Ihres Klubs da hineingeschickt worden sind. Sie 
wissen vielleicht nicht. daß die Freiheitliche Par
tei "seit 1984" in dieser Koalition gewesen ist, und 
wissen Sie, was da alles passiert ist? (Abg. Edith 
Ha l L e r: Haben Sie einmal das Wort "Selbstkri
tik" gehört? - Ich gLaube. das kennen Sie nicht.') 

Sie haben ja ganz recht, wenn Sie sagen: "seit 
1984". Wissen Sie, was da passiert ist? (Abg. Dr. 
K e i m e I: Mallorca-Paket.') Ein Belastungspaket 
ist beschlossen worden in dieser kleinen Koali
tion, das Mallorca-Paket: 10 000 S pro Erwerbs
tätigen! Und da hätten wir, damals in der Opposi
tion stehend, uns wenigstens erwartet, daß Sie alle 
Gelder, die nun den Familien zugesprochen wur
den, auch den Familien gegeben hätten. Nein! Im 
selben Atemzug haben Sie damals, 1984, als die
ses Belastungspaket beschlossen worden ist -
auch zu Lasten der Familien -, Ihre Zustim
mung gegeben, daß 1,3 Milliarden aus dem Fami
lienfonds wieder abgezogen worden sind. 1,3 Mil
liarden Schilling sind wieder abgezogen worden! 
(Abg. Edith Hall e r: .. Nur" 1.3 Milliarden!) 

Frau Abgeordnete Haller! Wenn damals mit 
diesem Geld die Familienbeihilfe hätte erhöht 
werden können beziehungsweise erhöht worden 
wäre, dann wäre heute die Familienbeihilfe um 

48. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 109 von 170

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 48. Sitzung - 4. Dezember 1991 4807 

Dr. Hafner 

100 S höher. Das ist auch klar. (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) Dann wäre heute die Familienbeihilfe 
um 100 S höher, und das würden wir uns auch 
wünschen. Doch Sie haben damals, in der kleinen 
Koalition. dafür gestimmt, daß dieses Geld wieder 
vom Familienfonds abgezogen worden ist. 

Frau Abgeordnete Haller, ich sage es noch ein
mal: Sie tun mir eigentlich leid, denn wenn Sie 
das gewußt hätten, dann hätten Sie in die Einbe
gleitung dieser dringlichen Anfrage nicht ge
schrieben, daß "seit 1984" die Situation der Fami
lien verschlechtert wurde - ja, durch Sie ver
schlechtert wurde! Wir haben dann auch eine ent
sprechende Entwicklung in Österreich bei den 
Kindern und so weiter, das, was Sie kritisieren; 
ich komme noch darauf zu sprechen. (Abg. Edith 
HaLl e r: Überlassen ~j/ir es den Familien, das zu 
beurteilen.' ) 

Frau Abgeordnete Haller! Die Anfrage ist nicht 
nur ein .. Selbstfaller" . Es ist schon gesagt worden, 
aber ich muß das wiederholen: Sie haben in dieser 
dringlichen Anfrage falsche Behauptungen aufge
stellt. Sie sagen in der Anfr~ge 7 - und ich muß 
das wiederholen -, daß in Osterreich .,rückläufi
ge Geburtenzahlen" zu verzeichnen wären. Frau 
Abgeordnete Haller, ich verstehe, Sie sind eine 
junge Abgeordnete, aber ich würde Ihnen doch 
empfehlen: Wenn Sie die Erstrednerin bei einer 
solchen dringlichen Anfrage sind, dann lassen Sie 
sich zumindest von Ihrem Klubsekretär, Ihrem 
Klubreferenten oder von wem immer darüber in
formieren, wie denn die tatsächliche Entwicklung 
ist. (Abg. Edith H alL e r: Dann haben Sie den fal
schen Familienbericht gernacht.') 

Frau Abgeordnete Haller! Wenn Sie sich das 
Demographische Jahrbuch 1990. Beiträge zur 
österreichischen Statistik hernehmen . .. (Abg. 
Edith HaLl e r: Dann ist der Fanzilienbericht 
falsch.') Bitte, hören Sie jetzt zu, das sind nicht 
meine Zahlen. das behaupte nicht ich, das sind 
Zahlen aus dem Statistischen Zentralamt, Demo
graphisches Jahrbuch 1990. Wenn Sie sich dort 
die Zahlen und die Graphik betreffend die Ge
burtenentwicklung in Österreich ansehen, dann 
merken Sie, daß Ihre Behauptung in der Frage 7, 
daß wir "rückläufige Geburtenzahlen" haben, 
nicht stimmt. Sie sehen es hier an der steigenden 
Kurve (der Redner weise eine Graphik vor): Seit 
1987 haben wir in Österreich steigende Gebur
tenzahlen, Frau Abgeordnete Haller! Sie gehen in 
Ihrer Anfragestellung schon von falschen Voraus
setzungen aus, also kein Wunder, daß Sie zu fal
schen Antworten kommen! Das ist ja klar. (Beifall 
bei ÖVP und SPÖ.) 

Frau Abgeordnete Haller! Wir können durch
aus berechtigt und mit voller Überzeugung sagen, 
daß diese große Koalition eine gute Familienpoli
tik gemacht hat. Denn geschehen ist folgendes -
das haben Sie heute auch bisher immer geleugnet 

und sind nie darauf eingegangen -..: pie Fami
lienpolitik der großen Koalition SPO/OVP kann 
auch deshalb als erfolgreich bezeichnet werden, 
weil in dieser Zeit der großen Koalition nicht nur 
die Anzahl der Geburten gestiegen ist, sondern 
auch die Anzahl der berufstätigen Frauen zuge
nommen hat. Durch die sehr breiten, verbesser
ten Rahmenbedingungen der Familienpolitik in 
Österreich haben wir genau diese Entwicklung, 
wie wir sie in anderen Ländern auch haben, mei
ne Damen und Herren! (Zwischenruf.) Über
haupt nicht auf Kosten der Familien, ganz im Ge
genteil, es ist doch gar keine Frage, daß wir auch 
den Frauen alle Sicherheiten, die sich aus der Be
rufstätigkeit ergeben, zugestehen müssen und daß 
es da keinen Unterschied geben darf, meine Da
men und Herren! 

Familienpolitik ist dann erfolgreich. wenn sie 
sowohl den Menschen, auch den jungen Men
schen, die Berufstätigkeit ermöglicht, egal ob 
Frauen oder Männern, und wenn zugleich auch 
diesen jungen Leuten ermöglicht wird, ihre Kin
derwünsche zu erfüllen, wie es die Frau Ministe
rin gesagt hat. Das ist der Beleg dafür, daß die 
große Koalition in den Jahren seit ihrem Bestand 
eine sehr erfolgreiche Fam~.lienpolitik geleistet 
hat. (Beifall bei OVP und SPO.J 

Meine Damen und Herren! Aber nicht nur -
ich möchte das noch einmal betonen - daß Sie in 
dieser Frage einfach von falschen Voraussetzun
gen ausgehen, Sie haben genauso fälschlicherwei
se behauptet, daß ein Single gleich besteuert wer
de wie eine fünfköpfige Familie. Es ist falsch, was 
Sie in der Frage 8 behaupten, und die Frau Fami
lienministerin hat Ihnen das ja auch schon entge
gengehalten. 

Ebenso falsch ist die Feststellung in der Fra
ge 10: "Niedrighalten der Familienbeihilfe" . 

Meine Damen und Herren! Wir haben Ihnen 
schon gesagt, daß wir, seit es diese große Koali
tion gibt, am kommenden Freitag schon das dritte 
Mal die Familienbeihilfe erhöhen, und zwar weit, 
weit über dem Geldwertverlust erhöhen, sodaß 
die Familienbeihilfe auch eben dazu beiträgt, daß 
der Lebensstandard der betroffenen Familien 
auch verbessert werden kann, so wie insgesamt in 
der Gesellschaft durch die wirtschaftliche Ent
wicklung. Durch diese Familienbeihilfenerhö
hung um 100 S mit 1. Jänner und um 50 S mit 
1. Juli werden das Prozentsätze sein, die weit über 
8 Prozent liegen, die also weit über der Geldent
wertung liegen. Das heißt, der Wert der Familien
beihilfe wird durch diese Beihilfenerhöhung we
sentlich erhöht. 

Meine Damen und Herren! Abgeordneter Mei
singer hat gemeint: "sachlich und grundsätzlich". 
Herr Abgeordneter, ich muß Ihnen sagen: Sach
lich ist die Darstellung in der dringlichen Anfrage 
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jedenfalls sicher nicht, sie strotzt geradezu von 
Falschheiten und von Unrichtigkeiten. Ich würde 
empfehlen - ich wundere mich, daß Abgeordne
ter Haigermoser nicht da ist, der damals, 1984, 
Familiensprecher war -, daß Sie sich einmal von 
ihm genauer darüber informieren lassen, wie die 
Dinge wirklich gelaufen sind. 

Was mich in besonderer Weise gestört hat -
ich möchte das auch sehr klar festh::1lten -: daß 
immer wieder etwas durchgeklungen ist in Rich
tung Ausländer, was Sie dann allerdings wieder 
etwas zurückgenommen haben. Meine Damen 
und Herren von der Freiheitlichen Partei! Ich will 
auf die verbalen Aussagen in diesem Zusammen
hang überhaupt nicht eingehen, und wir werden 
uns am Freitag noch näher mit diesem Ihrem An
trag beschäftigen. Aber, Frau Abgeordnete Hal
ler, Sie sind da die Erstunterzeichnerin, und ich 
möchte schon in aller Klarheit festhalten - auch 
wenn Sie das interessanterweise in der Diskussion 
geleugnet haben und Kollege Haigermoser sozu
sagen neutralisieren wollte -: Wenn Sie schon 
mit dem ersten Punkt der Abänderung erreichen 
wollen, daß Ausländer die Familienbeihilfe erst 
dann bekommen, wenn sie mindestens drei Jahre 
im Land sind, Frau Abgeordnete Haller, dann ist 
das eine ganz eklatante Verschlechterung und ein 
ausländerfeindlicher Vorschlag - das muß ich 
Ihnen einmal sagen -, den wir nicht akzeptieren 
können! (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Wie kommen Sie überhaupt auf diese Idee? 
Und dann sagen Sie wieder: Nein, das ist ja ir
gendeine Gleichstellung. Bisher jedenfalls ist es 
so: Wenn ein Ausländer bei uns arbeitet, be
kommt er auch berechtigterweise die Familien
beihilfe für die Kinder, die er in unser Land mit
gebracht hat. Und dabei soll es bleiben: ich be
kenne mich voll und ganz dazu! (Beifall bei ÖVP 
und SPÖ.) Es ist unglaublich, sich so eine Ver
schlechterung überhaupt einfallen zu lassen; das 
muß ich Ihnen schon sagen. Wenn Sie sich in den 
Bilanzen anschauen, was diese Ausländer dem 
österreichischen Sozialbudget in der Pensionsver
sicherung, in der Arbeitslosenversicherung brin
gen, dann können Sie feststellen, daß all das Posi
tivposten sind, wo viel mehr an Beiträgen gelei
stet wird, als an Leistungen dann von diesen Aus
ländern bezogen wird. Und dann wollen Sie de
nen auch noch bei der Familienbeihilfe etwas 
streichen? Ich finde, das ist ein Skandal, meine 
Damen und Herren! (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Ganz zum Schluß. Haigermosel' hat gemeint, 
das ist der "Kalauer" vom Hafner, und Herr 
Dkfm. Bauer hat in seiner tatsächlichen Berichti
gung, die er dann zu einem Referat umgewandelt 
hat, gemeint, er müsse die Panzerkäufe von 1984 
noch einmal klarstellen. 

Herr Dkfm. Bauer! Wie immer ein Familien
fonds gespeist wird, ob aus Dienstgeberbeiträgen, 

aus der Einkommensteuer, aus der Körper
schaftsteuer, aus den Beiträgen der Länder, aus 
den Beiträgen der Land- und Forstwirte oder aus 
Budgetmitteln, das ist eigentlich, wenn ich das so 
formulieren darf, den Familien ziemlich egal. 
Wichtig ist, daß der Topf so groß wie möglich ist, 
daß die Familienbeihilfen so hoch wie möglich 
sind und daß auch entsprechende Erhöhungen 
vorgenommen werden können. 

Was habt ihr 1984 gemacht, wozu seid ihr ge
standen? Das ist das eigentlich Skandalöse von 
damals: Ihr habt Belastungspakete beschlossen, 
Steuererhöhungen beschlossen, und ihr habt zu
gleich aus dem Familientopf noch etwas heraus
genommen und damit Staatsempfänge finanziert. 
(Abg. Dkfm. Holger B a Li e r: Es ist ja nichts her
ausgenommen worden, es ist nichts hineingegeben 
",vorden.') 

Entschuldigen Sie, haben Sie das Budget 1984 
mitbeschlossen oder nicht? War das ein Gesetz 
oder war es kein Gesetz? War es nicht gesetzlich 
festgelegt, daß diese 1 ,3 Milliarden Schilling den 
Familien beziehungsweise dem Familienfonds ge
hören? Sie hätten doch sonst gar nicht dieses 
Budgetüberschreitungsgesetz 1984, dieses 
BÜG 1984, beschließen müssen, wenn wir nicht 
schon im Budgetgesetz beschlossen hätten, daß 
das den Familien gehört. Und das ist der eigentli
che Skandal! 

Und daher ist die Einbegleitung Ihrer Anfrage 
- Frau Abgeordnete Haller, damit komme ich 
zum Schluß - völlig richtig. Im Jahr 1984 haben 
Sie eine irrsinnige Verschlechterung der wirt
schaftlichen Situation der Familien durch diese 
Ihre Vorgangsweise mitbestimmt und mitbe
schlossen (Abg. Dkfm. Ho/ger Bau e r: Wie viel 
hat das denn gekostet? Nehmen wir an, es ist so, 
Sie machen das Dreifache! Sie haben 1991 die 
Zweckbindung der KäSt aufgehoben. 3.6 Mil
liarden.'), und Sie können mit Ihren budgettheo
retischen Ausführungen nichts daran ändern, 
Herr Diplomkaufmann, daß durch diese Maß
nahmen die österreichischen Familien geschädigt 
worden sind. Wir haben das daher mit Recht kri
tisiert, und dabei bleiben wir, und dazu stehen 
wir. 

Ich würde Ihnen empfehlen, das nächste Mal 
eine dringliche Anfrage zu formulieren, die er
stens sachlich besser vorbereitet ist und zweitens 
nicht von solchen Unwahrheiten strotzt. 

Außerdem möchte ich empfehlen, daß der frei
heitliche Klub Leute, die er in dringliche Anfra
gen hineinschickt, nicht sozusagen in Unwissen
heit "verbratet". Das würde ich Ihnen sehr drin
gend empfehlen. (Beifall bei der ÖVP.) /9.15 
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Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als letzter zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Ofner. Ich 
erteile es ihm. 

19.15 

Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Frau Präsidentin! 
Hohes Haus! Zunächst, Herr Abgeordneter Haf
ner, verwahre ich mich auch namens meiner 
Fraktionskollegen gegen die oberlehrerhaften Be
lehrungen, die Sie uns zuteil werden ließen. (Bei
fall bei der FPÖ.) Wir wissen selbst, was wir zu 
tun haben. Wir sind keine Taferklaßler, wir sind 
nicht eine Partei, die sich von einem Angehörigen 
einer Partei, die von Wahl zu Wahl schrumpft, 
sodaß sie mit "unbewaffnetem" Auge fast nicht 
mehr wahrnehmbar ist, Belehrungen geben zu 
lassen hat, womit sie ihre dringlichen Anfragen 
speist und wen sie da herausschickt. (Beifall bei 
der FPÖ.J Geben Sie Ihre Belehrungen in Ihre 
Bankreihen weiter, dort werden sie dringlicher 
gebraucht! (BeifaLL bei der FPÖ. - Abg. Dr. 
K e im e l: Mehr haben Sie zu den Zahlen nicht zu 
sagen?) 

Hohes Haus! Ich bin aber auch jemand, der mit 
offenen Augen durchs Leben geht. und ich habe 
ein gutes Gedächtnis. Ich bin Jahrgang 1932 und 
stamme aus sehr ärmlichen Verhältnissen. Ich 
weiß. es ist heute schon fast genant, das zu sagen. 
Ich war - und die Wiener unter den Anwesenden 
werden wissen, was das ist - ein "Gürtelbua" . Ich 
bin aufgewachsen draußen, zwei Kilometer von 
da, an der Ecke Neustiftgasse/Lerchenfeldergür
tel. Ich bin erwachsen gewesen und habe meine 
Frau noch in einer ausgeborgten langen Hose 
kennengelernt, weil ich bis dorthin nur in kurzen 
Hosen, bloßfüßig, in Zwei-glatt-zwei-ver
kehrt-Strümpfen unterwegs war und weil ich um 
ein Stück Brot weit gegangen bin. 

Ich kann mich erinnern, wie das bei Familien 
war, die nichts zum Beißen gehabt haben. Die 
Jüngeren schmunzeln, weil sie sich gar nicht vor
stellen können, wie das ist. (Abg. Hof man n: 
Eben. weil es so glltgeht!) 

Ich kann mich erinnern. wie das ist, wenn man 
als Angehöriger einer Familie unter der Armuts
grenze lebt. Mittlerweile bin ich Advokat und 
lebe besser. Jeder wird es mir glauben, es ist auch 
tatsächlich so. Aber ich beobachte, wie die Dinge 
heute sind. Ich bin Anwalt in Ottakring, in einer 
Gegend, wo es noch heute Armut in Hülle und 
Fülle gibt. Und heute ist es so - da können Sie da 
drüben spötteln, soviel Sie wollen -, daß jemand, 
der es unternimmt, mehrere Kinder zu bekom
men, großzuziehen, zu betreuen, zu ernähren, 
spätestens beim zweiten Kind, wenn er nicht über 
ein besonders hohes Einkommen verfügt, unter 
die Armutsgrenze fällt. 

Es ist einfach so. Es ist in der einen oder ande
ren Hinsicht krasser, als es früher gewesen ist. 
Wenn in meinen Kinderzeiten ein Kind mehr in 
der Familie zur Welt gekommen ist, dann hat 
man einen Teller mehr auf den Tisch gestellt, und 
die Zuspeise ist mit einem mehr geteilt worden. 
Fleisch hat es ja nur einmal in der Woche gege
ben. 

Heute ist es selbstverständlich, daß bei jedem 
Essen Fleisch - oder besser Fisch, damit man 
nicht zunimmt - dabei sein muß. So war es ja 
früher nicht! Da war irgendein Gemüse, und da 
waren dazu Erdäpfel. Da waren Erdäpfel in jeder 
Form, da war das Erdäpfelgulasch, und da waren 
die eingebrannten Erdäpfel und alle diese Dinge. 
Da hat man dann eben mit einem mehr teilen 
müssen. (Abg. 0 be rh ai d i n ger: ... für 
Weihnachten.') Bitte, habe ich recht oder nicht? 
(Abg. Sc h i e der: Ja!) Gut. 

Heute ist es so: Wenn ein Kind mehr da ist, 
muß nicht nur mit einem mehr geteilt werden, 
sondern es fällt auch ein Ernährer weg, denn spä
testens beim zweiten Kind bleibt die Mutter, 
wenn halbwegs Verantwortungsbewußtsein 
herrscht, zu Hause, bleibt in Einzelfällen der Va
ter zu Hause, muß zu Hause bleiben, und es fällt 
ein Bezug weg. (Widerspruch der Abg. GabrieLle 
T r ax l er.) Frau Kollegin! Das können Sie jetzt 
in Abrede stellen. wenn Sie wollen, in Wahrheit 
ist es so. 

Familien mit Kindern haben damals unter der 
Armutsgrenze gelebt, und sie müssen heute unter 
der Armutsgrenze leben. Heute tut es noch mehr 
weh, denn wer sich damals umgeschaut hat, der 
hat Armut rundherum erlebt, der hat Arbeitslo
sigkeit rundherum erlebt. Heute muß er mitkrie
gen, daß er sich selber vieles nicht leisten kann, 
daß er auf das eine oder andere verzichten muß, 
daß er Aufwendungen nicht tätigen kann, die sich 
sein Nachbar, der gleichfalls vielleicht zu zweit 
lebt, mit einem Partner, der auch berufstätig ist, 
der keine Kinder hat. leistet, Urlaubsreisen, Auto 
und ähnliches, alles Dinge, an die er nicht zu den
ken wagen kann. 

Ich gehe gar nicht so weit, daß ich irgend je
manden für diese Entwicklung verantwortlich 
machen möchte. Sie ist ein Faktum, und wer das 
nicht erkennen möchte, der ist blind oder will es 
nicht sehen, meine Damen und Herren! 

Tatsächlich ist es aber so, daß man versucht -
und ich halte das für blanken Zynismus -, sich 
mit Ablenkungsmanövern über eine solche De
batte, wie wir sie heute führen, hinwegzuschwin
deln. Denn ein Ablenkungsmanöver und nichts 
anderes ist es, wenn man von der Problematik, 
wie sich die Familie einschließlich ihrer Kinder 
menschenwürdig ernährt und über die Runden 
bringt, ausgeht und bis zu solch ausgefransten 
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und ohnehin umstrittenen Dingen wie zur Schul
buchaktion kommt. 

Und nackter Zynismus ist es, wenn man mit 
Zitaten aus dem Jahr 1931 beginnt, wenn es um 
die Not von heute geht, wenn es darum geht, daß 
wir uns alle miteinander Wege einfallen lassen, 
um aus diesem Dilemma herauszufinden. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Was würden Sie, Herr Kollege, sagen, wenn ich 
mit Ihnen da hinüber in die Bibliothek ginge und 
mir die Literatur der Sozialdemokraten und der 
Revolutionären Sozialisten aus der Zeit nach dem 
Ersten Weltkrieg heraussuchte, die den jungen 
Leuten abgeraten hat, Kinder zu bekommen, in
dem sie gesagt haben: Das ist nur Kanonenfut
ter!? Setzt doch keine Kinder in die Welt, ihr er
zeugt damit für die Herrschenden nur Kanonen
futter. 

Ich behaupte gar nicht, daß das ein Geist ist, 
den man heute beschwören soll. Aber was würden 
Sie sagen, wenn ich mit diesen Argumenten heute 
käme? 

Und wenn Sie jetzt hergehen und, nur um aus 
einer für Sie peinlichen Debatte in dieser Kern
frage unserer Politik herauszukommen, die Frei
heitlichen, die 33 Abgeordneten. die hoch da 
oben sitzen, von hinten durch die Brust ins Auge 
des Faschismus zeihen, dann ist das nicht nur ein 
Ablenkungsmanöver, dann ist das nicht nur Zy
nismus, sondern dann ist das ein Skandal, Herr 
Kollege! (Beifall bei der FPÖ.) 

Das muß ich dazusagen: Wir, die wir da sitzen, 
wir sind Demokraten, wie ich es von allen ande
ren hier in diesem Haus auch annehme. Die mei
sten von uns, mit ganz wenigen Ausnahmen, sind 
wesentlich jünger, als daß sie jemals mit den ver
brecherischen negativen Erscheinungen dieser 
damaligen Zeit auch nur im mindesten zu tun ge
habt haben könnten. Aber es ist billig, sich auf 
solche Dinge auszureden. Wir alle sind Demokra
ten, und wir alle haben einen Anspruch darauf, 
auch als solche bezeichnet zu werden. Alle. Mir 
fällt es nicht ein, irgend jemanden im Haus als 
einen versteckten Kommunisten zu bezeichnen. 
(Abg. Pi I I e r: Dern Bauer schon.') Ich bin nicht 
der Bauer! Ich werfe niemandem im Haus den 
"realen Sozialismus" - unter Anführungszei
chen - vor, wie wir ihn gerade zu Grabe getragen 
haben. Es fällt mir nicht ein, irgend jemanden als 
versteckten Heimwehrfaschisten zu bezeichnen. 

Und ich erwarte, daß auch niemand hergeht 
und uns mit einer vergangenen, zum Glück über
wundenen und alles in allem verbrecherischen 
Zeit in Zusammenhang bringt. Dagegen verwah
ren wir uns, meine Damen und Herren! (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Es ist auch Zynismus, wenn man hergeht und 
sich wie mein Vorredner auf den Standpunkt 
stellt, in der Familienpolitik ist alles in Ordnung, 
denn die Familienbeihilfe ist ja um 100 S angeho
ben worden, oder wir tun das gerade, und es kom
men noch einmal 50 S dazu. Insgesamt ist die Fa
milienbeihilfe im Vergleich zu dem, was ein Kind 
kostet, eine Trinkgeldablöse, meine Damen und 
Herren, und nicht viel mehr: eine Trinkgeldablö
se, eine Trinkgeldablöse! (Beifall bei der FPÖ. -
Abg. Dr. Ha f ne r: Falsch.') 

Ich habe heute nachmittag vor meiner Kanzlei 
in der Kurzparkzone meinen Wagen abgestellt. 
Ich habe die Zeit etwas überzogen, und das kostet 
mich 200 S! Diese Bagatelle kostet mehr als die 
ganze Erhöhung, die die Familienbeihilfe pro 
Kind in diesem Jahr erfährt. Da sieht man deut
lich die Relationen. fBeifall bei der FPÖ.) 

Und Zynismus ist es, wenn man hergeht und 
sagt: Es ist alles in Ordnung, denn es gibt ja eh 
genug Kinder. Es gibt eine steigende Geburten
zahl. - Kann man sich wirklich so über die Ar
mut der Betroffenen drüberschwindeln? (Z~vi
schenruf des Abg. Dr. H afn e r.J Kann man so 
darüber hinwegsehen, daß sie nichts zum Beißen 
haben, daß sie auf alles verzichten müssen, daß 
die großen Urlaube weg sind. daß man sich mit 
der Straßenbahn abquälen muß, nur deshalb, weil 
der Abgeordnete Hafner findet, es gibt eh genug 
Kinder? 

Es geht mir auch um das Einzelschicksal der 
Betroffenen. Es geht mir darum, daß derjenige, 
der es unternimmt, eine Familie zu gründen, kei
ne Nachteile erleidet. Aber ich erkenne an den 
Mienen von vielen, die da im Raum sitzen - und 
das bestürzt mich -, daß ihnen jedes Verständnis 
für solche Überlegungen fehlt, und zwar jedes. 
Und das ist etwas, was einen wirklich nicht froh 
stimmen kann. 

Ich hätte noch Verständnis dafür, wenn argu
mentiert wird: Wir haben das Geld nicht. Es gibt 
organisatorische Schwierigkeiten. Haben Sie Ver
ständnis, daß das alles nicht so rasch und nur 
schrittweise geht. - Dafür hätte ich vielleicht 
noch Verständnis, wenn ich mich auch bemühen 
würde, einen solchen Standpunkt argumentato
risch zu widerlegen. Aber dafür, daß man mit Zi
taten aus der Mottenkiste daherkommt und mit 
Zynismus, was die Höhe des Familienbeihilfenbe
trages anlangt, versucht, sich darüber hinwegzu
schwindeln, daß es Armut gibt. wenn jemand Fa
milie hat, für diesen Zynismus haben wir Frei
heitliche kein Verständnis, meine Damen und 
Herren! (BeifaLL bei der FPÖ.J 19.:!6 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer tat
sächlichen Berichtigung hat sich Abgeordneter 
Hafner gemeldet. 3 Minuten Redezeitbeschrän
kung. 
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19.26 .. 
Abgeordneter Dr. Hafner (OVP): Herr Abge-

ordneter Ofner! Herr Minister Ofner! Weil Sie 
mich so zitiert haben, möchte ich klarstellen: Ich 
habe weder gesagt, daß alles in Ordnung ist. Das 
habe ich nie gesagt in meinem Referat unmittel
bar vor Ihnen, und ich habe nicht gesagt, daß wir 
genügend Kinder haben. Auch das habe ich nicht 
gesagt. (Abg. Dr. 0/ ne r: Aber Sie haben von 
einer gUlen Familienpolitik geredet.' J Das möchte 
ich richtigstelIen. 

Ich möchte Ihnen aber sagen, Herr Abgeordne
ter Ofner: Wenn man sich das Jahrbuch des Stati
stischen Zentralamtes ansieht, dann merkt man, 
es liefert einen Beweis der erfolgreichen Fami
lienpolitik der großen Koalition, daß wir eine 
steigende Anzahl von Kindern haben. (Bei/all bei 
der ÖVP.J /927 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu einer Erwi
derung auf die tatsächliche Berichtigung hat sich 
Abgeordneter Ofner gemeldet. (Zwischenruf) 
Nein, bitte, keinen Redebeitrag, sondern eine ... 
(Abg. Dr. 0/ n e r: Dann melde ich mich /loch ein
mal zu Wort!) Dann ist jetzt Herr Abgeordneter 
Schweitzer zu Wort gemeldet. Herr Kollege Of
ner, ich nehme Sie auf die Rednerliste. Ich kann 
Sie gerne noch einmal drannehmen. 

Abgeordneter Schweitzer ist der nächste, der zu 
Wort gemeldet ist. (Z~vischenrufe.) 

/9.28 .' 
Abgeordneter Mag. Schweitzer (FPO): Frau 

Präsidentin! Frau Ministerin! Meine Damen und 
Herren! Ich glaube, ich erinnere mich richtig, 
wenn ich hier feststelle, daß es noch nie einen 
freiheitlichen Familienminister oder eine freiheit
liche Familienministerin gegeben hat. (Abg. Dr. 
Ha f n e r: Gott sei Dank') Soweit ich mich zu
rückerinnere, gab es sozialistische Familienmini
sterinnen namens Karl und Sandner, und dann 
folgten die schwarzen Familienministerinnen, 
freiheitliche hat es noch nie gegeben. Aber das 
wird schon noch kommen, das können Sie mir 
glauben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Wortmeldung der Kollegin Traxler hat 
mich eigentlich veranlaßt, hier herauszukommen 
und ihr einmal vor Augen zu führen, daß sie von 
der Realität, die es in unserem Lande gibt, wahr
scheinlich wenig weiß oder, wenn sie es weiß, da
vor die Augen verschließt. Frau Kollegin Traxler! 
Ich komme aus dem südlichen Burgenland und 
erlebe hautnah, wie sich die südburgenländische 
Mutter täglich emanzipiert, wie sie sich täglich 
verwirklicht. Sie muß sich täglich verwirklichen 
als Nebenerwerbsbäuerin, weil die "so gute" 
Agrarpolitik die Männer vom Hof getrieben hat. 
Diese burgenländischen Exbauern verwirklichen 
sich heute zum Großteil als Pendler, als hilfsar
beitende Pendler, hier in Wien. Und die emanzi-

pierte Bäuerin, die sich da täglich angeblich selbst 
verwirklicht, rackert inzwischen auf dem Hof und 
erfreut sich täglich ihrer Selbstverwirklichung, 
seit gestern sogar mit Aussichten auf ein Armen
geld für den Lebensabend, falls sie ihn noch er
lebt nach dieser Rackerei. (Abg. Dr. H af ne r: 
Wer?) 

Auch die Kinder dürfen sich verwirklichen in 
den südburgenländischen Familien, indem sie 
fleißig mitarbeiten, damit der Familie ein Ein
kommen gesichert ist, so um etwa 4 000 S bis 
5 000 S pro Kopf. Also weit unter dem des Aus
gleichszulagenbeziehers liegt pro Kopf das Ein
kommen dieser südburgenländischen Familien. 
(Abg. 5 eid i n ger: Grüner Bericht, Herr Blau
er.') 

Verwirklichen, Kollegin Traxler, müssen sich 
bei uns im Südburgenland auch viele Frauen in 
den Textilfabriken. von denen wir im Burgenland 
interessanterweise sehr, sehr viele haben. (Abg. 
Pi LL e r: Nicht mehr viele!) Beinahe jeder soziali
stische Bürgermeister kann sich rühmen, einen 
solchen Betrieb angesiedelt zu haben. Und in die
sen Betrieben "verwirklichen" sich unsere bur
genländischen Frauen im Akkord für 6 000 S bis 
7 000 S! Die Prämien in der Firma Triumph und 
in der Firma Zorn, Herr Kollege Piller, entfallen, 
wenn die Frauen das Band verlassen, um außer
halb der Pause aufs WC zu gehen, oder wenn sie 
zum Arzt müssen. Dann kriegen sie keine Prämie 
mehr, dann kriegen sie 5 000 S bis 6 000 S im 
Monat. Herr Kollege Piller! All diese Frauen ar
beiten natürlich nur, weil sie sich verwirklichen 
wollen (Abg. Par fl i gon i: Erzählen Sie das 
Mautner Markhoj. nicht UIlS.'), und nicht, weil sie 
das Geld für ihre Familie brauchen, denn dafür 
sorgt ja die "gute" Familienpolitik unserer Regie
rung, Frau Kollegin Traxler. (Beifall bei der 
FPO.) 19.31 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Neuerlich zu 
Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Of
ner. Vier Minuten Redezeit stehen noch zur Ver
fügung. - Bitte. 

/9.31 
Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Hohes Haus! 

Ergänzend anstelle einer Berichtigung: Es 
stimmt, daß Abgeordneter Hafner seine Ansicht, 
daß alles in Ordnung sei, in die Worte gekleidet 
hat, daß sich die Geburtenstatistik ohnehin wie
der ins Positive richte. 

Ich stehe aber auf dem Standpunkt, daß der 
Umstand, daß die Zahl der Geburten leicht zu
nimmt. keineswegs ein Ergebnis einer positiven 
Familienpolitik ist. Vielmehr setzen sich die Fa
milien t rot z dieser Politik durch. Wegen die
ser Familienbeihilfe. die eine Trinkgeldablöse be
deutet - ich habe es erwähnt -. gründet nie
mand eine Familie. Aber trotz der Familienpoli-
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tik gibt es zum Glück wied~r steigende Geburten
zahlen. (Beifall bei der FPO.) 19.33 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist daher 
geschlossen. 

Fortsetzung der Tagesordnung 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich nehme die 
Verhandlungen über den 2. Punkt der Tagesord
nung betreffend Meldegesetz 1991 wieder auf. 

Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Parnigoni. Ich erteile es ihm und 
weise auf die 20 Minuten Redezeit als Erstredner 
hin. 

19.34 
Abgeordneter Parnigoni (SPÖ): Hohes Haus! 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
muß Sie jetzt von der Familienpolitik wieder zum 
Meldegesetz zurückführen. Ich möchte aber vor
her doch noch eine Bemerkung zur Debatte, die 
jetzt stattgefunden hat, machen. (Abg. Anna Eli
sabeth A um a y r: Die Dringliche ist vorbei.') 

Meine Damen und Herren von der Freiheitli
chen Partei! Hören Sie sich das an, liebe Frau 
Kollegin! Ich glaube, ein Gedankengut, auch 
wenn es aus vergangener Zeit stammt, ist etwas, 
das man verbreiten kann, das man aufnehmen 
kann, das man mittragen kann. Und es hängt 
nicht davon ab, Herr Kollege Ofner, wie alt man 
ist und ob man in dieser Zeit schon geboren war 
und dort gewirkt hat. (Abg. Dr. Ofner: Was 
müssen Hlir uns eigentlich noch alles gefallen las
sen? Die Dringliche ist vorbei, und Sie reden schon 
wieder so.') Das ist eine ganz deutliche KlarsteI
lung, sehr verehrter Kollege Ofner, daß Gedan
kengut nicht ans Alter gebunden ist. Lieber Kolle
ge Murer, auch wenn du dich noch so aufregst, ist 
das eine Tatsache. (Abg. Dr. 0 file r: Und was ist 
mit dem Stalinismus? - Abg. Ing. Mur er: Halt 
das Maul.') Und daher ist das, was Niederwieser 
gesagt hat, keinesfalls etwas, was man als falsch 
bezeichnen kann. 

Nun, meine Damen und Herren, kehren wir zu
rück zur Meldegesetznovelle, die im Koalitions
übereinkommen mit der Bemerkung . . . (Abg. 
Dkfm. Ho/ger Bau e r: Hetzen und hassen, das ist 
eure Devise.') Kollege Bauer! So sollen Sie die 
Menschen doch endlich im Fernsehen sehen: gei
fernd, mit Schaum vor dem Mund. Wie Sie sich 
betroffen fühlen! Wie Sie davon betroffen sind, 
daß man Sie in dieses Eck stellt, wo Sie auch hin
gehören! (Abg. Dr. 0 f ne r: Die Antwort gibt der 
Wähler.') 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Herr Abgeord
neter! Ich bitte Sie, sich in Ihrer Ausdrucksweise 
zu mäßigen. Für die Ausdrücke "geifernd" und 

.. Schaum vor dem Mund" erteile ich Ihnen einen 
Ordnungsruf. 

Ich bitte insgesamt, ein wenig auf die Redekul
tur des Parlaments Obacht zu geben. - Bitte. 
(Abg. Sc h i e der: Sie hören aber nur eine Seite, 
Frau Präsidentin.') 

Abgeordneter Parnigoni (fortsetzend): Frau 
Präsidentin! Ich akzeptiere diesen Ordnungsruf, 
stelle aber fest, daß seitens der mir Gegenübersit
zenden die Tonlage und auch die Ausdrucksweise 
in keiner Art und Weise anders gelagert waren. 
Das möchte ich mir schon festzustellen erlauben. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Ruf bei der FPÖ: 
Speichellecker! - Abg. 5 chi e der: Es gibt auch 
selektive Ordnungsrufe!) 

Kehren wir zum Meldegesetz zurück. Es ist im 
Koalitionsübereinkommen festgehalten, daß im 
Meldegesetz zusätzliche Kontrollmöglichkeiten 
vereinbart werden sollen. Meine Damen und Her
ren! Es geht im besonderen um die Problematik 
der Scheinanmeldung einerseits (Abg. 
Sc h i e der: .. Geifernd" verdient einen Ord
nungsruf. "Speichellecker" keinen?) Da hören Sie 
nicht, Frau Präsidentin; das ist schade. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Die Akustik ist 
natürlich eine andere, wenn jemand am Redner
pult steht. (Abg. Sc h i e der: Bei der FPÖ hören 
Sie schlechter.') Ich werde mir das Protokoll geben 
lassen, weil es hier oben nicht hörbar war. Wenn 
über das Mikrophon gesprochen wird, ist es na
turgemäß für den Vorsitzenden leichter hörbar, 
als wenn von den hinteren Reihen derartige Zwi
schenrufe kommen. Ich werde das im Protokoll 
prüfen. 

Bitte fortzufahren. 

Abgeordneter Parnigoni (fonSerzefU/): Mit die
sem Gesetz, meine Damen und Herren, sollte im 
besonderen der Problematik der Scheinanmel
dung einerseits und der illegalen Unterkunftsnah
me andererseits ein Riegel vorgeschoben werden, 
ein Lösungsansatz dafür getroffen werden. Die 
Abgeordneten der Grünen. Voggenhuber und Pe
trovic, haben den Verfassungsdienst hier mehr
mals zitiert und festgestellt, daß der Verfassungs
dienst hier schwere Bedenken hätte. (Abg. S r b: 
Datenschutz.') Auch der Verfassungsdienst! Ich 
höre Voggenhuber jetzt noch. Soll ich Ihnen das 
aus dem Protokoll heraussuchen? 

Ich habe genau aufgepaßt. Ich habe mir das 
auch angesehen. Der Verfassungsdienst hat ein
deutig mitgeteilt - ich zitiere -: "Die dabei er
hobenen Bedenken des Verfassungsdienstes 
konnten in einer Besprechung mit Vertretern des 
Bundesministeriums für Inneres ausgeräumt wer
den. Es konnte Einigung dahin gehend erzielt 
werden. daß das Bundesministerium für Inneres 
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einen entsprechenden Abänderungsantrag zur 
Vorlage an den Innenausschuß des Nationalrates 
ausarbeiten wird und damit die Bedenken ausge
räumt sind." 

Dieser Abänderungsantrag wurde eingebracht. 
Er wurde im Unterausschuß und im Ausschuß 
verhandelt. Und damit ist das Problem erledigt. 
Aber Sie, meine Damen und Herren von den 
Grünen, haben das natürlich wieder dazu be
nützt, um diese Vorlage sozusagen in ein falsches 
Licht zu rücken. Aber Sie haben ja heute mehr
mals bewiesen. daß das eben Ihre Politik ist. 

Nun zu den Schwerpunkten. Dieses Gesetz 
wird für mehr Bürgerfreundlichkeit sorgen, weil 
es nunmehr möglich ist. daß dort, wo man sich 
anmeldet, auch die Abmeldung vorgenommen 
werden kann. Derzeit ist es so, wenn man von 
Wien wegzieht und darauf vergißt, sich abzumel
den, und sich etwa in Innsbruck anmeldet, dann 
müßte man korrekterweise von den Beamten wie
der nach Wien geschickt werden, um sich dort 
abzumelden und um dann die Anmeldung in 
Innsbruck vorzunehmen. - Also das ist erledigt. 

Zweitens wird es zu einer Verhinderung der 
Scheinanmeldung kommen. Es wird verhindert 
werden, daß man sich dort anmeldet, wo man 
nicht wohnt. 

Abgeordneter Voggenhuber hat davon gespro
chen, daß die Menschen durch dieses Gesetz ihre 
Freiheit verlieren werden. Meine Damen und 
Herren! Verliert man nicht auch die Freiheit etwa 
dadurch, daß man, wenn sich jemand, ohne daß 
man es weiß, in der Wohnung anmeldet und dann 
als Autobesitzer einen Unfall verursacht, dann als 
Unterkunftgeber, als Wohnungseigentümer die 
größten Schwierigkeiten hat, weil der Autobesit
zer nicht mehr auffindbar ist? Ist es andererseits 
diese Freiheit, die wir wollen, wenn man das so
ziale Netz in der Form ausnutzt, daß man in ei
nem Gebiet, in dem man sich laut Krisenverord
nung für die Möglichkeit der Bezugnahme des 
vierjährigen Arbeitslosengeldes anmelden kann, 
diese Arbeitslose bezieht, obwohl sie einem nicht 
zusteht? 

Und ist es die Freiheit. die wir wollen, daß es 
Mehrfachanmeldungen gibt - in Wien etwa, in 
mehreren Bezirken -, um dann drei- oder vier
mal die Sozialhilfe in Anspruch zu nehmen, weil 
das eben auf Bezirksebene geregelt und hier eine 
Überprüfung nicht möglich ist? 

Daher ist einer der Kernpunkte in diesem Ge
setz, daß eben die Unterschrift des Unterkunftge
bers auf dem Meldezettel verpflichtend ist, und 
deshalb gibt es auch eine Anhebung der Strafsät
ze. 

Neu ist, meine Damen und Herren, daß die Un
terkunftnahme ernstgenommen werden muß. Sie 
muß innerhalb einer Woche durchgeführt wer
den. Das hängt damit zusammen, daß wir ganz 
einfach dem gewissenlosen Treiben mancher Ver
mieter ein Ende setzen müssen, es bekämpfen 
müssen, daß sie die Notlage der Gastarbeiter, der 
illegalen Einwanderer, einfach von Menschen 
ausnützen, ihnen horrende Mieten für mieseste 
Quartiere, für unmenschliche Quartiere, in denen 
sie sie zusammenpferchen, abnehmen und sich 
dann, wenn man sie verantwortlich machen will. 
mit der Behauptung einer Verfolgung entziehen. 
sie hätten überhaupt nicht gewußt, daß sich in 
ihrer Wohnung jemand angemeldet hat, daß da 
jemand sei. 

Daher müssen jene, die Wohnungen besitzen. 
die Wohnungsgeber und Unterkunftgeber sind, 
ganz einfach eine gewisse Verantwortung dafür 
übernehmen. Ich glaube, es ist richtig, daß dies 
geschieht. Außerdem ist man nunmehr auch ver
pflichtet, innerhalb von 14 Tagen den Behörden 
denjenigen mitzuteilen. der seine Meldepflicht 
nicht wahrnimmt. 

Dieses Gesetz wird auch die Problematik des 
Datenschutzes aufgreifen. Es hat bisher keine 
Konformität mit dem Datenschutz gegeben. Ich 
denke etwa an das Gästebuch. Bis jetzt hat man 
genüßlich im Gästebuch eines Hotels blättern 
und schauen können. wer da aller mit wem viel
leicht hier war in den letzten Wochen. Das wird 
es in Zukunft nicht mehr geben. Es wird nur 
mehr eine Anmelde-Gästekarte geben, und mit 
einer Reihe anderer Maßnahmen wird dieses Ge
setz datenschutzkonform werden. 

Meine Damen und Herren! Eine Bemerkung 
noch: Es wird eine Wanderungsstatistik einge
führt. Kollege Feurstein hat das ja sehr ausführ
lich erklärt. Diese Statistik soll mit der zentralen 
Meldekartei ab Mitte 1993 eingeführt werden. 
Wichtig ist diese Wanderungsstatistik vor allem 
deshalb, weil wir derzeit nur alle zehn Jahre mit 
der Möglichkeit der Volkszählung entsprechende 
Planungsgrößen für die Länder und Gemeinden 
erhalten, es ist aber notwendig, ein entsprechen
des Feininstrumentarium für die kommunale Pla
nung und für die Länderplanung zu bekommen, 
und mit dieser Wanderungsstatistik kann dies er
reicht werden. 

Meine Damen und Herren! Ein kleiner Wer
mutstropfen ist mit dabei - ich möchte das nicht 
verhehlen -, das ist die Problematik der Festset
zung eines einzigen ordentlichen Wohnsitzes, die 
uns sehr wichtig erschienen wäre. Dies wird eine 
Reihe von Verhandlungen ergeben. Uns war -
und das ist die Begründung, warum das bis jetzt 
noch nicht im Gesetz ist - wichtig, daß das Ge
setz noch heuer beschlossen wird und ab 
1. 1. 1992 in Kraft tritt, lind diese Problematik ist 
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uns, obwohl es ziemlich weitreichende Annähe
rungen der Standpunkte bei der Wohnsitzfrage 
gibt, so wichtig erschienen, daß wir sie nicht aus
verhandeln konnten. Da aber nunmehr das Mel
deregister und die Wanderungsstatistik erst Mit
te 1993 in Kraft gesetzt werden, wäre es wichtig 
und notwendig - und das wäre auch meine Bitte 
-, wenn diese Frage des Wohnsitzes bis dahin in 
Verfassungsrang erhoben und in einem Verfas
sungsgesetz entsprechend geklärt werden könnte. 

Ich bringe nunmehr noch einen Abänderungs
antrag ein, und zwar: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Elmecker, Dr. Pirker und Ge
nossen zum Bericht des Ausschusses für innere An
geLegenheiten betreffend die Regierungsvorlage ei
nes Bundesgesetzes über das polizeiliche Meldewe
sen 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung be
schließen: 

Im § 23 Abs. I lautet der zweite SalZ: 

"Gästebücher, die vor dem I.Feber 1992 
begonnen l,1,'urden. dürfen weiterverwendet wer
den. ii 

Meine Damen und Herren! Alles in allem 
möchte ich abschließend festhalten, daß ich glau
be, daß dieses Gesetz doch als ein Beitrag in ei
nem Gesamtkonzept mit dem Fremdenpolizeige
setz, dem Asylgesetz und dem im Frühjahr noch 
zu beschließenden Niederlassungsgesetz gesehen 
werden sollte. Diese Gesetze insgesamt sollen 
dazu beitragen, eben auch die Auswirkungen der 
politischen Entwicklungen rund um uns geordnet 
bewältigen zu können. 

Ich glaube, die Koalition hat mit diesem Gesetz 
wieder einmal ihre Handlungsfähigkeit bewiesen, 
und seitens der sozialdemokratischen Fraktion 
stimmen wir diesem Gesetz gerne zu. (Beifall bei 
der SPÖ und bei Abgeordneten der Ö VP.) 19.46 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Gratzer. 
Ich erteile es ihm. 

/9.46 
Abgeordneter Gratzer (FPÖ): Sehr geehrte 

Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Die vorliegende Regierungsvorlage, das 
Bundesgesetz über das polizeiliche Meldewesen. 
findet - das darf ich eingangs gleich feststellen -
auch die Zustimmung der Freiheitlichen Partei. 

Auch wir haben uns natürlich sehr lange dar
über Gedanken gemacht. wie es ausschaut in die
sem Gesetz, denn schließlich steht hier doch die 
Freiheit des einzelnen mit dem Zugriff des Staa-

tes im Spannungsfeld. Es galt zu überlegen, wie
weit hier persönliche Freiheiten eingeschränkt 
werden und ob die Notwendigkeit überwiegt, dem 
Staat eben einen Zugriff auf das Meldewesen zu 
gewähren. 

Für mich selbst und auch für meine Fraktion 
stellt dieses Gesetz ein nachvollziehbares Melde
wesen dar, denn vor allem durch die Unter
schriftspflicht des Unterkunftgebers werden 
Unannehmlichkeiten abgestellt. Ich selbst habe in 
meinem Bekanntenkreis erleben müssen, daß je
mand nachweisen mußte. daß bei ihm jemand 
nicht wohnte. für den er von der Polizei eine Vor
ladung fürs Gericht zugestellt erhalten hat. Es 
war und ist einfach unzumutbar, daß es ein Ge
setz gibt oder gab, wonach es für jeden möglich 
ist, sich irgendwo anzumelden, und dann der 
Wohnungseigentümer nachweisen muß, daß der 
Mensch gar nicht bei ihm wohnt. 

Wir begrüßen es daher ausdrücklich, daß zu
künftig der Unterkunftgeber wieder auf dem 
Meldezettel unterschreiben muß. Wir begrüßen 
es auch - das wurde schon erwähnt -, daß es 
kein Gästebuch mehr geben wird, in dem jeder 
blättern und sich anschauen kann. wer mit wem 
wann wo genächtigt hat, sondern daß jeder Gast 
ein eigenes Blatt bekommt und das ausfüllt, ohne 
dann die Möglichkeit zu haben, in einem Buch zu 
blättern. 

Wir begrüßen es auch, daß es in diesem Gesetz 
zu einer ersten Vewaltungsvereinfachung oder 
Entbürokratisierung gekommen ist. nämlich daß 
man sich beim neuen Wohnsitz auch abmelden 
kann. Also wenn man sich ummeldet, braucht 
man nicht mehr zum alten Gemeindeamt und 
zum neuen zu gehen, sondern es genügt, sich 
beim neuen anzumelden und gleichzeitig dort 
auch abzumelden. 

Es gibt natürlich in diesem Gesetzentwurf eini
ge Punkte. die schon vermuten lassen, daß es viel
leicht zu Problemen kommt. Diese sind aber 
nicht so groß, daß man jetzt gegen das Gesetz 
selbst sein kann. Ich denke da an den § 12. Dieser 
fordert vom Unterkunftgeber, daß er in der Lage 
ist, über etwaige Unterkunftnehmer ein halbes 
Jahr danach noch Auskunft zu geben. Ich glaube, 
zielführender wäre es vielleicht gewesen, für den 
Unterkunftgeber eine Aufzeichnungspflicht vor
zusehen, wonach er aufzeichnen muß. wer bei 
ihm Unterkunft nimmt, und nicht von ihm zu 
verlangen, daß er sich nach einem halben Jahr 
noch erinnern muß, wer aller da war, was ja mög
licherweise dazu führt, daß es im Bedarfsfall dann 
schwer zu vollziehen sein wird. 

Das Gesetz regelt ziemlich genau, wer welche 
Pflichten hat. Vor allem die Pflichten für den Un
terkunftgeber, aber auch jene für den U nter
kunftnehmer, was auszufüllen ist, was zu melden 

48. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 117 von 170

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 48. Sitzung - 4. Dezember 1991 4815 

Gratzer 

ist, sind genau geregelt. Auch die darin enthalte
nen Strafbestimmungen sind sehr genau. Was mir 
selbst darin fehlt, ist eine Verpflichtung der Be
hörde, bei gewissen Gelegenheiten auch den Un
terkunftgeber zu verständigen. So zum Beispiel 
kann es auch zur amtswegigen Ab-, An- oder 
Ummeldung kommen, und für diesen Fall ist die 
Behörde nach dem vorliegenden Entwurf nicht 
verpflichtet, auch den Unterkunftgeber davon zu 
verständigen. 

Ein Punkt, den man natürlich auch nicht ganz 
auslassen kann, ist die Kostenberechnung, die nur 
sehr vage angestellt ist. Ich würde fast behaupten, 
es wurde der Kostenberechnung keine große Be
achtung geschenkt, denn in dem Absatz, wo es 
um die Kosten geht, steht im Satz eins, daß es zu 
zusätzlichem Sach- und Personalaufwand kom
men wird. Und im letzten oder vorletzten Satz 
steht, daß es andererseits zu einem Personalabbau 
kommt. Mehr steht nicht drinnen. Es kann doch 
nicht so sein, daß mehr und weniger in einem 
gebracht werden, ohne das eine dem anderen ge
gen überzustellen. 

Ich erinnere mich - ich darf damit zu einem 
weiteren Punkt kommen, der mir persönlich ein 
großes Anliegen ist -, daß bei den Budgetbera
tungen vor einem Jahr Abgeordneter Auer den 
Minister aufgefordert hat, ein neues Meldegesetz 
vorzulegen. Er hat Glück gehabt, es hat funktio
niert. (Abg. Aue r: Auf ständiges Drängen.') 

Ich habe damals auch etwas vorgebracht, von 
dem ich nach wie vor der Meinung bin, daß es 
ehestmöglich bereinigt gehört, nämlich die feh
lende bundesweite Führerscheinevidenz. Ich habe 
leider kein Glück damit gehabt im Gegensatz 
zum Kollegen Auer. Ich möchte mein Anliegen 
aber noch einmal vortragen, weil ich der Meinung 
bin, daß dieses Problem gelöst gehört. Wahr
scheinlich ist den meisten Staatsbürgern gar nicht 
geläufig, daß Führerscheine nur bei der jeweili
gen Bezirkshauptmannschaft oder bei den Bun
despolizeidirektionen, und zwar dort, wo diese 
zuständig sind, evident gehalten werden. 

Das heißt: Wenn zum Beispiel ein Wiener in 
der Nacht um 22 Uhr beispielsweise in Vöckla
bruck aufgehalten wird, hat der Gendarm dort 
nicht die Möglichkeit, den Führerschein auf seine 
Echtheit und auf seine Gültigkeit zu überprüfen. 
Nun kann man zwar sagen, das wird so manchem 
angenehm sein, aber es gibt doch auch den FalL 
daß jemand den Führerschein zu Hause vergißt. 
Der Beamte muß nun mitten in der Nacht in 
Vöcklabruck entscheiden: Lasse ich den Autofah
rer weiterfahren, weil ich ihm glaube, daß er den 
Führerschein vergessen hat, oder verbiete ich ihm 
die Weiterfahrt? Er hat nicht die Möglichkeit, so
fort abzufragen, denn dieses Abfragen funktio
niert auf good will. Wenn der Gendarm aus Vöck
labruck in Wien anruft, dann geht das vielleicht. 

Umgekehrt ist es schon viel schwieriger. Die 
Gendarmerie hat zwar den Schlüssel von der Be
zirkshauptmannschaft und kann dort hinein und 
nachschauen, aber jeder Beamte wird es sich 
überlegen, ob er das macht. Spätestens wenn er 
seinen Kollegen umsonst mitten in der Nacht in 
die Bezirkshauptmannschaft geschickt hat, wird 
er sich das überlegen und beim nächsten Mal 
schenken. 

Ich glaube nicht, daß es ein so großes Problem 
sein kann, das zu lösen. Ich erinnere mich noch 
an die Worte des Herrn Innenministers dazu. Er 
wird wieder einmal sagen, wie er es uns heute 
schon öfters gesagt hat, daß er nicht dafür zustän
dig ist. Aber da die große Koalition angetreten ist, 
die großen Probleme in unserem Land zu lösen, 
wird es nicht so schwierig sein, die Führerschein
evidenz einer Lösung zuzuführen. (Beifall bei der 
FPÖ.) /9.54 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Auer. Ich 
erteile es ihm. 

/9.54 

Abgeordneter Auer (ÖVP): Frau Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine sehr verehrten Da
men und Herren! Als 1985 dieses besagte Melde
gesetz novelliert wurde, gab es sehr kurz darauf in 
verschiedensten Zeitungen Kritik. Es wurde dar
über berichtet, daß dieses damals reformierte 
Meldegesetz zu Kuriositäten geführt habe, weil 
sich zum Beispiel Süchtige bei Kriminalisten in 
der Wohnung anmelden lassen konnten, ohne 
daß diese etwas davon wußten. Die Beispiele, die 
meine Vorredner soeben gebracht haben, sind ja 
auch nicht gerade erfreulich. 

Wenn ich heute in einer oberösterreichischen 
Tageszeitung lesen mußte, "Vernaderungspflicht 
durch neues Meldegesetz" , so kann ich dazu nur 
sagen: Offensichtlich sind Journalisten auch nicht 
mehr das, was sie einmal waren. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Heute wird ein Teil 
jener Kritik beseitigt, die - ich habe darauf schon 
hingewiesen - damals öfters klar und offen von 
Journalisten zum Ausdruck gebracht beziehungs
weise niedergeschrieben wurde. Ich stelle eines 
klar und offen heute hier zur Debatte: Derjenige, 
der nichts angestellt hat, braucht sich nicht zu 
fürchten, daß seine Daten in die Hände von Un
befugten geraten. Und denjenigen, der sich dem 
Zugriff der Strafverfolgung entziehen möchte, 
brauchen wir nicht zu schützen. Dafür haben wir 
keine Veranlassung. 

Dieses gegenständliche Meldegesetz ist notwen
dig geworden, da das geltende Meldegesetz seine 
Hauptaufgabe, nämlich Einwohner einer Ge
meinde leicht und sicher aufzufinden, nur unzu-
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reichend erfüllt hat. Dies führte einerseits zu 
Scheinmeldungen und andererseits zur U mge
hung der Meldepflicht. Wir sollten das ganz offen 
zugeben. Ziel dieser Regierungsvorlage ist es, die
se Ungereimtheiten zu beseitigen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
wurden von meinen Vorrednern Parnigoni und 
Gratzer deutlich die verschiedenen Problemkrei
se, die noch bestehen, aufgezeigt. Ich möchte zu 
einem für mich besonderen Punkt auch noch 
Stellung nehmen, und zwar zum § 23 Abs. 2. Es 
ist unumgänglich, daß es uns gelingt, aus der 
Sicht des Melderechtes zu einem einheitlichen 
Begriff. zu einem einzigen ordentlichen Haupt
wohnsitz zu kommen. 

Meine Damen und Herren! Es ist klar, daß hie
für noch ergänzende Besprechungen, ergänzende 
Beratungen zwischen den verschiedensten Ge
bietskörperschaften, insbesondere des Städte
und Gemeindebundes, notwendig sind. Es muß 
auch klar sein, daß diese Regelung ehestens fest
zulegen ist. Ich bedaure, Herr Bundesminister, 
daß ein akkordierter Vorschlag des Gemeinde
und des Städtebundes erst am 2. Dezember, also 
vorgestern, eingelangt ist. Es wäre gerade von den 
genannten Institutionen eine schnellere Vor
gangsweise wünschenswert gewesen. Ich kritisiere 
dies auch ausdrücklich. 

Meine Damen und Herren! Aber, Herr Bundes
minister, einer unserer Kollegen. der SPÖ-Ab
geordnete Ludwig, hat bereits 1985, bei der letz
ten Novelle dieses Meldegesetzes. deutlich auf 
diese Problematik hingewiesen. In seiner Antwort 
hat ihm der damalige Bundesminister Blecha ver
sprochen, sofort eine Kommission dafür einzuset
zen, die sich dieses Problemkreises annehmen 
wird. Ich nehme an, diese Kommission hat es nie 
gegeben, oder sie ist sanft entschlafen. Aber auch 
Ihre Kommission, Herr Bundesminister, hat um 
nichts besser und auch um nichts schneller, ja so
gar im Gegenteil noch wesentlich langsamer gear
beitet als die beiden von mir genannten Institutio
nen. 

Bundesminister Blecha sagte damals, er werde 
dafür sorgen und die Bundesregierung - ich zi
tiere wörtlich - habe die Absicht, noch vor In
kraftsetzung des damaligen Meldegesetzes 1985 
dem Hohen Haus das Ergebnis der Bemühungen 
um eine klarere Definition des ordentlichen 
Wohnsitzes in Form von Novellierungsvorschlä
gen zuzuleiten. 

Ich bitte Sie, Herr Bundesminister, daß es nun 
schneller geht, daß die berechtigten Wünsche, die 
berechtigten Forderungen nach einer klaren De
finition des ordentlichen Hauptwohnsitzes späte
stens im nächsten Jahr erfüllt werden. Ich bitte 
Sie um eines, Herr Bundesminister: daß der Vor
schlag vom Städte- und Gemeindebund von Ih-

nen dem Verfassungsdienst zur Prüfung vorgelegt 
wird. Es soll die rechtliche Seite geprüft und es 
sollen die Voraussetzungen dafür geschaffen wer
den, daß dieser Vorschlag auch vor dem Höchst
gericht standhält. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das 
Problem von mehreren ordentlichen Wohnsitzen 
aus der Sicht eines Bürgermeisters von kleineren 
Gemeinden: Zum ersten sollen angeblich mehre
re Wohnsitze eine europäische Novität darstellen. 
Dabei sind dem Mißbrauch von Förderungen Tür 
und Tor geöffnet. Es gibt Fälle, wo mehrere 
Lohnsteuerkarten ausgestellt und mehrere 
Wohnbauförderungen und dergleichen mehr be
zogen wurden. 

Meine Damen und Herren! Es gibt aufgrund 
der nicht klaren Definition des Begriffes "ordent
licher Wohnsitz" Schwierigkeiten bei Volkszäh
lungen. Es soll nicht so sein wie in einer ober
österreichischen Gemeinde, wo ein ehemaliger 
Landespolitiker, für den Wohnbaubereich zu
ständig, den Ehrenring erhalten hat, weil er für 
mehr Wohnungen gesorgt hat, wobei bereits beim 
Rohbau Einwohner angemeldet wurden - ich 
behaupte, gesetzwidrigerweise - , damit die 
10 OOO-Einwohner-Grenze überschritten werden 
konnte und damit sich aufgrund des Volkszäh
lungsergebnisses dann pro Jahr um zirka 8 Mil
lionen Schilling mehr im Steuersäckel befinden. 
Das kann nicht Sinn der Sache sein! Darüber 
kann man dann in den Zeitungsberichten noch 
lesen. Ich bedaure eine derartige Regelung zu
tiefst. 

Meine Damen und Herren! Mir ist schon klar, 
daß für manche Menschen die Argumente: zuviel 
Staat, Erhebung von Daten und so weiter, 
Schwierigkeiten im Bewußtsein hervorrufen. Die
ses Bewußtsein, diese Angst oder die Einstellung 
hiezu, Frau Kollegin Petrovic, ändert sich jedoch 
schlagartig, wenn der Betroffene selbst Geschä
digter ist. Oder: Das Bewußtsein des Geschädig
ten, der von einer Straftat betroffen ist, ändert 
sich hiefür schlagartig, wenn derjenige, der diese 
Straftat ausgeübt hat, nicht auffindbar ist. 

Ich bitte Sie, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, wir sollten auch nicht vergessen, daß Un
terlagen im Meldewesen rein statistisch gesehen 
auch klare Unterlagen für die Wissenschaft, für 
die Forschung. ja für viele Gesetze, die wir hier 
beschließen, sind, daß vorausschauende Planun
gen, Entwicklungen, die Sicherung zukünftiger 
Infrastrukturen nur aufgrund derart klarer Daten 
möglich sind. 

Die Zielsetzung dieses Gesetzes dient einer Re
duktion von Problemfällen - es wurde dies hier 
deutlich gemacht. Es bietet eine bessere Datenge
nauigkeit, eine bessere Datenrichtigkeit und eine 
bessere Aktualität. Ich bitte Sie, Herr Bundesmi-

48. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 119 von 170

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 48. Sitzung - 4. Dezember 1991 4817 

Auer 

nister, erinnern Sie sich daran, daß die Regelung 
des ordentlichen Hauptwohnsitzes ein zentrales 
Anliegen aller Redner war, und ich bitte Sie, da
für zu sorgen, daß dieser Problemkreis ehestens 
beseitigt beziehungsweise geregelt wird. (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Herr Bundesmini
ster! Wir werden - so wie ich vor einem Jahr bei 
der Budgetdebatte dieses Meldegesetz gefordert 
habe, wie mein Kollege Gratzer bestätigt hat -
spätestens in einem Jahr wieder die Erledigung 
der beanspruchten Regelung des ordentlichen 
Hauptwohnsitzes fordern. Wir werden Sie daran 
erinnern. Sie können sicher sein. Ansonsten ist 
dies ein gutes Gesetz, dem wir gerne unsere Zu
stimmung geben. (Beifall bei der ÖVP.) 20.03 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Während der 
Wortmeldung des Abgeordneten Parnigoni wur
de ein Ordnungsruf für den Begriff "Speichellek
ker" verlangt. Ich habe jetzt das Protokoll vorlie
gen: Es ist zwar dieser Zwischenruf in den Reihen 
der FPÖ gefallen, aber es war nicht ausnehmbar, 
wer es war. Ich kann daher diesem Antrag nicht 
... (Abg. Dr. H af ne r, R i e der sowie Res c h: 
Der Baller ~var es! - Weitere Zwischenrufe.) Be
daure, ich habe den Ausdruck nicht gehört und 
kann daher nur nach dem Protokoll vorgehen. 
Und dem Protokoll nach zu schließen, konnte es 
die Stenographin nicht ausnehmen. Ich sage das 
jetzt nur der KlarsteIlung wegen, damit Sie wis
sen. daß ich mir das habe kommen lassen. (Abg. 
Res c h: Der Bauer war es.' Wir helfen Ihnen ger
ne. h'efln es notwendig ist.') Ich ersuche insgesamt. 
die Wortwahl nach dem auszurichten, was wir uns 
alle unter Parlamentarismus vorstellen. 

Als nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abge
ordneter Strobl. Ich erteile es ihm. (Abg. 
5 c h war zen b erg e r: Dann gill dieser Ord
nungsruf für die ganze FPÖ!) 

20.M 
Abgeordneter Strobl (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Dem Grunde nach 
steht es ja schon fest, daß die beiden Regierungs
parteien und die Freiheitliche Partei diesem Mel
degesetz zustimmen. Es hat ja nur kritische Bei
träge gegeben von den Abgeordneten der Grü
nen. und zwar von Voggenhuber und Petrovic. 
Sie üben Kritik, indem sie sagen. der Bürger sei 
von der Wiege bis zum Grabe überwacht und 
kontrolliert, und man baue sogar ein Spitzelsy
stem auf. 

Meine Damen und Herren! Die Regierungsvor
lage 279 über das polizeiliche Meldewesen ist ei
gentlich keine Novelle, sondern eine Neufassung 
des Gesetzes. Man hat am Aufbau des MeIdege
setzes 1972 angeknüpft. Das Gesetz gliedert sich 
wieder in drei Abschnitte. Die einzelnen Geset-

zesbestimmungen wurden den neuen Gegeben
heiten angepaßt. Ich darf erinnern, daß bereits im 
Arbeitsübereinkommen der beiden Regierungs
parteien und in der Regierungserklärung auf eine 
notwendige Änderung und Anpassung des Melde
rechtes, das zusätzliche und bessere Kontrollmög
lichkeiten bringen soll, hingewiesen worden ist. 

Meine Damen und Herren! Der Vorwurf der 
Opposition, daß diese Regierung nichts weiter
bringe, ist - wie so oft - unberechtigt. Gerade 
im Sicherheitsbereich hat Bundesminister Lösch
nak in diesem Jahr viele wichtige und sicher nicht 
einfache Materien als Vorlagen zur Behandlung 
ins Parlament gebracht. Jetzt hört man wieder die 
Kritik, daß für die Beratung dieser Vorlagen zu
wenig Zeit verbleibt. Ein Sprichwort sagt: Jedem 
recht getan, ist eine Kunst, die niemand kann! 
Das trifft hier zu. Und nicht einmal der Herr 
Bundesminister kann das ändern. (Bundesmini
ster Dr. Lös c hila k: Leider.') 

Das derzeitige Meldegesetz 1972, geändert 
durch die Novelle 1985, entspricht in keiner Wei
se den heutigen Notwendigkeiten. Es ist kein 
taugliches Instrument für die Anliegen der Si
cherheitsverwaltung. Das Inkrafttreten dieses 
Meldegesetzes 1991 bringt eine Verbesserung bei 
der Bekämpfung des illegalen Wohnungswuchers 
und der Kriminalitätsvorbeugung. - Das ist gera
de jenes Wort, wo sich Abgeordneter Voggenhu
ber hier so ausgelassen hat. So wie bisher trifft die 
Meldepflicht grundsätzlich elen Unterkunftneh
mer. Ein wichtiges Anliegen der Reform des Mel
degesetzes ist unter anderem die Bekämpfung 
von Scheinmeldungen. Damit sollen illegales 
Wohnen und illegale Massenquartiere für Fremde 
bekämpft werden. 

Im § 22 Absätze 1 und 2 sind die Tatbestände 
für eine Verwaltungsübertretung taxativ aufge
zählt. Gleichzeitig sind neue. erhöhte Strafsätze 
festgelegt. Diese Veränderung und Konsequenz 
waren notwendig, weil alle Vergehen nach dem 
bisherigen Meldegesetz von vielen als Kavaliers
delikt angesehen wurden. Das neue Meldegesetz 
wird mit 1. 3. 1992 in Kraft treten. 

Ein weiterer Schwerpunkt des vorliegenden 
Gesetzentwurfes besteht in eier Neufassung der 
Bestimmung im § 16 über das Melderegister und 
über die Verarbeitung und Übermittlung von 
Meldedaten. Das derzeitige Gesetz erfüllt seine 
Hauptaufgabe, Einwohner einer Gemeinde leicht 
und sicher aufzufinden, nicht im gewünschten 
Ausmaß. Schein- und Falschmeldungen, die Um
gehung der Meldepflicht führten zu mangelhaf
ten Kontrollmöglichkeiten. 

Das Meldegesetz 1991 führt mit § 8 besondere 
Pflichten des Unterkunftgebers wieder ein. Der 
Unterkunftgeber muß durch seine Unterschrift 
die Anmeldungen bestätigen. Ebenso wurde -
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und das wurde ja heute schon mehrmals erwähnt 
- der § 17, Wanderungsstatistik, neu gefaßt. 
Diese Bestimmung soll mit 1. 7. 1993 in Kraft 
treten. Bezüglich der Frage des ordentlichen 
Wohnsitzes und der Weitergabe von Meldedaten 
zur Wanderungsstatistik sind mit dem Städtebund 
und den Gemeinden noch Vereinbarungen zu 
treffen. 

Meine Damen und Herren! Mit diesem neuen 
Meldegesetz wird wieder ein Schritt zur Verbesse
rung des Meldewesens gesetzt. Meine Fraktion 
stimmt diesem Gesetz gerne zu. (Beifall bei der 
SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) ::rUJ9 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als letzter zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter lng. Ko
wald. Ich erteile es ihm. 

:!fU)9 

Abgeordneter lng. Kowald (ÖVP): Sehr geehr
te Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! An der Debatte 
über das Meldegesetz 1991 haben sich sehr, sehr 
viele Redner beteiligt. Es wurde inhaltlich das in 
Worten wiedergegeben, was schwarz auf weiß 
niedergeschrieben ist. Und als Meldebehörde. als 
erste Instanz, als langjähriger Bürgermeister weiß 
ich wohl um die Schwierigkeiten Bescheid, die 
sich gerade in den letzten Jahren mit den Zweit
wohnsitzen. mit mehreren Hauptwohnsitzen er
geben haben. Man kennt in einer überschaubaren 
Gemeinde die Schwierigkeiten. Dieses Gesetz, 
diese Neufassung des polizeilichen Meldewesens 
aus dem Jahre 1972. novelliert im Jahre 1985, das 
jetzt verabschiedet wird, ist sicherlich auch ein 
Beitrag. 

Wir fordern schon des längeren eben eine Klar
stellung, was den ordentlichen Wohnsitz betrifft. 
Schlußendlich soll einmal ein Ende gemacht wer
den mit der Tatsache. daß es mehrere Haupt
wohnsitze gibt. Wie das verfassungsrechtlich und 
so weiter zu handhaben ist. weiß ich als Nichtju
rist nicht. Aber ich weiß wohl, daß sich unser 
Bundesminister und selbstverständlich auch die 
Experten bemühen. eben aus der Praxis vorgege
ben, den richtigen Weg zu gehen. 

Wir wissen genau: Von der Wiege bis zur Bahre 
Formulare, Formulare. Wenn ein Erdenbürger 
das Licht der Welt erblickt, dann, muß ich sagen, 
ist der erste Weg der Erziehungsberechtigten, des 
stolzen Vaters oder der Mutter, jener zum Ge
meindeamt, zur Meldebehörde. und dieser neue 
Erdenbürger wird angemeldet. Damit beginnt 
aber schon die Arbeit. Uns ist die Arbeit nicht 
zuviel. Aber in den Gemeinden häufen sich die 
Arbeiten aufgrund der Erstellung von Statisti
schen Daten. Es beginnt damit der Weg der Mel
dung, der Meldung an die Schulbehörden. an 
Exekutiveinrichtungen und so weiter und so fort. 

Es ist auch in dieser Regierungsvorlage vorge
sehen, daß künftig auch Zuzugsmeldungen erfol
gen sollen, um eine Wanderungsstatistik erstellen 
zu können. 

Herr Bundesminister! Es gibt sehr viele Ge
meinden, in der Steiermark 544 und in ganz 
Österreich über 2 000. Da viele Gemeinden noch 
keine EDV-Anlagen besitzen, es aber doch mit 
entsprechendem Verwaltungsaufwand verbunden 
ist, auch zeitgerecht diese Meldungen weiterzuge
ben, möchte ich hier wirklich bitten, auf Einrich
tungen des Staates, wie Meldebehörde, Gemein
deämter, verantwortlich der Bürgermeister. Be
dacht zu nehmen und zu schauen, daß Gesetze 
praxisnah und überschaubar sind. 

Ich darf meine Freude darüber zum Ausdruck 
bringen, daß die beiden Regierungsparteien im 
Ausschuß und auch in den Vorberatungen kon
struktive und gute Arbeit geleistet haben. Ich 
kann meinem Vorredner, Abgeordneten Auer, 
auch langjähriger Bürgermeister, nur beipflich
ten, der auch gefordert hat, daß das, was wir 
schon seit einigen Jahren berechtigterweise for
dern. nämlich eine Vereinfachung und KlarsteI
lung, in Bälde realisiert wird. 

Die Österreichische Volkspartei wird selbstver
ständlich dieser Regierungsvorlage, dem Melde
gesetz 1991, die Zustimmung erteilen. (Beifall bei 
der ÖVP.) :!O.14 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist daher geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schluß
wort verzichtet. 

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf samt Ti
tel und Eingang in 279 der Beilagen in der Fas
sung des Ausschußberichtes 329 der Beilagen 
ab s tim m e n. 

Hiezu liegt ein Abänderungsantrag der Abge
ordneten Elmecker, Dr. Pirker und Genossen be
treffend § 23 Abs. 1 zweiter Satz vor. 

Da nur dieser eine Antrag gestellt wurde, lasse 
ich sogleich über den Gesetzentwurf samt Titel 
und Eingang in 279 der Beilagen in der Fassung 
des Ausschußberichtes 329 der Beilagen sowie 
unter Berücksichtigung des Abänderungsantrages 
der Abgeordneten Elmecker, Dr. Pirker und Ge
nossen abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die sich da
für aussprechen, um ein entsprechendes Zeichen. 
- Das ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 
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Präsidentin Dr. Heide Schmidt 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Ge
setzentwurf auch in dritter Lesung ihre Zustim
mung geben, um ein Zeichen. - Der Gesetzent
wurf ist somit auch in dritter Lesung mit 
M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

3. Punkt: Bericht des Ausschusses für innere An
gelegenheiten über die Regierungsvorlage (249 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Zivil
dienstgesetz 1986 - ZDG geändert wird (Zivil
dienstgesetz-Novelle 1991), und über den An
trag 1321 A (E) der Abgeordneten Moser und Ge
nossen betreffend die Abschaffung der Zivil
dienstkommission und Verlängerung der Zivil
dienstzeit auf zwölf Monate und über den An
trag 156/A der Abgeordneten Wabl und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Zivildienstgesetz 1986, zuletzt geändert 
durch BGBI. Nr. 627/1988, geändert wird (ZDG
Novelle 1991), sowie über die Petition Nr. 28 be
treffend den Bestand der militärischen Landes
verteidigung, überreicht von dem Abgeordneten 
Moser (330 der Beilagen) 

4. Punkt: Bericht des Ausschusses für innere An
gelegenheiten über den Bericht des Bundesmini
sters für Inneres (111-28 der Beilagen) gemäß 
§ 57 Abs. 2 samt Bericht der Zivildienstober
kommission gemäß § 54 Abs. 3 ZDG für die Pe
riode 1989 und 1990 (331 der Beilagen) 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Wir gelangen 
nunmehr zu den Punkten 3 und 4 der heutigen 
Tagesordnung, über welche die Debatte unter ei
nem durchgeführt wird. 

Es sind dies der Bericht des Ausschusses für 
innere Angelegenheiten über die Regierungsvor
lage (249 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 
das Zivildienstgesetz geändert wird, den An
trag 132/A CE) der Abgeordneten Mosel' und Ge
nossen betreffend die Abschaffung der Zivil
dienstkommission und Verlängerung der Zivil
dienstzeit auf zwölf Monate. den Antrag 156/ A 
der Abgeordneten Wabl und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Zivildienstgesetz 
geändert wird, und die Petition N r. 28 betreffend 
den Bestand der militärischen Landesverteidi
gung (330 der Beilagen) sowie der Bericht des 
Ausschusses für innere Angelegenheiten über den 
Bericht des Bundesministers für Inneres (111-28 
der Beilagen) gemäß Zivildienstgesetz samt Be
richt der Zivildienstoberkommission für die Peri
ode 1989 und 1990 (331 der Beilagen). 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist Herr 
Abgeordneter Oberhaidinger. Ich ersuche ihn, die 
Debatte zu eröffnen und seine Berichte zu geben. 

Berichterstatter Oberhaidinger: Frau Präsi
dent! Ich bringe den Bericht des Ausschusses für 
innere Angelegenheiten über die Regierungsvor
lage (249 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem 

das Zivildienstgesetz 1986 - ZDG geändert wird 
(Zivildienstgesetz-Novelle 1991), und über den 
Antrag 132/ A (E) der Abgeordneten Moser und 
Genossen betreffend die Abschaffung der Zivil
dienstkommission und Verlängerung der Zivil
dienstzeit auf zwölf Monate und über den An
trag 156/A der Abgeordneten Wabl und Genos
sen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Zivildienstgesetz 1986, zuletzt geändert durch 
BGBl. Nr. 627/1988, geändert wird (ZDG-Novel
le 1991), sowie über die Petition Nr. 28 betref
fend den Bestand der militärischen Landesvertei
digung. überreicht vom Abgeordneten Hans Hel
mut Moser. 

Ziel des vorliegenden Gesetzentwurfes ist die 
Schaffung eines einfacheren Zuganges zum Zivil
dienst unter Bedachtnahme auf die Einsatzbereit
schaft des Bundesheeres bei gleichzeitiger Sicher
stellung des Lastenausgleiches zwischen Wehr
dienst und Zivildienst und die Gewährleistung ei
nes dem zu erwartenden größeren Zivildienstin
teresse entsprechenden Angebotes an Zivildienst
plätzen. 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten hat 
die gegenständlichen Anträge 132/A (E) und 
156/A in seiner Sitzung am 18. Juni 1991 in Ver
handlung genommen und einstimmig beschlos
sen, zu deren Vorbehandlung einen Unteraus
schuß einzusetzen. dem in dessen konstituieren
der Sitzung vom 14. November 1991 auch die 
Vorberatung der Regierungsvorlage 249 der Bei
lagen (Bundesgesetz, mit dem das Zivildienst
gesetz 1986 - ZOG geändert wird [Zivildienst
gesetz-Novelle 1991]) und der Petition Nr. 28 be
treffend den Bestand der militärischen Landes
verteidigung, überreicht vom Abgeordneten Hans 
Helmut Moser, übertragen wurde. 

Dieser Unterausschuß beschäftigte sich in drei 
Arbeitssitzungen mit den gegenständlichen Mate
rien, wobei die am 29. November 1991 vertagten 
Verhandlungen am 2. Dezember 1991 wiederauf
genommen wurden. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für innere Angelegenheiten somit den 
A n t rag, der Nationalrat wolle dem in der Re
gierungsvorlage (249 der Beilagen) enthaltenen 
Gesetzentwurf unter Berücksichtigung der dem 
schriftlichen Ausschußbericht beigeschlossenen 
Abänderungen die verfassungsmäßige Zustim
mung erteilen. 

Druckfehlerberichtigung zu 330 der Beilagen: 

Ich darf auf folgende Druckfehlerberichtigun
gen verweisen: 

1. In den dem schriftlichen Ausschußbericht 
beigedruckten Abänderungen hat der Verweis auf 
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"Artikel I Z. 4 (§ 2)" richtigerweise "Artikel I 
Z. 2 (§ 2)" zu lauten. 

2. In den dem schriftlichen Ausschußbericht 
beigedruckten Abänderungen haben in Z. 30 die 
"Abs. 5 und 6" des § 76 richtigerweise "Abs. 4 
und 5" zu lauten. 

Ich bringe weiters den Bericht des Ausschusses 
für innere Angelegenheiten über den Bericht des 
Bundesministers für Inneres gemäß § 57 Abs. 2 
samt Bericht der Zivildienstoberkommission ge
mäß § 54 Abs. 3 ZOG für die Periode 1989 und 
1990 (III-28 der Beilagen). 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus
schuß für innere Angelegenheiten den A n -
t rag, der Nationalrat wolle den Bericht des 
Bundesministers für Inneres gemäß § 57 Abs. 2 
samt BeriCht der Zivildienstoberkommission ge
mäß § 54 Abs. 3 ZOG für die Periode 1989 und 
1990 (111-28 der Beilagen) zur Kenntnis zu neh
men. 

Frau Präsident! Für den Fall, daß Wortmel
dungen vorliegen, ersuche ich Sie, die Debatte 
fortzusetzen. 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Ich danke für 
Ihre Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei
nem durchgeführt. 

Redezeitbeschränkung 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Bevor ich dem 
ersten gemeldeten Redner das Wort erteile, gebe 
ich bekannt, daß mir ein Antrag der Abgeordne
ten Dr. Fuhrmann, Dr. Neisser und Dr. Guger
bauer vorliegt, die Redezeit jedes zum Wort ge
meldeten Abgeordneten für diese Debatte auf 
15 Minuten zu beschränken. 

Ich lasse sogleich darüber abstimmen und bitte 
jene Damen und Herren, die diesem Antrag zu
stimmen, um ein diesbezügliches Zeichen. - Das 
ist mit Me h r he i t an gen 0 m m e n. 

leh mache darauf aufmerksam, daß gemäß § 57 
Abs. 4 der Geschäftsordnung dem jeweils ersten 
gemeldeten Redner jedes Klubs dennoch eine Re
dezeit von 20 Minuten zusteht. 

Als erster zu Wort gemeldet ist Abgeordneter 
Moser. Ich erteile es ihm. 

:!().:!~ .. 
Abgeordneter Moser (FPO): Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Wenn man sich die Tagesordnung 
ansieht, die Punkte, die wir in einem beraten, so, 
muß ich sagen, liegen zu dieser Thematik fünf 
verschiedene Anträge vor: die Regierungsvorlage, 
ein Antrag der Freiheitlichen Partei auf Abschaf-

fung der Zivildienstkommission und Verlänge
rung des Zivildienstes auf zwölf Monate, ein An
trag der Grünen und eine Petition, die dem Parla
ment überreicht worden ist. 

Diese Tatsache zeigt mir, meine Damen und 
Herren, daß diese Thematik eine große gesell
schaftspolitische Relevanz hat, und ich meine, 
daß es notwendig gewesen wäre, diese Frage aus
führlich und ohne Zeitdruck hier in diesem Ho
hen Hause im Ausschuß zu beraten. Ich meine 
auch, daß es sinnvoll gewesen wäre und der Sache 
sehr gedient hätte, wenn auch auf breiter Basis 
eine entsprechende parlamentarische Vorberei
tung stattgefunden hätte,.~twa in Form einer En
q uete. (Beifall bei der FPO.) 

Aber bedauerlicherweise ist diese Gesetzesno
velle in nur zwei Unterausschußsitzungen und ge
meinsam mit anderen wesentlichen Regierungs
vorlagen innerhalb weniger Tage durchgepeitscht 
worden. Das, meine Damen und Herren, finde ich 
unverantwortlich, das halte ich für eine unseriöse 
Vorgangsweise, und das schadet dem Ansehen des 
Parlamentarismus. 

Meine Damen und Herren! Die Freiheitliche 
Partei lehnt diese Novelle zum Zivildienstgesetz 
aus grundsätzlichen Überlegungen ab. 

Erstens: Die Zivildienstgesetz-Novelle wurde 
zu einem falschen Zeitpunkt gestartet. Zuerst 
wäre es notwendig gewesen, eine Heeresreform 
durchzuführen, damit es zu einer Attraktivierung 
des Dienstes im Bundesheer kommen kann. Aber 
dazu, meine Damen und Herren, fehlen bis heute 
noch die notwendigen politischen Rahmenbedin
gungen, sodaß es bis heute noch nicht möglich ist, 
einen geordneten Dienstbetrieb durchzuführen, 
eine bessere Ausbildung zu machen, damit eben 
die Auswirkungen, die im Zusammenhang mit 
der Zivildienstreform zu erwarten sind, mini
miert werden können. Erst dann wäre es gerecht
fertigt gewesen, diese Zivildienstreform zu star
ten. (Beifall bei der FPÖ.) Daher kommt die Zi
vildienstreform um Jahre zu früh. 

Es ist für mich unverständlich, daß Verteidi
gungsministel' Fasslabend dieser Novelle zuge
stimmt hat. Und ich stelle fest, daß seine Zustim
mung für uns der Sündenfall des Vertei
digungsministers Fasslabend ist. leh formuliere es 
jetzt bewußt hart: Verteidigungsminister Fassla
bend hat mit seiner Zustimmung einen Verrat am 
Bundesheer begangen, für den er politisch verant
wortlich ist, und es wäre notwendig und höchste 
Zeit, die entsprechenden persönlichen Konse
quenzen zu ziehen. 

Sie, meine Damen und Herren von der Öster
reichischen Volkspartei, sind mitverantwortlich, 
weil Sie wider besseres Wissen hier mitstimmen 
und diese Novelle heute beschließen wollen. 
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Es gibt einen zweiten Aspekt, warum wir diese 
Zivildienstgesetz-Novelle ablehnen, nämlich in
haltliche Gründe. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Wir 
sind gegen das ersatzlose Streichen der Zivil
dienstkommission, wir sind gegen den getrennten 
Zivildienst in der Dauer von acht Monaten und 
von zehn Monaten. wir sind gegen eine Befreiung 
vom Zivildienst bei bestimmten Auslandsdien
sten. Wir haben auch schwere Bedenken gegen 
die vorgesehene Erweiterung der Einsatzgebiete, 
in denen der Zivildienst geleistet werden kann, 
und zwar deswegen, weil die Betreuung von Dro
genabhängigen aufgenommen wird. 

Meine Damen und Herren! Eines ist klar, und 
ich möchte das mit allem Nachdruck hier feststel
len: Diese Novelle hat gravierende Auswirkungen 
auf die österreichische Sicherheit. Sie bedeutet de 
facto das Ende der allgemeinen Wehrpflicht und 
des derzeitigen Wehrsystems und stellt sicher, 
daß der Zivildienst zu einem Alternativdienst 
weiterentwickelt wird. Und dagegen treten wir 
auf! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich weiß, Sie von 
der Österreichischen Volkspartei und Sie von der 
Sozialistischen Partei hören das nicht gerne. Aber 
Sie können es selbst nachlesen in der Regierungs
erklärung. In der Regierungserklärung ist klar 
und eindeutig festgeschrieben, daß die jetzige 
Form des Zugangs zum Zivildienst, nämlich eine 
Glaubhaftmachung von Gewissensgründen vor 
einer Kommission, nicht beibehalten wird. Es 
steht hier: Es kommt zu einer Reform des Zivil
dienstes, die davon ausgeht, daß zivildienstwillige 
Wehrpflichtige von der Prüfung der Glaubwür
digkeit der Gewissensgründe zu befreien sind. 
Und das bedeutet, meine Damen und Herren, ein 
Abgehen vom Prinzip der allgemeinen Wehr
pflicht. 

Meine Damen und Herren! Bisher haben gegol
ten - ich habe es schon gesagt -: die allgemeine 
Wehrpflicht, die Glaubhaftmachung der Gewis
sensgründe und die Leistung des Wehrersatzdien
stes in Form des Zivildienstes. Und deshalb ist 
auch der Zivildienst für mich immer außerhalb 
jeder Diskussion gestanden. 

Bisher, meine Damen und Herren, hat auch ge
golten, daß die Gewissensprüfung durch eine Zi
vildienstkommission durchzuführen ist. Hier 
gebe ich zu - ich stehe nicht an, das auch festzu
stellen -, daß diese Lösung eine unglückliche 
war, daß sie sich als ungeeignet herausgestellt und 
daher auch immer wieder Anlaß zu Kritik gege
ben hat. Und es ist daher verständlich, wenn von 
den Jugendorganisationen und auch von den ver
schiedensten Parteien immer wieder der Antrag 
oder die Forderung nach Abschaffung dieser Zi
vildienstkommission gestellt worden ist. Auch wir 

Freiheitlichen bekennen uns dazu, daß die Zivil
dienstkommission abgeschafft werden muß. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn am bis
herigen Verfassungsgrundsatz, wenn am Prinzip 
der allgemeinen Wehrpflicht festgehalten werden 
soll, dann muß auch am Prinzip der Glaubhaft
machung der Gewissensgründe festgehalten wer
den. Daher brauchen wir eine andere Form dieser 
Glaubhaftmachung, nämlich durch eine wesentli
che Verlängerung des Zivildienstes. Und d~~sen 
Antrag haben wir gestellt. (Beifall bei der FPO.) 

Meine Damen und Herren! Das wäre ein Lö
sungsansatz, der auch in anderen europäischen 
Ländern üblich ist und der in breiten Kreisen der 
Bevölkerung volle Unterstützung und Zustim
mu~g findet. Ich bedaure es außerordentlich, daß 
die Osterreichische Volkspartei und die Sozialisti
sche Partei diesen Entschließungsantrag ablehnen 
werden und nicht in die Beurteilung miteinbezo
gen haben. 

Und ich bedauere es auch, daß mein Kompro
mißvorschlag, den ich im Rahmen der Beratun
gen eingebracht habe, ebenfalls abgelehnt worden 
ist. Er war dahin gehend, daß es einen für alle 
Personen gleich langen Zivildienst in der Dauer 
von zehn Monaten hätte geben sollen. Und ich 
habe es schon gesagt, meine Damen und Herren: 
Sie haben wider besseren Wissens an Ihrer Vor
stellung festgehalten. 

Es gibt noch einen zweiten Grund, warum wir 
diese Form des neuen Zivildienstes ablehnen, und 
zwar die unterschiedliche Dauer des Zivildien
stes, nämlich auf der einen Seite acht Monate und 
auf der anderen Seite zehn Monate. 

Meine Damen und Herren! Es besteht aus un
serer Sicht überhaupt kein Handlungsbedarf, es 
besteht überhaupt keine Notwendigkeit, daß für 
bestimmte Zivildiensttätigkeiten die Dauer des 
Dienstes auf acht Monate herabgesetzt wird, auch 
wenn man besondere psychische oder physische 
oder arbeitszeitliche Belastungen als Begründung 
nimmt. 

Offensichtlich haben Sie sich nicht informiert 
und kennen Sie nicht die tatsächlichen Belastun
gen der Wehrpflichtigen und der Soldaten. Es 
wäre wirklich besser gewesen, meine Damen und 
Herren von den Regierungsparteien, wenn Sie 
sich entsprechend informiert hätten, nämlich 
dort, wo eine tatsächliche Einsatzausbildung 
durchgeführt wird, dort, wo tatsächlich Einsatz
vorbereitung geschieht, also in den Einsatzver
bänden des Bundesheeres und nicht in den 
Schreibstuben. Ich habe den Eindruck, daß Sie 
die Arbeitsbelastung der sogenannten Systemer
halter als Maßstab Ihrer Überlegungen genom
men haben, und das ist unzulässig. (Beifall bei der 
FPÖ. - Abg. Hof man 11: Das sind aber wesefl(-
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lieh mehr als die anderen!) Das spielt keine Rolle. 
Das ist die Ausnahme im Prinzip beim Einsatz 
von Soldaten im Rahmen des Bundesheeres und 
daher nicht als Grundlage für eine derartige Be
urteilung zu nehmen. (Abg. Dr. K e p pe l -
In ü LL e r, einen grünen Bericht in die Höhe hal
tend: Grüner Bericht! Verteidigungsbericht!! 

Meine Damen und Herren! Bei der Beurteilung 
der prinzipiellen Belastung geht es darum, festzu
legen, in welcher Form und in welcher Art und 
Weise der Wehrpflichtige sein Leben für die Ge
meinschaft einzusetzen hat, und es ist zu berück
sichtigen und zu beachten, daß er bereit ist, sein 
Leben im Dienst an der Gemeinschaft auch zu 
riskieren. Und es geht darum, daß die psychische 
Belastung im Einsatz eigentlich in seiner Ver
pflichtung zur Gewaltanwendung zum Schutze 
der Gemeinschaft liegt und daß es endlich an der 
Zeit und notwendig ist, daß dieses Opfer, das er 
bringt, hier in diesem Hohen Hause bei der Beur
teilung und bei der Beschlußfassung dieser Zivil
dienstgesetz-Novelle auch berücksichtigt wird. 
(Beifall des Abg. Dr. Dfner.) 

Ich sage Ihnen, und wenn Sie ehrlich sind, dann 
werden Sie mir das auch zugestehen, daß diese 
psychische und physische Bela..,tung, die der Sol
dat, die der Wehrpflichtige hat, ungleich höher ist 
als in den anderen Bereichen. Wir Freiheitlichen 
akzeptieren das, wir respektieren das, und wir 
können daher der Ideologie, die hinter dieser Zi
vildienstgesetz-Novelle steht, nicht folgen und ihr 
auch nichts Gutes abgewinnen. Das möchte ich 
mit aller Deutlichkeit gesagt haben. (Beifall bei 
der FPÖ.) 

Aber, meine Damen und Herren, selbst dann, 
wenn die Belastung gleich wäre, fehlt für mich 
noch immer das Regulativ der Glaubhaftmachung 
der Gewissensgründe in der Form, wie bereits 
von mir angekündigt, einer wesentlichen Verlän
gerung der Zivildienstzeit. Daher schließt sich für 
mich der Kreis hier in der Argumentation. 

Nachdem all dies fehlt, bedeutet diese Novelle 
das Aus der allgemeinen Wehrpflicht, bedeutet 
diese Novelle das Ende des bestehenden Wehrsy
stems. Es ist daher log.sch und konsequent, daß 
mit dieser Novelle . . . (Abg. E I m eck e r: Der 
Milizverband ist einer anderen Meinung. Kollege 
Moser!) Der Milizverband ist nicht dieser Mei
nung. Ich werde Ihnen dann, wenn ich auf die 
Petition, die eingebracht wurde, zu sprechen 
komme, vorlesen, welche Auffassung, welche 
Meinung die Milizverbände haben. (Abg. M a
r i Z Z i: Kollege Moser.' Ein Satz.') Herr Kollege 
Marizzi! Sie können dann in der Folge ohnehin 
vom Rednerpult aus Ihre entsprechenden Aus
führungen machen. (Abg. M ar i z z i: Der Zivil
dienst ist in die umfassende Landesverteidigung 
eingebunden.') Der Zivildienst ist in die umfassen
de Landesverteidigung eingebunden - keine Fra-

ge. (Abg. M a r i z z i: Das muß man dazllsagen.') 
Der Zivildienst hat aber auch seine Auswirkun
gen auf den Bereich der militärischen Landesver
teidigung. (Abg. M a r i Z Z i: Das heißt. Sie haben 
etwas nicht richtig gesagt!) 

Aber, meine Damen und Herren, mit dieser 
Novelle und mit dem Aus der allgemeinen Wehr
pflicht und mit dieser Erleichterung des Zugangs 
zum Zivildienst ist selbstverständlich auch ein 
Ansteigen der Zahl der Zivildienstpflichtigen ver
bunden, und es wird daher auch die personelle 
Basis des derzeitigen Wehrsystems entzogen. Das 
ist jetzt kein oppositionelles Kritisieren von mir, 
sondern diese Bedenken haben auch andere Or
ganisationen. 

Darüber gibt es auch Studien, Unterlagen, Aus
arbeitungen und Umfragen im Verteidigungsmi
nisterium. Ich möchte, nachdem uns das Verteidi
gungsministerium diese Unterlagen im Ausschuß 
nicht zur Kenntnis gebracht hat, die Ergebnisse 
einer Jugendstudie hier kurz zitieren. Diese Ju
gendstudie geht von der Frage aus, die den Ju
gendlichen gestellt worden ist, wie sie sich verhal
ten würden, wenn sie entscheiden könnten: hie 
Zivildienst, hie Militärdienst, wie die Entschei
dung dann ausfallen würde. Das Ergebnis: 
63 Prozent aller Jugendlichen entscheiden sich 
für den Zivildienst, davon die Mädchen herausge
rechnet, nur 52 Prozent der Burschen würden 
sich für den Wehrdienst entscheiden, die übrigen 
melden sich bereits zum Zivildienst. (Abg. El
me c k e r: Da müssen Sie das Bundesheer attrakti
ver machen. nicht umgekehrt.') Ich komme noch 
darauf zurück. (Abg. Hof man n: Von ~vo 

stammt die Swdie?) 

Damit, meine Damen und Herren, ist auch die 
beabsichtigte Heeresreform nicht mehr zu reali
sieren. Und, Herr Kollege Elmecker, es ist schon 
richtig, auch das Bundesheer hat Handlungsbe
darf. Es sind Maßnahmen notwendig um den 
Dienst im Bundesheer attraktiver zu gestalten. 
Daher ist es notwendig, daß zuerst die erforderli
chen politischen Rahmenbedingungen geschaffen 
werden (Abg. Hof m a fln: Die muß das Bundes
heer selbst schaffen!) , damit, wie ich schon gesagt 
habe, ein geordneter Dienstbetrieb erfolgen und 
auch die Ausbildung entsprechend verbessert 
werden kann. (Beifall bei der FPÖ. - Abg. E l -
m eck e r: Macht es.') Aber zuerst sind hier im 
Hohen Haus die entsprechenden Voraussetzun
gen zu schaffen. (Rllf bei der SPÖ: Immer ausre
den auf andere.' Immer sind andere schuld.') 

Meine Damen und Herren! Ich habe es schon 
gesagt: Das ist nicht nur die Sorge der Freiheitli
chen Partei, auch andere Interessenvertretungen, 
vor allem die militärischen Interessenvertretun
gen, haben massive Bedenken angemeldet. Sie ha
ben dies in einem Brief an alle Klubs deponiert 
und gebeten, eine entsprechende Petition im Na-
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tionalrat einzubringen. Die freiheitliche Fraktion 
hat das gemacht. 

Ich möchte Ihnen hier kurz aus diesem Brief 
vorlesen - ich zitiere -: Die Studienergebnisse 
aus dem Bundesministerium für Landesverteidi
gung lassen bereits jetzt erkennen, daß ohne we
sentliche Verlängerung des Zivildienstes nur noch 
ein Drittel der Wehrpflichtigen den Wehrdienst 
wählen würde. Die unterzeichneten Verbände 
sind zutiefst besorgt über diese Entwicklung. Das 
Fehlen eines Steuerinstrumentariums, das die 
personellen Bedürfnisse der militärischen Lan
desverteidigung befriedigt und somit die Funk
tionsfähigkeit der militärischen Landesverteidi
gung sicherstellt, die stillschweigende Umgehung 
der allgemeinen Wehrpflicht wäre das Ende der 
Miliz. Die verbleibende Zahl der der Wehrpflicht 
Nachkommenden würde nicht einmal für die re
duzierten Präsenzstreitkräfte ausreichen. 

Ich zitiere weiter: Das Ende der militärischen 
Landesverteidigung wäre nur mehr eine Frage 
von Monaten. 

Diesen Brief und diese Petition haben Vertreter 
von vier militärischen Interessenvertretungen un
terschrieben, nämlich die Vertreter des Kamerad
schaftsbundes, der Bundesvereinigung der Miliz
verbände, der österreichischen U nteroffiziersge
seilschaft und der österreichischen Offiziersge
sellschaft. Immerhin sind das Repräsentanten von 
an die 450 000 Mitglieder. Und ich finde es wirk
lich demokratiepolitisch bedenklich, wenn diese 
Vertreter nicht einmal angehört werden, ge
schweige denn, daß wir in den Ausschüssen über 
deren Bedenken entsprechend beraten. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Das zeigt auch -
hier müssen Sie sich diesen Vorwurf gefallen las
sen - Ihre Ignoranz gegenüber den berechtigten 
Anliegen weiter Kreise der Bevölkerung, und das 
zeigt auch, daß Sie gar nicht bereit und willens 
sind, die warnenden Stimmen auch tatsächlich 
ernst zu nehmen. 

Abschließend noch zwei Anmerkungen. Meine 
Damen und Herren! Herr Bundesminister! Wir 
haben überhaupt kein Verständnis, wenn das Ein
satzgebiet für den Zivildienst auf die Betreuung 
von Drogenabhängigen erweitert wird. 

Wir halten es schlichtweg für unverantwortlich, 
wenn Jugendliche in diesem Bereich eingesetzt 
werden, auch wenn es - wie man in der Argu
mentation gehört hat - nur zu Hilfsdiensten ist. 
Die Gefahr, daß diese Jugendlichen in die Dro
genszene geraten, ist aus unserer Sicht zu groß. 
Deshalb glauben wir und sind davon überzeugt, 
daß die Betreuung der Dro.genabhängigen dem 
qualifizierten PersonaL den Arzten und den The
rapeuten zu überlassen ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein zweiter Punkt: Es besteht aus unserer Sicht 
überhaupt kein Handlungsbedarf für eine Befrei
ung vom Zivildienst für bestimmte Auslandsein
sätze. Herr Bundesminister! Sie wissen selbst 
noch nichts anzufangen mit dieser Gesetzesbe
stimmung. Ich darf Sie ersuchen, uns hier im Ho
hen Haus entsprechend Aufklärung zu geben. 
Für mich ist als Begründung zuwenig, daß diese 
Bestimmung auch im entsprechenden Zivildienst
gesetz der Bundesrepublik Deutschland Aufnah
me gefunden hat. 

Meine Damen und Herren! Ich komme zum 
Schluß: Diese Novelle zum Zivildienst bedeutet 
eine wesentliche Weichenstellung für die weitere 
gesellschaftspolitische und wehrpolitische Ent
wicklung in diesem Lande. Diese Novelle bedeu
tet auch - das habe ich schon einmal gesagt -
das Aus der allgemeinen Wehrpflicht und das 
Ende des derzeitigen Wehrsystems. Sie bedeutet 
die Gleichstellung von Wehrdienst und Zivil
dienst und daher die Weiterentwicklung des Zivil
dienstes zu einem Alternativdienst. So wird durch 
diese Novelle zum Zivildienstgesetz der militäri
schen Landesverteidigung und damit auch der 
umfassenden Landesverteidigung ein schwerer 
Schaden zugefügt. (Abg. E I m eck e r: Eben 
nicht.') 

Daher lehnen wir Freiheitliche diese Novelle 
mit Entschiedenheit ab, weil wir nicht bereit sind, 
in diesem Parlament Gesetze mitzutragen und zu 
beschließen, die gegen die Interessen der Bevöl
kerung gerichtet sind und die Sicherheit dieses 
Landes gefährden. - Danke schön. (Beifall bei 
der FPÖ.) 20..12 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Als nächster zu 
Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Gaal. Ich 
erteile es ihm. Redezeit: 20 Minuten. 

20.42 
Abgeordneter Gaal (SPÖ): Sehr geehrte Frau 

Präsidentin! Herr Bundesminister! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! "Die jetzige Form 
des Zugangs zum Zivildienst. nämlich eine 
Glaubhaftmachung von Gewissensgründen vor 
einer Kommission, wird nicht beibehalten:' -
Das ist in der Regierungserklärung der amtieren
den Bundesregierung nachzulesen. 

Es heißt dort weiter: "Zivildienstwillige Wehr
pflichtige" sollen "von der Prüfung der Glaub
würdigkeit ihrer Gewissensgründe befreit" wer
den. Sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichhei
ten zwischen Präsenz- und Zivildienern sollen be
seitigt werden. 

Meine Damen und Herren! Mit der heutigen 
Novelle zum Zivildienstgesetz hat die Koalitions
regierung dieses Versprechen eingelöst, das sie in 
der Regierungserklärung abgegeben hat. Mit ei
ner grundlegenden, zeitgemäßen und gesell-
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schaftspolitisch sinnvollen Reform des Zivildien
stes und mit der heutigen Novelle zum Zivil
dienstgesetz ziehen wir den vorläufigen Schluß
strich unter ein Thema, das bereits seit Jahren auf 
der politischen Tagesordnung steht. Das ist eine 
Reform des Zivildienstes, deren Schwerpunkt vor 
allem die Abschaffung der Gewissensprüfung 
durch den Wegfall der Zivildienstkommission ist, 
was neben den positiven inhaltlichen Aspekten 
natürlich auch Einsparungen im finanziellen Be
reich mit sich bringt. 

Aber auch die Schaffung von Lastengleichheit 
zwischen Zivildienst und Präsenzdienst ist bein
haltet, ebenso wie die von uns allen so sehr ge
wünschte, verlangte Vereinfachung des Zugangs 
zum Zivildienst durch Abschaffung bürokrati
scher Hürden - darauf möchte ich explizit hin
weisen - ohne Schwächung des Bundesheeres. 
Diese Zivildienstreform ist nicht gegen das öster
reichische Bundesheer gerichtet! 

Meine Damen und Herren! In Hinkunft wird 
eine Erklärung. aus Gewissensgründen die Wehr
pflicht nicht erfüllen zu können und daher Zivil
dienst leisten zu wollen, ausreichen. Diese Erklä
rung ist bei der Stellungskommission, im Stel
lungsverfahren und in der Folge dann beim zu
ständigen Militärkommando innerhalb von zwei 
Wochen an das Bundesministerium für Inneres 
weiterzuleiten. Dort hat man dann, ohne unnöti
gen Aufschub, spätestens aber zwei Monate nach 
Einlangen der Erklärung, mit Bescheid festzustel
len, ob die Erklärung den gesetzlichen Anforde
rungen entspricht. Diese Anforderungen sind for
maler Natur. Es erfolgt keinerlei inhaltliche Prü
fung dieses Antrages, weder durch das hiefür zu
ständige Innenministerium noch durch irgendei
ne andere Behörde. 

Es gibt auch eine Straffung der Dienstleistungs
gebiete mit einem qualitativ sehr guten 
Dienstleistungsangebot. 

Meine Damen und Herren! Der Schwerpunkt 
der Zivildienstleistungen liegt weiterhin im So
zialbereich, im Rettungswesen, in der Behinder
tenhilfe und garantiert so weiterhin einen sinn
vollen Dienst für die Gemeinschaft. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß der 
Regierungskoalition damit ein großer Wurf ge
lungen ist, ein großer Wurf, der freilich nicht zu
fällig zustande gekommen ist. Im Gegenteil: Das 
Gesetz ist sicher sehr intensiv und umfassend dis
kutiert worden. Es hat eine Vielzahl von Wün
schen und Anregungen der Parteien. diverser Ju
gendorganisationen. der Rechtsträger und ande
rer mit dem Zivildienst befaßten Organisationen, 
Institutionen und Einrichtungen gegeben. die 
hier berücksichtigt worden sind. Es ist viele Mo
nate lang auch sehr ausführlich im Unteraus-

schuß und in der Folge auch im VoIlausschuß be
raten worden. 

Deshalb, meine Damen und Herren, befremdet 
mich die Kritik der Oppositionsparteien umso 
mehr. Nicht daß ich von ihnen, oder vor allem 
von der FPÖ, eine bedingungslose Zustimmung 
erwarten würde, nein, es ist ja das Wesen der Op
position, Kritik zu üben und eventuell vorhande
ne Schwachstellen auch aufzuzeigen. Auch wenn 
ich bedaure, daß wir hier keinen einstimmigen 
Beschluß fassen können, überrascht mich den
noch die Form der Kritik, die hier von meinen an 
sich sehr geschätzten Vorrednern dargebracht 
worden ist. 

Der freiheitliche Wehrsprecher, Herr Abgeord
neter Moser, hat in seiner Presseaussendung, die 
er auch hier vom Rednerpult aus erwähnt hat, 
von einer "Augenauswischerei" oder "reinen 
Kosmetik" gesprochen. Herr Oberst des General
stabes! Diese Ihre Kritik geht am Thema vorbei. 

Kollege Moserl Wenn Sie gar von einem 
"Durchpeitschen ohne ausreichende Diskussion" 
- wie Sie es auch im Unterausschuß formuliert 
haben (Abg. Mo s e r: Zwei Unterausschüsse.') -
geredet haben, dann habe ich das Gefühl, daß 
monatelange intensive Beratungsarbeit und un
zählige Diskussionen, bei denen auch Sie dabei 
waren, spurlos an Ihnen vorübergegangen sind. 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich bin, wie 
die Damen und Herren hier und Sie auch, ein 
leidenschaftlicher Vertreter der parlamentari
schen Demokratie. Ich berate lieber ein Mal zu
viel als ein Mal zuwenig. Ich bin der letzte, der 
der Opposition das Recht auf Kritik absprechen 
will. Aber was Sie hier betreiben. aufgrund einer 
- ich will Ihnen das nicht vorhalten - einseiti
gen Ausbildung, ist ein überaus durchsichtiges 
taktisches Spielchen auf dem Rücken Zehntau
sender junger Menschen, die sich zu einem sozia
len, sehr sinnvollen Dienst entschlossen haben 
und überhaupt keine Lust haben, sich ihr Engage
ment durch Ihr politisches Spielchen, Herr 
Oberst Moser, nehmen zu lassen. (Abg. Dr. G u -
ger ball e r: Haben Sie Komplexe?) Die habe ich 
sicherlich nicht, sondern ich möchte der Wahr
heit die Ehre geben, und daher bedarf es dieser 
von mir hier getätigten Aussagen. 

Aber was ich noch sagen will und worauf ich 
noch hinweisen möchte: Die Novelle zum Zivil
dienstgesetz sei ein Komprorniß, schrieben sehr 
große ästerreichische Tageszeitungen - wir ha
ben ja aufgrund der Medienkonzentration nicht 
sehr viele. Selbstverständlich ist es ein Kompro
rniß, kann ich nur sagen, allerdings ein wirklich 
tragfähiger. gesunder, auf den die Koalitionspart
ner in diesem Hause mit Recht stolz sein können. 
Es liegt ja im Wesen eines Kompromisses, daß 
niemand wirklich hundertprozentig damit zufrie-
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den ist, aber wir haben gemeinsam, die Österrei
chische Volkspartei und die Sozialdemokraten, 
hier in diesem Hause eine wirklich tragfähige Lö
sung dieses politischen Dauerthemas gefunden. 

Es wird ab Jänner 1992 - gegen Ihre Intentio
nen, Kollege Moser, und die Ihrer Partei - diese 
unselige und eigentlich von allen ungeliebte Ge
wissensprüfung endlich wegfallen und der Zu
gang zum Zivildienst vereinfacht. 

Ich habe mit meiner Meinung in den vergange
nen Monaten - ich würde sogar sagen: Jahren -
niemals - nie! - hinter dem Berg gehalten, und 
das werden meine Freunde, die in diesem Bereich 
in leitender Funktion tätig sind, bestätigen. Das 
Gewissen läßt sich nicht prüfen. Daher ist für 
mich der Wegfall der Gewissensprüfung ein ech
ter Erfolg. 

Wenn in Hinkunft eine Erklärung, aus Gewis
sensgründen die Wehrpflicht nicht erfüllen zu 
können, ausreichen wird, um Zivildienst leisten 
zu können, dann ist das eine Regelung, elie wirk
lich einer modernen, aufgeschlossenen und libe
ralen Gesellschaft würdig ist. (Abg. Mo s e r: Al
temativdiensl ist gegen den Geist der Verfassung.') 
Wir haben niemals dem Alternativdienst das 
Wort geredet, sondern wir haben immer von ei
nem "Wehrersatzdienst" gesprochen, und wenn 
Sie sich im konkreten, im Detail mit den rechtli
chen Gegebenheiten auseinandersetzen, Herr 
Oberst des Generalstabes. dann werden Sie mir 
recht geben müssen. Ich bitte Sie, mit der notwen
digen Sorgfalt auch buchstabengetreu nachzule
sen, dann werden Sie auch den Komprorniß er
kennen, der nicht immer - jetzt auf mich per
sönlich bezogen - Zustimmung gefunden hat, 
aber insgesamt gesehen und objektiv betrachtet 
eine ganz gesunde und annehmbare Regelung ist. 

Meine Damen und Herren! Es wird auch in 
Hinkunft eine unabhängige Kommission, die 
beim Bundesministerium für Inneres eingerichtet 
ist und wo je ein Vertreter des Landes mit Sitz 
unel Stimme dabei ist, elie Zivilelienstlänge zwi
schen acht und zehn Monaten bundeseinheitlich 
festlegen. Es wird daher, wie da und dort befürch
tet, keine unterschiedliche Auslegung der Länge 
des Zivildienstes geben. Die Dauer des Zivildien
stes soll, sofern nicht eine besondere psychische 
oder physische Arbeitsbelastung gegeben ist, zehn 
Monate betragen. Das ist der Regelfall, aber im 
Falle einer derartigen Belastung, die ich eben hier 
angesprochen habe. wird sie acht Monate betra
gen. 

Zusätzlich entscheidet natürlich die Kommis
sion - darüber haben wir uns in langen Beratun
gen, in intensiven Gesprächen geeinigt - auch 
über die Höhe der Verpflegskosten für Zivil
dienstleistende. 

Meine Damen und Herren! Ab 1. Januar wird 
der notwendige Lastenausgleich zwischen Zivil
dienst und Präsenzdienst in verbessertem Maße 
sichergestellt. 

Eine Grundüberlegung in den Verhandlungen 
war, daß es nicht so sein kann, daß einer der bei
den Dienste als "Zuckerl", wenn ich das so for
mulieren darf, empfunden wird und der jeweils 
andere als Bestrafung gilt. Funktionieren kann 
das System ja nur, wenn Präsenzdienst wie Zivil
dienst weitestgehend die gleichen Lasten zu tra
gen haben. Und deshalb noch einmal: Es ging bei 
dieser Reform des Zivildienstes nicht um eine 
Besserstellung der Zivildiener oder gar um ein 
Zurückdrängen des Bundesheeres, sondern da
rum, ein sinnvolles und gerechtes Nebeneinander 
zu gewährleisten. 

Meine Damen und Herren! Eine weitere Sy
stemvoraussetzung ist auch, daß die erforderli
chen Zivildienstplätze tatsächlich zur Verfügung 
stehen, unel hier hat natürlich auch die Bundesre
gierung, der hiefür zuständige, federführende 
Bundesminister für Inneres vozusorgen, sollten 
die Gegebenheiten nicht an sich vorhanden sein. 

Der vereinfachte Zugang wird voraussichtlich 
- das möchte ich auch hier nicht verschweigen 
- eine Zunahme der Zahl der Zivildiener zur 
Folge haben. Daher hat der Gesetzgeber selbst
verständlich dafür zu sorgen, daß es genügend 
sinnvolle Zivildienstplätze gibt, und auch Ihr Ein
wurf, Herr Dr. Ofner, ist hier mitzuberücksichti
gen, das möchte ich der Sachlichkeit wegen auch 
erwähnen. 

Aber nicht zuletzt ist doch noch ein Aspekt zu 
erwähnen, der in den Bereich der Bürokratiere
form beziehungsweise Verwaltungsreform fällt. 
Die Novelle zum Zivilelienstgesetz zeichnet sich 
neben dem Wegfall der Zivildienstkommission 
beziehungsweise der Zivildienstoberkommission 
auch durch eine Reihe von komplizierten, verwal
tungsaufwendigen Detailregelungen aus. Das 
wird mir jeder bestätigen, der sich im Detail mit 
dieser rechtlichen Situation infolge der Verände
rungen, der Neuregelung beschäftigt hat. Im 
Klartext soll das doch heißen - und das muß er
wähnt werden -: Die Novelle bringt deutlich we
niger Bürokratie. 

Meine Damen und Herren! Ich habe eingangs 
angedeutet: Dieser Novelle zum Zivildienstgesetz 
gingen sehr intensive und nicht immer leichte Be
ratungen voran, und sie haben zu einem Gesetz 
geführt, das die Anforderungen des gemeinsamen 
Arbeitsprogramms der Regierungsparteien mehr 
als erfüllt hat. Wir haben damit, glaube ich, eine 
zeitgemäße, gerechte und sinnvolle Interpretation 
eies Zivildienstgesetzes von 1974 vorgelegt, die 
Grundlage für eine gesellschaftlich wertvolle Zi
vildienstarbeit in den nächsten Jahren. 
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Zum Schluß kommend möchte ich mich noch 
einmal recht herzlich für die sehr konstruktiven 
Beiträge und das bei allen Differenzen doch im
mer sehr sachliche Arbeitsklima in den Ausschüs
sen, im besonderen in dem von mir geleiteten Un
terausschuß, bedanken, wo mit sehr viel Verant
wortungsbewußtseifl. an die Detailfragen herange
gangen worden ist. Alle Beteiligten wissen aus ei
gener Erfahrung - und viele wurden über die 
Medien ausführlich informiert -, die Beratungen 
waren nicht immer einfach, die Debatte oft über
aus kontroversieIl, und am Ende sind wir trotz 
aller Vorberatungs- und Vorbereitungszeit sogar 
kurzfristig etwas unter Zeitdruck geraten. 

Umso mehr freut es mich, daß wir diese Novel
le heute beschließen können. Sie ist ein Meilen
stein auf dem Wege hin zu einer modernen Zivil
dienstpolitik. 

Meine Damen und Herren! Um von der organi
satorischen Ebene her auch einen zeitlich optima
len Ablauf zu gewährleisten, bedarf es eines zu
sätzlichen A.bänderungsantrages, der vor allem 
terminliche Anderungen zum Inhalt hat. 

Ich darf ihn ganz kurz zur Verlesung bringen: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten GaaL, Dr. Pirker lUut Genos
sen zur RegierungsvorLage eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Zivildienstgesetz 1986 geändert 1,vird 
(Zivildienstgesetz-NoveLLe 1991). in der Fassung 
des Ausschußberichtes 

Der NationaLrat wolle beschließen: 

1. Der Titel der Regiertlngsvorlage lautet: 

"Bundesgesetz. mit dem das Zivildienslge
setz 1986 (ZDG) geändert wird (ZDG-NoveL
Le 1991)". 

2. In Art. Il Z. 1 werden in § 76 Abs. 2 die Wor
te "atn 1. April 1991 "durch die Worte "am 1. Juni 
1992 Hersetzt. 

Frau Präsidentin! Ich bemühe mich, rasch zu 
sein, um den Zeitablauf einzuhalten. 

3. In Art. Il Z. 1 I;t,'erden in § 76 Abs. 3 Z. 1 die 
Worte "mit Ablauf des 30. September 1992" durch 
die Worte "mit Ablauf des 31. Mai 1992" ersetzt. 

.f.. In Art. [[ Z. 3 werden in § 76b Abs. 2 die 
Worte "vor dem 1. Oktober 1992" durch die Wor
te "vordem 1. Juli 1992" ersetzt. 

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie ersu
chen, diesem Gesetz die Zustimmung zu geben. 
Es ist eine Novelle, die wir herzeigen können. Sie 
geht in die Richtung, die ich vorhin angesprochen 
habe, nämlich zu einer modernen, zukunftswei-

senden, zukur~ftsorie.!1tierten Zivildienstpolitik. 
(Beifall bei SPO und 0 VP.) 21.02 

Präsidentin Dr. Heide Schmidt: Der soeben 
eingebrachte Abänderungsantrag ist ausreichend 
unterstützt und steht daher mit in Verhandlung. 

Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist 
Frau Abgeordnete Stoisits. Ich erteile es ihr. 
(Abg. Kr a f t: Die wird begeistert dafür sein!) 

21.03 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (Grüne): 
Dobar vecer, postovane dame i gospodo! Es freut 
mich, daß ich für die grüne Fraktion hier das 
Wort ergreifen darf (Abg. Hof man n: Exper
tin!). um zu einer Novelle zu sprechen, die heute 
hier verabschiedet wird, weil sie tatsächlich ein 
grünes Gesetz ist. (Der Prä s i den l übernimmt 
den Vorsitz.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
grüne Fraktion kämpft hier seit fünf Jahren -
ich würde sagen: mit Haut und Haaren - gegen 
etwas, was mit dieser Novelle zum Zivildienstge
setz Gott sei Dank beseitigt wird, und das ist die 
diskriminierende Gewissensprüfung durch die Zi
vildienstkommissionen. 

Die letzte Novelle zum Zivildienstgesetz ist 
hier im Hohen Haus vorübergegangen, ohne daß 
etwas passiert ist (Abg. E I m eck e r: Was soLL 
passieren?), ohne daß man darauf Rücksicht ge
nommen hat, daß seit 1974, seit das Zivildienstge
~~tz hier beschlossen wurde, junge Männer in 
Osterreich kriminalisiert werden, zum Teil nur 
deshalb kriminalisiert werden, weil sie einfach 
verbal nicht die Fähigkeiten haben, die so manch 
andere haben, um vor dieser Zivildienstkommis
sion bei der Gewissensprüfung das zum Ausdruck 
zu bringen, was ihr tatsächliches Anliegen ist 
(Z'ri'ischenruf des Abg. Ing. Sc h w ä r z I er). weil 
sie nicht das Darstellungsvermögen haben, das 
notwendig ist, um vor einer Kommission wie die
ser zu bestehen und Gewissensgründe mit einer 
verbalen und gestialen Theatralik vorzubringen. 
(Abg. Dr. K e pp e I müLl e r: Deshalb schaffen 
wir sie ab.') 

Lange Wege, mühevolle, schmerzliche, entwür
digende Wege für diese jungen Männer durch Mi
litärgefängnisse hat es gegeben seit 1974, eine Si
tuation, die für dieses Land wirklich über die Jah
re ein nicht besonders herzeigbarer Umstand ge
wesen ist. (A.~g. Mo s er: Es gibt keine Militärge
fängnisse in Osterreich. Frau Kollegin.') 

Meine Damen und Herren! Viele Damen sind 
jetzt nicht mehr da. Der Zivildienst scheint ir
gendwie nicht gerade ein Thema zu sein, das die 
Damen des Hauses sehr interessiert. (Abg. M a -
r i z z i: Eure sind nicht da. nur eine.' - Abg. 
Kraft: Wo sind denn Ihre Damen?) 
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Diese entwürdigenden Prozesse, die es gegeben 
hat gegenüber jungen Männern, die diese Fähig
keiten nicht hatten, zu beseitigen, ist - und das 
gestehe ich vor allem den Kollegen und Kollegin
nen der SPÖ zu - ein jetzt schon lang diskutier
ter Wunsch. 

Deshalb, meine Damen und Herren, bin ich 
auch so enttäuscht über das, was heute tatsächlich 
hier zur Abstimmung vorliegt, zumal die Sozial
demokratische Partei in allen ihren Aussagen, Pa
pieren und Stellungnahmen bezüglich des Zivil
dienstes, solange sie nicht unter dem Knüppel ih
res ÖVP-Koalitionspartners gestanden ist, ganz 
anders gesprochen hat. als heute herausgekom
men ist. Der Kollege Marizzi hat zu Recht heute 
keinen Grund, stolz auf das zu sein, was heraus
gekommen ist, denn auch er ist, soweit ich weiß, 
einer von denen gewesen, die sich dafür einge
setzt haben, daß es keine Ungleichbehandlung 
zwischen Wehrdienst und Zivildienst gibt, was die 
Dauer des Zivildienstes angeht. (Abg. M a r i z z i: 
Kollegin Stoisits! Einen Satz dazu.') Daher bin ich 
umso enttäuschter, daß das nicht zustande ge
kommen ist. 

Die Ausschußberatungen sind völlig anders 
verlaufen, als es der Herr Kollege Oberst des Ge
neralstabes dargestellt hat. (Abg. Dr. K e pp e I -
m ii II e r: Waren Sie dabei?) Ich habe nicht viel 
bemerkt von Ausschußberatungen, lieber Kollege 
Oberst. Soweit ich mich erinnern kann, ist die 
eine Unterausschußsitzung so verlaufen. daß wir 
um neun Uhr gekommen sind und dann bis Vier
tel nach elf gewartet haben. daß etwas passiert. 
Man wußte nicht, was kommt und wann er be
ginnt. Herr Obmann Gaal wird das bestätigen. Es 
ist also überhaupt nichts beraten worden in dieser 
Sitzung des Unterausschusses. Kann sein, daß ei
nen Tag davor, als mein Kollege Wabl dort war, 
konstruktiv diskutiert worden ist, aber eine Sit
zung des Unterausschusses ist ohne ein konstruk
tives Wort vergangen. Der Herr Minister war 
auch davon betroffen, er hat sich sichtlich dar
über geärgert, daß durch Nichtzustandekommen 
von Kompromissen ihm sein Zeitplan durchein
andergekommen ist. 

Präsident: Frau Abgeordnete! Gestatten Sie ei
nen Zwischenruf des Kollegen Marizzi? 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (fortset
zend): Bitte. (Abg. M a r i z z i: Sie haben Ihren 
neuen Abgeordneten als Experten eingeladen.' -
Abg. Dr. K e pp e l m ü li e r: Den noch nicht an
geloblen.' - Abg. M a r i z z i: Bei euch ,varen 
überhaupt keine Experten.') Wenn der Kollege Dr. 
Renoldner, der über Jahre, wenn nicht Jahrzehn
te in Zivildienstorganisationen tätig war und den 
Zivildienst und all die Probleme, die damit ver
bunden sind, von der Pike auf kennt, kein Exper
te für Zivildienst ist, frage ich mich wirklich, wer 
dann ein Experte für Zivildienst ist. Wer wird 

denn besser darüber sprechen können? (Zwi
schenrufe bei der SPÖ.) Aber ich spreche von ei
ner nicht zustande gekommenen Ausschußsit
zung, Kollege Marizzi, von der am Freitag letzter 
Woche, wenn Sie sich vielleicht erinnern. 

Mir geht es hier - das ist auch wieder an die 
Adresse der SPÖ-Fraktion gerichtet - bei dieser 
Ungleichbehandlung der Dauer des Zivildienstes 
und des Wehrdienstes um ein grundsätzliches 
Unbehagen, das ich hierbei habe, denn hier lau
fen wir Gefahr, eine gesamtgesellschaftliche Dis
kussion zu eröffnen, die ich für wirklich sehr ge
fährlich halte. (Abg. EI m eck er: Gibt's in ande
ren Ländern Europas schon jahrelang!) Diese Dis
kussion wird die Arbeitnehmerinnen und Arbeit
nehmer auseinanderdividieren, nämlich die Dis
kussion: Ist das eine leichte Arbeit oder eine 
schwere Arbeit? Soll es hier immer weitere Pro
zesse der Entsolidarisierung geben? 

An und für sich sind solche Diskussionen, die 
wir, weil halt das Gesetz so beschlossen wird, als 
Konsequenz haben werden. etwas, bei dem jeder 
vernünftige Gewerkschafter dieses Landes auf
schreien muß, weil er sich das nicht gefallen las
sen kann. 

Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der 
SPÖ, haben, ohne mit der Wimper zu zucken, 
diesem Komprorniß zugestimmt, dadurch diesen 
Diskussionsprozeß sozusagen entriert und damit 
unter Umständen etwas provoziert. was absolut 
- das gestehe ich Ihnen zu - nicht in Ihrem Sinn 
ist. (Zwischenruf des Abg. E l m eck e r.) 

Das ist mein großes Unbehagen bei diesem 
Punkt, bei diesem Komprorniß, der hier zustande 
gekommen ist, den ich sonst begrüße - das gebe 
ich zu, und daher werde ich heute auch in dritter 
Lesung diesem Gesetz zustimmen -, weil das 
Abschaffen der Gewissensprüfung unser gemein
sames Anliegen gewesen ist. Daß Sie bei diesem 
Punkt einfach nachgegeben haben, kann ich wirk
lich nicht nachvollziehen, ich bin auch nicht be
reit dazu. (Abg. E l m eck e r: Aber das Prinzip 
der allgemeinen Wehrpflicht wollen auch Sie auf
recluerhalten. oder?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
werde dann den umfangreichen Abänderungsan
trag der grünen Fraktion hier zur Verlesung brin
gen, der viele Punkte umfaßt, von denen Zivil
dienstorganisationen unisono der Meinung sind, 
daß sie sehr wesentlich und wichtig sind. (Abg. 
E I m eck e r: Aber das Prinzip der aLLgemeinen 
Wehrpflicht bleibt aufrecht.' - Abg. Mo s er: 
Gleich anfangen, Frau Kollegin.') Ich habe noch 
viel Zeit. Ich sehe, ich habe noch 13 Minuten, 
meine Damen und Herren. 

Dieser Abänderungsantrag beinhaltet über die 
von mir schon angesprochene Dauer hinaus noch 
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zahlreiche andere Punkte, die uns nicht gefallen. 
Trotz allem halte ich diese Gesetzesänderung für 
in der Tendenz positiv. Daher möchte ich Sie bit
ten, ein bißchen hellhörig der Verlesung dieser 
Abänderungsanträge dann auch zuzuhören und 
vielleicht in dem einen oder anderen Punkt zu 
überlegen, ob Sie nicht doch zustimmen könnten. 

Aber jetzt muß ich mich dem Herrn Kollegen 
Oberst des Generalstabes noch widmen. (Abg. 
Mo se r: Bravo! Das freut mich.' Darauf warte ich 
schon die ganze Zeit.') Lieber Kollege Moser! So 
eine Rede zum Zivildienstgesetz, wie sie heute 
von Ihnen vorgetragen worden ist, hat nach mei
nem Verständnis, und das werden auch andere 
Kolleginnen und Kollegen so sehen, mit Zivil
dienst ganz wenig zu tun. Was hier konstruiert 
wurde, ist ja etwas, was ich für ein absolut fiktives 
Sicherheitsbedürfnis halte, im Gegensatz zu dem, 
was der Zivildienst in unserer Gesellschaft in die
sen vergangenen 17 Jahren geworden ist, nämlich 
ein für die Bevölkerung tatsächlich und real 
wahrnehmbarer Dienst zum Wohle des Gemein
wesens und des Gesamtwesens, denn das, was die 
Zivildiener bei den Organisationen, bei denen sie 
zum Einsatz kommen. leisten, ist zu einem nicht 
mehr wegzudenkenden Bestandteil in unserem 
Sozialgefüge geworden. (Abg. E l m eck er: Aber 
dann auch für die Frauen.' Wenn man diesen Ge
danken weiterver/olgt, auch Frauen.') 

Es gibt, würde ich sagen, kaum noch Rettungs
wagen in diesem Land, die ohne einen Zivildiener 
unterwegs sind. Und das ist es, meine Damen und 
Herren. was die Bevölkerung interessiert. Das ist 
es, was die Leute spüren, das ist es, wofür sie Ver
ständnis haben, wenn sie sehen, was diese jungen 
Männer (Abg. E l m eck e r: Dann auch die Frau
en.'), wenn sie ihrer Pflicht hier nachkommen, lei
sten. Deshalb ist das, was Kollege Mosel' gesagt 
hat, in weiten Teilen einfach - ich meine, wenn 
ich ganz böse wäre, würde ich sagen: Quatsch, 
aber es entspricht nicht meinem sonstigen Wort
gebrauch, deshalb sage ich es nicht - unrichtig. 
(Abg. Mo s e r: Ich ~1ierde mich ~t'ehren.') 

Meine Damen und Herren! Für mich hat es in 
den letzten Monaten ein Ereignis gegeben, das 
deutlich zum Ausdruck bringt, wie sehr der Kol
lege Mosel' und einige seiner Gesil!.nungsfreunde, 
aber auch viele in den Reihen der OVP irren. Das 
war die Situation Ende August dieses Jahres in 
Moskau: Putsch in der Sowjetunion! Erinnern Sie 
sich noch daran? Wer waren denn die Menschen, 
die diesen Putsch in der Sowjetunion friedlich 
beendet haben? (Abg. Hof man n: Zivildiener 
nicht! - Heiterkeit.) Wer waren denn die Men
schen in Moskau. die sich vor die Panzer gestellt 
haben? Wie würden Sie denn diesen Bevölke
rungsteil bezeichnen? (Abg. Dr. K hol: Wehr
männer der Reserve!) Wie würden Sie das be
zeichnen. was dort passiert ist? Wurde dort ein 

Konflikt oder das Auftreten eines Konflikts mit 
Gewaltmitteln beendet? 

Das, was dort passiert ist, ist genau die Situa
tion, die wir jetzt aus den letzten Jahrzehnten 
kennen, wo durch Zivilcourage (Abg. Mo s e r: 
Das hat mit Zivildienst nichts zu tun.'), durch cou
ragierte Bürgerinnen und Bürger der Sowjet
union in Moskau ein Konflikt mit fast - es hat 
auch Tote gegeben, leider - friedlichen Mitteln 
beendet wurde. (Abg. Dk/m. Maut n e r M a r k -
ho J: Frau Kollegin.' Wollen Sie Österreich mit Zi
vi/dienern verteidigen, ja oder nein?) 

Das ist ein Beispiel, meine sehr geehrten Da
men und Herren. für die Fälle der Auseinander
setzung, wie wir sie real haben, denn dieser zivile 
Widerstand, der dort in der Sowjetunion geleistet 
worden ist, ist für mich einer der ganz typischen 
Fälle, bei denen ich sage: Das österreichische 
Bundesheer ist als solches generell und ganz in 
Frage zu stellen und mit ihm selbstverständlich 
die absurde allgemeine Wehrpflicht. (Abg. M a
r i z z i: Jetzt ist die Wahrheit heraußen.' - Abg. 
Dkfm. Mall t ne r M a r k hof: Jetzt deklarieren 
Sie sich endlich einmal.') Denn wir brauchen sehr 
viel in diesem Land, meine Damen und Herren, 
aber wir brauchen nicht das, was das österreichi
sche Bundesheer mit unseren jungen Männern in 
diesem Land aufführt. und das, was mit ihnen in 
diesen Monaten, in denen sie beim Bundesheer 
sind, passiert. Das brauchen wir ganz sicher nicht! 

Meine Damen und Herren! In meiner Beobach
tung ist in der vordersten Reihe gestanden, wie 
sich militärische Konflikte und Kriege in den letz
ten Jahrzehnten in der Regel abgespielt haben. 
Zwei Beispiele, meine Damen und Herren: der 
Vietnamkrieg, ein bißchen weiter zurückliegend, 
und der Golfkrieg, ganz kurz noch zurück und 
hoffentlich in Ihrem Kopf noch sehr präsent. Wer 
waren denn bei diesen beiden Kriegen die Haupt
betroffenen und die Hauptleidtragenden? Wer 
war das dort? Das war in beiden Fällen und ist 
heute bei anderen Konflikten die Zivilbevölke
rung. Die Zivilbevölkerung ist die Hauptbelastete 
in diesen beiden Fällen gewesen. 

Das heißt - und jetzt komme ich zum Zivil
dienst -, die Wahrscheinlichkeit, in einem mili
tärischen Konflikt in der heutigen Zeit - diese 
zwei Beispiele zeigen es - sein Leben zu verlie
ren, verletzt oder verwundet zu werden, ist für 
Zivilisten, ist gleich auch Zivildiener, ungleich 
höher als für Militärs und in Bewaffnung Stehen
de. Denken Sie bitte an die Bilder des Golfkrie
ges, wie viele - zu viele - tote Soldaten es auf 
seiten des Machtpotentials und der bewaffneten 
gemeinsamen Streitkräfte gegeben hat, wie viele 
Menschen aber dort gestorben sind, die absolut 
nichts dafür können für das. was sich dort an 
Machtinteressen abgespielt hat. 
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Diese beiden Kriege - Vietnam- und Golfkrieg 
- zeigen, daß die Rechnung, die der Kollege 
Oberst des Generalstabes aufgestellt hat, der uns 
dauernd erzählt hat, wie tragisch das alles ist für 
Bundesheerangehörige und für Wehrdienst
pflichtige oder Präsenzdiener, unter welcher Be
lastung sie stehen, was sie dort alles riskieren, bis 
hin zu ihrem Leben, schlicht und einfach falsch 
ist, wenn man das alles auf einen realen Konflikt 
bezieht. Die Zivildiener werden in den künftigen 
Auseinandersetzungen - und die zwei Beispiele 
belegen es - die ersten sein, die ihr Leben verlie
ren. weil sie nämlich genau dort zum Einsatz 
kommen werden, wo sie am gefährdetsten sind 
und wo auch die Zivilbevölkerung gefährdet ist. 
Das ist der völlig falsche Schluß vom Herrn Kol
legen Moser, und deshalb ... - Aber lassen wir 
das, ich habe es eingangs schon gesagt. 

Jetzt, meine Damen und Herren, muß ich auf 
die Uhr schauen. denn meine 20 Minuten sind 
bald um. Ich muß ja leider, das sieht die Ge
schäftsordnung so vor, obwohl ja die Kolleginnen 
und Kollegen schon die Gelegenheit hatten. sich 
mit unseren Anträgen auseinanderzusetzen, den 
Abänderungsantrag zur Verlesung bringen. 

Abänderungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

1. In Art. I Z ..J wird § 2 wie folgt abgeändert 
und lautet: 

,,§ 2. (1) (Verfassungsbestimmuflg). Der Wehr
pflichtige im Sinne des Wehrgesetzes 1990, 
BGBI. Nr. 305, der für "tauglich" zum Wehrdienst 
befunden h'llrde, kann nach Maßgabe des § 5 
Abs. 1, .f. und 6 ausdrücklich erklären: 

1. die Wehrpflicht nicht erfüLLen zu können, weiL 
er es - von den Fällen der persönlichen Norwehr 
und Nothilfe abgesehen - allS Gewissensgründen 
ablehl1l, Waffengewalt gegen andere Menschen an
zuwenden, lmd daher bei Leistung des Wehrdien
stes in Gewissensnot geraten würde. und 

2. dazu bereit zu sein, Zivildienst zu leisten und 
die ZivildienstpflichteIl gewissenhaft zu erfüllen. 

Er ist von der Wehrpflicht zu befreien und hat 
nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes Zivildienst 
zu leisten. (Die Dauer des Zivildienstes kann die 
Dauer des Wehrdienstes übersteigen.) 

Das ist einer der großen Kritikpunkte, bei de
nen mir auch in dritter Lesung das Herz bluten 
wird, denn ich sehe überhaupt nicht ein, daß man 
sich nicht dazu aufraffen konnte, in diesem Ge
setz aus Gründen der Rechtssicherheit die Befrei
ung von der Wehrpflicht explizit zu beschreiben. 
Das ist mir unverständlich, auch aus rechtlicher 
Sicht. 

Der Abänderungsantrag lautet weiter: 

(2) Mit Rechtskraft des Bescheides, mit dem die 
rechtsgültige Erklärung nach Abs. 1 festgestellt 
wird (§ 5 Abs. 4), ist der Zivildienstwerber von 
der Wehrpflicht befreit und zivildienstpflichtig. 

(3) Der Zivildienst ist außerhalb des Bundeshee
res zu Leisten. 

2. Art. I Z 3 (§ 3 Abs. 2) wird wie folgt abgeän
dert und Lautet: 

,,( 2) Diese Dienstleistungen sind - tmbeschadet 
des Abs. 3 - insbesondere auf folgenden Gebieten 
zu erbringen.' 

. - Dienst in Krankenanstalten 

- Rettungswesen 

- Sozial- und Behindertenhilfe 

- ALtenbetreullng 

- Krankenpflege 

- Gesundheitsvorsorge 

- Betreuung von geseLLschaftLichen und sozialen 
Randgruppen 

- Betreuung von Asylwerbern und FliichtLingen 

- UmweLtschutz 

- Nalllrschutz und Landschaftspflege 

- Einsätze bei Epidemien 

- Katastrophenlzilfe 

- Erhaltung und Förderung des Friedens durch 
V ölkerverständigllng 

- Mitwirkung an der Lösung internationaler Pro
bleme sozialer, humanitärer oder ökologischer 
Art." 

Präsident (das Glockenzeichen gebend): Frau 
Abgeordnete! Ich habe gebeten, den Antrag zeit
gerecht zu verlesen. Es sind noch mehrere Seiten. 
Ich bitte dann den nächsten grünen Redner. mit 
der Verlesung dieses Antrags fortzusetzen. Ich 
kann bei Anwendung des Prinzips der Gleichbe
handlung nicht bei Ihnen anders vorgehen als bei 
allen anderen Kollegen. Wenn Sie wollen, noch 
einen letzten Satz. und dann ist die Rede abge
schlossen. 

Abgeordnete Mag. Terezija Stoisits (fonset
zend): Herr Präsident! Da ich mich ja immer ve
hement für die Gleichbehandlung einsetze, re
spektiere ich das selbstverständlich, und mein 
Schlußsatz lautet: Das, was ich jetzt zuletzt gele
sen habe, soll zum Ausdruck bringen, was in der 
Vorlage nicht zum Ausdruck kommt, weil einige 
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Beispiele von Einsatzgebieten und -fällen fehlen. 
daß nämlich Zivildienst Friedensdienst ist. -
Danke. (Beifall bei den Grünen.) 21.24 

Präsident: Die Frau Abgeordnete hat jetzt die 
Ziffern 1 und 2 verlesen, und ich bitte den näch
sten Redner der Grünen, die Ziffern 3 bis 10 die
ses Antrags zu verlesen. 

Zu Wort gelangt Herr Abgeordneter Pirker. 
Seine Redezeit ist 20 Minuten. 

21.24 
Abgeordneter Dr. Pirker (ÖVP): Herr Präsi-

dent! Herr Bundesminister! Geschätzte Kollegin
nen und Kollegen! Die Kollegin Stoisits, deren 
Argumentation ich ansonsten durchaus schätze 
und der ich auch oft folgen kann, irrt diesmal 
gewaltig. (Abg. Mag. Terezija S t 0 i si t s: Ich bin 
einer der Scharfmacher.') Es wird nach dieser No
vellierung des Zivildienstgesetzes sicher keinen 
Alternativdienst geben, sondern es wird nach wie 
vor ein Wehrersatzdienst bleiben. (Beifall des 
Abg. Maser.) Da kann man ruhig stärker applau
dieren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wird ein Wehrersatzdienst bleiben. Die Hür
den, die wir eingebaut haben, sind so hoch, daß 
wir das ohne weiteres garantieren können. Daß 
Terezija Stoisits sogar so weit geht, den Wehr
dienst insgesamt in Frage zu stellen, ist äußerst 
unverantwortlich. aber es ist für mich immerhin 
verständlich. denn ich kenne den Berater. der als 
noch nicht angelobter Abgeordneter an einer Un
terausschußsitzung teilgenommen hat. Wenn Sie 
gemeint haben, Ihr Experte hätte sich schon seit 
Jahrzehnten mit dem Alternativdienst auseinan
dergesetzt (Abg. Mag. Terezija S t ais i t s: Länger 
als Sie!), das heißt also, bereits in den Windeln 
über alternative Möglichkeiten nachgedacht. 
dann wundert mich das Ergebnis in dieser Form 
nicht mehr. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.J 

Dem Kollegen Moser, den ich sehr schätze, 
muß man Trost spenden. Auch seine Überlegun
gen werden unberechtigt sein. Es wird zwar die 
Abschaffung der Zivildienstkommission geben. 
und es fällt auch die Glaubhaftmachung weg, aber 
das hat natürlich nicht zur Folge, wie du, Kollege 
Moser, festgestellt hast, daß damit die allgemeine 
Wehrpflicht in Österreich nicht mehr vorhanden 
wäre. Dem ist nicht so. 

Da folge ich der Argumentation: Es gibt einen 
Belastungsausgleich, der in der Form gegeben 
sein wird, daß in Zukunft eben der Wehrersatz
dienst. sprich Zivildienst, in der Regel zehn Mo
nate dauern wird. Die Befürchtungen. daß es da
durch zu einer Aushöhlung kommen wird, kann 
ich nicht mittragen. 

Daß nämlich dieses Zivildienstgesetz einen 
Wehrersatzdienst auch in Zukunft vorsieht, war 
der Grund, warum wir so lange und so intensiv 

bis zum Montag hin noch verhandelt haben, und 
damit haben wir auch sichergestellt, daß es tat
sächlich zu keiner Aushöhlung der Landesvertei
digung kommt, weil nämlich in Zukunft dieser 
Wehrersatzdienst auch nicht die Regel, sondern 
die Ausnahme darstellen sollte. Dafür gibt's Re
gulative, die auch jetzt über Abänderungsanträge 
eingebracht werden sollten. 

Die Festlegung der Tätigkeitsfelder in diesem 
neuen Zivildienstgesetz wird auch gewährleisten, 
daß es in Zukunft keinen Mißbrauch von Zivil
dienern geben wird, etwa in der Form, daß Zivil
diener zum Aktenschlichten, Autowaschen oder 
Rasenpflegen in öffentlichen Anlagen eingesetzt 
werden, denn die Einsätze der Zivildiener werden 
dort stattfinden, wo sie vernünftig sind, im sozia
len Bereich und im Bereich des Katastrophen
schutzes. 

Im Sinne eines Lastenausgleiches - das habe 
ich bereits festgestellt - wird der Zivildienst in 
der Regel zehn Monate dauern, und nur in Aus
nahmefällen, nämlich bei einem erschwerten 
Dienst, wird es eine Reduktion um zwei Monate 
geben. Wir haben erreicht, daß nur ganz entschei
dende Gründe, und die müssen in kumulativer 
Art vorhanden sein, zu einer Reduktion um zwei 
Monate führen können. Es muß nämlich sowohl 
eine enorme physische als auch psychische, als 
auch arbeitszeitliche Belastung vorliegen, damit 
es zu dieser Reduktion um zwei Monate auf acht 
Monate kommt. Im Zusammenhang mit der ar
beitszeitlichen Belastung haben wir sogar das 
Nachtschicht-Schwerarbeitsgesetz als Vergleich 
herangezogen. Das heißt: Nur dann, wenn jemand 
mindestens sechsmal im Monat sechs Nachtstun
den in der Zeit zwischen 22 Uhr und 6 Uhr mor
gens Dienst macht und zusätzlich schwere psychi
sche und physische Belastungen in Kauf nehmen 
muß, kommt er in den Genuß dieser Reduktion 
um zwei Monate. 

Ich glaube, wir haben hier auch Minister Lösch
nak entscheidend geholfen, denn mit den Richtli
nien, die von den Beamten als Vorentwurf einmal 
ausgearbeitet worden sind, konnte sich auch der 
Minister nicht anfreunden, sie waren auch nicht 
ernst zu nehmen, denn dort ist gemeint worden, 
daß eine körperliche Belastung dann gegeben ist, 
wenn mehrmals 30 Kilogramm gehoben werden, 
und eine höhere psychische Belastung dann gege
ben ist. wenn jemand mehrmals Auto fährt. 

Mit den von uns jetzt gemeinsam eingebrachten 
Erschwernisgründen ist sehr klar gewährleistet, 
wann es sich um einen erschwerten Dienst han
delt und wann nicht. 

Wir haben, damit es zu einer einheitlichen Be
wertung der Zivildienstplätze kommt, zusätzlich 
jetzt noch eine Expertenkommission eingefor
dert. die sich aus Vertretern der Länder unter 
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dem Vorsitz eines Richters zusammensetzt und 
die bundeseinheitlich festlegen wird, ob es sich 
dann um einen solchen erschwerten Zivildienst
platz handeln wird oder nicht. Wir tragen mit 
dem Vorhandensein von Ländervertretern dem 
Prinzip des Föderalismus Rechnung und garan
tieren eine einheitliche Bewertung dadurch, daß 
es eben eine bundesweite Kommission sein wird, 
die diese Plätze fixieren und einzeln überprüfen 
wird. 

Was wir noch verlangt haben, ist auch jetzt 
neuerdings in dieser Novellierung enthalten. Der 
Lebenslauf wird nicht formalisiert vorgegeben 
werden können, sondern jeder wird selbst seinen 
Lebenslauf mit minimalen Anforderungen vorle
gen müssen, und die Strafregisterbescheinigung 
wird nicht durch eine Behörde auszuheben sein, 
sondern durch den betroffenen Zivildiener oder 
den, der eben einen Wehrersatzdienst leisten 
möchte, einzubringen sein. 

Was wir auch als wesentlich erachten, ist, daß 
durch diese Strafregisterbescheinigung der Beleg 
erbracht werden muß, daß kein Ausschließungs
grund für einen Zivildienst vorliegt. Ein Aus
schließungsgrund wäre dann gegeben, wenn aus 
dieser Strafregisterbescheinigung hervorgeht, daß 
sich jemand einer strafbaren Handlung unter An
wendung von Waffengewalt schuldig gemacht 
hat. Das würde zum Ausschluß von einem Zivil
dienst führen. 

Übrigens wäre auch ein Ausschlußgrund vom 
Zivildienst, wenn jemand einem Wachekörper 
angehört und dort ja zum Tragen der Waffe ver
pflichtet ist. Es wäre ja ein absoluter Wider
spruch, wenn er zum Zivildienst ginge, weil er das 
Tragen einer Waffe ablehnt. 

Die Österreichische Volkspartei hat zusätzlich 
noch etwas gemacht im Zusammenhang mit die
ser NovelIierung: Sie hat auch die Experten von 
Trägerorganisationen zu Gesprächen eingeladen. 
Dabei ist der, wie ich glaube, durchaus berechtig
te Wunsch an uns herangetragen worden, von der 
Regelung, an die Zivildiener generell Naturalver
pflegung auszugeben, in Sonderfällen abzugehen. 
Diese Einzelfälle und Sonderfälle wird auch diese 
neue Expertenkommission zu überprüfen haben. 
Damit ist aber gewährleistet, daß selbstverständ
lich einem Dienst auch im Bereich des Roten 
Kreuzes, wo eben nicht immer die Naturalver
pflegung ausgegeben wird, nachgekommen wer
den kann. 

Im Ausschußbericht haben wir auch feststellen 
lassen, daß wir damit rechnen, daß es in Zukunft 
nicht mehr als 15 Prozent der Zivildiener sein 
sollen, die erschwerte Zivildienstplätze besetzen. 
Wir werden sehen, wie das Ergebnis nach zwei 
Jahren tatsächlich aussieht. Auf alle Fälle wird 
diese Novellierung für zwei Jahre ihre Gültigkeit 

haben, sollte es tatsächlich notwendig sein, dann 
noch etwas zu modifizieren, dann werden wir 
nach zwei Jahren die Möglichkeit dazu haben. 

Ich glaube aber, daß diese Zivildienstgesetz
Novelle eine sehr gute Novellierung darstellt, daß 
sie allen Seiten Rechnung trägt und auch den Be
denken des Kollegen Moser, die ich für unberech
tigt halte, entgegenwirken kann. 

Wir werden als Österreichische Volkspartei 
dieser Novellierung zustimmen. - Danke. (Bei
fall bei ÖVP und SPÖ.) 2134 

Präsident: Zum Wort gelangt Herr Abgeordne
ter Anschober. Redezeit: 15 Minuten. 

.2l.34 
Abgeordneter Anschober (Grüne): Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Ge
schätzter Herr Präsident! - Ist er anwesend? -
Ja, er ist da, der "oberste" Moser, an den ich nun 
einige Worte richten möchte. 

Herr Kollege Moser! Es ist schon so: Ihre Rede, 
Ihr Redebeitrag war für mich ein abschreckendes 
Beispiel (Abg. Dkfm. Mau t n e r M a r k hof: 
Das spricht für den Kollegen Moser.') , ein ab
schreckendes Beispiel insofern, weil daraus zu 
entnehmen war, wie in manchen Politikerköpfen 
nach wie vor das ganz alte und wirklich steinzeit
liehe militaristische Denken drinnen ist. Sie ha
ben hier der Lobbyistentätigkeit für das Bundes
heer alle Ehre bereitet. 

Aber was mich wirklich persönlich betrifft: Ich 
muß Ihnen sagen, ich habe ja Erfahrung in dem 
Bereich. Ich bin Zivildiener gewesen, habe diesen 
Dienst mit viel Freude getan, war froh darüber, 
daß ich diese elendigliche, beschämende Gewis
sensprüfung positiv hinter mich gebracht habe. 
Wenn ich immer wieder unterschwellig die Sätze 
höre, wonach die Zivildiener weniger leisten, wo
nach sie im Endeffekt im großen und ganzen die
sen Dienst manchmal oder sehr oft wählen, um 
sich vor dem harten Militärdienst zu drücken, wo
nach ganz einfach der Zivildienst weniger wert ist 
als der Heeresdienst (Abg. Mo s er: Das hat nie
mand behauptet.') - das war ganz klar von Ihnen 
zu hören -, dann fühle ich mich betroffen. 

Herr Kollege Moser! Ich habe Zivildienst gelei
stet in einem Altenheim, so wie viele, viele andere 
Zivildiener. und ich kann Ihnen erzählen, wie die
ser Zivildienst ausgeschaut hat. Der hat so ausge
schaut, daß ich in einem Altersheim mit 75 Insas
sen, mit 75 alten Menschen - wo sich diese Stadt 
ohnedies sehr viel einfallen lassen muß in Zu
kunft, damit die inhumanen Zustände in diesen 
Stationen, in diesen Bewahrungsstationen endlich 
verbessert werden - zum Beispiel Nachtdienst 
gehalten habe, allein, als Zivildiener mit 75 zum 
Teil sehr gebrechlichen, bettlägrigen Menschen 
Nachtdienst. Das heißt eine Nacht hindurch voll 

48. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)134 von 170

www.parlament.gv.at



4832 Nationalrat XVIII. GP - 48. Sitzung - 4. Dezember 1991 

Anschober 

auf Trab, das heißt alle Arbeiten quer durch, vom 
medizinischen Bereich - was mir nicht einmal 
erlaubt gewesen wäre - bis hin zu Tätigkeiten, 
die so manchem Soldaten wahrscheinlich keine 
Freude machen würden, vom Hinternwischen, 
auf deutsch gesagt, bis zu anderen nicht sehr ap
petitlichen Tätigkeiten. 

Nein, Herr Kollege, Sie mißverstehen mich. Ich 
will Ihnen nur darlegen, daß dieser Dienst 
ein beinharter Dienst ist (Abg. M 0 s e r: Das glau
be ich Ihnen.'), der enorme Leistungen für die All
gemeinheit, für die Betroffenen erfordert und der 
- und darauf komme ich zum Schluß noch zu 
reden - so etwas wie eine innere Stabilisierung, 
eine innenpolitische Ergänzung für Notwendig
keiten, die zu reformieren wären. und für sozial
politische Mängel in diesem Land darstellt. Herr 
Moser, so mit Zivildienern umzugehen und das 
damit zu rechtfertigen, daß die benachteiligt sind, 
benachteiligt waren und auch durch dieses Gesetz 
in weiten Bereichen wieder entscheidend benach
teiligt sein werden, das finde ich nicht in Ord
nung. Verrichten Sie einmal eine Woche die an
fallenden Tätigkeiten in einem Altersheim, und 
Sie werden ein anderes Bild davon haben. 

Wie schaut es mit diesem Ungleichgewicht aus? 
Der Staat wollte ja offenbar in den letzten Jahr
zehnten gezielt steuern, daß die Zivildiener nicht 
zu viele werden und daß möglichst viele Men
schen sehr wohl den Dienst mit der Waffe leisten, 
auch wenn dieser Dienst - ich habe gerade eine 
parlamentarische Anfrage fertiggestellt - bis 
zum heutigen Zeitpunkt allein vom Gesichts
punkt der staatsbürgerlichen Erziehung her, al
lein vom Gesichtspunkt der demokratiepoliti
schen Erziehung her, allein vom Gesichtspunkt 
der Erziehung zu einem mündigen Bürger in die
sem Land her nach wie vor ein in hohem Ausmaß 
kontraproduktiver Dienst ist. 

Sie kennen sicher zum Beispiel - ein Neben
satz, der nicht so direkt zum Thema gehört - das 
neue Liederbuch vom Bundesheer, das auf Probe 
heraußen ist und wo wieder die alten Saufgesänge 
bis zu den Weiberfanggesängen - um das jetzt 
mit diesen Worten zu titulieren - enthalten sind 
- Abgeordneter Moser versteht mich, er lacht 
dazu -, bis hin zu guten alten Naziliedern in 
schönster Heerestradition. 

Herr Kollege! Es hat sich noch viel zuwenig 
geändert in diesem Bereich, und ich frage mich: 
Was ist in diesen Bereichen der wertvollere 
Dienst zum demokratiebewußten, mündigen, 
couragierten, engagierten Bürger in diesem 
Land? 

Ich will nicht die Arbeit eines Soldaten herab
würdigen. Fällt mir überhaupt nicht ein. Ist nicht 
mein Thema. Aber warum wird der positive Zivil
diener benachteiligt in diesem Staat? 

Er wurde benachteiligt durch die Gewissens
kommission. Wissen Sie, wie diese Gewissens
kommission gearbeitet hat? Es hat zwei Schmähs 
gegeben, um durch diese Gewissenskommission 
durchzukommen. Schmäh Nummer eins: Der 
Antrag auf Zivildienst muß einen bestimmten 
Wortlaut, einen bestimmten Stil haben und auf 
ganz bestimmte Punkte hinspielen. 

Ich sage Ihnen jetzt ehrlich im nachhinein: Ich 
habe mehrere Dutzend solcher Zivildienstanträge 
für Kollegen geschrieben, weil ich gewußt habe, 
wo ungefähr die Nischen sind und wie man 
schreiben muß, damit man eine positive Antwort 
bekommt. Und dann vor der Kommission: Ent
weder man steht den Kommissionsteilnehmern zu 
Gesicht. Wenn die einen Pick auf einen haben, 
dann ist es von Anfang an vorbei. Ich habe höchst 
engagierte, ehrliche, potentielle Zivildiener ken
nengelernt, die abgelehnt worden sind, nur weil 
sie sich nicht so richtig, rhetorisch passend für 
den Vorsitzenden ausdrücken konnten. 

Das war ein gravierendes Unrecht, das jeden, 
der versucht hat, Zivildiener zu werden, kompro
mittiert hat. Da haben Sie jahrelang zugeschaut 
und haben Sie jahrelang nichts dagegen unter
nommen, bis hin zur Verweigerung. Wir alle wis
sen, welch haarsträubenden Situationen Wehr
dienstverweigerer, die das wirklich bis zum Punkt 
durchgezogen haben, ausgesetzt waren. 

Und daß dieser Zivildienst in der Vergangen
heit und auch in der Zukunft in die umfassende 
Landesverteidigung eingegliedert ist, kann ja 
doch auch nicht Sinn und Zweck eines ehrlich 
gemeinten Friedensdienstes sein. Ein ehrlich ge
meinter Friedensdienst müßte gehen in Richtung 
einer alternativen Sicherheitspolitik, einer sozia
len Verteidigung und raus aus diesem Verteidi
gungssystem, das im wesentlichen und im Endef
fekt auf das Militär zugespitzt ist. 

Wenn ich mir nun das neue Gesetz anschaue, 
kann ich feststellen, daß es Gott sei Dank - dar
über bin ich froh, äußerst froh - zur Abschaf
fung dieser unsäglichen Zivildienstkommission 
gekommen ist. Deswegen ist es auch für uns ein in 
Teilbereichen positives Gesetz. Gut. 

Der zweite Bereich: Daß man aber hergeht und 
die Benachteiligung verlagert von der Kommis
sion auf eine zeitliche Benachteiligung, das ist 
doch eine Fortschreibung dieser Gesamtdiskrimi
nierung von Friedensdienern, von Menschen, die 
nichts mit Gewalt zu tun haben wollen. Und da 
kommt es mir so vor, als hätte es wieder den übli
chen Parteienbasar in Österreich gegeben, ein 
paar fortschrittliche, friedliebende Kräfte bei den 
Sozialdemokraten, ein paar engagierte Christen 
bei der ÖVP, die durchaus gewußt haben, da muß 
man zumindest Gleichwertigkeit und Gleichheit 
vor dem Recht schaffen. Und dann ist wieder ein-
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mal, ähnlich wie beim Asylgesetz, Gott sei Dank 
nicht in diesem Ausmaß, eine FPÖ dreingefah
ren, und mit ihr sind dann die Scharfmacher in 
der ÖVP umgefallen. 

Und genau deshalb, "oberster" Moser, genau 
deshalb ist es zu dieser unsäglichen Lösung ge
kommen, daß nach wie vor die Leute in dem 
Land, die friedliebend sein wollen und das auch 
wirklich durchleben wollen, andere Formen der 
Verteidigung finden wollen ... (Abg. K r a f t: 
Das wollen alle! Auch das Bundesheer.') 

Na, Herr Kollege, daß eine Waffe mit Gewalt 
zu tun hat und daß das Trainieren, auf Menschen 
zu schießen, auch mit Gewalt zu tun hat, darüber 
wollen wir doch nicht streiten. Es geht um die 
Mittel und Wege (Abg. Kr af t: Sie wollen dem 
Bundesheer unterstellen. daß es nicht den Frieden 
will?) - nein, Herr Kollege -, wie man Verteidi
gung und Sicherheit sucht. Okay? - Gut. (Abg. 
Kr af t: Unterstellen Sie dem Bundesheer, daß es 
keinen Friedensdienst Leistet?) 

Diese Benachteiligung wurde auf einer anderen 
Ebene vorgeschrieben, und das widerspricht allen 
internationalen Erkenntnissen, die wir am Tisch 
haben. 

Herr Kollege Moser! Sie kennen doch ganz ge
nau, hoffe ich, auch die Resolutionen und Ent
schließungen des Europaparlaments zu diesem 
Thema. Sie wissen, daß das Europaparlament zu
letzt am 13. Oktober 1989 klar und eindeutig 
festgestellt hat: Gleichwertigkeit im zeitlichen Be
reich zwischen einem alternativen Friedensdienst 
und dem Heeresdienst einerseits und volle 
Gleichberechtigung beim Zutritt zu beiden 
Dienstmöglichkeiten. - Dieses Gesetz wider
spricht ganz klar und eindeutig dieser Resolution 
des Europarates. (Abg. Ingrid Ti c h y - Sc h re
der: Herr Kollege Anschober, können Sie mir er
klären, .. varum Sie gegen die EG sind, "'v'enn Sie so 
für das Europaparlame11l sind?) 

Ich sage Ihnen, es gibt Länder, wo es noch bes
ser ist. (Abg. Ingrid Tichy- Schreder: Wo 
denn? Würden Sie mir die Länder aufzählen?) Es 
ist nicht nur in der EG in diesem Bereich im Eu
ropaparlament besser, Frau Kollegin. Schauen Sie 
nach Italien. In Italien gibt es ein Verfassungsge
richtshofurteil, wir wissen das. Natürlich, Frau 
Kollegin. (Abg. Ingrid Ti c h y - 5 c h red er: Ist 
das kein EG-Mitgliedsstaat?) - Es gibt also dort 
ein Verfassungsgerichtshofurteil, und in diesem 
Verfassungsgerichtshofurteil wird ganz präzise 
und klar ausgeführt, daß gleiches Recht für beide 
Bereiche gelten muß. Gleiches Recht für beide 
gelten muß! 

Dieses österreichische Gesetz ist offensichtlich 
wieder - auch auf Europaebene - ein völlig ver
altetes Gesetz geblieben. 

Ich möchte jetzt ganz kurz die noch fehlenden 
Bereiche unseres Abänderungsantrages vortra
gen, damit nicht auch bei mir wieder die Zeit ab
läuft. 

Abänderungsantrag (Fortsetzung) 

3. In Art. I Z 8 (§ 5 Abs. 4) werden die Abs. 4 
und 5 .. vie folgt abgeändert und laueen: 

,,(./.) Die nach Abs. 3 zuständige Bezirksverwal
tllngsbehörde hat ohne wwötigen Aufschub, späte
stens aber zwei Monate, nachdem die Erklärung 
nach § 2 Abs. 1 bei ihr eingelangt ist, mit dem Be
scheid festzustellen, ob die Erklärung den gesetzli
chen Anforderungen entspricht. Weist die Erklä
rung schwerH,'iegende Mängel auf (Abs.5), wo
durch sie nicht rechtswirksant werden kann, so 
sind diese im Feslstellungsbescheid einzeln anzu
führen. Bei sonstigen Mängeln ist die Verbesserung 
der Erklärungallfzutragen (§ 13 Abs. 3 AVG). 

(5) Als schwerwiegende Mängel nach Abs . ..J gel
ten: 

1. Untauglichkeit zum Wehrdienst 

2. Vorliegen von Tatsachen gemäß § 5a Abs. 1 

3. Abgabe der Erklärung lllUer Vorbehalten 
oder Bedingungell 

4. Ruhen des Rechtes zur Abgabe der Erklärung 
(§ 5 Abs. 1)." 

..J. In Art. I Z 8 (§ 5) wird nach Abs. 5 folgender 
Abs. 6 eingefügt; die Abs. 6 wut 7 werden zu den 
Abs. 7 lilld 8: 

,,(6) Gegen eine abweisende Entscheidung der 
Bezirksverwallllngsbehörde kann eine Berufung 
binnen 1-1 Tagen an den zuständigen unabhängi
gen Venvaltungssenat eingebracht werden." 

5. In Art. I Z 8 (§ 5) .. ",ird nach Abs. 8 folgender 
Abs. 9 eingefügt: 

.. (9) Ein Einberufungsbefehl zum ordentlichen 
oder außerordentlichen Präsenzdienst ist ab All
tragstellung (gemäß § 2 Abs. 1) bis zur rechtskräf
tigen Erledigung des Antrages aufgehoben." 

6. In Art. I Z 9 (§ 5a Abs. 1) eIltfälLt folgender 
Satzteil: "oder ein anderes gleichvvertiges Mittel". 

7. In Art. I Z 9 (§ 5a Abs. 2) wird Abs. 2 wie 
folgt abgeändertllfld lalltet: 

,,( 2) Die Zugehörigkeit des Zivildiensnt'erbers 
an einen Wach körper des Bundes oder einer Ge
meinde am Tage der Abgabe seiner Erklärung 
nach § 2 Abs. 1, sofern er nicht vorher seinen Aus
tritt aus diesem Wachkörper mit Ablauf desselben 
Monates erklärt hat . .. 
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8. In Art. I Z 12 (§ 7 Abs. 2) wird Abs. 2 wie 
folgt abgeändert und lautet; Abs. 3 entfällt: 

• , (2) Die Dauer des ordentlichen Zivildienstes 
beträgtunbeschader des § 5a Abs. 5 acht Monate. " 

9. In Art. I Z 17 (§ 12b) entfällt die Z 2; die Z 3 
wird zur Z 2. 

10. Art. I Z 58 (§ 75b) entfällt. 

Gut, soweit dazu. 

Aber bei ganz wichtigen, entscheidenden Berei
chen bleiben mir noch Mängel festzustellen. 

Erstens: Herr Abgeordneter Keppelmüller -
er ist hier - hat im Ausschuß ganz richtig einen 
auch unserer Ansicht nach bestehenden Mangel 
erkannt und auch angesprochen, nämlich: Es ist 
nicht einzusehen, warum Trägervereine zum Bei
spiel im Umweltschutzbereich, im Naturschutz
bereich oder auch im Friedensdienstbereich hier 
nicht enthalten sind. Gerade Friedensdienstpro
jekte haben sich enorm bewährt in der Vergan
genheit. Das ist eigentlich der Inbegriff dessen, 
was Zivildienst sein sollte hier in diesem Land. 

Und zweitens: Es ist nicht einzusehen, warum 
Bescheide, die zugestellt wurden, also Einberu
fungsbefehle, durch einen Zivildienstantrag in 
Zukunft nicht aufgeschoben werden, denn damit 
werden große Rechtsschwierigkeiten provoziert, 
offensichtlich absichtlich. Der "oberste" Moser 
lächelt dazu voller Genugtuung. Er hat sich also 
in diesem Punkt durchgesetzt. 

Gut. Man sieht also, wer hier in diesem Hohen 
Haus wen treibt. Na gut. 

Letzter Punkt, ich glaube auch ... 

Präsident: Bitte um den Schlußsatz. 

Abgeordneter Anschober (fortsetzend): Letzter 
Punkt und zugleich auch letzter Satz. Es wird ein 
Pünktchen, ein Sätzchen. 

Ich glaube, dieses Zivildienstgesetz sollte 
grundsätzlich auch dazu anregen, sich generell 
über einen modernen sicherheitspolitischen Be
griff in diesem Land auseinanderzusetzen. Es 
kann doch nicht sein, daß die Bedrohung durch 
andere Armeen unsere wirklich einzige Bedro
hung ist und Bedrohung zum Beispiel durch 
grenznahe Atomkraftwerke. durch die U mwelt
bedrohung und durch anderes nicht in einen völ
lig neuen Sicherheitsbegriff in diesem Land mün
den. - Danke. (Beifall bei den Grünen.) ~1.50 

Präsident: Der Abänderungsantrag des Abge
ordneten Wabl zu zehn Punkten des Zivildienst
gesetzes, dessen Verlesung ordnungsgemäß er
folgt ist, ist genügend unterstützt und steht daher 
mit in Verhandlung. 

Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Kep
pelmüller. 15 Minuten . 

~1.50 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Keppelmüller 
(SPÖ): Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Hohes Haus! Es war zweifellos ein sehr weiter 
und mühevoller Weg zu diesem modernen Zivil
dienstgesetz, das wir heute hier beschließen, ein 
Weg, der von teilweise extremen Standpunkten, 
aber auch von vielen Argumenten unter der Gür
tellinie begleitet war. 

Wir erinnern uns: 1955 Schaffung des Bundes
heeres, gleichzeitig auch mit der Möglichkeit des 
Dienstes ohne Waffe im Bundesheer, ursprüng
lich mit drei Monaten Differenz in der Dauer, 
später dann, 1971, eine Gleichstellung. 

Diese erste Regelung wurde eigentlich von bei
den Seiten als unbefriedigend empfunden, und es 
kam 1974 zum Zivildienstgesetz, zu einer grund
legenden Systemänderung bei gleichzeitiger Auf
gabe des Dienstes ohne Waffe beim Heer. Dieses 
Gesetz ist am 1. Jänner 1975 in Kraft getreten, 
und seither hatte ein Wehrdienstverweigerer aus 
Gewissensgründen Anspruch auf Befreiung von 
der Wehrpflicht. 

Nun - das ist heute schon öfter gesagt worden 
-, um aber zu diesem Zivildienst zu kommen, 
galt es, die Hürde der Zivildienstkommission zu 
überspringen. Wir alle haben inzwischen erkannt, 
daß es unmöglich ist, das Gewissen zu prüfen. Ich 
habe mehrmals in der Vergangenheit betont, daß 
ich diese Prüfung in erster Linie für eine Prüfung 
der schauspielerischen Qualitäten der Prüflinge 
halte. Es hat sich immer wieder gezeigt, auch sta
tistisch, daß Menschen mit besserer Ausbildung 
signifikant höhere Anerkennungsquoten ge
schafft haben als beispielsweise Leute aus gewerb
lichen Berufen. 

Wir haben aber bei Beibehaltung der Gewis
sensprüfung über die Jahre hinweg immer wieder 
versucht, den Zivildienst zu verbessern. Wir ha
ben den Grundlehrgang eingeführt. wir haben 
ungerechtfertigt erscheinende Dienstleistungs
möglichkeiten - bei Bahn und Post - abge
schafft, abgebaut, und wir haben letztlich das pro
visorische Gesetz in ein fixes Gesetz umgewan
delt. Wir haben - das glaube ich, und viele sitzen 
noch hier herinnen, die in dieser Zeit dabei wa
ren, ich selbst seit 1983 - in diesen 16 Jahren 
eine ganze Menge praktischer Erfahrungen ge
sammelt, die sich für mich grundlegend so dar
stellen, vielleicht etwas vereinfacht: 

Ich meine. der Zivildienst hat sich bewährt. Er 
hat in der Bevölkerung außerordentlich hohe An
erkennung gefunden. Die Trägerorganisationen 
äußern sich stets positiv, ja sie können in vielen 
Fällen ihren Dienstbetrieb nur mit Hilfe der Zi-
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vildiener im notwendigen Umfang aufrecht
erhalten. 

Ich bin weiters der Überzeugung - und das 
kann man auch beweisen -, daß das Bundesheer 
bisher durch den Zivildienst keine existentielle 
Bedrohung erfahren hat, wie sie - auch in den 
Diskussionen - seither immer wieder an die 
Wand gemalt wurde. In den letzten zehn Jahren 
hat die Zahl der Zivildiener in Wirklichkeit sta
gniert. Das liegt sicherlich nicht allein an der 
Hürde der Zivildienstkommission. sondern ich 
bin der Meinung, daß sich bei den jungen Leuten 
durchaus herumgesprochen hat. daß der Zivil
dienst in sehr vielen Fällen mit großer Arbeitsin
tensität und zum Teil mit sehr, sehr unangeneh
men Tätigkeiten verbunden ist. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte hier 
schon deutlich feststellen, daß wir Sozialdemo
kraten in all diesen Jahren immer konsequent 
eine positive Haltung zum Zivildienst eingenom
men und uns insbesondere immer gegen alle Ver
suche, die Zivildiener als "Drückeberger" zu dif
famieren, erfolgreich gewehrt haben. 

Ich erinnere mich da noch an so Highlights wie 
die Kampagne für das Volksbegehren für eine 
Verlängerung des Zivildienstes auf 14 Monate. 
Das erinnert mich ein bißchen an die FPÖ-For
derung von heute. Es sollte Ihnen zu denken ge
ben, daß dieses Volksbegehren immerhin mit 
knapp 196 000 Unterschriften zu einem Riesen
flop geworden ist. Man kann von nur 
196 000 Unterschriften sprechen, wenn man be
denkt. daß es zu diesem Zeitpunkt 1,2 Millionen 
Österreicher gab, die bereits den Wehrdienst ab
solviert hatten, und daß auch damals schon etwa 
400 000 Österreicher im Kameradschaftsbund. in 
Milizverbänden organisiert waren. 

Nun, mit dieser Zivildienstgesetz-Novelle 1991 
gelingt uns sicher ein neuerlicher Durchbruch, 
insbesondere weil eben die unsinnige Gewissens
prüfung wegfällt. 

Für mich ist es nach wie vor kein Alternativ
dienst, sondern ein Wehrersatzdienst, und das be
gründe ich mit der längeren Dauer des Zivildien
stes, die ja durchaus auch die Regel sein soll. Und 
hier ist eben vom Zivildiener anstatt der Gewis
sensprüfung vor der Kommission der entspre
chende Tatbeweis zu leisten. 

Ich meine auch, wir sollten endlich - und das 
an die Adresse der Freiheitlichen - von dieser 
Argumentation wegkommen, die in der Vergan
genheit solange dieses Thema beherrscht hat, daß 
man, wenn es einer Gruppe schlecht geht. unbe
dingt trachten sollte, auch die Bedingungen für 
die andere Gruppe zu verschlechtern. 

Ich glaube nach wie vor, daß der Hebel beim 
Heer angesetzt werden muß. Und wenn im frei
heitlichen Entschließungsantrag steht, daß Wehr
dienstleistende nicht nur höhere psychische und 
physische Belastungen einer militärischen Ausbil
dung auf sich zu nehmen haben, so glaube ich, 
daß vielfach die höhere psychische Belastung bei 
den langweiligen Leerläufen, bei den oft als sinn
los empfundenen Anordnungen liegt. Wer so wie 
ich sehr viel mit dem Zug pendelt und oft Ge
spräche der Abrüster hört, der muß das einfach 
bestätigen. 

Herr Kollege (zu Abg. Scheibner, der zu einem 
Zwischenruf ansetzte), ich empfehle Ihnen wirk
lich - vielleicht kennen Sie sie nicht, und ich 
weiß nicht, ob sie fortgeführt wurde -, die Studie 
aus de!:1 Jahr 1986 "Verteidigungsbereitschaft 
junger Osterreicher" zu lesen. Sie zeichnet ein er
schreckendes Bild von der Einstellung der jungen 
Menschen, die zum Heer kommen, und von ihrer 
Einstellung nach dem Bundesheer. 

Man kann es sich nicht so leicht machen und 
diese Bundesheerreform rein der Politik zuschie
ben. Ich glaube, daß die Mißstände beim Heer 
vielfach hausgemacht sind, daß sie auch bei den 
dort Beschäftigten - bei den Beschäftigten auch 
in höheren Rängen - liegen, die in Wirklichkeit 
- so orte ich - vielleicht gar kein so besonderes 
Interesse an den Reformschritten haben, sondern 
vielfach als Bremser in diesem System wirken, 
ohne daß ich das pauschalieren möchte. 

Ich habe einen Brief eines jungen, 30jährigen 
Familienvaters hier, der so symptomatisch ist, 
und das ist ein Brief, den er mir am 1. 12. ge
schrieben hat und der eine Truppenübung - bit
te, er ist kein Präsenzdiener - beschreibt. die im 
September stattgefunden hat - ich habe es mit 
dem Kollegen Moser besprochen - und wo nach 
einwöchiger Übung eine Kompanie oder eine hal
be Kompanie in der Nacht oder um 4 Uhr in der 
Früh nach Regentagen antreten mußte zu einer 
sogenannten Dekontaminierung. Das hat bedeu
tet: Sie hätten sich um 4 Uhr in der Früh auf ei
nem Marktplatz aufstellen und entkleiden sollen 
und wären dann von der Feuerwehr abgespritzt 
worden. Die jungen Leute haben das verweigert, 
und 41 Leute wurden jetzt wegen Meuterei und 
Wehrdienstverweigerung angezeigt. 

Sie können sich vorstellen, was das für eine un
geheure Motivation für Leute ist, die an so einer 
Truppenübung teilnehmen. Ich glaube, dort müs
sen wir also ansetzen. 

Ich könnte jetzt noch auf etliche Argumente 
des Kollegen Moser eingehen. So finde ich nichts 
dabei, wenn hier aufgezählt wird, einerseits hören 
wir Klagen, es wären zuwenig, andererseits gibt es 
auf der Liste der Dienste zu viele Drogenabhängi
ge. Ja bitte, warum soll das nicht sein, wenn ich 
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vielleicht einen ausgebildeten Arzt habe, der be
reits zum Zivildienst geht, oder einen Sozialarbei
ter? Wir denken da immer in Kategorien der 
18jährigen. Es sind auch Leute darunter, die 
schon eine Ausbildung hinter sich haben. Warum 
soll der nicht an so einem Platz eingesetzt wer
den? Das ist eine Frage der Verantwortung, wie 
ich den Mann einsetze. 

Ich glaube, daß die Zivildienstreform nicht zu 
früh gekommen ist, Kollege Moser. Ich glaube, 
daß sie im Gegenteil Druck auf die Heeresreform 
erzeugen wird. Ich sehe das positiv. Vielleicht 
wird damit auch dieser heeresinnerbetriebliche 
Widerstand sinken, weil die natürlich jetzt alles 
unternehmen werden, um sozusagen in Konkur
renz zum Zivildienst das Heer attraktiver zu ma
chen. 

Abschließend vielleicht noch eine Bemerkung 
zu den Grünen, weil es mich schon ein bißchen 
stört, daß heute hier zwei Redner ans Pult ge
schickt wurden, die ich nur in geringstem Aus
maß im Ausschuß gesehen habe. Die Grünen wa
ren zunächst durch den Kollegen Wabl vertreten. 
Der Kollege Anschober ist einmal kurz einge
sprungen. Eine pikante Geschichte: Er ist gekom
men, hat irgendwen ersetzt, hat sofort gebeten, 
daß man den Klubsekretär statt ihm reden läßt, 
weil er sich zuwenig mit der Materie beschäftigt 
hat. Offensichtlich klappt die Vorbereitung im 
Klub gut, er hat heute durchaus wohlgesetzte 
Worte gefunden. Dann ist einmal die Kollegin Pe
trovic gekommen. 

Dann ist der Voggenhuber gekommen. Der ist 
eigentlich auch nur kurz eingesprungen, um uns 
alle zu beschimpfen, wie undemokratisch wir vor
gehen, obwohl wir vorher in demokratischster 
Weise den künftigen Kollegen aus Tirol zugelas
sen haben. (Abg. Mag. Terezija 5 t 0 i si t s: Wer 
iSl schuld an dem Theater?) An die Kollegin Stoi
sits kann ich mich eigentlich überhaupt nicht er
innern. 

Das zeigt also schon ein bißchen auf, wie eine 
solche Materie von den Grünen behandelt wird, 
und da möchte ich mich schon dagegen wehren 
und feststellen, daß eigentlich alle anderen drei 
Fraktionen sich wirklich ernsthaft und intensiv 
mit ihren Abgeordneten an der Debatte beteiligt 
haben. (Abg. Mag. Terezija S t 0 i si l s: Sie haben 
wohl heute den ganzen Tag nicht aufgepaßt.' Ge
nieren ~1/ürde ich mich an/hrer Stelle.') 

Frau Kollegin Stoisits! Das ist die Tatsache, und 
das werden alle bestätigen können, die in diesem 
Ausschuß waren. Es waren durchaus seriöse Ar
beitsmethoden. Nur: Wir haben Arbeitsmetho
den, und Sie haben Plenumsmethoden, um das 
vielleicht so auszudrücken. (Beifall bei SPÖ lind 
ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube auch, 
daß die Befürchtung, daß Friedensdienstprojekte 
nicht mehr möglich sind, nicht zu Recht besteht. 
Ich habe mich in Oberösterreich persönlich sehr 
für solche Projekte eingesetzt. Daß für diese nicht 
irgendwelche Grünpolitiker den Erfolg für sich in 
Anspruch nehmen können, sondern es konkret 
der Herr Bundesminister Löschnak war, der zum 
Beispiel das letzte fünfte Friedensdienstprojekt 
durch persönlichen Einsatz ermöglicht hat, soll 
auch hier einmal lobend erwähnt werden. Daß 
auch diese Projekte künftig wieder möglich sein 
werden, dem ist im Gesetz durchaus das Tor ge
öffnet. 

Meine Damen und Herren! Ich wünsche dem 
auf neue Grundlagen gestellten Zivildienst, aber 
auch unserem Bundesheer, zu dessen Notwendig
keit ich grundsätzlich auch stehe, eine gedeihliche 
Entwicklung in einem friedlichen Österreich und 
einem hoffentlich bald auch friedlichen Europa. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 22JJ2 

Präsident: Zugsführer Fischer ersucht Gefrei
ten Kraft, als nächster beim Rednerpult anzutre
ten. Bitte sehr, 15 Minuten. (Abg. Kraft: Muß 
ich strammstehen?) Nein, stehen Sie kommod. 

22.02 
Abgeordneter Kraft (ÖVP): Sehr geehrter Herr 

Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her
ren! Die Wortmeldungen der beiden Grünen wie 
auch des freiheitlichen Wehrsprechers haben für 
mich eine erschreckende Unkenntnis der Verfas
sungslage deutlich gemacht. Sie haben Wehr
dienst und Zivildienst verglichen. Dem einen 
war's zuwenig, dem anderen zuviel. 

Ich glaube, es ist notwendig, einmal ganz klar 
die Verfassungslage herauszuarbeiten. Der Zivil
dienst ist nicht nur im engen Rahmen des hiefür 
1974 geschaffenen Gesetzes zu sehen, sondern 
vielmehr im Gesamtrahmen unserer Verfassung. 

Seit dem 10. Juni 1975 normiert der Artikel 9a 
unserer Bundesverfassung, wie die Hauptziele 
unseres staatlichen Handeins gesichert werden 
sollen. Gesichert werden also die Hauptziele un
seres staatlichen Handeins durch eine österreichi
sche Sicherheits politik, die im wesentlichen aus 
drei Komponenten zusammengesetzt ist: Maß
nahmen der Außenpolitik, Maßnahmen der inne
ren Stabilität und Maßnahmen zur Verteidigung 
schlechthin, der also der Schutz unserer Bevölke
rung und des Territorismus obliegt. 

Die umfassende Landesverteidigung hat fünf 
zu schützende Hauptziele: erstens: die Unabhän
gigkeit nach außen, also die Existenz als souverä
ner Staat; zweitens: die Unverletzlichkeit der Ein
heit des Bundesgebietes, damit die Einheitlichkeit 
der Verfassungs- und Rechtsordnung im gesam
ten Bundesgebiet ohne Einschränkung; drittens: 

48. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 139 von 170

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 48. Sitzung - 4. Dezember 1991 4837 

Kraft 

die Aufrechterhaltung und Verteidigung der im
merwährenden Neutralität, damit die Friedensbe
wahrung nach außen und innen; viertens: die Be
wahrung der verfassungsmäßigen Einrichtungen, 
damit der Schutz des Staates als Verfassungsrah
men für unsere Gesellschaft; und fünftens: die 
Bewahrung der demokratischen Freiheiten der 
Einwohner, also nicht nur der Demokratie als 
Staatsform, sondern auch der rechtsstaatlichen 
Prinzipien der Freiheit der Einwohner vor ande
ren Formen der Unfreiheit. 

Das sind klare verfassungsmäßige Vorgaben. 
Wenn also der Zivildienst in Österreich in seinem 
Verhältnis zur umfassenden Landesverteidigung 
zu sehen ist, und das ist er, dann nur auf den 
Hintergrund abgestimmt, den der Artikel 9a un
serer Bundesverfassung über allen darunterlie
genden gesetzlichen Materien definiert. Dieser 
Artikel 9a unserer Bundesverfassung hat einen 
Punkt 3, der als Prinzip festlegt, daß jeder männ
liche österreichische Staatsbürger wehrpflichtig 
ist und daß derjenige, der aus Gewissensgründen 
die Wehrpflicht nicht erfüllen will, also verwei
gert, einen Ersatzdienst zu leisten hat. Das also ist 
die ganz klare Verfassungslage. Und dieser Er
satzdienst ist der Zivildienst. 

Nun ist insbesondere von den Grünen der Be
griff der sozialen oder gewaltfreien Verteidigung 
stark strapaziert worden. Soziale Verteidigung -
und das ist ja klar festgelegt; in der einschlägigen 
Literatur kann man das alles nachlesen - will die 
Bevölkerung lediglich mit den Mitteln des zivilen 
Widerstandes gewaltlos verteidigen, nicht aber 
das Staatsgebiet vor einem Aggressor schützen. 
Daher ist soziale Verteidigung einfach zuwenig. 
Umfassende Landesverteidigung ist mehr, denn 
sie schützt sowohl die Bevölkerung und deren de
mokratische Freiheiten als auch die Unversehrt
heit des Staatsgebietes. Das bedeutet allerdings 
auch nicht, daß wir auf andere, nichtmilitärische 
Verteidigungsmaßnahmen zur Gänze verzichten 
wollen. Das sicher nicht. Aber das eine alleine ist 
ganz eindeutig zuwenig. 

Der Zivildienst soll meines Erachtens auch im 
Lichte des Verfassungsgebotes zur umfassenden 
Landesverteidigung gesehen werden. Da gibt es 
eine ganze Reihe von Grundsätzen. 

Erstens: Jeder männliche österreichische 
Staatsbürger ist nach der Verfassung wehrpflich
tig. 

Zweitens: Als Ausnahme ist festgelegt, daß Per
sonen, die aus Gewissensgründen den Dienst mit 
der Waffe ablehnen, einen Ersatzdienst zu leisten 
haben. 

Drittens: Der Ersatzdienst ist in Form des Zi
vildienstes außerhalb des Bundesheeres einzu
richten. 

Viertens: Der Zivildienst hat den Zivildienst
pflichtigen ähnlich wie der Wehrdienst den 
Wehrpflichtigen zu belasten. Daher sind system
bedingte Ungleichheiten im Durchschnitt der Be
lastungen in geeigneter Weise auszugleichen. Das 
ist ein ganz bedeutender und wichtiger Verfas
sungsgrundsatz, der auch, glaube ich, in der neu
en Novelle zum Zivildienst eindrucksvoll Nieder
schlag gefunden hat. 

Fünfter Punkt: Die Anerkennung des Zivil
dienstes entbindet von dem in der Verfassung nie
dergelegten Bekenntnis zur umfassenden Landes
verteidigung nicht. 

Sechstens: Der Zivildienst ist daher kein Alter
nativdienst, sondern ein Ersatzdienst, der zur 
Erreichung des im Artikel 9a des Bundes-Verfas
sungsgesetzes festgelegten Zieles der umfassen
den Landesverteidigung beizutragen hat. 

Siebentens: Die Ausbildung und die Verwen
dung im ordentlichen Zivildienst hat sich an ei
nem Dienst im Rahmen des außerordentlichen 
Zivildienstes zu orientieren. 

Achtens: Infolge dessen ist der Zivildienst 
grundsätzlich in jenen Einrichtungen zu leisten, 
die im Rahmen der umfassenden Landesverteidi
gung humanitäre Aufgaben erfüllen beziehungs
weise Hilfeleistungen erbringen. 

Das zunächst einmal zur KlarsteIlung der ver
fassungsgesetzlichen Grundlagen beziehungswei
se zum Konnex Zivildienst - Wehrdienst - um
fassende Landesverteidigung. 

Der Ausgangspunkt, meine sehr geehrten Da
men und Herren. für die heute zu beschließende 
Reform ist eigentlich manches Unbehagen, ist 
eine Entwicklung, die anders ausgesehen hat, als 
eigentlich der Geist und Buchstabe des Gesetzes 
von 1974 es vorgesehen hatte, weil dieser Zivil
dienst in der Praxis eine andere Entwicklung ge
nommen hat und weil es natürlich auch Unbeha
gen mit der Gewissensprüfung gegeben hat. Das 
war die Ausgangslage. 

Die Konsequenz dieser Diskussion vor Jahren 
war ein eindeutiges und gemeinsames Programm 
der beiden Koalitionsparteien, das auch festge
schrieben und niedergeschrieben wurde. Die bei
den Koalitionsparteien haben sich diese Reform 
vorgenommen, sie haben sie gewissenhaft und si
cherlich auch ein bißchen lange, aber gut verhan
delt. Diese Reform wird zu einem Zeitpunkt be
schlossen. der weit innerhalb des Plansolls der 
Koalitionsregierung liegt. Wir haben uns für diese 
Reform einen Rahmen von etwa zwei Jahren vor
genommen, und wir beschließen nun diese Re
form bereits innerhalb eines Jahres. Das bedeutet, 
glaube ich, daß die Handlungswilligkeit und die 
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Lösungsfähigkeit der Koalitionsregierung damit 
eindrucksvoll unter Beweis gestellt wird. 

Im Text dieses gemeinsamen Bekenntnisses ist 
zu lesen: Die Koalitionsparteien stimmen über
ein, daß die jetzige Form des Zugangs zum Zivil
dienst, nämlich die Glaubhaftmachung von Ge
wissensgründen vor einer Kommission, nicht bei
behalten werden soll. Im Hinblick auf das mit 
dem Grundsatz der bewaffneten Neutralität in 
Verbindung stehende verfassungsgesetzlich ver
ankerte Prinzip der allgemeinen Wehrpflicht 
wird es notwendig sein, zwischen der Dauer des 
Zivildienstes und des ordentlichen Präsenzdien
stes eine Differenzierung vorzunehmen. Es wird 
nach dem Vorbild anderer - auch das sei betont 
- europäischen Demokratien vereinbart, daß der 
Zivildienst in Zukunft länger dauert als der or
dentliche Präsenzdienst, dafür aber die Glaub
haftmachung von Gewissensgründen entfällt und 
ein Anmeldungsverfahren ausreicht. - Soweit 
der Text aus dem Regierungsprogramm. 

Meine Damen und Herren! Was hier die Her
ren Löschnak, Gaal, Marizzi auf der eine Seite, 
Pirker, Fasslabend - ich durfte auch ein bißehen 
dabei sein - auf der anderen Seite in relativ kur
zer Zeit zustande gebracht haben, ist ein gutes 
Gesetz. Um es anders auszudrücken: Hier wurden 
Nägel mit Köpfen gemacht. Es ist, glaube ich, ein 
brauchbares Gesetz, und ich teile auch nicht -
und das sage ich als Wehrsprecher meiner Partei 
- die Bedenken, die der Wehrsprecher der FPÖ 
äußert (Abg. R 0 P per t: Überhaupt nicht.') -
bedanke mich beim Wehrsprecher der SPÖ, Kol
legen Roppert, daß er die Bedenken auch nicht 
teilt -, daß es hier zu einer Gefährdung der Exi
stenz der militärischen Landesverteidigung in un
serem Lande kommen wird. Und ich sage es ganz 
offen dazu: Es schaden der militärischen Landes
verteidigung in Österreich ein paar unmotivierte, 
demotivierte Berufssoldaten oder Berufssoldaten, 
die ein völlig falsches Führungsverhalten und 
Vorgesetztenverhalten an den Tag legen, viel 
mehr als vielleicht ein paar Dutzend oder ein paar 
hundert Zivildiener mehr. (Beifall bei der SPÖ 
uf2d bei Abgeordneten der ÖVP.) Das muß man 
ganz klar sehen. 

Es ist nicht zu rütteln, Kollege Mosel', an dem 
Grundsatz, daß der Wehrdienst der Regelfall und 
der Zivildienst der Ausnahmefall ist. Wenn Sie 
uns etwas anderes in die Schuhe schieben wollen, 
tun Sie dies wider besseres Wissen. Daß dies wei
terhin so ist, ist die klare Auffassung des Gesetz
gebers von 1974. Ich selber war damals schon da
bei. Es gibt eindeutige Erkenntnisse des Verfas
sungsgerichtshofes. Es sind die Bestimmungen 
der Bundesverfassung, wie ich zitiert habe, ein
deutig darauf ausgerichtet. Das eindeutige Be
kenntnis der Koalitionsregierung, nämlich das 
Bekenntnis zur bewaffneten Neutralität. steht un-

verrückbar im Raum. Auch das Bekenntnis zum 
Bundesheer als Träger der militärischen Landes
verteidigung können Sie in der Einleitung zur Re
gierungserklärung nachlesen wie auch das Be
kenntnis zur allgemeinen Wehrpflicht. (Abg. 
Mo s e r: Geschrieben werden kann irrsinnig viel!) 
Das sind Dinge, worüber wir nicht bereit sind zu 
diskutieren. Ich verstehe daher nicht Ihre Sorge, 
wo die Gefährdung für die militärische Landes
verteidigung so klar, wie Sie das darzustellen ver
sucht haben, erkennbar ist. (Abg. R 0 pp e r t: Be
fristet ist es auch. also was soll passieren!) 

Man muß, glaube ich, schon auch ein bißchen 
die Größenordnungen sehen, um die es hier geht, 
die Personengruppen, die mit diesem neuen Ge
setz angesprochen sind, die davon betroffen sind. 
Wir haben Gott sei Dank noch einen Jahrgang 
von Wehrpflichtigen von zirka 40 000. Er ist ab
nehmend. Wir wissen, daß er in den nächsten Jah
ren noch zurückgehen wird. Es handelt sich um 
eine Größenordnung von etwa 10 Prozent, also 
etwa 4 000 Zivildienstwilligen, die sich seit Jahren 
als mehr oder weniger stabil darstellt. 

Wir bekennen uns nach wie vor - auch das 
möchte ich für meine Fraktion unterstreichen -
zu den Motiven des Gesetzgebers aus dem Jahr 
1974, daß dieser Zivildienst als Ersatzdienst in 
wesentlichen sozialen Bereichen zu leisten ist. 
Wir haben damals schon, das haben wir auch in 
den letzten Jahren getan, darauf aufmerksam ge
macht, daß die Entwicklung der Trägerorganisa
tionen nicht in eine Richtung gehen soll, die ei
gentlich mit diesen Motiven nichts mehr zu tun 
hat. Daher halte ich es für richtig, daß wir auch 
jetzt festgehalten haben, daß diese Dienste in 
Krankenanstalten, im Rettungswesen, in der So
zial- und Behindertenhilfe, in der Altenbetreu
ung, in der Krankenhilfe und ein paar Dingen 
mehr, in sozialen Diensten also, geleistet werden. 

Ich sage dazu auch, daß ohne Zivildienst heute 
die Bewerkstelligung der sozialen Dienste in 
Österreich überhaupt nicht mehr denkbar ist. Al
lerdings, meine ich, sollten wir trotzdem aufpas
sen, daß der Zivildienst den Charakter eines ech
ten Zivildienstes. wie er gemeint war und wie er 
heute auch noch gemeint ist, beibehält. Und da 
hat es immer die Meinungsverschiedenheiten 
über den Belastungsausgleich gegeben, die Bevor
zugung der einen, die Benachteiligung der ande
ren. Da wurde sehr oft über die Dauer der Dienst
zeit, die Entlohnung und den Einsatzbereich, wo 
dieser Dienst geleistet wurde, diskutiert. Hier hat 
es sicherlich auch Auswüchse gegeben, das sei 
auch angeführt. 

Nunmehr, glaube ich, stehen wir vor einer der 
bedeutendsten Reformen in diesem Bereich zum 
Zivildienst, und damit komme ich zum Schluß. 
Das wesentlichste Merkmal ist sicherlich der 
Wegfall der Kommission, allerdings mit, wie ich 
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auch glaube, notwendigen Konsequenzen, die wir 
in gemeinsamen Verhandlungen auch festgelegt 
und errungen haben. Dieser neue Zivildienst in 
unserem Lande ist international vergleichbar, er 
ist zeitgemäß, konkrete Einsatzgebiete sind fest
gelegt, er ist auf Belastungsausgleich bedacht, und 
er ist vor allem darauf bedacht, daß bisherige ne
gative Erfahrungen, die gemacht wurden, nun
mehr beseitigt werden. Daher können wir von der 
Österreichischen Volkspartei diesem gemeinsa
men Ergebnis unserer Verhandlungen gerne un
sere Zustimmung geben. (Beifall bei der ÖVP so
\vie Beifall des Abg. Roppert.) :2:2.17 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord
neter Peter Marizzi. Er hat das Wort. 

:2:2.17 
Abgeordneter Marizzi (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine sehr geehrten Da
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle
gen! Herr Kollege Moser! Ich habe mir die APA
Meldungen des heurigen Jahres herausgesucht. 
Sie haben gesagt beim Antrag der Freiheitlichen 
Partei: Wir sind dagegen. Punkt 1, Punkt 2, 
Punkt 3! - Das brauche ich jetzt nicht zu wieder
holen. 

Die APA-Meldungen schauen aber ganz anders 
aus. AP A am 20. Februar: Scheibner für. Moser 
gegen die Abschaffung der Zivildienstkommis
sion. 26. Februar: Wieder unterschiedliche Mei
nungen in der FPÖ. Eine Verlängerung des Zivil
dienstes lehnt die Junge FPÖ ab. 

Ich glaube, Sie lesen Ihre eigenen Presseaussen
dungen nicht, Kollege Moser. 

Es geht weiter: 8. März: Kollege Scheibner: Die 
Zivildienstkommission soll abgeschafft werden, 
eine Zivildienstverlängerung allein ist unnötig. 
(Abg. Mo s e r: Wir haben eben Meinungsvielfall 
in der Partei!) 

Man sieht eigentlich. sehr geschätzte Damen 
und Herren, daß wir bei dem Thema, mit dem wir 
uns heute auseinandersetzen, Reform des Zivil
dienstes, richtig liegen. Die Abschaffung der Ge
wissensprüfung ist ein wichtiger Punkt - eine 
Forderung der Jugend, vieler Jugendorganisatio
nen, geht quer durch e1ie Gesellschaft, geht quer 
durch die Parteien - und entspricht komplett 
und exakt dem Koalitionsübereinkommen. Herr 
Kollege Moser! Wir haben auch in diesem Be
reich Reformkompetenz bewiesen. 

Herr Bundesminister Löschnak! Ihnen ist wirk
lich zu danken. Es war nicht leicht, es waren 
schwierige Verhandlungen. Die Verhandlungen 
haben sich über ein halbes Jahr hingezogen. Die 
Kollegin Stoisits ist jetzt nicht hier, aber ich 
möchte ihr sagen: Wir haben klar und deutlich 
gesagt, wir wollen keinen Alternativdienst, son
dern die Erfordernisse der militärischen Landes-

verteidigung müssen vollinhaltlich beachtet wer
den. Außerdem, Herr Kollege Moser, das haben 
Sie nämlich auch nicht gesagt, bleibt der Zivil
dienst in die militärische Landesverteidigung ein
gebunden. (Abg. Mo s er: In die umfassende!) Ja, 
in die umfassende Landesverteidigung, also es 
kommt zu keiner Schwächung der militärischen 
Landesverteidigung. 

Hohes Haus! Diese Novelle ist eine vernünftige 
Einigung zwischen den beiden großen Parteien. 
Anfangs waren die Auffassungsunterschiede teil
weise unüberwindbar. Wenn man nur denkt, daß 
das eine 20jährige Forderung der SPÖ ist und es 
in den 20 Jahren keine Annäherung gegeben hat 
zwischen SPÖ und ÖVP, dann zeigt sich jetzt, 
daß diese Koalition Reformkompetenz hat. 

Als wenig nützlich habe ich Einzelaktionen 
empfunden, die gemeint haben. diese Novelle 
schadet dem Heer. Dem ist entgegenzuhalten -
auch an Sie gerichtet. Herr Kollege Moser -: 
Eine Zivildienstgesetz-Novelle schadet einem re
formierten Heer, einem modernen Heer, einem 
leistungsfähigen Heer nicht. Vor dieser Novelle 
braucht das Bundesheer überhaupt keine Angst 
zu haben. 

Der Kollege Kraft ist schon auf die Zahlen ein
gegangen. Kollege Kraft, ich muß nur eine Zahl 
berichtigen. Es sind nicht 4 000 Zivildiener pro 
Jahr, sondern derzeit etwa 2 500. (Abg. Kr afl: 
Zil'ildienslwillige!) 2 621 - ich glaube. das ist die 
genaue Zahl - sind derzeit im Zivildienst. Also 
vor dieser Zahl braucht das Heer keine Angst zu 
haben. Diese 2 600 Zivildiener sind ungefähr 3 
bis 4 Prozent. sie gefährden das Heer überhaupt 
nicht. Es gibt ausreichend Präsenzdiener, und es 
gibt eine ausreichende Miliznährrate. 

Daher, glaube ich, war es wichtig, daß Bundes
minister Dr. Löschnak. Bundeskanzler Vranitzky 
und Vizekanzler Busek am Sonntag die letzten 
Justierungen dieser Novelle vorgenommen ha
ben. Vernunft und Einsicht haben gesiegt. Es ist 
klar und deutlich herausgekommen und steht für 
mich außer Zweifel: Gewissensprüfung ist unge
recht und in der Praxis auch unmöglich. Kollege 
Kraft und Kollege Keppelmüller haben das schon 
deutlich ausgeführt. Außerdem - das wurde heu
te noch nicht erwähnt - folgen die Regierungs
parteien hier einer Empfehlung des Europäi
schen Gerichtshofes, wonach mit einer Reform 
des Zivildienstes auch die ersatzlose Streichung 
der Zivildienstkommission vorgenommen werden 
soll. 

Einige Anmerkungen noch ganz kurz: An die 
Stelle der Kommission wird ein einfaches Verwal
tungsverfahren treten. Hier geht es um keine 
Quasiersatzgewissensprüfung, weder um Schika
nen bei den Verwaltungsbehörden noch in den 
Bezirkshauptmannschaften und schon gar nicht 
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um eine Aufblähung des Verwaltungsapparates. 
Der Zugang zum Zivildienst wird gerechter als 
bisher. 

Eines muß ich aber schon dazu sagen: Ich habe 
mit vielen Zivildienern Gespräche geführt, und 
nach Ansicht dieser Zivildiener gab es in der Ver
gangenheit mangelnde Information über den Zi
vildienst. Es ist auch hier geplant, neue Wege zu 
gehen, damit die Rechtssicherheit verbessert wird, 
die Verzögerung im Verwaltungsverfahren ver
mieden wird, kein Anlaß zu Ärgernis und Kritik 
gegeben wird. Der Antrag zum Zivildienst muß 
daher klar, verständlich, einfach und standardi
siert sein. Das ist im Sinne des Gesetzgebers. 

Ich möchte eine persönliche Anmerkung ma
chen: In manchen Teilen der Öffentlichkeit wird 
so getan, als wären die Zivildiener - und ich ver
wende jetzt ein böses Wort - nur Tachinierer 
oder gar Drückeberger. Und da muß ich eines 
sagen: Selbst die Trägerorganisationen, die ohne 
die Zivildiener gar nicht leben können, tun fast 
nichts oder jedenfalls zuwenig, dieses falsche Bild 
zu korrigieren. Die Altenpflege, die Krankenpfle
ge - und der Kollege Schwärzler hat auch die 
Landwirtschaft hineinreklamiert - könnten in 
manchen Bereichen ohne Zivildiener nicht funk
tionieren. Das sei einmal klar und deutlich gesagt. 

Ganz letzter Punkt: Wir wollen - je nach Bela
stungskriterien - eine differenzierte Zivildienst
dauer einführen. Dieses Projekt soll zwei Jahre in 
der Praxis erprobt werden. Das scheint mir be
sonders wichtig zu sein, damit wir aus den Erfah
rungen der zwei Jahre lernen können. 

Ich sage eines ganz am Schluß: Die große Koa
lition hat gerade für sozial engagierte Menschen, 
die ein wichtiges Anliegen haben, nämlich Zivil
dienst zu leisten, gute Arbeit geleistet, und ich 
danke allen, die an diesem Gesetz mitgewirkt und 
einen wesentlichen Beitrag hiezu geleistet haben. 
- Ich danke Ihnen recht herzlich. (Beifall bei der 
SPÖ llnd bei Abgeordneten der ÖVP.) 22.2-1 

Präsident: Nächste Wortmeldung liegt vom 
Herrn Abgeordneten Scheibner vor. Er hat das 
Wort. 

22.2-1 
Abgeordneter Scheibner (FPÖ): Herr Präsi

dent! Herr Bundesminister! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Marizzi! Sie haben sich so 
verwundert geäußert darüber, daß es in unserer 
Partei, in der Freiheitlichen Partei, auch für die 
Jugend möglich ist, in Teilbereichen einmal ande
rer Meinung zu sein und trotzdem den Platz in
nerhalb der Partei zu haben. Ich bin stolz darauf, 
daß es das in meiner Partei gibt, und ich bin stolz, 
daß ich in der FPÖ bin. Bei Ihnen, glaube ich, 
wäre das nicht so leicht möglich gewesen. (Beifall 
bei der FPÖ.) 

Wobei ich ein Mißverständnis schon aufklären 
muß: Meine Jugendorganisation war anderer 
Meinung, was die Dauer des Zivildienstes anlangt, 
aber nicht, was die Abschaffung der Zivildienst
kommission anlangt. (Abg. Kr a f t: Vorsicht! 
Sonst werden Sie nicht sehr lange da sein!) Auch 
der Kollege Moser war immer so wie ich gegen 
die Weiterführung der Zivildienstkommission. Er 
hat immer nur gesagt (Abg. G ra b n e r: Der Mo
ser sagt nur. was der Haider will!). er ist gegen die 
ersatzlose - gegen die ersatzlose! - Streichung 
der Zivildienstkommission. Das ist etwas anderes. 
(Abg. Ing. Sc h w ä r z l er: Sind Sie der Meinung 
vom Moser?) Ich habe Ihnen gerade gesagt. wel
cher Meinung ich bin, und wenn Sie mir jetzt zu
hören, wird es Ihnen vielleicht noch klar. 

Ich möchte aber. bevor ich näher auf die Vorla
ge eingehe, mich schon noch mit der Entste
hungsgeschichte dieser Vorlage beschäftigen. 

Wir diskutieren ja - das haben wir schon eini
ge Male gehört - schon seit einigen Monaten 
über eine Reform des Zivildienstes, und wir dis
kutieren zu Recht über die Reform, weil, wie 
schon gesagt wurde, die Praxis der Gewissensprü
fung vor einer Kommission wirklich unbefriedi
gend war. Sie war vor allem deshalb problema
tisch, weil es ja wirklich nicht angehen kann, daß 
eine Kommission, wie auch immer sie zusammen
gesetzt ist, über Gewissensgründe und Gewissens
konflikte entscheidet. Da war halt wirklich immer 
ein guter Rhetoriker im Vorteil bei dieser Kom
mission, und auf die geschmacklosen Argumente, 
die dort vorgebracht wurden, etwa mit der Frage: 
Was tun Sie, wenn Ihre Freundin vergewaltigt 
wird?, möchte ich gar nicht näher eingehen; das 
ist hinreichend bekannt. 

Die Zivildienstgesetz-Novelle war auch in der 
Budgetdebatte vorigen März ein Thema, und ich 
habe damals einige persönliche Vorschläge ge
macht, unter anderem jenen, unter gewissen Um
ständen - das ist wichtig (Abg. Il1g. Sc h w ä r z -
I er: Welche Umstände?) - eine flexible Dauer 
des Zivildienstes zu überlegen. Und der Kollege 
Kraft war einer von jenen - ich habe das nachge
lesen -, die damals einige Zwischenrufe gemacht 
haben, unter anderem: Das sind ja alles keine 
neuen Vorschläge! Das wissen wir alle längst! Das 
kommt alles schon! Die Reform ist ja schon längst 
fertig! 1m März 1991! (Abg. Kraft: Auf Sie ha
ben wir nicht gel-vartet.' Sie haben wir nicht dazu 
gebraucht!) 

Wenn die Reform im März 1991 fertig war, 
Herr Kollege Kraft, dann frage ich Sie: Was ha
ben Sie seit März 1991 eigentlich gemacht? Wieso 
ist sie dann nicht schon im April vorgelegen, son
dern erst jetzt im November 1991? Das muß ich 
Sie schon fragen. - Weil sie natürlich nicht fertig 
war! Es gab eine Vielzahl von unterschiedlichen, 
von sehr unterschiedlichen Vorschlägen und Ent-
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würfen, die Entscheidung ist aber immer wieder 
vertagt worden. 

Wir haben dann zuletzt am 11. 11. 1991 die Re
gierungsvorlage präsentiert bekommen. Das war 
allerdings eher ein Faschingsscherz - hat ja auch 
ganz gut zum Termin gepaßt -, weil in dieser 
ursprünglichen Regierungsvorlage einerseits die 
völlig unpraktikable Teilung des Zivildienstes in 
den Grundzivildienst und in die Zivildienstübun
gen und andererseits die Ausweitung der Institu
tionen, in denen der Zivildienst geleistet werden 
kann, wie etwa Landschaftspflege, Naturschutz 
und Gesundheitsvorsorge, festgeschrieben war. 
Das geht ja genau gegen die Bestrebungen zur 
Entflechtung der sinnwidrigen Tätigkeiten. Das 
wurde Gott sei Dank gestrichen, aber es zeigt ir
gendwo doch die geistige Haltung, die da dahin
tersteht. 

Die Zivildienstgesetz-Novelle war auf der Ta
gesordnung im Ausschuß und auch auf der Tages
ordnung dieser Nationalratssitzung. Und es gab 
schon wieder Streit, weil die Abgeordneten an
scheinend erst über die Zeitung erfahren haben, 
was in ihrer Novelle, in ihrer Vorlage drinnen
steht. Und im Husch-Pfusch-Verfahren hat man 
dann übers Wochenende die Vorlage völlig geän
dert und uns so einen dicken Abänderungsantrag 
vorgelegt, direkt im Ausschuß, meine Damen und 
Herren! Wir wurden damit konfrontiert. Da wur
den zum Teil noch handschriftliche Anmerkun
gen gemacht. Das ist ja kein Einzelfall. Das zieht 
sich jetzt durch alle Ausschüsse. Und ich muß Ih
nen eines sagen: Parlamentarismus beschränkt 
sich nicht nur auf die Koalitionsparteien, da ist 
auch die Opposition miteinzubeziehen. Und es ist 
unmöglich für uns als Oppositionspolitiker, uns 
mit einer solchen Handlungsweise einverstanden 
zu erklären, weil es für uns unmöglich ist, über 
etwas abzustimmen, was wir nicht kennen. (Bei
fall bei der FPÖ.) Es ist unmöglich, ein derartiges 
Konvolut von Abänderungen in 10, 15 Minuten 
wirklich sinnvoll durchzuarbeiten. (ZIt'ischenruf 
des Abg. Dkfm. M a III n er M a r k hof.) 

Meine Damen und Herren! Die FPÖ - das 
wurde schon gesagt - bekennt sich selbstver
ständlich voll und gant und mit Überzeugung zur 
Leistung des Zivildienstes, wenn Gewissensgrün
de den Dienst mit der Waffe unmöglich machen. 
Allerdings kann der Zivildienst kein Alternativ
dienst sein, sondern ist Wehrersatzdienst, und er 
darf nicht die Regel, sondern er muß die Ausnah
me von der Regel sein. Die Kontrolle der Glaub
würdigkeit der Gewissensgründe ist notwendig, 
ist aber sicherlich ein sehr heikles Thema, wie ich 
schon gesagt habe. 

Das ist alles sehr problematisch, weil man auf 
der einen Seite doch .. , (Abg. HeLmuth 
S t 0 c k e r: Haben Sie jetzt gesagt: Kontrolle der 
Glaubwürdigkeit?) Der Nachweis der Glaubwür-

digkeit der Gewissensgründe ist eine problemati
sche Sache, weil man natürlich einen schmalen 
Grat damit beschreitet, einerseits eben den Zivil
dienst als Wehrersatzdienst zu gestalten und auf 
der anderen Seite den Mißbrauch zu verhindern. 
Eine 100prozentige Lösung wird wahrscheinlich 
nicht möglich sein, aber man muß doch die sinn
vollste Lösungsmöglichkeit suchen, die meiner 
Ansicht nach nur durch einen echten Belastungs
ausgleich zwischen Grundwehrdienst und Zivil
dienst einerseits und durch eine größtmögliche 
Einbindung des Zivildienstes in die umfassende 
Landesverteidigung andererseits bewirkt werden 
kann. 

Weiters sind an die Verweigerung des Waffen
dienstes auch gewisse Rechtsfolgen zu knüpfen. 
In der Vorlage wird das zum Teil auch gemacht. 
Es ist zum Beispiel klar, daß ein Zivildiener kei
nem bewaffneten Wachkörper angehören darf. 
Es sollte eigentlich auch klar sein, daß ein Waf
fenbesitz mit Waffenpaß - anders kann man es 
ja nicht kontrollieren - Gewissensgründe eigent
lich schwer erklärbar macht. 

In der Vorlage ist im § 7Sb normiert, daß ein 
Zivildiener 20 Jahre lang keine waffenrechtliehe 
Urkunde erhält. Im Ausschuß wurde das aber 
dann abgeschwächt. Da gibt es erstens einmal die 
Ausnahme, wenn er im Beruf einer besonderen 
Gefahr ausgesetzt ist, der notwendigerweise nur 
mit Waffengewalt begegnet werden kann (Abg. 
Kr a f t: Fragen Sie Ihren Justizsprecher. der wird 
Ihnen das sehr gerne erklären.'), und die zweite 
Ausnahme ist, wenn er schon eine Waffenbesit
zurkunde hat und einen Antrag auf Zivildienst 
stellt, wird dieser Antrag nicht zurückgewiesen, 
sondern dieser Antrag kann - wenn die anderen 
Voraussetzungen vorliegen - durchaus ange
nommen werden, nur wird ihm die Waffenbesit
zurkunde abgenommen. Und das ist schon merk
würdig. Wer aufgrund einer Waffenurkunde eine 
Waffe besitzt, der kann eben keinen Zivildienst 
leisten! Darin ist doch wirklich ein Indiz für man
gelnde Gewissensgründe zu sehen, meine Damen 
und Herren! Das ist ein Indiz für mangelnde Ge
wissensgründe, und das ist eine echte Aufwei
chung in dieser Vorlage. (Beifall bei der FPÖ. -
Abg. K ra f t: Fragen Sie den Juslizsprecher, der 
wird Sie aufklären!) 

Ich kenne die verfassungsrechtlichen Bedenken 
(Abg. Kr af t: Sie kennen sich wirklich nicht aus!), 
aber trotzdem glaube ich, daß diese Unterschei
dung sachlich nicht gerechtfertigt ist. 

Zum Belastungsausgleich zwischen Grund
wehrdiener und Zivildiener. Die Vorteile, die der 
Zivildienst für die Zivildienstleistenden bringt, 
sind auch in den Erläuterungen der Vorlage fest
geschrieben: keine Kasernierung, keine Diszipli
narordnung, Geldersatz für die Unterbringung 
und für die Verpflegung, dadurch eben eine hö-
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here Bezahlung. Diese Vorteile sollen nun aus
schließlich durch die unterschiedliche Länge aus
geglichen werden! 

Ich meine, daß eine unterschiedliche Länge des 
Zivildienstes zwar grundsätzlich in manchen Teil
bereichen, wenn die flankierenden Maßnahmen 
greifen, sinnvoll sein kann. Aber ohne diese flan
kierenden Maßnahmen ist es ganz egal für jeman
den, der diesen Zivildienst mißbrauchen möchte, 
ob er jetzt acht, zehn oder zwölf Monate dauert, 
denn bei einer Tätigkeit außerhalb der umfassen
den Landesverteidigung oder bei wenig belasten
den Aufgaben sind auch zehn oder zwölf Monate 
Zivildienst angenehmer, als acht Monate in einer 
Kaserne Dienst zu tun. - Deshalb auch unsere 
Forderung, daß der Zivildienst wirklich nur in
nerhalb der umfassenden Landesverteidigung und 
in ganz engen sozialen Bereichen geleistet werden 
kann. 

Es kann nicht so sein, wie in der Vorlage festge
setzt, daß auch im Ausland getätigte Soziallei
stungen, Sozialhilfeleistungen für diesen Zivil
dienst im Inland angerechnet werden. Der Zivil
dienst soll als Wehrersatzdienst einen Beitrag für 
die österreichische Gesellschaft leisten. Wenn ein 
junger Mensch seinen Präsenzdienst bei einer 
fremden Armee leistet, wie etwa bei der Frem
denlegion, wird ihm die Staatsbürgerschaft aber
kannt. Wenn er aber im Ernteeinsatz in Nicara
gua gearbeitet hat. dann braucht er in Österreich 
keinen Zivildienst zu leisten. Und das verstehen 
wir, ehrlich gesagt, auch nicht. Das ist ungerecht, 
meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. 
- Abg. Ing. Ne d we d: Das ist ja ein Unter
schied.') 

Es gibt sicherlich noch ein Problem. Ich habe ja 
schon gesagt, es ist positiv, daß in der Abände
rung die Ausweitung der Zivildiensttätigkeiten 
bis auf die Tätigkeit in der Drogenbetreuung zu
rückgenommen wurde. Aber ein Problem sehe 
ich doch, und zwar im § 3. Da kann der Bundes
minister per Verordnung weitere Tätigkeitsberei
che festlegen. Herr Bundesminister! Sie haben 
vor einigen Monaten in einer Diskussionsveran
staltung mit der Gewtirkschaftsjugend festgehal
ten, daß Sie garantieren könnten, daß in aller Re
gel der Zivildienst acht Monate dauern werde. Ich 
habe wirklich meine Bedenken, daß durch diesen 
§ 3 diese Tätigkeitsfelder soweit ausgeweitet wer
den können, daß eine Umgehung stattfinden 
kann und das Ganze wieder in eine falsche Rich
tung geht. Ich weiß auch, daß es sehr wohl Zivil
diener in Ihrem Ministerium gibt, Herr Minister! 

Ich hoffe auf jeden Fall, daß die militärische 
Landesverteidigung durch die Zivildienstreform 
nicht gef.~hrdet ist und daß sich die Mehrheit der 
jungen Osterreicher der Verantwortung gegen
über ihrer Heimat bewußt ist. Aber Probleme 

werden sicher auftreten, und sie werden vor allem 
im großstädtischen Bereich auftreten. 

Meine Damen und Herrenl Ein Gesetz ist nur 
so gut, wie die Möglichkeit zum Mißbrauch mini
miert werden kann. Gerade in diesem Sinne ist 
die Vorlage ein Stückwerk und wird von uns und 
auch von unserer Jugendorganisation abgelehnt. 
(BeifaLL bei der FPÖ.J 22.36 

Präsident: Nächster Redner ist Herr Abgeord
neter Schwärzler. Er hat das Wort. 

22.36 

Abgeordneter Ing. Schwärzler (ÖVP): Sehr ge
ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! Ho
hes Hausl Mit der heutigen Zivildienstgesetz-No
velle, welche in Beratung steht und dann be
schlossen wird, wird zum ersten das Regierungs
übereinkommen erfüllt und zum zweiten der Zi
vildienst und der Präsenzdienst, der seit dem 
Jahr 1975 besteht, aufgrund der bisherigen Er
fahrungen neu geregelt. 

Ich habe Verständnis für die Haltung des Abge
ordneten Moser von der FPÖ, habe aber sehr we
nig Verständnis für die Haltung des Abgeordne
ten Scheibner. Selbstverständlich kann man her
ausgehen und sagen, in der FPÖ hat die Jugend 
etwas zu sagen, da gibt es Meinungsvielfalt. -
Bitte, hätten Sie Ihre Meinungsvielfalt in den be
stehenden Unterausschuß mit eingebracht, dort 
hätten Sie darüber diskutieren können. Sie waren 
nicht eine Sekunde in diesem Unterausschuß mit 
dabei, Sie haben dort nicht mitberaten. Dort war 
die Möglichkeit, Ihre Ideen mit einzubringen. 

Sie haben eine gespaltene Haltung hier an den 
Tag gelegt. Auf der einen Seite sind Sie für den 
getrennten Zivildienst, der vom Kollegen Moser 
vehement abgelehnt wurde, auf der anderen Seite 
sagen Sie, unter bestimmten Umständen könnten 
Sie ihn sich vorstellen. Diese Umstände haben Sie 
heute hier an diesem Rednerpult nie erwähnt! 
(BeifaLL bei ÖVP und SPÖ.) 

Bei dieser Zivildienstgesetz-Novelle ging es er
stens darum, das Problem der Gewissensprüfung 
zu beseitigen und eine Neuregelung des Zuganges 
zum Zivildienst zu ermöglichen. Im U nteraus
schuß wurden die Möglichkeiten, die Bandbreite, 
wie ein neuer Zugang zum Zivildienst ermöglicht 
werden kann, sehr breit diskutiert. 

Ich möchte auch hier von diesem Rednerpult 
aus dem Abgeordneten Gaal für die sehr objekti
ve Führung des Unterausschusses recht herzlich 
danken. 

Das zweite war die Vorgabe der Sicherstellung 
des Lastenausgleichs zwischen Präsenzdienst und 
Zivildienst. Ich glaube, daß das ganz wichtig und 
entscheidend ist. 
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Das dritte war eine Regelung hinsichtlich der 
Zivildienstplätze und der Trägerorganisationen. 

Das vierte war die Regelung der Möglichkeiten 
des zehnmonatigen Zivildienstes und des acht mo
natigen Zivildienstes, welche heute schon des län
geren erörtert wurde. Ich glaube, daß es Aufgabe 
der Parlamentarier ist, sich darüber Gedanken zu 
machen, wie sich ein eventueller achtmonatiger 
Zivildienst auf den Präsenzdienst auswirken 
kann, und deshalb finde ich es sehr richtig, daß 
im Ausschußbericht festgehalten ist, daß der Aus
schuß davon ausgeht, daß sich der Anteil des 
achtmonatigen Zivildienstes auf zirka 10 bis 
15 Prozent belaufen wird. 

Ich glaube auch, daß es entscheidend ist, daß 
der Zivildienst weiterhin als Wehrersatzdienst 
gilt, und in diesem Sinne bin ich persönlich der 
Meinung, daß der Zivildienst in der derzeitigen 
Regelung dem nachkommt, was seitens der Parla
mentarier beziehungsweise im Ausschuß das Ziel 
war. 

Erfreut bin ich - Kollege Marizzi hat es bereits 
angesprochen -, daß im Ausschußbericht auch 
die Landwirtschaft verankert ist. Unter dem Be
griff der Sozialhilfe versteht der Ausschuß auch 
die Sozialhilfe im Bereich der Landwirtschaft. 
Wir wissen, wie entscheidend bei Sozialfällen, bei 
Unglücksfällen, bei Krankheitsfällen in der Land
wirtschaft der Zivildiener ist, der Zivildienst als 
Wehrersatzdienst, wo es um die umfassende Lan
desverteidigung geht, um die militärische und die 
soziale Landesverteidigung, die wir alle gemein
sam vertreten. 

Grundsätze dieses Gesetzes sind: 

Erstens: Wehrersatz- und nicht AIternativ
dienst. 

Zweitens: der Lastenausgleich. Ich möchte es 
anders formulieren: die 'Gleichstellung zwischen 
Präsenzdiener und Zivildiener. 

Zum dritten glaube ich auch, daß es wichtig ist, 
im Gesetz verankert zu haben, daß wir nach zwei 
Jahren über die Erfahrungen mit dieser Novellie
rung des Zivildienstgesetzes im Bereich der Be
troffenen, im Bereich der Durchführung durch 
die Beamten und auch aus der Sicht des Ministeri
ums wieder diskutieren und auf dieser Grundlage 
in weiteren Behandlungen, in weiteren Erledi
gungen und in Besprechung weiterer Vorstellun
gen den Zivildienst regeln. 

Ich bin auch persönlich der Meinung, daß das 
Bundesheer gefordert ist, die Heeresreform, die 
bevorsteht, auch tatsächlich durchzuführen, um 
dadurch dem Präsenzdiener jenes Bundesheer zu 
geben, das wir gemeinsam wünschen, ein Bundes
heer, bei dem die Schulung, bei dem die Ausbil-

dung, bei dem die Motivation im Vordergrund 
steht. 

Im Sinne einer ergänzenden Zusammenarbeit 
zwischen Zivildienst und Präsenzdienst und im 
Rahmen einer umfassenden Landesverteidigung 
stimmt die ÖVP diesem Zivildienstgesetz zu. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 22.-+1 

Präsident: Am Wort ist jetzt Herr Abgeordne
ter Mühlbachler. 

22 . ./1 
Abgeordneter Dkfm. Mag. Mühlbachler 

(ÖVP): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bun
desminister! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die Pro- und Kontra-Redner haben ihre 
Argumentation in erster Linie aufgehängt am La
stenausgleich. Was den einen zu viel ist, ist den 
anderen zu wenig, und wo die einen einen Verrat 
an der Landesverteidigung sehen, argumentieren 
die anderen, daß Landesverteidigung in dieser Art 
und Weise überhaupt nicht mehr notwendig 
wäre. 

Ich glaube, beide gehen fehl. Denn Tatsache ist, 
daß der Lastenausgleich immer eine subjektive 
Einschätzung bleiben wird. 

Ich möchte auch nicht verhehlen, daß es natür
lich auch bei den Ausführenden, sowohl bei den 
Präsenzdienern als auch bei den Zivildienern, 
verschiedene Leistungsbereitschaften gibt und 
daß daher ein objektiver Lastenausgleich von 
vornherein gar nicht möglich sein wird. Es wird 
immer zu subjektiven Lastenauffassungen kom
men. 

Ich möchte nicht verhehlen, daß ich mich per
sönlich, wäre ich noch einmal vor der Entschei
dung, für den Präsenzdienst entscheiden würde. 

Allerdings weiß ich auch aus persönlicher Er
fahrung als Bürgermeister, daß Zivildiener enorm 
wichtig sind für die Bewältigung sozialer Aufga
ben, und das wird uns in der Zukunft noch mehr 
betreffen, als dies derzeit der Fall ist. Es gibt ge
änderte Betätigungsfelder, erweiterte Betäti
gungsfelder im Sozialbereich. 

Ich glaube nicht, Herr Kollege Moser, daß es 
ein Verrat an der Landesveneidigung ist, das Zi
vildienstgesetz in der heutigen Fassung zu be
schließen, sondern ich glaube, daß ein ganz ande
rer Effekt eintreten wird. Dadurch, daß es jedem 
freisteht, sich zu entscheiden, wird es auch zu ei
ner Änderung der Motivationslage kommen. 

Sie wissen genauso wie ich, daß es nach bisheri
ger Übung natürlich sehr viele gegeben hat, die 
nur sehr widerwillig ihrem Präsenzdienst nachge
kommen sind und daß sich dieser Widerwille na
türlich auch in der tagtäglichen Arbeitshaltung 
gezeigt hat. Da genügen zwei oder drei Leute in-
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nerhalb einer Truppe, um das Gesamtbild we
sentlich zu verändern, auch zum Negativen zu 
verändern. Daher glaube ich, daß diese Freiheit, 
die jetzt jedem zur Verfügung steht, Antrieb sein 
kann für eine Heeresreform und daß sie auch für 
eine verbesserte Motivationslage in der Landes
verteidigung, bei den Wehrdienern ausschlagge
bend sein kann. Ich hoffe auch, daß es so kommt. 

Ich möchte noch auf eines hinweisen, Herr 
Bundesminister: Am 22. November waren etwa 
20 Rechtsträger hier im Parlament und haben alle 
Parlamentsfraktionen gebeten, ihre Einwände be
ziehungsweise ihre Wünsche noch zu hören. Lei
der Gottes wurde dieses nicht von allen Fraktio
nen wahrgenommen. 

Im wesentlichen geht es den Trägerorganisatio
nen darum, daß die Einrückungstermine der Zi
vildiener so gewählt werden, daß es eine Überlap
pung von Einrückenden und Ausdienenden gibt, 
damit diesen Trägerorganisationen permanent 
Zivildiener zur Erfüllung sozialer Aufgaben zur 
Verfügung stehen. Sie haben großen Wert darauf 
gelegt, daß das für jeden Fall eingehalten wird. 

Sie haben auch darauf hingewiesen, daß die 
Schulungstermine abgesprochen werden sollten, 
weil sich immer wieder organisatorische Proble
me dadurch ergeben, daß vorerst einmal drei Wo
chen bei der Trägerorganisation eingeschult wird, 
dann aber zu einer allgemeinen Schulung einbe
rufen wird. Auch daraus ergeben sich im Dienst
betrieb Schwierigkeiten. Sie bitten darum, diese 
Schwierigkeiten auszuräumen. Herr Bundesmini
ster, Sie haben im Verordnungsweg ja die Mög
lichkeit dazu. 

Ein letztes: Ich glaube, es war wirklich sinnvoll, 
die vorerst vorgesehene Verpflichtung zur Natu
ralverpflegung herauszunehmen, weil für viele 
Trägerorganisationen diese Naturalverpflegung 
erhebliche organisatorische Schwierigkeiten mit 
sich gebracht hätte. Ich glaube, wir können uns 
auf diese Zivildienstkommissionen, die eine Ent
schädigung privater Versorgung absprechen und 
organisieren, durchaus verlassen, und ich glaube 
auch, daß diese Regelung, wie sie jetzt vorgesehen 
ist, durchaus positiv zu sehen ist. 

Summa summarum glaube ich, daß wir nach 
zwei Jahren resümieren müssen, und ich hoffe 
sehr, daß auf der einen Seite die Freiheitlichen 
unrecht haben mit ihrer Behauptung, es wäre ein 
Verrat an der Landesverteidigung gewesen. Ich 
bin mir fast sicher, daß sich dieses nicht einstellen 
wird. Ich hoffe aber auch sehr, daß der Zivildienst 
allgemein in seiner Bedeutung innerhalb der Ge
sellschaft eine Aufwertung erfährt und daß wir 
mit diesem Gesetz, mit dieser Novellierung dazu 
beigetragen haben. fBeifall bei ÖVP und SPÖ.) 
22.-1-8 

Präsident: Der letzte in der Rednerliste ist Herr 
Abgeordneter Hofmann. Er hat das Wort. 

22.48 

Abgeordneter Hofmann (SPÖ): Herr Präsi
dent! Herr Minister! Geschätzte Damen und Her
ren! Es ist schon vieles gesagt worden, deswegen 
in aller Kürze: Die Sozialdemokratische Partei ist 
froh, daß mit der heutigen Gesetzwerdung ein 
20jähriger steiniger Weg zu Ende gegangen ist, 
denn es ist uns ja nicht leicht gemacht worden. 
(Abg. Mo se r: Haben Sie es durchgesetzt?) 

Herr Kollege Moser! Wenn Ihr Kollege Scheib
ner hier für und Sie mehr gegen den Zivildienst 
agieren, so glaube ich, daß Sie sich mit Ihrer Ab
lehnung, mit der Ablehung des Gesetzes einen ge
heimen Wunsch erfüllen. Ich bin nach Ihren Aus
sagen hier und teilweise auch im Unterausschuß 
davon überzeugt, daß Ihnen am liebsten gewesen 
wäre, wenn es überhaupt keinen Zivildienst ge
ben würde. Diesen Eindruck habe ich hier wieder 
gehabt. 

Über die grüne Fraktion bin ich heute erstaunt 
gewesen, nämlich über die Redseligkeit der grü
nen Mandatare hier am Pult, denn im Unteraus
schuß waren die Mandatare - sie haben sich dau
ernd abgewechselt - allesamt stumm wie der be
rühmte "Ochs vorm neuen Tor", das muß ich sa
gen. Es war kaum eine Wortmeldung, nur der Ex
perte wurde immer aufgefordert, sich zu melden. 

Kollege Scheibner hat recht, wenn er gesagt 
hat, seit April ist innerhalb der Koalition eifrig 
verhandelt worden. Es war ja eine schwierige Ma
terie. Und der geschätzte Koalitionspartner wird 
mir die Feststellung nicht verübeln, wenn ich 
sage, daß so periodisch alle drei, vier Wochen ein 
Vertreter vom Koalitionspartner aufgetaucht ist 
und wieder Änderungen im Gesetz anregen be
ziehungsweise durchsetzen wollte. Aber schließ
lich kam eine Vernunftsregelung zustande. 

Als Sozialdemokraten sind wir froh, daß end
lich diese bis zur Kriminalisierung reichende Zi
vildienstkommission beseitigt ist und daß es das 
Splitting gibt, wonach die Zivildiener in leichte
ren Diensten zehn Monate Dienst machen müs
sen und jene, die tatsächlich - das ist ja schon 
angeklungen - in Altersheimen und ähnlichen 
Einrichtungen psychisch und physisch schweren 
Dienst leisten, acht Monate. Kollege Moser hat 
meines Erachtens nicht recht, wenn er die Alten
betreuung in den psychiatrischen Kliniken, die 
Hilfsdienste vielleicht nicht so schätzt oder nicht 
gleichstellt mit der psychischen und physischen 
Belastung von Soldaten. Ich glaube, da ist die glei
che Belastung und auch das Recht auf gleich lan
ge Dienstzeit gegeben. 

Es war eigentlich ein Angebot des Ministers an 
die Länder im Sinne des Föderalismus, zu ent-
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scheiden, welche Dienste jetzt für den Zivildienst 
in Frage kommen würden. Es ist bei den Ländern 
immer das Verlangen nach Mitsprache groß, aber 
dort, wo es auch um Verantwortung geht, scheint 
es nicht besonders groß zu sein. Persönlich bin 
ich sogar froh, daß letztlich diese Entscheidungen 
wieder beim Innenminister gelandet sind, weil sie 
meines Erachtens dort in objektiveren Händen 
liegen. 

Auch der schon zitierte Lebenslauf ist eben nur 
ein einfacher Lebenslauf mit reinen Lebensdaten 
und nicht, wie auch gefordert wurde, ein Psy
chogramm, in dem vielleicht der Bewerber um 
den Zivildienst wiederum seine Gewissensgründe 
in schriftlicher Form bekanntgeben hätte müssen, 
was wiederum jene Gruppen benachteiligt hätte, 
die mit der Feder oder verbal nicht so rege sind, 
und eben jene bevorzugt hätte, die sich diesbe
züglich leichter tun. 

Meine Damen und Herren! Die Ängste, die da 
und dort geäußert wurden, vor allem aus der frei
heitlichen Fraktion, es könnte mit dem Bundes
heer schlechter bestellt sein und man müßte zu
erst die Heeresreform durchführen, sind meines 
Erachtens unbegründet. Das erweist sich ja unter 
anderem auch in der Bundesrepublik Deutsch
land, wo ähnliche Maßnahmen gesetzt wurden. 
Dort waren es zuerst 40 000 Zivildiener jährlich, 
und nachdem offiziell in Zeitungen mit beigeleg
ten Beitrittsformularen für den Zivildienst ge
worben wurde, hat sich die Zahl nicht einmal ver
doppelt. Es gab dann 70 000 Zivildiener. 

Die Befürchtungen, die immer geäußert wer
den, in Österreich könnten diese Zahlen plötzlich 
ins U nermeßliche steigen, sind also sicherlich 
nicht gerechtfertigt. Ich weiß, daß von Heeressei
te da immer schwarzgemalt wird, daß es angeb
lich eine Untersuchung und ein Papier gäbe, wo
nach plötzlich beträchtlich hohe Zivildienerzah
len zu befürchten wären. Dieses Papier ist unter 
Verschluß. Ich fordere die Militärs auf, uns dieses 
Papier vorzuzeigen und nicht herumzuschwafeln. 
Ich glaube nämlich nicht, daß es so sein wird. 

Kollege Kraft hat nicht recht, wenn er immer 
von 4 000 Zivildienern spricht. Von 1985 bis 
1990 schwankt die Zahl, wie dem Zivildienstbe
richt zu entnehmen ist, zwischen 3 400 und 
3 600 Bewerbern, von denen im letzten Jahr 
2 519 Bewerber anerkannt wurden. 

Es ist richtig, und davon bin ich überzeugt, daß 
auch das Heer jetzt aufgerufen ist, Taten zu set
zen, eine echte Reform durchzuführen. Wenn die 
Mobilstärke von derzeit 200 000 Mann oder 
250 000, 300 000 Mann auf 120 000 Mann her
abgesetzt wird, Herr Kollege Moser, dann wird es, 
glaube ich, trotz geburtenschwacher Jahrgänge 
und trotz Zivildienst an der entsprechenden Zahl 
von Soldaten nicht fehlen. 

Ich persönlich bin ein Befürworter - das 
möchte ich betonen - des Wehrdienstes, aber 
man muß eben anerkennen, daß der Wehrersatz
dienst in Form des Zivildienstes von vielen Men
schen gewünscht wird. Man soll nicht immer se
lektieren. Wer es machen will, der soll es machen. 
Bei entsprechender Attraktivität des Bundeshee
res wird sich das mit Sicherheit im Rahmen hal
ten. Es ist nämlich so, daß zum Beispiel im Vor
jahr 36,2 Prozent der vorhandenen und angebote
nen Zivildienstplätze aufgrund von zuwenig Zi
vildienern gar nicht besetzt werden konnten, und 
ich kann mich noch erinnern, daß der frühere 
Landeshauptmann Haslauer in Salzburg einmal 
vehement gejammert und nach mehr Zivildienern 
gerufen hat, weil gewisse Sozialdienste, Rot
Kreuz-Dienste, mangels Zivildienern nicht mehr 
besetzt, nicht mehr absolviert werden konnten. 

Ich glaube, daß neben dem Wehrdienst der 
Wehrersatzdienst in Form des Zivildienstes in
zwischen eine wichtige Rolle in unserem Gesell
schaftsgefüge spielt, eine Rolle in der Richtung, 
daß gewisse Sozial-, Friedens- und Zivilschutzlei
stungen nicht mehr absolviert werden könnten, 
gäbe es diese Zivildiener nicht. 

Ich glaube deshalb, daß wir froh sein können, 
hier ein modernes Gesetz geschaffen zu haben, 
das Diskriminierung und Kriminalisierungen aus
schaltet und das beiden Anforderungen in unse
rer Gesellschaft gerecht wird: der bewaffneten 
Landesverteidigung und dem Wehrersatzdienst in 
Form des Zivildienstes, zu dem wir uns als Sozia
listen mit diesem Gesetz jetzt - wie ich schon 
gesagt habe - nach 20jährigem steinigem .. Weg 
am Ziel gefunden haben. (Beifall bei der SPO und 
bei Abgeordneten der ÖVP.) 22.55 

Präsident: Zu Wort ist niemand mehr gemel
det. Die Debatte ist daher geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das 
Schlußwort, sodaß wir sogleich zur Ab s tim -
m u n g schreiten können, die über jeden Aus
schußantrag getrennt vorgenommen wird. 

Zuerst gelangen wir zur Abstimmung über den 
Entwurf betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Zivildienstgesetz geändert wird, samt Titel 
und Eingang in 249 der Beilagen in der Fassung 
des Ausschußberichtes unter Berücksichtigung 
der vom Herrn Berichterstatter vorgetragenen 
Druckfehlerberichtigung. 

Dazu haben die Abgeordneten Wabl und Ge
nossen einen Abänderungsantrag, und zwar be
treffend Artikel I, eingebracht. 

Weiters liegt ein Abänderungsantrag der Abge
ordneten Gaal, Or. Pirker und Genossen, teils 
zum Artikel II und teils zum Titel des Gesetzent
wurfes, vor. 
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Ich werde daher über die erwähnten Abände
rungsanträge, hinsichtlich der Artikel I und II je
weils unter einem, und dann über die restlichen, 
noch nicht abgestimmten Teile des Gesetzentwur
fes samt Titel - in der Fassung des erwähnten 
Abänderungsantrages - und Eingang abstimmen 
lassen. 

Da sich die genannten Abänderungsanträge auf 
Verfassungsbestimmungen beziehen, wird zu
nächst im Sinne des § 82 Abs. 2 Z. 1 der Ge
schäftsordnung die für die Abstimmung erforder
liche Anwesenheit des verfassungsmäßigen Quo
rums festgestellt. 

Ich ersuche nunmehr jene Damen und Herren, 
die sich für Artikel I in der Fassung des Abände
rungsantrages der Abgeordneten Wabl und Ge
nossen aussprechen, um ein Zeichen. - Das ist 
die Minderheit. Abgelehnt. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
Artikel I in 249 der Beilagen in der Fassung des 
Ausschußberichtes 330 der Beilagen unter Be
rücksichtigung der vom Berichterstatter vorgetra
genen Druckfehlerberichtigung, und ich ersuche 
jene Damen und Herren, die hier zustimmen, um 
ein Zeichen. - Das ist mit Mehrheit, und zwar 
mit der verfassungsmäßig erforderlichen Zwei
drittelmehrheit, beschlossen. 

Ein Teil des Abänderungsantrages der Abge
ordneten Gaal, Dr. Pirker und Genossen bezieht 
sich auf Artikel II der Vorlage. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die sich für 
Artikel II in der Fassung des Abänderungsantra
ges der Abgeordneten Gaal, Dr. Pirker und Ge
nossen aussprechen, um ein diesbezügliches Zei
chen. - Auch das ist mit der erforderlichen 
Zweidrittelmehrheit angenommen. 

Wir kommen daher zur Abstimmung über den 
Titel des Gesetzentwurfes, hinsichtlich dessen 
ebenfalls ein Abänderungsantrag der Abgeordne
ten Gaal, Dr. Pirker und Genossen vorliegt, sowie 
dessen Eingang, und ich bitte jene Damen und 
Herren. die für diese Teile des Gesetzentwurfes in 
der Fassung des Abänderungsantrages der Abge
ordneten Gaal, Dr. Pirker und Genossen sind, um 
ein Zeichen. - Das ist mit Mehrheit beschlossen. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Ge
setzentwurf auch in dritter Lesung ihre Zustim
mung erteilen, um ein Zeichen. - Ich stelle die 
Beschlußfassung mit Z w eid r i t tel me h r -
h e i t in dritter Lesung fest. 

Ich lasse jetzt über den Antrag des Ausschusses 
abstimmen, den Bericht des Bundesministers für 

Inneres gemäß Zivildienstgesetz samt Bericht der 
Zivildienstoberkommission - 111-28 der Beilagen 
- zur Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser 
Kenntnisnahme zustimmen, um ein Zeichen. -
Das ist - bis auf Kollegen Lichal - mit M ehr -
he i t a n gen 0 m me n. (Abg. Dr. K hol: Herr 
Präsident! Und Schranz! Wenn schon. denn schon.' 
- Heiterkeit.) 

Eine Berichtigung des Protokolls ist nicht er
forderlich. Hauptsache, die Sache ist beschlossen. 

5. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wissen
schaft und Forschung über den Antrag 233/ A 
der Abgeordneten Dr. Brünner, Dr. Stippei, Kla
ra Motter und Genossen betreffend ein Bundes
gesetz, mit dem das Forschungsorganisationsge
setz - FOG - geändert wird (296 der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
5. Punkt der Tagesordnung: Es ist dies der Be
richt des Ausschusses für Wissenschaft und For
schung über den Antrag 233/A der Abgeordneten 
Dr. Brünner, D1'. Stippei, Klara Motter und Ge
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Forschungsorganisationsgesetz geändert wird 
(296 der Beilagen). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. 
Lackner. Ich bitte ihn um seinen Bericht. 

Berichterstatter Dr. Lackner: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Ich erstatte den Bericht des Ausschusses für Wis
senschaft und Forschung (296 der Beilagen) über 
den Antrag 233/A der Abgeordneten Dr. Brün
ner. 01'. Stippei, Klara Motter und Genossen be
treffend ein Bundesgesetz, mit dem das F or
schungsorganisationsgesetz geändert wird. 

Die Abgeordneten D1'. Brünner, 01'. Stippel, 
Klara Motter und Genossen haben den gegen
ständlichen Initiativantrag am 22. Oktober 1991 
im Nationalrat eingebracht und wie folgt begrün
det: 

Vereinbarungen der Universitäten und Hoch
schulen künstlerischer Richtung mit ausländi
schen Universitäten und Hochschulen oder Aka
demien, wie etwa über die Durchführung wissen
schaftlicher Arbeiten beziehungsweise über wis
senschaftliche Zusammenarbeit oder Partner
schaften bedürfen derzeit jeweils der vorherigen 
Zustimmung des Bundesministers für Wissen
schaft und Forschung. Ausgenommen sind jeden
falls Staatsverträge im Sinne der Bundesverfas
sung. Die Genehmigungskompetenz des Bundes
ministers für Wissenschaft und Forschung war 
auch zur Steuerung dieser Abkommen oder Part
nerschaften gedacht; obwohl eine solche durch 
den Selbstbeschränkungsbeschluß der Rektoren-
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konferenz beziehungsweise nach dessen Aufhe
bung durch den Budgetplafond gegeben war. 
Ebenso einer solchen Regelung zugehörig sind 
Vereinbarungen, die aus den zweckgebundenen 
Einnahmen der jeweiligen Universität und Kunst
hochschule finanziert werden (zum Beispiel Stu
dienbeiträge der ausländischen Studierenden 
nach dem Hochschultaxengesetz), nicht aber Ver
einbarungen, die im Rahmen der eigenen Rechts
persönlichkeit abgeschlossen werden. 

In konsequenter Verfolgung des Gedankens der 
Dezentralisierung von Entscheidungen und des 
Abbaues entbehrlicher Genehmigungsverfahren 
sieht der Änderungsentwurf nunmehr vor, die 
Entscheidung über den Abschluß der Vereinba
rungen, nach Maßgabe der vorhandenen Budget
mittel, den einzelnen Universitäten und Hoch
schulen künstlerischer Richtung selbst zu über
tragen. Nach außen vertretungs- und zeichnungs
befugtes Organ ist der Rektor der jeweiligen Uni
versität oder Hochschule künstlerischer Rich
tung. (Präsident Dr. L ich a I übernimmt den 
Vorsitz.) 

Der Ausschuß für Wissenschaft und Forschung 
hat den gegenständlichen Initiativantrag erstmals 
in seiner Sitzung am 6. November 1991 in Ver
handlung genommen. Nach Berichterstattung 
durch den Abgeordneten Dr. Lackner und Wort
meldungen der Abgeordneten lng. Nedwed, Dr. 
Brünner, Dr. Stippel sowie des Bundesministers 
für Wissenschaft und Forschung Dr. Busek wurde 
die Verhandlung vertagt. 

Am 22. November 1991 wurde die vertagte 
Verhandlung wieder aufgenommen. 

Die Abgeordneten Dr. Brünner und Dr. Stippel 
brachten einen Abänderungsantrag betreffend 
Ziffer 1 des im Antrag enthaltenden Gesetzent
wurfes ein. 

Weiters brachten die Abgeordneten Mag. Cor
dula Frieser und Ing. Nedwed einen Zusatzantrag 
ein. 

Bei der Abstimmung wurde der im Initiativan
trag enthaltene Gesetzentwurf unter Berücksich
tigung des Abänderungsantrages der Abgeordne
ten Dr. Brünner und Dr. Stippel sowie des Zu
satzantrages der Abgeordneten Mag. Cordula 
Frieser und Ing. Nedwed teils einstimmig, teils 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Aus
schuß für Wissenschaft und Forschung somit 
den An t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlossenen 
Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustim
mung erteilen. 

Herr Präsident! Sollten Wortmeldungen vorlie
gen, bitte ich die Debatte fortzusetzen. 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke dem Herrn Be
richterstatter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei
nem durchgeführt. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abgeordnete 
Klara Motter. Ich erteile es ihr. 

:23.04 
Abgeordnete Klara Motter (FPÖ): Sehr geehr

ter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesmi
nister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Beim vorliegenden Antrag 233/ A der Abgeordne
ten Dr. Brünner, Dr. Stippei, Klara Motter und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
das Forschungsorganisationsgesetz geändert wird, 
geht es um zwei Materien, die in der Diskussion 
streng voneinander getrennt werden müssen. 

Erstens geht es um Vereinbarungen der Uni
versitäten und Hochschulen oder Akademien und 
zweitens um eine Änderung der §§ 28 Abs. 2 
und 29 Abs. 5 und 6, weiters des § 31a Abs. 1 
und 5 bezüglich Teilrechtsfähigkeit der Bundes
museen sowie die Änderung des Bundeshaus
haltsgesetzes in den §§ 1 Abs. 6 und 5 Z. 6. 

Wir Freiheitlichen können der Änderung des 
§ 16 im Forschungsorganisationsgesetz aus voller 
Überzeugung unsere Zustimmung geben, da mit 
dieser Novellierung ein weiterer Schritt in Rich
tung Internationalisierung unserer Universitäten 
und Hochschulen gesetzt wird. 

In Zukunft können durch diesen Beschluß die 
österreichischen Universitäten und künstleri
schen Hochschulen, die Institute und Kliniken 
nach Maßgabe der ihnen zur Verfügung stehen
den Budgetmittel Vereinbarungen mit ausländi
schen Universitäten und künstlerischen Hoch
schulen beziehungsweise Akademien treffen, 
Vereinbarungen, die die Durchführung wissen
schaftlicher sowie künstlerischer Arbeiten auf 
dem Gebiet der Forschung, Lehre und zu Stu
dienzwecken gewährleisten. 

Damit wird endlich Abschied genommen von 
einer zentralistischen und bürokratischen Ver
waltung der Auslandskontakte der österreichi
schen Universitäten. Auch wird damit ein weite
rer Schritt in Richtung Autonomie und Selbstver
waltung gesetzt. 

Meine Damen und Herren! Ganz anders ver
hält es sich mit einem ebenfalls zu dieser Materie 
eingebrachten Zusatzantrag der Abgeordneten 
Mag. Friesel' und Ing. Nedwed. 

Obwohl die beiden Koalitionsparteien SPÖ und 
ÖVP am Beginn der Teilrechtsfähigkeitsdiskus
sion im Frühjahr dieses Jahres durchaus bereit 
waren. sich zu einer echten Reform zu entschlie
ßen, einer Reform, die die Möglichkeit einer ech-
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ten Teilrechtsfähigkeit der Museen gewährleisten 
würde, muß ich heute mit Bedauern feststellen, 
daß wir von einer echten Reform noch weit ent
fernt sind. Wir haben wieder einmal, wie üblich, 
nur ein Reförmchen geboren, und es stellt sich 
mir wieder einmal die Frage, welchen Stellenwert 
wir Abgeordnete uns geben. Obwohl wir von ei
ner Sache überzeugt sind, lassen wir uns immer 
wieder Handschellen anlegen und sind nicht be
reit, als frei gewählte Abgeordnete zu agieren. 
(Beifall bei der FPÖ.) 

Das Zurückdrängen des Staatseinflusses, das 
das Ziel war, ist nicht zum Tragen gekommen. 
Das Ziel, dem Management der Bundesmuseen 
mehr Möglichkeiten in der Teilrechtsfähigkeit zu 
geben, wurde nach langem Hin und Her, nach 
beinahe hergestellter Einigkeit der Abgeordneten 
und der Museumsdirektoren wieder einmal ad 
acta gelegt. 

Glauben Sie mir, meine sehr geehrten Damen 
und Herren des Wissenschaftsausschusses: Als 
Vorsitzende habe ich um der Sache willen, denn 
die Bundesmuseen sind mir ein echtes Anliegen, 
alle diese Hin und Her mitgetragen, immer in der 
Hoffnung, etwas Brauchbares, etwas Grundsätzli
ches und Zielführendes für die Teilrechtsfähig
keit unserer Bundesmuseen zu erreichen. 

Ob es um Veranstaltungen von Sonderausstel
lungen und sonstige Fachveranstaltungen ging, ob 
es um Herstellung, Verlag und Vertrieb von 
Druckwerken, Ton- und Bildträgern, Repliken 
oder Andenkenartikeln oder die tageweise Ver
mietung einzelner Liegenschaften und Räumlich
keiten der Bundesmuseen an Interessenten aus 
der Wirtschaft ging, ob es um Öffentlichkeitsar
beit, um Kulturmanagement oder die sich daraus 
ergebende Möglichkeit einer vertraglichen Zu
sammenarbeit mit interessierten Firmen und In
stitutionen außerhalb der staatsverwalteten Kunst 
und Kultur ging, mußte ich leider bald feststellen, 
daß kein noch so guter und zukunftsweisender 
Vorschlag ernsthaft ins Kalkül gezogen wurde. 

Ich mußte leider auch feststellen, daß sich die 
sozialdemokratischen Abgeordneten nicht für 
mehr Privat und weniger Staat im Museumsl?e
reich entschließen konnten. (Beifall bei der FPO.) 
Sie sahen vielmehr schon sämtliche Dämme der 
auf dem Umverteilungsprinzip beruhenden 
Staatshegemonie brechen und somit eine Macht 
im Lande schwinden. Die Damen und Herren der 
ÖVP waren zu Anfang entschlossen, ihrem ur
sprünglichen Gedanken einer echten Reform der 
Teilrechtsfähigkeit das Wort zu reden, schluß
endlich mußten sie sich, um den lieben Koali
tionsfrieden zu erhalten, wieder einmal beugen 
und ihre Entschlossenheit über Bord werfen. 

Meine Damen und Herren! Wie ich schon im 
Ausschuß feststellte, ist von einer echten Reform 

nicht mehr viel übriggeblieben, doch gibt es eini
ge Verbesserungen, und die möchte ich auch 
nicht verschweigen. Auch sind die Herren Direk
toren nach Zusage von entsprechenden Durch
führungsbestimmungen, die ihnen noch kurzfri
stig im Bundesministerium für Finanzen gemacht 
wurde, mit der vorliegenden Novelle einverstan
den. 

Durch das Einbeziehen von gemischten Schen
kungen und Sponsoren verträgen , das Einbezie
hen von Sonderausstellungen und sonstigen 
Fachveranstaltungen - die gesamte Geschäftsab
wicklung, nicht nur die Buchhaltung kann vom 
Bundesmuseum in Zukunft selbst besorgt werden 
- und mit dem Entfall des Haushaltsrechts für 
die Teilrechtsfähigkeit wurden sicher Schritte ge
setzt, die als Verbesserung angesehen werden 
können. 

Weiters wurden durch die Zusage von Durch
führungsbestimmungen folgende Punkte ermög
licht: Einbeziehung von Veranstaltungen als Qua
sivermietung, Vertrieb auch außerhalb des Mu
seums, solange das Museum als Erfüllungsort gilt, 
weitestgehend Interpretation der Möglichkeiten 
von Durchführungen von Arbeiten im Auftrag 
Dritter sowie die Beteiligung an Gesellschaften. 

Was die letzten Punkte anbelangt, möchte ich 
feststellen, daß trotz der im Sinne der Museen 
getroffenen Interpretation eine allgemeine 
Rechtsunsicherheit besteht. Es stellt sich die be
rechtigte Frage: Was kann und darf ein teilrechts
fähiger Museumsdirektor eigentlich tun? Die Mu
seen befinden sich in einer Rechtsunsicherheit, 
und es ist für mich nur eine Frage der Zeit, bis 
wir uns hier mit dieser Thematik wieder befassen 
werden. Die Teilrechtsfähigkeit bedarf einer ech
ten Rechtsform, um auch garantieren zu können, 
daß die Museen, daß die Verwalter dieser Museen 
nicht im rechtlosen Zustand arbeiten und auf
grund von Durchführungsbestimmungen der 
Willkür ausgesetzt sind. 

Es kann also das, was hier heute beschlossen 
wird, nur als Zwischenschritt angesehen werden. 
Für uns Freiheitliche ist dies keine saubere Lö
sung, denn wenn Sie, meine Damen und Herren 
der Koalitionsregierung, ehrlich sind, müssen Sie 
mir recht geben, daß von einer echten Reform 
nicht die Rede sein kann. 

Uns sind ein paar gute Überschriften, die einen 
Trend in die richtige Richtung aufzeigen, zuwe
nig. Wir haben aus sachlichen Gründen, wie 
schon erwähnt, das Hin und Her, das Für und 
Wider mitgetragen, wir sind auf jedes auch noch 
so abwegige Argument in konstruktiver Art und 
Weise eingegangen. Uns geht es auch weiterhin 
um die Sache der Bundesmuseen, um die berech
tigten Anliegen der Direktoren, vor allem aber 
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auch um eine finanzielle Entlastung des ö~terrei
chisehen Steuerzahlers. (Beifall bei der FPO.) 

Ich bin überzeugt: Würden wir uns von den al
ten Strukturen der Verwaltung unserer Bundes
museen lösen, könnten dadurch mehr Budgetmit
tel freigesetzt werden. Für das Vorhaben einer 
großen und sachlich fundierten Forschungsorga
nisationsgesetznovelle hat sich, was die Bundes
museen betrifft, unserer Meinung nach zuwenig 
zum Positiven geändert. Wir können zudem dem 
österreichischen Steuerzahler nicht klar machen, 
daß wir das Staatseigentum nach sachlichen und 
finanziellen Effizienzgesichtspunkten verwalten. 
Ich persönlich bin auch der Überzeugung, daß die 
Bundesmuseen mit ihren Herren und Damen Di
rektoren und Mitarbeitern, obwohl sie sich an
scheinend zufrieden zeigen, mehr verdient hät
ten, als sie jetzt bekommen. 

Für uns Freiheitliche ist diese Minimallösung 
zuwenig, und aus diesem Grunde lehnen wir den 
Zusatzantrag der Abgeordneten M~g. Frieser und 
Ing. Nedwed ab. (Beifall bei der FPO.) 23.13 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Frau Abgeordnete Mag. Cordula Frieser. Frau 
Abgeordnete, Sie haben das Wort. - Bitte schön. 

23.13 .. 
Abgeordnete Mag. Cordula Frieser (OVP): 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da
men und Herren! Liebe Frau Kollegin Motter! 
Ich bedaure es zutiefst, daß Sie den "Kunstfrie
den" , der hier in diesem Haus innerhalb der Par
teien seit dem Jahr 1986 herrscht, nicht fortset
zen. Wir haben alle Gesetzesmaterien, und wir 
haben sehr viele hier in diesem Haus beschlossen, 
einstimmig beschlossen. 

Ich habe den, glaube ich, begründeten Ver
dacht, daß die Handschellen nicht den Abgeord
neten dieser Koalitionsregierung angelegt wurden 
(Abg. Dr. G II ger ba Cl e r: Nasenring.'), sondern 
ich fürchte, daß die Handschellen Ihnen, Frau 
Motter, leider von Ihrer eigenen Partei angelegt 
wurden. (Beifall bei ÖVP und SPÖ. - Abg. Klara 
MOl ( e r: Nein, ganz sicher nielu.') 

Und ich bin überzeugt, Frau Kollegin Motter, 
daß Sie, wenn es nach Ihnen gegangen wäre, die
ser Novelle Ihre Zustimmung gegeben hätten, 
weil ich weiß, wie sehr Sie mit dem Herzen dabei 
waren. (Abg. Dr. G II ger bau e r: Mir einem Na
senring sind Sie hinausgezogen worden!) Den Na
senring, lieber Herr Klubobmann Gugerbauer, 
den haben Sie dreifach von Ihrem Parteiobmann 
eingezogen, nicht nur einfach! (Beifall bei ÖVP 
und SPO.) 

Aber nun zur Sache. Mit der FOG-Novel
le 1990 haben wir das Instrument der Teilrechts
fähigkeit für die Museen eingeführt. Auf Basis 
dieses Instruments war es den Museumsdirekto-

ren und ihren Mitarbeitern während der vergan
genen zwei Jahre möglich, zig Millionen zu lu
krieren, zig Millionen für Museen, die die Attrak
tivität dieser Häuser gesteigert haben, und zig 
Millionen, die indirekt das Museumsbudget entla
stet haben. 

Durch die FOG-Novelle 1991, die wir heute 
beschließen werden, wird die Selbständigkeit die
ser Bundesmuseen entschieden erweitert. Die 
Einkünfte aus Schenkungen und Sponsorverträ
gen werden der Begehrlichkeit des Finanzmini
sters endlich entzogen, es ist möglich, Sonderaus
stellungen über den ordentlichen Haushalt hinaus 
durchzuführen und die Erlöse daraus wiederum 
in den Museen zu verwenden, in den Museums
shops anderer Museen auszustellen und hinsicht
lich der Verkaufsgegenstände und des Einkaufes 
zu kooperieren und - das wichtigste, das war ein 
großes Anliegen der Museen - die Betriebsfüh
rung der Bundesmuseen im Rahmen der Teil
rechtsfähigkeit frei von den Vorschriften des 
Bundeshaushaltsgesetzes ausschließlich nach pri
vatrechtlichen Kriterien zu gestalten. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir heute 
dieses Gesetz beschließen, dann ist die Diskussion 
über diese Materie sicher nicht beendet. Wir müs
sen die Diskussion über die Teilrechtsfähigkeit 
auch inhaltlich weiterführen. 

Es ist nämlich die Frage, ob die derzeitige Re
gelung des Deckungsfonds eine betriebswirt
schaftliche Gestion nicht vielleicht doch verhin
dert und ob man den teilrechtsfähigen Museen 
nicht doch die Möglichkeit einer Kreditaufnahme 
gewährt oder ob zum Beispiel die persönlich un
beschränkte Haftung des jeweiligen Museumsdi
rektors gerechtfertigt ist. Denken Sie daran, daß 
der Museumsdirektor diese Museumsshops un
entgeltlich betreibt, keinen Gewinn daraus er
zielt, aber mit seinem bescheidenen Gehalt - je
der weiß, wieviel der Direktor des Kunsthistori
schen Museums verdient, das wurde in allen Ga
zetten breitgetreten - haftet! Das scheint mir 
nicht gerechtfertigt, vor allem im Vergleich zu 
den Direktoren anderer staatlichen Einrichtun
gen, die ein Vielfaches verdienen, keinerlei Haf
tung und relativ wenig Verantwortung haben. 

Letztlich müssen wir uns fragen, ob wir den 
Museen nicht überhaupt eine privatrechtliche 
Konstruktion ermöglichen sollten; ich denke da 
an Kapitalgesellschaften, wie die Ges.m.b.H oder 
die Aktiengesellschaft. Da würden wir auch die 
Problematik des Steuerrechtes sauber und anstän
dig lösen können. 

In diesem Sinne, meine Damen und Herren, ge
ben wir dieser FOG-Novelle selbstverständlich 
gerne unsere Zustimmung. 

48. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)152 von 170

www.parlament.gv.at



4850 Nationalrat XVIII. GP - 48. Sitzung - 4. Dezember 1991 

Mag. Cordula Frieser 

Frau Kollegin Motter, noch ein persönliches 
Wort: Sie hätten Ihre Zustimmung dem Kollegen 
Nedwed - ich möchte ihm jetzt nicht vorgreifen 
- zum Geschenk machen können. (Beifall bei 
ÖVP und SPÖ.) 23.19 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge
meldet ist der eben genannte Abgeordnete lng. 
Nedwed. - Bitte, Sie haben das Wort. 

23.19 .. 
Abgeordneter Ing. Nedwed (SPO): Herr Präsi

dentl Meine Damen und Herren! Ich kann an 
meine Vorrednerin anschließen. Ich bedaure es 
auch, daß es diesmal nicht zu einem einstimmigen 
Beschluß kommt. Ich glaube, daß es vielleicht 
auch an der Vorgangsweise liegt. Wir haben bei 
der 1. FOG-Novelle im Jahr 1989 gemeinsam mit 
dem Kollegen Bergmann und den Kolleginnen 
Frieser, Motter und auch mit den Vertretern der 
Grünen einen Unterausschuß eingesetzt, der die 
Materie im Detail behandelt hat. Da war dann der 
Informationsstand ein gemeinsamer. 

Diesmal hat es bei der Museumsnovelle Ver
handlungen im einzelnen gegeben, es ist auch von 
Tag zu Tag ein Fortschritt erzielt worden, aber 
bis knapp vor dem Wissenschaftsausschuß ist ein 
Text der Gesetzesnovelle vorgelegen. 

Es ist inhaltlich ein Fortschritt, und ich möchte 
hier den Brief der Museumsdirektoren nicht un
erwähnt lassen. Sie schreiben, daß die verabschie
dete Novelle bezüglich der Teilrechtsfähigkeit in 
bestimmten Punkten eine Verbesserung darstellt 
und aus diesem Grunde dieser Novellierung die 
Zustimmung nicht versagt wird. Dessen ungeach
tet fordern die Direktoren weitere Strukturrefor
men. 

Ich glaube, man sollte vorerst einmal bei der 
Teilrechtsfähigkeit bleiben, weil sie auch im er
sten Ansatz bereits große Fortschritte gebracht 
hat. Sie hat den Museen Einnahmen gebracht. die 
Museen können sich freier bewegen, sie können 
selbst Initiativen ergreifen, die sie sonst nicht ge
setzt hätten. Sie haben in den verschiedensten Be
reichen - man denke zum Beispiel nur an die 
Kreml-Ausstellung, die noch nicht ganz im Rah
men der Teilrechtsfähigkeit durchgeführt wurde, 
aber doch in einer Kombination die Chancen 
zeigt - viele Einnahmen erzielt. Nach der neuen 
Regelung ist es so, daß Sonderausstellungen, daß 
Sponsorenverträge in die Teilrechtsfähigkeit ein
bezogen werden können. 

Wir haben noch etwas durchgesetzt. was es bis
her nicht gegeben hat: nämlich daß der Bund auf 
jene Rechte bei der Verwertung verzichtet, die die 
Museen in Anspruch nehmen bei der Verarbei
tung und beim Vertrieb von verschiedenen Arti
keln zum Beispiel für Reproduktionen und An
denkenartikel, die in den Museumsshops verkauft 

werden. Auch das ist, glaube ich, wichtig. Wir ha
ben die Geschäftsabwicklung durch Gesellschaf
ten hineingenommen und vor allem die Heraus
nahme aus der Bundeshaushaltsordnung. Das ist 
eine sehr wichtige Frage, weil sonst die Teil
rechtsfähigkeit keineswegs systemkonform wäre. 

Ich glaube deshalb, daß diese Novelle ein Fort
schritt ist. doch nicht nur für die Museumsdirek
toren, sondern eigentlich für jene, die in die Mu
seen gehen, für die Österreicher und für die aus
ländischen Besucher. Das ist doch das entschei
dende. daß wir die Museen mit der Teilrechtsfä
higkeit in Bewegung gesetzt haben. Es war 
Neuland, das im Jahr 1989 betreten wurde, und 
ich glaube, es ist auch ein Muster für verschiede
ne andere Bereiche. 

Denken wir nur daran, was über die sogenannte 
Privatisierung von Schönbrunn diskutiert wird! 
Ich habe schon letztes Mal gesagt, es hätte auch 
die Möglichkeit gegeben, sich des Modells der 
Teilrechtsfähigkeit zu bedienen, damit man auch 
dort Verbesserungen und Flexibilität im Manage
ment durchsetzt. Man muß nicht Gesellschaften 
gründen, die ohne große Leistungen Profite zie
hen können. Die Teilrechtsfähigkeit ist ein Be
weis dafür, daß man für die Öffentlichkeit. für die 
Gesellschaft gemeinnützig arbeiten kann, mit 
Elan, mit persönlichem Einsatz, und nicht im 
Sinne eines Profits einzelner privatisiert wird. 

Ich glaube. das ist ein sehr wichtiger Punkt, und 
so kann ich zusammenfassend sagen, daß mit die
ser zweiten FOG-Teilrechtsfähigkeitsnovelle ein 
weiterer Schritt zur Selbständigkeit und Flexibili
tät der österreichischen Bundesmuseen getan 
wird. Was von den in diesem Bereich Tätigen im 
Jahr 1989 begonnen wurde, soll nun gesichert 
und erweitert werden. Zusammen mit den großen 
Investitionen der ersten und zweiten Museums
milliarde und den neuen Projekten, wie zum Bei
spiel dem Museumsquartier, wird damit auch der 
Anschluß an neue internationale Entwicklungen 
gefunden. 

Wir werden natürlich dieser Novelle unsere 
Zustimmung geben. - Danke. (BeifaLL bei SPÖ 
und Ö VP.) ~32.3 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet hat 
sich Herr Vizekanzler Dr. Busek. Bitte, Herr Vi
zekanzler. 

23.23 
Bundesminister für Wissenschaft und For

schung Vizekanzler Dr. Busek: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Zu
nächst einmal möchte ich mich bei den Abgeord
neten des Hauses, bei den Mitgliedern des Wis
sensehaftsausschusses und der Frau Vorsitzenden 
Motter sehr herzlich bedanken, daß diese FOG
Novelle möglich wurde. Bedanken deswegen, weil 
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in dem Teil, der die Universitäten und Kunst
hochschulen betrifft, die Verwaltungsvereinfa
chung hinsichtlich der notwendigen Verträge, die 
sich durch die Europäisierung und Internationali
sierung ergeben, ermöglicht wurde. 

Es ist nicht sinn haft, daß jeder dieser Verträge, 
die durch ERASMUS, aber auch andere europäi
sche Projekte nun in reichem Ausmaß notwendig 
sind, durch das Ministerium genehmigt werden 
muß. Das FOG hat uns dazu gezwungen. Es war 
das schwer erklärbar, und wir konnten hier nur 
auf das Gesetz selbst verweisen. Der Verzicht dar
auf ist sicher ein Entgegenkommen in der Situa
tion der Autono~ie. Letztlich muß ich ganz offen 
sagen: Welche Uberprüfungsfunktion hier das 
Ministerium haben soll, das ist nicht im einzelnen 
nachvollziehbar und von der Zweckmäßigkeit her 
bestimmt schwer zu erklären. Herzlichen Dank 
auch dafür, daß es in dieser zeitlichen Abfolge 
möglich war. 

Auch ich schätze die Einstimmigkeit in der 
Vorgangsweise rund um die Museen, allerdings ist 
es natürlich ein Prozeß, der in Weiterentwicklung 
ist. Frau Abgeordneten Motter! Ich glaube, daß 
die volle Rechtsfähigkeit - so möchte ich es nen
nen - ganz sicher das Ziel ist. In diesem Sinn bin 
ich auch nicht zufrieden. Aber es sind hier ein
fach Schritte in die richtige Richtung zu machen, 
und die liegen hier zweifellos vor. Insoferne ist es 
eine Verbesserung, was von den Direktoren in
zwischen auch bestätigt wurde. 

Sosehr ich bedaure, daß der seit Jahren mit den 
Problemen vertraute Abgeordnete Ing. Nedwed, 
wie ich den Medien entnommen habe, nicht mehr 
dem Hause angehören wird, so schmerzt es mich, 
ihm der guten Ordnung halber in der Sache wi
dersprechen zu müssen: Die Teilrechtsfähigkeit 
für Schönbrunn ist bei der jetzigen Rechtslage 
nicht möglich. Der Unterschied zwischen Schön
brunn als Bundesgebäude und den Museen be
steht darin, daß die Museen durch das FOG gere
gelt sind, also hier die Einräumung möglich ist, 
während es für die Bundesobjekte eine diesbezüg
liche Rechtsregelung nicht gibt. In Geprächen mit 
dem Finanzminister und dem zuständigen Wirt
schaftsminister sind wir einen Schritt weiterge
kommen, daß wir Schönbrunn Rechtspersönlich
keit geben müssen, um Teilrechtsfähigkeit über-
haupt einräumen zu können. '-

Insoferne sei für den Jännertermin, wie er mir 
inzwischen zugerufen wurde, eine freundliche 
"Ausstimmung" gefunden: Das wird der Weg 
sein, der zu gehen ist. In diesem Sinne kann ich 
dann wieder voll Ihrer Position zustimmen. (Bei
fall bei ÖVP und SPÖ.) 23.26 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zum Wort 
gemeldet: Herr Abgeordneter Dr. Brünner. -
Bitte, Herr Abgeordneter. 

23.27 

Abgeordneter Dr. Brünner (ÖVP): Herr Präsi
dent! Herr Vizekanzler! Meine sehr geehrten Da
men und Herren! Frau Kollegin Motter, ich kann 
Sie in Ihrer Enttäuschung gut verstehen, denn ich 
möchte schon festhalten, daß auch meine Geduld 
in den Verhandlungen überstrapaziert gewesen 
ist. Dies nicht zuletzt deshalb, weil wir ständig die 
gleichen Schlachten mit dem Finanzministerium 
zu führen haben: 1989 betreffend die Teilrechts
fähigkeit der Universitäten, 1990 betreffend die 
Teilrechtsfähigkeiten der Museen, jetzt betref
fend die erweiterte Teilrechtsfähigkeit der Mu
seen, und ich fürchte, daß bei der U niversitätsor
ganisationsreform eine weitere diesbezügliche 
Schlacht zu schlagen sein wird. 

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, daß diese 
Teilrechtsfähigkeit sowohl bei den Universitäten 
als auch bei den Museen nicht diese Horrorszena
rien verwirklicht hat, die der eine oder andere Be
amte im Finanzministerium vielleicht erwartet 
hatte. 

Es tut auch mir leid, daß Sie, Frau Kollegin 
Motter, nicht zustimmen können, nicht zuletzt 
deshalb, weil Sie doch wesentlichen Anteil an die
ser Novelle und an dieser Erweiterung der Teil
rechtsfähigkeit betreffend die Museen haben. 

Nun aber einige Worte zum § 16 des For
schungsorganisationsgesetzes. Die OECD hat vor 
einigen Jahren eine Untersuchung betreffend den 
Autonomiegrad der österreichischen Universitä
ten ~.urchgeführt, und die Analyse hat ergeben, 
daß Osterreich im Schlußfeld betreffend die Au
tonomie liegt. Die österreichischen Universitäten 
hatten einen Autonomiegrad von 20 bis 30 Pro
zent, die französischen von über 30 Prozent, die 
belgischen gar einen zwischen 80 und 90 Prozent. 

Nun ist die autonome, eigenverantwortliche 
und selbständige Besorgung von Aufgaben ein 
wichtiges Instrument für die Universitäten, um 
ihre Aufgaben bestmöglich, das heißt wirksam 
und wirtschaftlich, erfüllen zu können. Ich möch
te freilich anmerken, daß ich manches Autono
mieverständnis mancher Universitätsangehöriger 
nicht teile. Da und dort wird Autonomie mit Be
liebigkeit der Entscheidung verwechselt, da und 
dort auch verwechselt mit dem Hüten von Schre
bergärten. Autonomie kann nur funktionieren, 
wenn es Rahmenbedingungen für die Autonomie 
gibt, wie zum Beispiel Verantwortlichkeiten, die 
festgelegt sind, oder die Evaluierung der Aufga
benerfüllung, die dann auch mit Konsequenzen 
zu verknüpfen sein wird. 

Ich möchte es jedenfalls begrüßen, daß das 
Wissenschaftsministerium in den letzten Jahren 
die Dezentralisierung der Aufgabenerfüllung vor
angetrieben hat, das heißt also, den Universitäten 
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die Besorgung der Aufgaben eigenverantwortlich 
und selbständig überlassen hat. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang einige 
Beispiele nennen: die Verwendung von Mitteln 
für Reisekostenzuschüsse oder die Genehmigung 
von Auslandsdienstreisen im Rahmen überwiese
ner Budgetteile oder auch die Verfügung über re
munerierte Lehraufträge im Rahmen von Stun
denkontingenten. Der Höhepunkt der Dezentra
lisierungsbemühungen ist die Überantwortung 
großer Teile der Mittel für die außerordentlichen 
Dotationen an die Universitäten: Im nächsten 
Jahr werden es rund 500 Millionen Schilling sein, 
welche die Universitäten autonom verwalten wer
den. Ein weiterer entscheidender Schritt auf die
sem Gebiet ist im Universitätsreformkonzept vor
angekündigt. 

Ein Steinehen in diesen Autonomiebestrebun
gen ist auch dieser § 16 des Forschungsorganisa
tionsgesetzes, nämlich daß ausländische Koopera
tionen unserer Hochschulen nicht mehr der Ge
nehmigung des Wissenschaftsministers bedürfen, 
und das ist angesichts der Internationalisierung, 
welche die Universitäten und Hochschulen 
durchführen müssen und durchführen, im Grun
de genommen unerläßlich. Nunmehr bedürfen 
solche Kooperationsverträge keiner Genehmi
gung mehr. 

Es können und müssen freilich budgetäre Rah
menbedingungen des Wissenschaftsministers er
lassen werden. Wenn es nach mir gegangen wäre, 
hätte ich den Herrn Wissenschaftsminister gerne 
auch von dieser Verpflichtung entbunden, aber 
ich verstehe auch manche Probleme, die das Fi
nanzministerium auf diesem Gebiet hat. 

Festzuhalten ist jedenfalls, daß die U niversitä
ten in Zukunft frei entscheiden werden, mit wel
chen Hochschulen in welchen Ländern sie Ko
operations verträge abschließen, und sie werden 
frei entscheiden können über die Art der Koope
rationsaktivitäten. 

Die Novelle ist auch ein kleiner Beitrag zur 
Verwaltungsreform. Im Jahr 1991 sind dem Wis
senschaftsministerium' bis dato 30 solcher Verträ
ge zur Genehmigung vorgelegt worden. Wenn das 
nicht mehr notwendig ist, können einige Mann
Tage oder Frau-Tage eingespart werden, und ich 
hoffe und gehe davon aus, daß diese Personalko
stenäquivalente im Wissenschaftsministerium 
besser eingesetzt werden als bisher. 

Damit keine Mißverständnisse entstehen, 
möchte ich abschließend festhalten, daß dieser 
§ 16 des Forschungsorganisationsgesetzes nur für 
die Kooperationsverträge gilt, welche die Hoch
schulen im Namen des Bundes abschließen, aber 
nicht für Kooperationsverträge, die im Rahmen 
des § 2 des Universitäts-Organisationsgesetzes, 

also im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit, abge
schlossen werden. Dabei sind die Universitäten 
im Rahmen dieses § 2 des Universitäts-Organisa
tionsgesetzes frei. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 
:!3.33 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet ist 
noch Herr Abgeordneter Dr. Seel. Ich erteile es 
ihm. 

23.33 
Abgeordneter Dr. Seel (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Vizekanzler! Meine Damen und Herren! Zu 
dieser vorgerückten Stunde werde ich nicht mehr 
ausführlich über die Bedeutung der Internationa
lisierung unserer Universitäten und Hochschulen 
sprechen. Ich gehe davon aus, daß Übereinstim
mung dahin gehend besteht, daß die internationa
le Kooperation eine Voraussetzung für eine er
folgreiche Weiterentwicklung von Wissenschaft 
und Forschung auch in Österreich darstellt. Wis
senschaft, die sich nicht auch international ver
steht, ist keine, hat der Generalsekretär des Deut
schen Akademischen Austauschdienstes vor kur
zem einmal in Wien gesagt. 

Meine Damen und Herren! Mit der Idee der 
Universität war von ihren Anfägen an die grenz
überschreitende Mobilität der Studenten und 
Lehrer der Universitäten verbunden. Abschot
tungstendenzen traten erst in einer späten Stufe 
der Universitätsentwicklung auf, insbesondere im 
19. und 20. Jahrhundert. Aber internationale 
Kontakte in inoffizieller Weise bestehen und be
standen trotzdem immer auf breiter Basis. Begeg
nungen auf Kongressen, Austausch von For
schungsergebnissen bei Symposien, durch Publi
kationen sind übliche Praxis an den Universitä
ten. 

Aus solchen persönlichen Kontakten ist in den 
letzten Jahren immer öfter der Weg der offiziel
len Vereinbarungen und der Abkommen zwi
schen den Universitäten oder zwischen ihren In
stitutionen entstanden: Universitätspartnerschaf
ten, Joint-study-Programme und anderes. Sie 
werden dann besonders wirksam an den Universi
täten, wenn die Kooperationsanliegen von beson
ders dafür Verantwortlichen wahrgenommen und 
gefördert werden. Die Zahl der Kooperationsab
kommen insgesamt ist bereits beträchtlich und 
wächst rasch. Herr Kollege Brünner hat zwischen 
den Abkommen, die auf Teilrechtsfähigkeitsbasis 
abgeschlossen werden können, und denen, die auf 
Basis des FOG abgeschlossen wurden, unterschie
den. 

Meine Bemühung, die Zahl der insgesamt be
stehenden Kooperationsabkommen festzustellen, 
war nicht ganz erfolgreich. Trotz Bemühens auch 
der Rektorenkonferenz konnte ich nicht feststel
len, wie viele solcher Kooperationsabkommen 
derzeit bei den österreichischen Universitäten 
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und ihren Einrichtungen abgeschlossen sind. Es 
sind sicher mehr als 200. Das konnte ich den Da
ten entnehmen. 

Die rechtliche Basis von Kooperationsabkom
men auf Bundesebene war bisher der § 16 des 
Forschungsorganisationsgesetzes. Er legt, wie be
reits gesagt wurde, fest, daß Vereinbarungen von 
Universitäten, Hochschulen und Akademien über 
die Durchführung wissenschaftlicher Arbeiten 
der Zustimmung des Bundesministers bedürfen. 

Die heute zur Beschlußfassung vorliegende No
velle des Forschungsorganisationsgesetzes ver
folgt meines Erachtens nach drei Zielstellungen: 
die Erweiterung der Institutionen, die internatio
nale Kooperationsabkommen auf gesetzlicher Ba
sis vereinbaren können, nämlich über die Univer
sitäten hinaus zu den Hochschulen künstlerischer 
Richtung und deren Untergliederungen, weiters 
die Erweiterung über eine enge Begrenzung der 
Zusammenarbeit bei wissenschaftlichen Arbeiten 
im Sinne der Forschungskooperation auf ein brei
teres Spektrum der Zusammenarbeit, nämlich 
auch bei den Lehr- und Studienzwecken, und 
schließlich die Erweiterung der Eigenverantwort
lichkeit - darauf wurde schon eingegangen -
der Universitäten und Hochschulen beim Ab
schluß dieser Zussammenarbeitsabkommen. Nun 
können diese unter Bedachtnahme auf die Bud
getmittel vom Rektor abgeschlossen werden. 

Es ist allerdings in diesem Zusammenhang die 
Frage angebracht, ob die Regelung im For
schungsorganisationsgesetz nun noch an der rich
tigen Stelle erfolgt. Ich glaube, die Absichten ge
hen nun über die Forschungsperspektive im en
geren Sinn hinaus, und ich meine. bei bevorste
henden NovelIierungen des Universitäts-Organi
sationsgesetzes und des Kunsthochschul-Organi
sationsgesetzes müßte man dort Platz für diese 
Grundlagen finden. 

Meine Damen und Herren! Die heutige Rege
lung ist eigentlich der dritte Teil eines Bündels 
von Maßnahmen, die man möglicherweise vor
teilhaft gemeinsam hätte behandeln können. Die 
internationalen Universitätskooperationen haben 
eine besondere Aktualisierung durch die Mög
lichkeit der Teilnahme Österreichs am ERAS
MUS-Programm im nächsten Studienjahr erhal
ten. 

Die Möglichkeit, die Angebote des ERASMUS
Programms wahrzunehmen, hängt aber von Vor
aussetzungen ab. Voraussetzung ist einerseits die 
Möglichkeit der Anrechnung von Studienzeiten 
im Ausland auf die Studien im Herkunftsland. 
Diese Möglichkeit wurde geschaffen durch den 
Abschl!;lß des Staatsvertrags über die europäi
schen Ubereinkommen über die Gleichwertigkeit 
der Studienzeiten an Universitäten, der vor kur
zem hier im Nationalrat genehmigt wurde. Die 

zweite Voraussetzung ist das Bestehen von Ko
operationsabkommen zwischen den Universitäten 
der verschiedenen Staaten, und dies soll durch die 
heutige Novelle erleichtert und gefördert werden. 

Beides sind also flankierende Maßnahmen zur 
Teilnahme am ERASMUS-Programm, und nicht 
zuletzt auch wegen dieses Gesichtspunktes stim
men wir, wie Abgeordneter Nedwed schon darge
stellt hat, dieser Forschungsorganisationsgesetz
Novelle selbstverständlich zu. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 2339 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter noch ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen jetzt zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 296 
der Beilagen. 

Hiezu liegt ein Verlangen auf getrennte Ab
stimmung der Abgeordneten Klara Motter hin
sichtlich der Ziffern 5 und 6 in Artikel I des Ge
setzentwurfes vor. 

Ich werde über die vom Verlangen auf getrenn
te Abstimmung betroffenen Ziffern gemeinsam 
und schließlich über die restlichen. noch nicht ab
gestimmten Teile des Gesetzentwurfes in der Fas
sung des Ausschußberichtes abstimmen lassen. 

Wir kommen zur Abstimmung über Artikel I 
Ziffern 5 und 6 in der Fassung des Ausschußbe
richtes, hinsichtlich derer ein Verlangen auf ge
trennte Abstimmung vorliegt, und ich ersuche 
jene Damen und Herren, die sich für diese Teile 
des Gesetzentwurfes aussprechen, um ein Zei
chen der Bejahung. - Das ist mit Mehrheit ange
nommen. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung über 
die restlichen, noch nicht abgestimmten Teile des 
Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang in der 
Fassung des Ausschußberichtes, und ich bitte jene 
Damen und Herren, die hiefür sind. um ein Zei
chen der Zustimmung. - Das ist Einstimmigkeit. 
Angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch in 
dritter Lesung für den vorliegenden Gesetzent
wurf sind, um ein Zeichen der Zustimmung. -
Das ist ein s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Le
sung angenommen. 

6. Punkt: Bericht des Verkehrsausschusses über 
die Regierungsvorlage (282 der Beilagen): Bun
desgesetz, mit dem das Postgesetz geändert wird 
(308 der Beilagen) 
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Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zum 6. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem das Postgesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Sigl. Ich 
bitte ihn. die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Sigl: Herr Präsident! Herr Mi
nister! Hohes Haus! Die gegenständliche Vorlage 
sieht eine Erhöhung der Postgebühren ab 
1. Jänner 1992 vor. Dadurch sollen als Beitrag 
der Post zu einer weiteren Konsolidierung des 
Bundeshaushaltes Mehreinnahmen im Jahr 1992 
von rund 880 Millionen Schilling erzielt werden. 
Diese Maßnahme zur Budgetentlastung ist auch 
betrieblich gerechtfertigt, da sie einem Ansteigen 
der trotz Ausschöpfung aller Rationalisierungs
maßnahmen im Leistungsbereich Postdienst be
stehenden Kostenunterdeckung vorbeugt. Der 
Gesetzesantrag entspricht der im Arbeitsüberein
kommen zwischen den Koalitionsparteien vom 
17. Dezember 1990 festgelegten Zielsetzung, die 
Gebühren der Post kosten- und marktorientiert 
zu gestalten. 

Der Verkehrsausschuß hat die Regierungsvor
lage in seiner Sitzung am 28. November 1991 der 
Vorberatung unterzogen. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
mit Mehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ver
kehrsausschuß somit den An t rag, der Natio
nalrat wolle dem von der Bundesregierung vorge
legten Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zu
stimmung erteilen. 

Herr Präsident! Ich ersuche Sie, die Debatte 
fortzusetzen. 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke dem Herrn Be
richterstatter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei
nem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordne
ter Rosenstingl. Ich erteile es ihm. 

~3"+3 .. 
Abgeordneter Rosenstingl (FPO): Sehr geehr-

ter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bundesmi
nister! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die gegenständliche Vorlage sieht eine Erhöhung 
der Postgebühren ab 1. Jänner 1992 vor und wird 
damit begründet, daß die Post einen Beitrag zur 
Konsolidierung des Bundeshaushaltes leisten soll. 

Mit dieser Begründung bestätigt die Regierung 
- es handelt sich ja um eine Regierungsvorlage 
- die Kritik der freiheitlichen Opposition, weil 
sie damit beweist, daß die Budgetsanierung nicht 
über die Ausgaben vorgenommen wird, sondern 
über die Einnahmen. Ich zitiere noch einmal: 

Durch die Gebührenerhöhung soll eine Konsoli
dierung des Bundeshaushaltes erfolgen. 

Außerdem wird in der Regierungsvorlage ange
führt, daß diese Maßnahme auch betrieblich ge
rechtfertigt sei, da sie einer Kostenunterdeckung 
vorbeuge. Aber genau in diesem Satz wird auch 
auf die Budgetentlastung verwiesen. Dieser Satz 
ist ein Widerspruch in sich selbst, denn entweder 
mache ich solch eine Maßnahme zur Kostendek
kung oder zur Vorbeugung gegen eine Kostenun
terdeckung, oder aber ich mache sie zur Entla
stung des Bundeshaushalts, dann aber ist es eine 
budgetäre Maßname des Bundeshaushaltes und 
keine Maßnahme, die notwendig ist für die Post
und Telegraphenverwaltung. 

Diese Maßnahme ist für die Post- und Telegra
phenverwaltung nicht notwendig. Würde nämlich 
die Zweckbindung bei der Post- und Telegra
phenverwaltung nicht herabgesetzt werden, dann 
wären diese Erhöhungen der Postgebühren nicht 
notwendig. Konsequenterweise müßte man im 
Telefonbereich, wo wesentliche Überschüsse vor
handen sind, die Telefongebühren sogar senken. 
Es geht nicht an, daß ich auf der einen Seite zwar 
mit der Begründung der Unterdeckung Gebühren 
erhöhe. auf der anderen Seite, wo ich wesentliche 
Überschüsse habe, aber die Gebühren nicht sen
ke. In Verbindung mit der Reduzierung der 
Zweckbindung zeigt das doch deutlich, daß hier 
rein budgetäre Maßnahmen vorgenommen wer
den und daß das alles mit der Betriebsführung der 
Post nichts zu tun hat. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Regierung plündert mit dieser Maßnahme die Ta
schen der Post- und Telefonkunden. weil sie un
fähig war, notwendige Reformen durchzuführen, 
und nicht fähig ist, eine ordentliche Budgetpolitik 
zu betreiben. 

Herr Bundesminister! Es ist inkonsequent und 
eine Verhöhnung der Postkunden - wie ich 
schon gesagt habe -, Postgebühren mit der Be
gründung der Kostendeckung zu erhöhen. aber 
die Telefongebühren nicht zu senken. Ich habe 
mich sehr gewundert, als Sie im Budgetausschuß 
ganz stolz Statistiken hergezeigt und immer dazu
gesagt haben, wir lägen mit den Telefongebühren 
im Mittelfeld von Europa. Ich habe mich gewun
dert, weil ich geglaubt habe, es sollte das Ziel ei
ner Regierung sein, die Telefongebühren zu sen
ken, sodaß man nicht im Mittelfeld Europas, son
dern an der Spitze liegt, das heißt, womöglich die 
niedrigsten Telefongebühren in Europa hat. 

Ich habe darüber nachgedacht und bin draufge
kommen, daß es natürlich richtig ist, daß Sie im 
Mittelfeld liegen. Sie müssen sogar stolz darauf 
sein, im Mittelfeld zu liegen, denn wie kann eine 
Regierung, die schlecht ist, an der Spitze liegen? 
Sie können höchstens mittelmäßig sein, und da-

48. Sitzung NR XVIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 157 von 170

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVIII. GP - 48. Sitzung - 4. Dezember 1991 4855 

Rosenstingl 

her ist die Mittelmäßigkeit bei den Telefongebüh
ren ein wirklich stolzer Erfolg einer unfähigen 
Bundesregierung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren von 
den Regierungsfraktionen! Die Postgebührener
höhung ... (Zwischenruf des Abg. 5 c h m i d I -
rn eie r.) Herr Kollege Schmidtmeier, Sie verste
hen davon nichts, Sie sollten sich gar nicht einmi-

. sehen. (Heiterkeit.) Sie machen immer, wenn ich 
von wirtschaftlichen Dingen spreche, unqualifi
zierte Zwischenrufe, und daher kann ich mich da
mit nicht auseinandersetzen. Wenn ich von be
trieblichen Maßnahmen spreche, verstehen Sie 
das meistens nicht. Ich verstehe zwar nicht, war
um Sie es nicht verstehen (Abg. G ra b 11 e r: 
Dann gehen Sie hinein. wenn Sie vom Verstehen 
reden!), aber ich nehme es zur Kenntnis. (Beifall 
bei der FPÖ. - Abg. 5 eh m i d l m eie r: So ein 
Eingebildeter!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das 
Traurige an der Postgebührenerhöhung ist, daß 
nicht nur die Postgebührenerhöhung vorgenom
men wird. sondern daß auf die Österreicherinnen 
und Österreicher ein Riesenbelastungspaket war
tet, das mit allen Beiträgen, Sozialversicherungs
erhöhungen, Steuererhöhungen mindestens 15 
bis 17 Milliarden Schilling ausmacht. Da sind ja 
die Postgebührenerhöhungen, die nur ein paar 
100 Millionen Schilling bringen, relativ gering da
gegen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diese 
Regierung plündert die Taschen und zeigt ihre 
Untätigkeit und Unfähigkeit, da sie sich jetzt 
schon in den eigenen Regierungsvorlagen sach
lich widerspricht. Wir von der Freiheitlichen Par
tei werden diese Politik nicht mitmachen und da
her gegen diese Postgebührenerhöhung stimmen. 
- Danke. (Beifall bei der FPÖ.) ~3.48 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge
meldet hat sich Herr Abgeordneter Brennsteiner. 
Ich erteile es ihm. 

~~ -
Abgeordneter Brennsteiner (SPO): Herr Präsi-

dent! Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Lieber Kollege Rosenstingl! (Abg. 
Dr. 5 ehr a fl z: Rosenslingl.' Mit dem Namen 
bei der Partei!) Es hat halt jede Medaille zwei 
Seiten, und wenn Sie das heute als Gesetzesantrag 
vorliegende Postgesetz in der Weise abqualifizie
ren, dann spricht das für sich. 

Ohne die bereits sehr vorgeschrittene Zeit all
zusehr zu beanspruchen, möchte ich einige Be
merkungen in diesem Zusammenhang anbringen. 

Der vorliegende Gesetzesantrag entspricht dem 
Arbeitsübereinkommen vom 17. Dezember 1990 
mit der Zielsetzung, die Gebühren der Post ko
sten- und marktorientiert zu gestalten. Im § 26 

wird aber auch festgehalten, daß die Postgebüh
ren grundsätzlich an den Kosten für Einzellei
stungen orientiert sind. Ich beziehe mich auf die 
Postgebühren und möchte daher die Telefonge
bühren nicht bereits heute hereinbringen. Wir 
können uns beim Budget in der nächsten Woche 
diesbezüglich noch genauer unterhalten. (Abg. 
R 0 sen s tin g I: Weil es Ihnen unangenehm ist, 
Herr Kollege!) 

Durch diese neuen Bestimmungen soll es der 
Post ermöglicht werden, auch Kostenvorteile, die 
im Mengengeschäft auftreten, an die Kunden wei
terzuleiten. Zu den Grundsätzen der Unterneh
menspolitik der Post als modernem Dienstlei
stungsunternehmen zählt es, marktorientierte 
Leistungen anzubieten - ich betone: marktorien
tierte Leistungen -, das heißt Leistungen, die am 
Markt auch gemessen werden können. 

Wie bei allen Dienstleistungen, die im täglichen 
Leben angeboten werden, spielen die auftreten
den Kosten eine bestimmte Rolle, nach denen 
sich die Gebühren ausrichten müssen. Lohn- und 
Gehaltsabschlüsse werden daher immer, wann 
immer und wo immer sie auftreten. eine be
stimmte Größe bei der Kalkulation sein. Wenn 
sich da und dort Regulierungen ergeben, sind 
zwangsläufig Angleichungen der für die Dienst
leistung verlangten Sätze notwendig. Es regt sich 
niemand auf - und ich war vor einigen Tagen in 
einer Reparaturwerkstätte -, wenn die Preise für 
Dienstleistungen im Bereich der Reparaturwerk
stätten auch bestimmte Höhen erreichen - si
cherlich aufgrund vorgenommener Kalkulatio
nen. 

Wenn man weiß, daß bei der Post, im Post
dienst nur noch von einem Kostendeckungsgrad 
von 80 Prozent gesprochen werden kann, ver
steht man die Maßnahmen, die in der letzten Zeit 
gesetzt worden sind. ebenso die in der heute zur 
Beschlußfassung vorliegenden Novelle zum Post
gesetz beinhalteten Änderungen. 

Der Abgang der "gelben Post" - ich trenne die 
"gelbe Post" vom Telefon - betrug 19903.9 Mil
liarden Schilling. Die Post leistet mit diesen Bei
trägen der Erhöhung sicherlich auch einen Bei
trag zur Budgetkonsolidierung, keine Frage, nur 
kann man nicht auf der einen Seite immer nur 
verlangen, verlangen und verlangen und auf der 
anderen Seite bei den Einnahmen nichts tun. 

Wenn man kaufmännischen Grundsätzen 
Rechnung tragen will, so wird es immer wieder zu 
Regulierungen kommen, wird es immer wieder 
Regulierungen geben müssen. Die heute zur De
batte stehenden Änderungen werden sicherlich 
nicht die letzten sein. Man kann derartige Rege
lungen nicht immer nur als Belastung hinstellen, 
daneben aber die Dienstleistungen als selbstver
ständlich abtun, umso mehr, als diese Dienstlei-
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stungen von einem staatlichen Unternehmen er
bracht werden. 

Neu ist in diesem Bereiche, daß der Begriff 
"Drucksache" erstmals nicht mehr aufscheint; für 
die 20-Gramm-Stufe hat es ja bereits 1990 das 
Briefporto gegeben. Neu ist ein Zuschlag, der ein
gehoben wird, wenn Maße eine bestimmte Größe 
überschreiten, neu ist auch die Erweiterung des 
Handlungsrahmens der Post. Dadurch ist eine va
riable Gebührengestaltung bei der Paketzustel
lung und -einsammlung bei Großkunden mög
lich. 

Neu ist auch der Wegfall einer Bestimmung, 
Massensendungen zu Zeiten erhöhten Verkehrs
aufkommens von der Annahme auszuschließen. 
Dies wurde in der letzten Zeit auch nicht mehr 
gehandhabt. Erinnern wir uns, vor einigen Jahren 
hat es vor Weihnachten noch Probleme gegeben, 
weil die Post Massensendungen nicht mehr ange
nommen hat. 

Wenn man die Entwicklung der Postgebühren 
seit dem Jahre 1984 vergleicht, dann muß man 
feststellen, daß die Gebühr für den Standardbrief 
seit 1984, also in den letzten acht Jahren, von 
4,50 Sauf 5,50 S erhöht worden ist, jene für die 
Postkarte von 3,50 Sauf 5 S ab 1. 1. 1992, die 
Gebühr für das 5-Kilo-Paket ist von 20 S im Jah
re 1984 auf 29 S erhöht worden. Das heißt, die 
Erhöhungen sind kostenorientiert beziehungs
weise marktorientiert gemacht worden. 

Die Post wird wie bisher auch in Zukunft alles 
zu jeder Zeit transportieren. Unsere Fraktion gibt 
der Novelle die Zustimmung. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.) 23.53 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort gemeldet ist 
Herr Abgeordneter Anschober. - Bitte, Herr 
Ab geordneter. 

23.53 
Abgeordneter Anschober (Grüne): Meine sehr 

verehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Herr 
Präsident! Herr Minister! Es ist ja wirklich kurios, 
daß wir in den letzten beiden Tagen von den Ta
gesordnungspunkten her wirklich sensible Schlüs
selgesetze in zusammengeraffter, zusammenge
faßter Debatte über die Bühne - würde ich jetzt 
sehr klar sagen - gebracht haben, aber bereit 
sind, die Postgebühren und die Fernmeldeinvesti
tionen gesondert zu diskutieren und in zwei Ta
gesordnungspunkte zu trennen. Ich glaube, daß 
das gerade hier genau der falsche Weg ist, weil der 
Telefonbereich , der F ernmeldeinvestitionsbe
reich und der Postbereich grundsätzlich eine Ge
samteinheit werden müßten, eine Gesamteinheit, 
bei der die Regel der Quersubventionen zwischen 
den beiden Bereichen abzubauen ist. Das ist näm
lich eine fragwürdige Regel, deren Legalität nicht 
nur ich in diesem Bereich in Frage stelle. Zwi-

sehen diesen beiden Teilen, zwischen dem Fern
meldebereich und dem Postbereich, läuft die 
Quersubvention völlig verdeckt, es herrscht keine 
Transparenz, und dadurch entsteht ein Grund
übel für die Finanzstruktur des Gesamtbereiches 
der Post. 

Wir haben einerseits im Fernmeldebereich rie
sige Überschüsse - da sind jetzt die Subventio
nen beziehungsweise Kreditnahmen, die zuvor 
getätigt werden müßten, nicht einkalkuliert, das 
ist richtig; diese haben sich im vergangenen Jahr 
und im heurigen Jahr bei rund 11 Milliarden 
Schilling eingependelt -, dazu kommt noch die 
Situation, daß der Fernmeldebereich eine absolu
te Wachstumsbranche ist, dem bis zum Jahr 2000 
ein Anteil an der gesamten Wertschöpfung von 
rund 7 Prozent vorausgesagt wird. Das heißt eini
ges! Das ist mehr als in der Autobranche im Ver
gleich dazu. 

Wenn man über Postgebühren und über die 
alle Jahre wiederkehrende Tariferhöhung so wie 
im Fernmeldebereich diskutiert, dann muß man 
auch ... (Bundesminister Dr. 5 t r eie her: ... 
sagen. daß wir hinuntergegangen sind.') Ja, Herr 
Minister, aber was wir zuvor gehabt haben, wissen 
Sie genauso, und im Postbereich haben wir nun 
die Erhöhung, und zwar die drastische Erhöhung. 
Das kommt eben dadurch, daß wir kein Gesamt
paket sehen, kein Gesamtfinanzierungspaket für 
diese beiden Bereiche haben. Aber wenn man den 
Postbereich isoliert ansieht, dann muß man auch 
sehr klar erkennen, daß die Post in manchen Be
reichen wirklich nach wie vor ein verstaubtes Mil
liardengrab darstellt - und zwar in einigen Berei
chen. 

Es gibt einige Bereiche, die sich absolut nicht 
rechnen. Wir haben einerseits Millionenflops bei 
einigen Neueinführungen. Ich spreche nur die 
neuen elektronischen Dienste an, die von ihrer 
Kostendeckung her - bislang zumindest - unter 
jeder Kritik sind. Ich spreche nur Radio Austria 
an, das noch immer einen Betriebsabgang von 
rund 75 Millionen Schilling aufzuweisen hat -
das ist gigantisch, das ist ein Drittel des Gesamt
umsatzes -, ich spreche dabei aber auch und vor 
allem den Bildschirmtext an, der sich nicht im 
mindesten rechnet. Wir haben zurzeit, glaube ich, 
etwas mehr als 12 000 Teilnehmer, wir bräuchten 
50 000 für eine Kostendeckung, und wir haben 
Tausende BTX-Endgeräte auf Halde lagern, die 
de facto unverkäuflich sind. Der Millionenflop 
Teletext ist da noch gar nicht erwähnt, der eigent
lich zum Totalflop geworden ist. 

Zweitens haben wir im Postbereich ein Dienst
recht, das verstaubt, verbürokratisiert, ja stein
zeitlieh ist. Die einzigen Beteiligten im Gesamt
postbereich, die nicht pragmatisiert sind, sind die 
Vorstandsdirektoren, der Generaldirektor, der 
Direktor und die Länderpräsidenten. Das ist eine 
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Situation, die in anderen betriebswirtschaftlichen 
Bereichen längst nicht mehr haltbar wäre und die 
von ihrer Effizienz her deshalb auch zu wünschen 
übrigläßt. 

Und wir haben eine Post, die im internationa
len Vergleich von ihren Fehlerraten her und von 
ihren Pannen her in Detailbereichen auch enorm 
abschneidet, "enorm" abschneidet. Laut interna
tionalen Studien weist sie eine der höchsten Feh
lerraten bei den Verbindungen auf. Ich glaube, in 
diesem Bereich hat jeder Kunde schon einiges an 
Erfahrung gemacht. Ich habe unlängst eine inter
essante Berechnung im Telefonbereich gehört. 
Alleine dadurch, daß die Telefonauskunft absolut 
unterbesetzt ist, kommt es pro Tag zu rund 
2 000 Wartestunden. Was das betriebswirtschaft
lich heißt, was hier verlorengeht, kann sich ver
mutlich jeder ausrechnen. 

Meine Damen und Herren! Ohne eine Detail
analyse vorzunehmen, ohne ein Gesamtpaket, ein 
Gesamtreformpaket, ein betriebswirtschaftliches 
Reformpaket vorzulegen, geht man wiederum in 
eine Globalerhöhung hinein. Diese Globalerhö
hung ist noch dazu einerseits äußerst undifferen
ziert, sie ist andererseits unsozial gestaltet, und sie 
belastet drittens den Werbebereich nicht stärker 
als im Vergleich dazu den kleinen privaten Kon
sumenten. Das alles ist mir unverständlich, und 
aus diesem Grund können wir diesem Gesetz kei
ne Zustimmung erteilen. o.()() 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Herr Abgeordneter Dr. Lukesch. - Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

0.(10 

Abgeordneter Dr. Lukesch (ÖVP): Herr Präsi
dent! Herr Bundesminister! Meine sehr verehrten 
Damen lind Herren! Hohes Haus! Herr Kollege 
Anschober! Bleiben Sie noch ein bißchen da, 
denn ich muß schon fragen: Worüber haben Sie 
jetzt eigentlich gesprochen? 

Sie haben mir vorgeworfen, daß wir die Erhö
hung der Inlandspostgebühren und das Fern
meldeinvestitionsgesetz getrennt behandeln. Sie 
wollen das gemeinsam behandelt wissen. 

Auf der anderen Seite haben Sie doch jetzt 
deutlich Kritik geübt und den Verdacht auf Ouer
subventionierung ausgesprochen. Ouersubventio
nierung ist nur dann zu kritisieren. wenn Sie die 
beiden Bereiche, den mit Unterdeckung und den 
mit Überdeckung, nicht auseinanderhalten, son
dern zusammenfassen, um möglichst zu kaschie
ren, daß es da Verlustbereiche gibt und dort pro
fitable Bereiche. Da verstehe ich die Kritik ganz 
einfach nicht. Sie geht ins Leere. 

Sie sprechen von einer Globalerhöhung der 
Dienstleistungen der Post. Es geht um eine An
passung der Inlandspostgebühren, nicht um eine 

Globalerhöhung sämtlicher Postleistungen. Sie 
sprechen davon, daß auch diese Leistungen wie
der unsozial wären. Ich erinnere daran - viel
leicht haben Sie das nicht so genau gelesen -, 
daß gerade im Interesse verschiedener gemein
wirtschaftlicher Organisationen, unter anderem 
auch der Österreichischen Hochschülerschaft, be
sondere Tarifpositionen eingeräumt worden sind. 
Also insofern ist ein bißchen Kritik um der Kritik 
willen in Ihrer Äußerung, um es einmal ein biß
ehen vorsichtig zu sagen, zu sehen. 

Meine Damen und Herren! Ich wollte aber mei
ne Ausführungen mit einem Zitat aus einem sehr 
kritischen Artikel aus einem sehr profilierten 
österreichischen Magazin einleiten. Unter der 
Überschrift "Zeitbombe Post" attestiert der Re
dakteur unserem Monopolbetrieb Post: "Wäre sie 
nicht in öffentlicher Hand, würde sie nicht lau
fend zur Finanzierung des Budgets herangezo
gen," - wörtlich - "sie stünde als wirtschaftlich 
potentes Unternehmen da, lIm das sich private 
Aktionäre reißen würden." (Abg. Mo S e r: Hön' 
Höre!) 

Meine sehr verehrten Damen lind Herren! Herr 
Oberst Moser! Bei aller Kritik im einzelnen und 
nicht vergessend die Aufträge, die sich uns im Be
reich der Ausgliederungen, der Privatisierungen 
bestimmter Dienstleistungen, auch im Bereich 
der Telekommunikation, im Bereich der soge
nannten Mehrwertdienste, stellen, möchte ich 
schon einmal sagen: Wir sollten darüber hinaus
gehen. immer nur schwarzweiß zu zeichnen, im
mer zu sagen, alles bei uns in Österreich sei 
schlecht, aber im Ausland sei alles viel, viel bes
ser. 

Ich kenne, glaube ich, ganz Europa, und ich 
kenne auch die Postdienste der europäischen und 
der amerikanischen Länder. Aus meiner eigenen 
Erfahrung darf ich sagen, daß gerade die Leistun
gen der "gelben Post" durchaus vergleichbar be
ziehungsweise vergleichbaren Angeboten etwa in 
Frankreich, in Großbritannien, in Spanien, auch 
zum Teil in Deutschland weit überlegen sind. 
Von Italien rede ich gar nicht, und was ich in den 
USA mit der Post erlebt habe, das würde ein klei
nes Bändchen von Aphorismen lind hübschen Er
zählungen füllen. 

Ich meine. wir sollten durchaus auch einmal 
anerkennen, daß unsere Post einen guten Ein
druck, einen international verglichen guten Ein
druck hinterläßt. Das verdanken wir den mehr als 
60 000 Mitarbeitern der Post. davon mehr als 
30 000 Mitarbeitern Lm Bereich der "gelben 
Post". 

Gerade jetzt kurz vor Weihnachten steht die 
Post, wie wir wissen, vor einer ungeheuren Über
last an Arbeit. Es müssen Hunderttausende von 
Postsendungen, Paketen, Briefen doch überwie-
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ge nd sehr pünktlich und genau zugestellt werden. 
Wir sollten auch das einmal anerkennen und den 
Bediensteten der Post ein Dankeschön sagen. 
(Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 

Nun aber zur Postgesetz-Novelle. Die Schwer
punkte dieser Postgesetz-Novelle sind schon be
handelt worden. Sie liegen im wesentlichen in 
drei Punkten: in einer Tarifkorrektur - eine Er
höhung nach zwei Jahren -, in einer nunmehr 
gesetzlich zugelassenen größeren Flexibilisierung 
des Angebots bestimmter Postdienste, aber auch 
in einer Änderung der Struktur des Tarifaufbau
es. 

Zum ersten Punkt, der Anhebung der Postbe
förderungsgebühren um im Durchschnitt etwa 
7 Prozent, möchte ich nicht allzuviel sagen. Diese 
Anhebung ist erforderlich, um die Kostensteige
rungen aufzufangen, gerade in dem personalin
tensiven Bereich der Briefpostleistungen. Die In
flationsrate der letzten beiden Jahre beläuft sich 
auch etwa auf 7 Prozent, wenn wir sie akkumulie
ren. Die Anhebung ist aber auch notwendig -
darauf wurde schon vom Kollegen Brennsteiner 
hingewiesen -. weil wir im Regierungsabkom
men vereinbart haben, die öffentlichen Leistun
gen und eben da die Leistungen der "gelben Post" 
an die echten Kosten heranzuführen, einen höhe
ren Deckungsbeitrag von den Benutzern, von den 
Konsumenten zu verlangen. Ich glaube, das ist 
notwendig und wichtig, um Allokationsverzer
rungen zu vermeiden. um die Kostenillusion ab
zubauen und auch um den marktwirtschaftlichen 
Wert der Postleistungen überhaupt zu erkennen. 

Das ist übrigens ein Weg, den der Herr Klub
obmann Gugerbauer in dem zitierten Artikel ver
langt hat: Wir brauchen höhere oder Volldek
kungsgrade in allen Bereichen der Postdienste! 
Ich hoffe. ich habe ihn in etwa richtig wiedergege
ben, er ist damals so wiedergegeben worden. 

Zweitens, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, halte ich es für sehr begrüßenswert, daß 
wir mit dieser Novelle die Kompetenz der Post, 
sich als Kaufmann auf dem Gebiet der postali
schen Zusatzleistungen. § 13b. und im Großkun
denbereich, § 26b, zu bewähren, erweitert haben. 
Da kann die Post jetzt im Wettbewerb mit priva
ten Anbietern endlich zeigen, was sie kann. Und 
wir werden, Herr Bundesminister, im kommen
den Postbericht schon darauf achten, wie sie sich 
unter diesen Bedingungen des Marktwettbewerbs 
verhält und wie sie sich bewährt hat. Das gilt na
türlich auch für die dann dort lukrierten Dek
kungsbeiträge zu dem Budget der "gelben Post". 

Drittens, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, Hohes Haus, muß ich - und da möchte 
ich mich nicht verschweigen - auf die Änderun
gen in der Struktur der Tarife eingehen. und da 

habe ich schon einiges an Kritik an dieser Regie
rungsvorlage anzumerken. 

Das betrifft nicht sosehr die Auflassung der 
Drucksachen. Da kann ich durchaus mit, daß die 
Kontrolle von Drucksachen sehr kostenintensiv 
ist und in Zeiten der modernen Textverarbeitung 
möglicherweise auch nicht mehr zeitgemäß ist. 
Ich sehe auch keine besondere Förderungswür
digkeit in der Kategorie Drucksachen. Davon gibt 
es aber eine Ausnahme - und da möchte ich mei
ne Bedenken schon sehr deutlich aussprechen -, 
das ist der Kulturträger Buch. 

Herr Bundesminister! Durch Ihre Tel-quel-Be
handlung der Bücher mit Drucksachen verteuern 
Sie die Büchersendungen - ich nehme nur ein 
Beispiel: etwa bis zu einem Kilogramm - um 
rund 30 Prozent. Das ist ein Sprung, den der 
österreichische Buchhandel nicht so ohne weite
res verkraften kann. Er kann ihn insbesondere 
deshalb nicht verkraften, weil etwa im Verhältnis 
zu deutschen Anbietern jetzt die Tarife doppelt 
so hoch sind wie dort. Dort zahlt man 2 D-Mark 
für die Kategorie Büchersendungen, bei uns wer
den das 26 S sein. Und das halte ich für eine 
künstliche Wettbewerbsverzerrung. (Abg. 
Par n i g 0 11 i: Der neue Wirtschaftssprecher der 
ÖVP./) 

Herr Schmidtmeier! Ich glaube. Sie können da 
schon auch ein bißchen mit. Das halte ich schon 
für bedenklich, weil Bücher leicht zu identifizie
ren wären - das sind nicht irgendwelche Sendun
gen, sondern eben Bücher, die an der ISBN-Num
mer zu identifizieren wären - und weil man sich 
mit einer solchen Politik auch von der besonde
ren Förderungswürdigkeit des Kulturträgers 
Buch verabschiedet hat. 

Man verabschiedet sich damit vom Geist, der in 
Vereinbarungen mit der UNESCO, des Weltpost
vereins, auch im Umsatzsteuergesetz enthalten 
ist, und all diese bevorzugten Behandlungen des 
Buches als Kulturträger sollen jetzt für den inner
österreichischen Postversand nicht mehr gültig 
sein. Ich will nicht dramatisieren, aber, Herr Bun
desminister. eine besondere Großtat an der Kul
turnation Österreich vollbringen Sie damit nicht. 

Wir stimmen daher der Vorlage nur mit einer 
Mentalreservation zu, nämlich: daß Sie, Herr 
Bundesminister, als Manager, aber auch als be
kannter Kulturmensch eine neue Kategorie der 
Büchersendungen einführen werden, die dieses 
Kulturgut mit einem entsprechenden Förde
rungsakzent in Zukunft versehen wird. - Danke 
schön. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) O.l() 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Bundesminister Dr. Strei
cher. Ich erteile ihm das Wort. 
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(1.1 () 
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und 

Verkehr Dipl.-Ing. Dr. Streicher: Hohes Haus! 
Herr Präsident! Herr Kollege Anschober! Selten 
habe ich von Ihnen bisher oberflächliche Berichte 
gehört, heute allerdings schon. Bei den Briefen -
das entspricht der jüngsten Analyse - werden 
93 Prozent am Tag nach der Aufgabe zugestellt. 
Das ist sogar in Europa ein Spitzenwert, von 
Amerika ganz zu schweigen. (Beifall bei der SPÖ 
und bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Im Telefonnetz gehört Österreich nach einem 
internationalen Vergleich er wurde in 
Deutschland angestellt - zu jenen mit den ge
ringsten Fehlerraten. Ihre Behauptung, daß wir 
zu den Unternehmungen mit den höchsten Feh
lerraten gehören. kann ich nicht so im Raum ste
henlassen. Ich würde sonst 56 000 Bedienstete bei 
der Post mehr oder weniger beleidigen lassen, 
und das möchte ich nicht tun. (Beifall bei der 
SPÖ (md bei Abgeordneten der ÖVP.) 

Der Verwaltungskostenanteil liegt unter 5 Pro
zent. Das ist in Europa ein Spitzenwert. Herr 
Kollege Anschober, in Deutschland hat man die 
Post reformiert. statt sechs Direktoren hat man 
40 installiert. In Österreich haben wir noch im
mer zwei Generaldirektoren, die das ganze Un
ternehmen wirklich hervorragend managen. Das 
muß auch gesagt werden. - Ich danke. (Beifall 
bei der SPÖ und bei Abgeordneten der ÖVP.) (U~ 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter noch eine 
Bemerkung oder das Schlußwort? - Das ist nicht 
der Fall. 

Ich lasse über den Gesetzentwurf samt Titel 
und Eingang in 282 der Beilagen a b -
s tim m e n. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die für 
diesen Gesetzentwurf sind, um ein Zeichen der 
Zustimmung. - Das ist mit Mehrheit angenom
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung erteilen, um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Das ist ebenfalls die Me h r h e i t. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Le
sung an gen 0 m me n. 

7. Punkt: Bericht des Verkehrsausschusses über 
die Regierungsvorlage (281 der Beilagen): Bun
desgesetz, mit dem das Fernmeldeinvestitionsge
setz geändert wird (FMIG-Novelle 1991) (309 
der Beilagen) 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zum 7. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Ver
kehrsausschusses über die Regierungsvorlage 
(281 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
Fernmeldeinvestitionsgesetz geändert wird (309 
der Beilagen). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Sigl. Ich 
bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Sigl: Herr Bundesminister! 
Meine Damen und Herren! Ich bringe den Be
richt des Verkehrausschusses über die FMIG-No
velle 1991. 

Durch die zweite FMIG-Novelle 1991 soll als 
Beitrag der Post- und Telegraphenverwaltung zur 
Konsolidierung des Bundeshaushaltes der für das 
Jahr 1991 gültige Prozentsatz der Zweckbindung 
in Höhe von 32 Prozent auch für die Jahre 1992 
bis 1994 in dieser Höhe festgesetzt werden. Der 
Programmzeitraum 1991 bis 1995 sowie die Ge
samthöhe des Bestellvolumens für die Jahre 1991 
bis 1995 bleibt unverändert. Unverändert ver
bleibt auch die mit der 1. FMIG-Novelle 1991 
vorgenommene Ausdehnung der Bestellermächti
gung auf die Investitionen im Post- und Postauto
dienst. Die Befristung des Zweckbindungsschlüs
sels vorerst nur bis zum Jahr 1994 soll der Post
und Telegraphenverwaltung die Möglichkeit ge
ben, zu prüfen, ob für das Jahr 1995 unter Beach
tung der Budget- beziehungsweise Wirtschafts
entwicklung eine Anhebung des Prozentsatzes 
zur Stärkung der Eigenfinanzierungskomponente 
möglich ist. 

Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in sei
ner Sitzung am 28. November 1991 der Vorbera
tung unterzogen. 

Bei der Abstimmung wurde der Gesetzentwurf 
mit Mehrheit angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ver
kehrsausschuß somit den An t rag, der Natio
nalrat wolle dem von der Bundesregierung vorge
legten Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zu
stimmung erteilen. 

Herr Präsident! Ich ersuche, die Debatte fort
zusetzen. 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke dem Herrn Be
richterstatter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei
nem durchgeführt. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter 
Moser. Ich erteile es ihm. (Abg. Res c h: Maser.' 
Zack-zack! ) 

().15 .. 
Abgeordneter Moser (FPO): Sehr geehrter 

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Meine Da-
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Moser 

men und Herren! Fast jedes Jahr beraten wir über 
eine Novelle zum Fernmeldeinvestitionsgesetz. 
Ich möchte vorausschicken, daß wir Investitionen 
im Bereich der ÖPT sehr positiv beurteilen, vor 
allem dahin gehend, daß diese Modernisierung im 
Hinblick auf unseren Weg nach Europa notwen
dig ist. Es ist daher richtig und gut, wenn dafür 
78 Milliarden Schilling zur Verfügung gestellt 
werden. Diesem Investitionsvolumen von 78 Mil
liarden Schilling stehen in etwa Einnahmen von 
an die 180 Milliarden Schilling gegenüber, und 
ich meine, daß es eigentlich sinnvoll und notwen
dig wäre, daß aus diesen Einnahmen auch alle 
Investitionen getätigt werden. Aber es ist bedau
erlich. feststellen zu müssen, daß die Post durch 
dieses Fernmeldeinvestitionsgesetz gezwungen 
ist, ihre Mittel auf dem Kapitalmarkt aufzubrin
gen. 

Das halten wir Freiheitliche aus betriebswirt
schaftlichen, aber auch aus budgetmäßigen Grün
den für falsch. Daher sind wir dagegen, und daher 
lehnen wir diese Maßnahmen mit aller Entschie
denheit ab. 

Es ist auch bedauerlich, daß von den Postein
nahmen im wesentlichen nur 32 Prozent zweck
gebunden verwendet werden können, und das ist 
- das muß auch hier festgehalten werden - der 
niedrigste Satz seit 1979. Der Rest. meine Damen 
und Herren, fließt in den Säckel des Finanzmini
sters und dient eigentlich nur der Abdeckung der 
Staatsschulden und dem Stopfen der Budgetlö
cher. 

Das, meine Damen und Herren, sind Taschen
spielertricks. das sind versteckte Telefonsteuern, 
das ist eine unzumutbare Belastung für die Bevöl
kerung. Herr Bundesminister, ich bedaure es. daß 
Sie als Manager und als jemand, der in der Unter
~ehmensführung wirklich zur absoluten Spitze in 
Osterreich gehört, dieses Treiben zulassen und 
nichts dagegen unternehmen. 

Sie müßten wissen, daß die betrieblichen Eck
daten äußerst schlecht, ja katastrophal sind. Ich 
möchte sie hier nur kurz erwähnen. Wir haben 
eine negative Entwicklung beim Anteil des 
Fremdkapitals, und zwar erhöht sich das Fremd
kapital bei der Österreichischen Post- und Tele
graphenverwaltung von bisher 49 Prozent auf 
71 Prozent, während umgekehrt der Anteil des 
Eigenkapitals auf 29 Prozent absinkt. Auf der an
deren Seite haben wir eine dramatische Entwick
lung bei der Verschuldung der Post: 1990 waren 
es noch 47,2 Milliarden Schilling, 1994 werden es 
bedauerlicherweise bereits 92 Milliarden Schil
ling sein. 

Herr Bundesminister, so darf es nicht weiterge
hen! Wir meinen, daß eine derartige Entwicklung 
unverantwortlich ist, sie paßt leider in die be
kannte Schuldenpolitik der Bundesregierung, und 

daher werden wir diesem Ge~etzesantrag nicht 
zustimmen. (Beifall bei der FPO.) 0.18 

Präsident Dr. Lichal: Nächste Wortmeldung: 
Herr Abgeordneter Gaal. Ich erteile ihm das 
Wort. 

0.18 

Abgeordneter Gaal (SPÖ): Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Meine sehr geschätzten 
Damen und Herren! Man unterstellt Zahlen und 
statistischen Daten oft, daß sie wenig Fleisch ha
ben und über den Inhalt der jeweiligen Materie 
nichts aussagen. Zu Unrecht, würde ich meinen. 
Schauen wir uns doch einmal einige Daten zur 
Entwicklung des österreichischen Fernmeldewe
sens an. 

Im Jahre 1963, meine Damen und Herren, also 
vor fast 23 Jahren - um mich kurz zu fassen 
(Zwischenrufe bei ÖVP (md SPÖ) -, gab es in 
unserem Land S47 000 Fernsprechanschlüsse, 
heute hingegen sind es 3,3 Millionen, was einer 
Dichte von immerhin .. 43 Prozent entspricht. Mit 
diesem Wert nimmt Osterreich international ge
sehen eine absolute Spitzenposition ein. 

Als Wiener Abgeordneter habe ich mich natür
lich auch im besonderen mit der Situation in der 
Bundeshauptstadt beschäftigt und habe festge
stellt, daß auf 100 Wiener Haushalte immerhin 
90 Anschlüsse entfallen. Das ist eine Anschluß
dichte, mit der man weltweit reüssieren kann. -
Soweit zu den quantitativen Dimensionen in be
zug auf das österreichische Fernmeldewesen. Die 
sind bei allem Grund zur Freude nur eine Seite 
dieses Themas. 

Was die Qualität anlangt, kann man doch dar
auf hinweisen, daß wir uns bemüht haben. in ei
ner Vielzahl von neuen Diensten doch auch dem 
Innovationszug, der sich auf der Überholspur be
findet, Rechnung zu tragen. Schauen wir uns nur 
den Personenrufdienst an: Vom Mobiltelefon 
über Satellitenkommunikation bis zum Bildtele
fon, das allerdings noch ein bißehen Zukunftsmu
sik ist, reicht die Palette. Es bedarf da wirklich 
nicht des Eigenlobs oder der Selbstbeweihräuche
rung, doch können wir sagen, daß wir, österreich
weit gesehen, führend sind, was den technischen 
Standard anlangt. 

Man soll nur nichts unreflektiert in den Vor
dergrund stellen und kritiklos all das befürwor
ten, was nicht sinnhaft und von besonderem Nut
zen ist. Ich glaube, eines ist aber klar, meine Da
men lind Herren: Die technische Entwicklung ist 
keineswegs abgeschlossen, wir werden uns davon 
nicht abkoppeln können und wir wollen es auch 
nicht tun. Insbesondere die Annäherung an die 
EG und die Veränderung in Osteuropa sind eine 
Herausforderung für die österreichische Post, die 
wir, glaube ich, offensiv angehen müssen. 
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Gaal 

Gestatten Sie mir trotz vorgeschrittener Zeit 
doch, auf einen weiteren Aspekt der Bedeutung 
des Fernmeldewesens hinzuweisen, denn die In
vestitionen, meine Damen und Herren, der öster
reichischen Post im laufenden Jahr betragen im
merhin 15,5 Milliarden. Die helfen - und das 
soll man doch sag~n - immerhin mehr als 30 000 
Arbeitsplätze in Osterreich abzusichern. Die Post 
ist damit - das soll man nicht gänzlich aus den 
Augen verlieren - ein erstrangiger Wirtschafts
faktor für unser Land. Das ist, glaube ich, erwäh
nenswert, und das soll man auch anführen. 

Mit der Novellierung dieses Fernmeldeinvesti
tionsgesetzes wird nicht nur erreicht, daß im Ar
beitsbereich der Post - ich darf es vielleicht 
volkstümlich formulieren - "alles in Butter" ist, 
sondern damit wird auch ein Beitrag zur Konsoli
dierung des Bundeshaushaltes geleistet. Bisher 
wurden nämlich diese Investitionsausgaben für 
die Post und auch für den Postautosektor aus dem 
Bundeshaushalt getätigt. Längerfristig wird es 
aber sicher notwendig sein, für die Investitionen 
in diesem Bereich eine sinnvolle betriebswirt
schaftliehe Finanzierung sicherzustellen. (Ruf bei 
der ÖVP: Gaal zum Telefon.') 

Meine Damen und Herren! Ich sehe in dieser 
Novelle nicht eine Einzelmaßnahme, sondern 
eine weitere logische Stufe einer sinnvollen Ent
wicklung, einer Entwicklung, die dazu geführt 
hat, daß wir heute über ein System verfügen, das 
zur Weltspitze gehörte. Ich glaube. daß wir, wenn 
wir wirtschaftlich denken, diesen vernünftigen 
Weg weitergehen sollen, der in bezug auf die 
Neugestaltung des Fernmeldewesens ein wichti
ger Schritt ist. Ich darf Sie daher ersuchen, dieser 
vorliegenden Novelle Ihre Zustimmung zu geben. 
(Beifall bei SPÖ und Ö VP.) /Ll4 

Präsident Dr. Lichal: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter noch ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen nunmehr zur Ab s tim m u n g 
über den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang 
in 281 der Beilagen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die für 
diesen Gesetzentwurf sind, um ein Zeichen der 
Zustimmung. - Das ist mit Mehrheit angenom
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung erteilen, um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Das ist die M ehr h e i t. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Le
sung a n gen 0 m m e n. 

8. Punkt: Bericht des Verkehrsausschusses über 
die Regierungsvorlage (234 der Beilagen): Ver
trag zwischen der Republik Österreich und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die 
Auswirkungen des Betriebs bestehender grenz
naher Flugplätze auf das Hoheitsgebiet des ande
ren Vertragsstaates (310 der Beilagen) 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zum 8. Punkt der Tagesordnung: Bericht des Ver
kehrsausschusses über die Regierungsvorlage 
(234 der Beilagen): Vertrag mit der Schweiz über 
die Auswirkungen des Betriebs bestehender 
grenznaher FLugplätze auf das Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaates (310 der Beilagen). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Lu
kesch. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Dr. Lukeseh: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich erstatte den Bericht des Ver
kehrsausschusses über die Regierungsvorlage 
(234 der Beil~ßen) über einen Vertrag zwischen 
der Republik Osterreich und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Auswirkungen des 
Betriebs bestehender grenznaher FlugpLätze auf 
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates. 

Auf dem schweizerischen Flugplatz Altenrhein 
wurde im Jahr 1990 ein Instrumentenlande
system ILS errichtet. Für ILS-Anflüge ist die Be
nützung des österreichischen Luftraums erforder
lich. 

Der Vertrag schafft die Voraussetzungen für 
den Betrieb einer regelmäßigen Flugverbindung 
Altenrhein- Wien durch ein österreichisches 
Luftverkehrsunternehmen. 

Der Verkehrsausschuß hat die Regierungsvor
lage in seiner Sitzung am 28. November 1991 der 
Vorberatung unterzogen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ver
kehrsausschuß somit den An t rag, der Natio
nah"at wolle beschließen: 

Der Abschluß des Vertrages zwischen der Re
publik Österreich und der Schweizerischen Eid
genossenschaft über die Auswirkungen des Be
triebs bestehender grenznaher Flugplätze auf das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates wird 
genehmigt. 

Herr Präsident! Für den FalL daß Wortmel
dungen vorliegen, ersuche ich, die Debatte fort
zusetzen. 

Präsident Dr. Lichal: Ich danke dem Herrn Be
richterstatter für seine Ausführungen. Zum Wort 
gemeldet hat sich Herr Abgeordneter Anschober. 
Ich erteile es ihm. 
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0.26 

Abgeordneter Anschober (Grüne): Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Hohes Haus! Herr 
Minister! Sie wissen, selten bezichtige ich Sie der 
Oberflächlichkeit bei Gesetzen, aber dieses sei ge
sagt - kurze Replik, z':'Yei Sätze zu vorhin -: 
Verbindungsfehlerrate, Osterreich stehe an der 
Spitze. Laut AT&T 26. Platz, laut OECD eine 
Vervielfachung im Vergleich zu Deutschland. 
Frankreich oder auch der Türkei. 

Soweit nur zu vorhin und zur Oberflächlich
keit, um das einmal ein bißchen klarzustellen. Ich 
kann Ihnen die Studien vorliegen. auch das "pro
fil" hat in seiner Nummer, die vom Kollegen Lu
kesch zuerst angesprochen wurde, diese Statisti
ken gebracht und diese internationalen Verglei
che angestellt. 

Nun zum aktuell vorliegenden Problembereich, 
auch wenn die Stunde vorgeschritten ist. Ich wer
de versuchen, mich wirklich kurz zu fassen. Es 
sind Abertausende Menschen in der Grenzregion 
Vorarlbergs und der Schweiz von diesem Pro
blembereich betroffen. 

Wir haben beim Bericht schon gehört, worum 
es konkret geht. Es geht um den Flughafen Alten
rhein, der in äußerster Grenznähe stationiert ist, 
und um das Instrumentenlandesystem ILS, das 
seit 1990 fertig eingerichtet ist. aber erst mit der 
Genehmigung Österreichs funktionieren kann. 

Dieser Flughafen bedeutet von der ökologi
schen Situation her für die Anrainer eine enorme 
Zusatzbelastung. Sie wissen, es gibt etliche Bür
gerinitiativen, zig Gemeinden haben dagegen 
Proteste eingereicht. (Abg. Dr. Sc h w im m er: 
Die zählen Sie nur altf. die zig Gemeinden!) Alle 
betroffenen Gemeinden, alle betroffenen Ge
meinden, Herr Kollege! 

Weil Sie den Kopf schütteln wegen der ökologi
schen Belastung: Wir haben allein im Jahr 1985 
eine Gesamtbelastung bei den Kohlenwasserstof
fen von rund 250 Tonnen gehabt. Das ist eine ge
waltige Zahl. die man nicht verharmlosen darf, 
die man als gravierend einschätzen muß. In dem 
vorliegenden Vertragswerk wird ausschließlich 
auf den Lärm eingegangen. Der Lärm wird limi
tiert und bei der Emissionsbelastung aus dem Jah
re 1988 bei 50 Dezibel fixiert. Das Problem ist in 
diesem Bereich nur, daß all die zusätzlichen 
Lärmerreger, die in dieser Region vorhanden sind 
- ich spreche damit nur die Schweizer Autobahn 
und ähnliches an -, nicht inkludiert sind, das 
heißt, wir begehen einen Fehler im Lärmbereich 
- wie so oft im Umweltbereich -, indem wir 
statt der Immissionssituation rein die Emissions
situation vertraglich festhalten. - Das ist der er
ste Problembereich. 

Der zweite Problembereich ist: Die gesamte 
Schadstoffpalette spielt in diesem Vertragswerk 
keine Rolle, bei einer technologischen Entwick
lung, die in Zukunft natürlich in Richtung lärm
ärmerer, lärmreduzierter Flugzeuge geht. Das 
heißt, ich kann bei Auffüllen dieser 50 Dezibel 
die Anzahl, die Menge der dort frequentierenden 
Flugzeuge in Zukunft erhöhen. 

Das ist der Punkt. Das heißt, die Umweltbela
stung als solche kann für die Betroffenen zuneh
men, obwohl die Betroffenen der Meinung sind, 
daß sie ohnehin jetzt schon zu viel sei. 

Da bin ich jetzt beim Punkt der Bürgerbeteili
gung angelangt, und da ist meine Hauptkritik an 
diesem Bereich. Es gibt Resolutionen der betrof
fenen Rheintalgemeinden, die sich vehementest 
gegen diesen Vertrag gewehrt haben. (Abg. Dr. 
Sc h w im m e r: Welche Gemeinden?) Alle drei 
Rheintalgemeinden. Herr Koltege, es ist ja viel zu 
spät! Es ist ja viel zu spät! (Abg. Dr. Sc h w im -
m e r: Sagen Sie mir die Namen der Gemeinden!) 
Im Gegensatz zu Ihnen war ich vor Ort und habe 
mir das angeschaut, Herr Kollege. (Abg. Dr. 
Sc h w im m e r: Sie haben keine Ahnung von der 
Geographie Vorarlbergs! - Abg. Dr. N eis s e r: 
Er weiß keine!) Herr Kollege, tun Sie nicht pole
misieren! 

Die Bürger haben Resolutionen an elie betref
fende Landesregierung abgeschickt. (Abg. Dr. 
Sc h w i rn In e r: Ich möchte den Namen einer Ge
meinde hören.') Die betreffende Landesregierung 
hat dies negiert und hat die Rechnung präsentiert 
bekommen. Die Bürgerinitiativen haben bei den 
Gemeinderatswahlen kandidiert (Abg. Dr. 
Sc h w im m e r: Zig Gemeinden haben Sie gesagt.' 
Eine Blamage ist diese Rede!) und haben dort 
Spitzenergebnisse von bis zu 23 Prozent in einer 
betroffenen Gemeinde unter dem Titel "Achtung 
Altenrhein" kassiert. (Abg. Klara MOL te r: Das 
ist gar nicht wahr.' - Abg. Dr. Sc}z w i m m e r: 
Welche Gemeinden? Sagen Sie mir die Namen ei
ner Gemeinde.') Sie kennen die drei Gemeinden 
hoffentlich, denn ich nehme an, daß Sie sich in
tensiv vorbereiten: Es ist die Gemeinde Gaißau, 
es ist die Gemeinde Fussach, und es ist die Ge
meinde Höchst, Herr Kollege. Ich hoffe. Sie sind 
hiermit zufrieden. Das (Abg. Dr. Sc }z w im m er: 
Das sind zig Gemeinden?) sind die direkt betroffe
nen, Herr Kollege. aber Sie gehen offensichtlich 
über Tausende Menschen einfach drüber. Das 
nehme ich hier zur Kenntnis. Das ist Bürgerbetei
ligung auf österreichiseh, Herr Kollege. Tausende 
Betroffene! Diese drei Gemeinden haben vehe
mentest protestiert. 

Ich glaube, die Art und Weise, wie dann weiter 
vorgegangen wurde. ist auch bemerkenswert. Das 
ist jetzt nicht die Schuld des Verkehrsministeri
ums, sondern das trifft in diesem Bereich die Vor
arlberger Landesregierung. Man hat es nicht ein-
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mal der Mühe wert gefunden, die Briefe der be
troffenen Bürger, die Briefe der Bürgerinitiativen 
zu beantworten, worin sie darum gebeten haben, 
zumindest die Ergebnisse der Lärmmessungen zu 
erfahren. Nicht ein Antwortschreiben darauf 
hat es gegeben! Im Gegenteil, es gibt keine Ge
sprächsbasis, es gibt kein Ernstnehmen der be
troffenen Bürger. So kann man im Umfeld eines 
modernen Vertragswerkes nicht mit engagierten 
Bürgern, die sich gegen eine Verschlechterung ih
rer Lebensqualität wehren, umgehen. So geht das 
heute nicht mehr! 

Schauen wir uns an, was Österreich im Gegen
zug zu dieser Zustimmung zu diesem neuen 1n
strumentenlandesystem geboten wurde, wozu 
eben die österreichische Zustimmung unbedingt 
notwendig ist. Ich muß sagen. das ist sehr dürftig. 
Es riecht mir nach Kuhhandel, es riecht mir da
nach, daß die Betriebsbewilligungen für die 
Rheintalfluglinie de facto das Gegengeschäft und 
das Gegengeschenk für Österreich gewesen sind. 

Zusammengefaßt: Über Bürgerinteressen wur
de hinweggefahren, es erfolgte eine viel zu ober
flächliche ökologische Bestandsaufnahme, es gibt 
keine Kontingentierungen und keine Schadstoff
begrenzungen. (Abg. Klara MOll e r: Das stimmt 
doch nicht.') Einzig und allein der Lärmbereich ist 
geregelt, und auch der nicht effizient genug. Das 
ist viel zuwenig! So kann man mit den Betroffe
nen nicht umgehen! - Danke. (Beifall bei den 
Grünen.) tU,", 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge
meldet ist Herr Abgeordneter Roppert. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

0.34 
Abgeordneter Roppert (SPÖ): Herr Präsident! 

Herr Bundesminister! Meine Damen und Herren! 
Hohes Haus! Ich will nicht zu lange auf meinen 
Vorredner eingehen, aber einige Dinge möchte 
ich doch relativieren. 

Dieser Vertrag regelt die Nutzung des österrei
chischen Luftraumes bei Anflugverfahren, Ab
flugverfahren, die auf dem Flughafen Altenrhein 
stattfinden, nur dann, wenn diese Anflugverfah
ren und Abflugverfahren aufgrund meteorologi
scher Bedingungen in Richtung Osten durchge
führt werden müssen. Darüber hinaus ist den Be
dürfnissen der Lärmgeschädigten oder der Leute, 
die sich durch den Lärm belästigt fühlen, in der 
Form Rechnung getragen worden, daß eine Limi
tierung der Flugbewegungen von staatlichen 
Flugzeugen der Schweiz auf lediglich 75 Flug
bewegungen im Jahr erfolgt ist. 

Meine Damen und Herren! Meine Fraktion be
grüßt diesen Vertrag, weil es ein Beitrag dazu ist, 
in einem grenznahen Bereich im Luftverkehr 
mehr Sicherheit zu bringen, und nicht zuletzt 

auch deswegen, weil dieser Vertrag Gegenseitig
keitsrechte einräumt. Sollte irgendwann einmal 
am Flugplatz in Hohenems das Bedürfnis beste
hen, für Flugbewegungen - gleichfalls nur aus 
Sicherheitsgründen - schweizerischen Luftraum 
zu beanspruchen, würde dies auch gewährt wer
den. 

Darüber hinaus - das hat der Berichterstatter 
schon gesagt - ist die Möglichkeit gegeben, ei
nem österreichischen Luftfahrtsunternehmen für 
eine Linienverbindung von AItenrhein nicht un
günstigere Start- und Landebedingungen einzu
räumen als eigenen Luftfahrzeugen, wenn diese 
Linienverbindung als Zielflughafen einen öster
reichischen Binnenflughafen aufweist. 

Meine Damen und Herren! Herr Bundesmini
ster! Ich möchte aber darüber hinaus diesen Ver
trag zum Anlaß nehmen, um als Funktionär des 
österreichischen ASKÖ-Flugsportverbandes, aber 
auch des Aeroclubs die Bitte an das Bundesmini
sterium zu richten, daß in weiteren grenznahen 
Bereichen - ich meine da vor allem die Grenzbe
reiche an der ungarischen, aber auch jene an der 
tschechoslowakischen Grenze - heute noch be
stehende Flugbeschränkungsflächen, die interna
tional mit LO R 14 bezeichnet werden, aufge
weicht werden, daß Erleichterungen über bilate
rale Verträge, vorerst in Gesprächen. geschaffen 
werden, daß Erleichterungen für die allgemeine 
Luftfahrt angestrebt werden, und zwar nicht nur 
in diesen "restricted areas", sondern auch im 
grenzüberschreitenden Flugverkehr der allgemei
nen Luftfahrt. 

Herr Bundesminister! Ich darf Sie bitten -
diesbezügliche Kontakte sind ja schon hergestellt 
worden -, mit den Behörden von Ungarn und 
mit den Behörden der Tschechoslowakei in dieser 
Richtung Gespräche zu führen. 

Daß hier Fortschritte möglich sind, hat nicht 
zuletzt die Weltmeisterschaft im Segelflug vor 
zwei Jahren in Wr. Neustadt gezeigt, als die 
Grenzen für diese Veranstaltung offen waren, 
und das zu einem Zeitpunkt, als in Ungarn noch 
sowjetische Besatzungstruppen stationiert waren. 

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Meine 
Fraktion wird diesem Vertrag gerne die Zustim
mung geben. - Danke. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) 0.37 

Präsident Dr. Lichal: Als nächster zu Wort ge
meldet ist Herr Abgeordneter Ing. Schwärzler. 
Bitte schön. 
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Ing. Schwärzler 

0.37 
Abgeordneter Ing. Schwärzler (ÖVP): Sehr ge

ehrter Herr Präsident! Herr Bundesminister! Ho
hes Haus! Den Inhalt des Vertrages hat der Be
richterstatter sehr eingehend erklärt. Ich kann 
mich daher mit dem Kollegen Anschober ausein
andersetzen. 

Auch wenn Kollege Anschober diesem Staats
vertrag keine Zustimmung gibt, sage ich als Ver
treter von Vorarlberg ein sehr klares Ja zu diesen 
Staatsvertrag, weil verschiedenen Interessen 
Rechnung getragen wurde: 

erstens dem Interesse der Vorarlberger Bevöl
kerung, eine Flugverbindung von Vorarlberg 
nach Wien zu haben, 

zum zweiten auch dem Interesse, eine Verbes
serung für die dortige Wohnbevölkerung zu er
zielen. 

Es stimmt nicht, wie dies der Herr Anschober 
hier dargestellt hat, nämlich daß keine Begren
zungen stattfinden. Es gibt eine Einschränkung 
des Flugbetriebes, es gibt eine Einschränkung des 
Fluglärmes, es gibt eine Einschränkung bei der 
Anzahl der Flüge. es gibt eine Einschränkung bei 
der Zeitbegrenzung, und es ist auch geregelt, daß 
der Anflug von Westen erfolgen muß. 

Dadurch hat die dortige Bevölkerung in Zu
kunft mehr Lebensqualität, weil auch die Bestim
mungen des Jahres 1988 festgeschrieben sind. In 
diesem Sinne ist es für das Land Vorarlberg und 
für die dortige Bevölkerung eine Verbesserung. 
- Danke schön. (Beifall bei ÖVP, SPÖ und 
FPÖ.) 0.38 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein Schluß
wort? - Das ist nicht der Fall. Er verzichtet. 
(Abg. Dr. F uhr In an 11: Aber nur ausnahmswei
se.') 

Ich lasse jetzt über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß des gegenständlichen Staatsvertra
ges in 234 der Beilagen die Genehmigung zu er
teilen, a b s tim m e n. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist mit M ehr h e i t a n g e -
no m me n. 

9. Punkt: Regierungsvorlage: Protokoll 1990 be
treffend die Änderung des Übereinkommens 
über den internationalen Eisenbahnverkehr 
(COTIF) vom 9. Mai 1980 (238 der Beilagen) 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zum 9. Punkt der Tagesordnung: Regierungsvor-

l~ge: Protokoll 1990 betreffend die Änderung des 
Ubereinkommens über den internationalen Ei
senbahnverkehr. 

Von der Vorberatung in einem Ausschuß wur
de gemäß § 28a der Geschäftsordnung Abstand 
genommen. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Daher 
ist die Debatte geschlossen. 

Gemäß § 65 der Geschäftsordnung gelangen 
wir nunmehr zur Ab s tim m u n g. 

Gegenstand ist die Genehmigung des Abschlus
ses des gegenständlichen Staatsvertrages in 238 
der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren. die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist Ein s tim m i g k e i t. A n -
gen 0 m me n. 

10. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (248 der Beilagen): 
Bundesgesetz, mit dem das Landeslehrer-Dienst
rechtsgesetz geändert wird (305 der Beilagen) 

Präsident Dr. Lichal: Nunmehr gelangen wir 
zum 10. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz. 
mit dem das Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz ge
ändert wird. 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordneter Kiss. 
Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. (Abg. Dr. 
A n t 0 11 i: Maximal 20 Minllten.' - Abg. Dr. 
H ö c h t I: 20 Sekunden.') 

Berichterstatter Kiss: Herr Präsident! Hohes 
Haus! Gegenstand des vorliegenden Gesetzent
wurfes sind Änderungen des Dienstrechtes der 
Landeslehrer, die eine Anpassung an das Beam
ten-Dienstrechtsgesetz 1979 in der Fassung der 
Beamten-Dienstrechtsgesetz-Novelle 1991 zum 
Ziele haben. Diese betreffen die Mitverwendung 
eines Landeslehrers in einer Schule im Ausland, 
das Rechtsmittelverfahren in Dienstrechts- und 
Disziptinarangelegenheiten. eine effizientere Ge
staltung des Disziplinarrechtes und die dienst
rechtliche Stellung von Fremdsprachenlehrern. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungs
vorlage am 27. November 1991 in Verhandlung 
gezogen und nach Wortmeldungen mit Mehrheit 
beschlossen, dem Hohen Hause die Annahme des 
Gesetzentwurfes in der von den Abgeordneten 
Matzenauer, Mag. Dr. Höchtl, Gratzer und Chri
stine Heindl vorgeschlagene Fassung zu empfeh
len. 

Ein von der Abgeordneten Christine Heindl 
eingebrachter Entschließungsantrag fand nicht 
die Zustimmung der Ausschußmehrheit. 
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Berichterstatter Kiss 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ver
fassungsausschuß somit den An t rag, der Na
tionalrat wolle dem dem schriftlichen Ausschuß
bericht angeschlossenen Gesetzentwurf die ver
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Herr Präsident! Dies mein Bericht. 

Präsident Dr. Lichal: Danke, Herr Berichter
statter, für diese Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter ei
nem durchgeführt. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Abgeordneter 
Dr. Antoni. Ich erteile es ihm. (Abg. Dr. 
5 c h w im m e r: Eine halbe Minute.') 

(JA3 

Abgeordneter Dr. Antoni (SPÖ): Herr Präsi
dent! Herr Bundesminister! Sehr geehrte Damen 
und Herren des Hohen Hauses! Das heute zu än
dernde Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz regelt. 
wie wir gehört haben, in erster Linie die Möglich
keit der Mitverwendung von Landeslehrern im 
Ausland. (Abg. Dr. Sc h w i m m e r: Wir stimmen 
zu.' Wir sind iiberzeugt! Wir brauchen nicht über
zeuge zu werden.') 

Diese Gesetzeskorrektur, sehr geehrte Damen 
und Herren, ist für mich nicht nur eine erforderli
che Anpassung an das Beamten-Dienstrechtsge
setz, sondern sie stellt darüber hinaus einen ganz 
wichtigen Schritt zur Verbesserung und Förde
rung des interkulturellen Verständnisses dar. 

Wir sind heute schon einmaL in sehr dramati
scher Weise, wie ich meine, damit konfrontiert 
worden, wie wichtig interkulturelle Verständi
gung und multikulturelles Verständnis sind. Ich 
glaube, daß das österreich ische Bildungswesen 
von all diesen Erscheinungen in ganz besonderer 
Weise betroffen ist. und es ist eine Notwendigkeit, 
daß wir uns diesen Problemen mit Dynamik und 
mit Kreativität stellen. Gerade dieses Gesetz bie
tet dazu Möglichkeiten in reichem Ausmaß. 

Die .~ooperation und die Beziehungen zwi
schen Osterreich und seinen Nachbarstaaten im 
Bereich des Bildungswesens und im Bereich der 
interkulturellen Verständigung können durch 
dieses neue Landeslehrer-Dienstrecht ganz we
sentlich intensiviert und verbessert werden. (Bei
fall bei der SPÖ. - Abg. Dr. K hoL: Ich kOfrune 
zum Schluß, hat der nächste Satz zu lauten!) 

Wir geben diesem Gesetz unsere Zustimmung 
in der Überzeugung, daß damit eine Diskussion 
in Gang gesetzt wird. die im bildungspolitischen 
und interkulturellen Bereich eine sehr große Be
deutung hat. - Danke schön. (Beifall bei SPÖ 
und ÖVP.J 0.45 

Präsident Dr. Lichal: Zu Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter noch ein 
Schlußwort? - Er verzichtet. 

Wir kommen jetzt zur A b s tim m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 305 
der Beilagen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die für 
diesen Gesetzentwurf sind, um ein Zeichen der 
Zustimmung. - Das ist mit Mehrheit angenom
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem vor
liegenden Gesetzentwurf auch in dritter Lesung 
ihre Zustimmung erteilen, um ein diesbezügliches 
Zeichen. - Das ist die Me h r h e i t. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter Le
sung a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Antrag auf Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses 

Präsident Dr. Lichal: Wir gelangen nunmehr 
zur Verhandlung über den Antrag der Abgeord
neten Ute Apfelbeck und Genossen auf Einset
zung eines Untersuchungsausschusses betreffend 
die im Zusammenhang mit dem Wahrnehmungs
bericht des Rechnungshofes betreffend AST AG 
erhobenen und vermutlich auch auf andere Son
derfinanzierungsgesellschaften zutreffenden Vor
würfe. 

Da dieser Antrag inzwischen an alle Abgeord
neten verteilt wurde, braucht eine Verlesung 
durch einen Schriftführer nicht zu erfolgen. 

Der Ancrag hat folgenden WortLaut: 

Antrag 

der Abgeordneeen Ure Apfelbeck, Klara Matter, 
lng. Murer und Genossen auf Einsetzung eines Un
tersuchungsausschusses gemäß § 33 GaG zur Un
tersuchung der im Zusammenhang mit dem Wahr
nehmungsbericht des Rechnungshofes betreffend 
"ASTAG" erhobenen und vermutlich auch auf an
dere Sonderfinanziertlflgsgesellschaften zutreffen
den Vorwürfe. 

Der Nationalrat ~voLle beschließen: 

Zur Uncersuchung folgender Beratllngsgegen
stände ~vird ein Ul1lersuchungsausschuß eingesetzt: 

I. Uncersuchung der politischen Verancwortung 
jener obersten Organe, die öffencliche Mittel für 
SlraßenbausondergeseLlschaften ohne ausreichen-
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de Sicherung der widmungsgemäßen Verwendung 
dieser Mittel zur Verfügung gestellt haben. 

2. Untersuchung der mit der Finanzierung und 
Erhaltung von Straßen, die von Sonderfinanzie
rungsgesellschaften errichtet werden, verbundenen 
Regierungsgeschäfte. 

Begründung 

Der Rechnungshof hat hinsichtlich der Wahr
nehmung öffentlicher Aufgaben im Zusammen
hang mit dem Bau von Straßen und Autobahnen 
durch Sonderfinanzierungsgesellschaften in meh
reren Berichten jeweils gleichartige Vonl.'ürfe er
hoben: 

1. Überbürokratisierung, teurere VerwallUngs
und höhere Personalkosten gegenüber einer Wahr
nehmung dieser Aufgaben in Form der PrivaHvirt
schaflsverwaltung des Bundes; 

2. Verletzung oder Nichtbeachwng von Verga
benormen; 

3. Mangelnde Objektivität bei Vergabeemschei
dungen; 

4. Inkorrekte Abrechnungspraxis; 

5. Nahebeziehungen zwischen Organen von 
Straßenbausondergesellschaften und Organen auf
lragnehmender Firnten beziehungsweise Nahebe
ziehungen zu Beamten, denen die Vergabe von 
Förderungsmitteln oder deren Herbeiführung 
möglich ist. 

Diese Feststellungen finden sich in mehreren 
Reclmungshofberichten. Der Nationalrat sollte 
sich daher verantwortungsbe~1/ußt mit dern Ge
samtbild der Sonderfinanzierungsgesellschaften im 
Rahmen eines Untersuchllngsausschusses befassen. 
Die bisherige Befassllng mit Einzelberichten des 
Rechnungshofes im Rechnungsho[-Un
ter/Ausschuß hat wegen der dort nicht bestehenden 
Wahrheitspflicht der Auskunflspersonen lnforrna
lionen erbracht, die nicht der objektiven Wahr
heitsfindung dienten. 

Der Nationalrat kann nicht zulassen, daß seine 
allf~1/endige Tätigkeil im Rechnungshof-Un
ter/Ausschuß und im Plenum flur dazu führt, daß 
die unreflektierten, nicht verifizierten, nicht einmal 
inhaltlich auf Schlüssigkeit geprüften Aussagen 
formal den .. Unschuldsbeweis" tür die formal Ver
antwortlichen liefern. Denn mit der Beschlußfas-

sung des Nationalrates wird den Verantwortlichen 
die "Entlastung" erteilt. 

Der Nationalrat hat bei seiner Beschlußtassung 
mit der Sorgfalt eines ordentlichen Politikers vor
zugehen. Er hat seine Kontrollaufgabe gegenüber 
Regierungs- und Amtsgeschäften gemäß Art. 52 
Abs. 1 B-VG mit der Sorgfalt eines objektiven 
Kontrollorgans wahrzunehmen. Das scheint dann 
nicht gewährleistet, wenn dieser " Entlastungsbe
schluß" durch den Nationalrat geJaßt wird, ob
wohl bekannt und ullstrütig ist, daß im Fall aller 
bisher geprüften Sonderfinanzierungsgesellscha[
ten die immer gleichen Vorwürfe und Kricikpunkte 
vom Rechnungshof geLtend gemacht wurden und 
eine H'eitere Prüfung bei der PAG, einer Sonderge
sellschaft, bei der zum Teil derselbe Personenkreis 
wie bei der ASTAG in Führungspositionen tätig ist 
und solange Widersprüche in den Aussagen im Un
terausschuß noch nicht eimnal konkret behandelt 
wurden. 

Es H'ird daher die Einsetzung eines Untersu
chungsausschusses mit foLgender Zusammenset
zung beantragt:.J SPÖ, .J ÖVP, 2 FPÖ, 1 Grüne. 

***** 

Präsident Dr. Lichal: Die Durchführung einer 
Debatte wurde weder verlangt noch beschlossen. 

Wir kommen daher zur A b s tim m u n g 
über den Antrag der Abgeordneten Ute Apfel
beck und Genossen auf Einsetzung eines Unter
suchungsausschusses. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist die M i n cl e r h e i t, also 
ab gel eh n t. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sitzung 
die Selbständigen Anträge 262/A bis 267/A einge
bracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 208111 bis 2094/1 ein
gelangt. 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates be
rufe ich für Donnerstag, den 5. Dezember 1991, 
9 Uhr, mit folgender Tagesordnung ein: 

Bericht des Budgetausschusses über die Regie
rungsvorlage (250 der Beilagen): Bundesfinanz
gesetz für das Jahr 1992 samt Anlagen (300 der 
Beilagen). 
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Zur Beratung kommen: Beratungsgruppe I: In dieser Sitzung findet keine Fragestunde statt. 
Oberste Organe, Beratungsgruppe 11: Bundes
kanzleramt mit Dienststellen sowie Föderalismus 
und Frauenfragen sowie Beratungsgruppe V: Ju
stiz. Die jetzige Sitzung ist g e s chi 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 0 Uhr 46 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 91 0964 
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